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PROKLA-Redaktion 


Editorial: Kulturkämpfe 


Manche werden sagen, dass wieder mal 
die Sozialdemokratie an allem Schuld ist. 
Jedenfalls erscheint rückblickend die Be- 
hauptung plausibel, dass alles mit einer 
von der Friedrich-Ebert-Stiftung in Auf 
trag gegebenen Studie anfing, die erkun- 
den sollte, welche Sozialmilieus sich über- 
haupt noch von sozialdemokratischer 
Programmatik angesprochen fühlen könn- 
ten. Die beauftragten Forscher/innen 
suchten und fanden - nicht als potenziel- 
les Wählerklientel, sondern als sozial- 
strukturelles Randsegment - das „abge- 
hängte Prekariat“ (Neugebauer 2007, vgl. 
dazu auch den Beitrag von Magdalena 
Freudenschuß). Damit war die Bombe 
geplatzt - es gibt eine Unterschicht in 
Deutschland, und schlimmer noch: es 
gibt eine deutsche Unterschicht. Zwar 
veranstalteten führende Sozialdemokra- 
ten zunächst noch einige verbale Verren- 
kungen, um die Verbreitung des hässli- 
chen Wortes in der öffentlichen Debatte 
nicht zu befördern, und bezichtigten 
„lebensfremde Soziologen“ (Franz Mün- 
tefering) eines typisch realitätsfernen Wis- 
senschaftlergeschwafels. Doch die Diskurs- 
dynamik war nicht mehr zu stoppen: seit 
dem Sommer 2006 schwelt hierzulande 
die Unterschichten-Debatte (vgl. dazu 
auch Stephan Lessenich, „Du bist Unter- 
schicht: Zur Remoralisierung sozialer 
Ungleichheit“, in: PROKLA 145). Männ- 
lich, arbeits- und konfessionslos sowie 
ostdeutsch ist, besagter Studie zufolge, 
das subproletarische Sozialmilieu, das 
zum Kristallisationskern einer sozialen 
Dynamik geworden ist, die sich, so die 


der Konzeption dieses Heftes zugrunde- 
liegende Annahme, analytisch wie poli- 
tisch gewinnbringend als (neuartiger) 
Kulturkampf verstehen lässt. 

In dem damit bezeichneten Konflikt geht 
es um Phänomene sozialer Ungleichheit, 
die nicht im Sinne eines strukturellen - 
ökonomisch bedingten und politisch 
vermittelten - Problems kapitalistischer 
Vergesellschaftung verhandelt, 
kulturalistisch umgedeutet, d.h. auf der 
Ebene kulturalisierender Zuschreibungen 
und kultureller Codes ausgetragen wer- 
den. Auf die Durchsetzung und Verfesti- 
gung dieses politisch-sozialen Verarbei- 
tungsmodus strukturell ungleicher gesell- 
schaftlicher Lebenschancen zielen, so die 
Behauptung, die jüngeren Bemühungen 
einer politisch-intellektuellen „Kommu- 
nikations-Bourgeoisie*“ (Thomas Meyer), 
die in teils koordiniert, teils erratisch an- 
mutender Form an einer öffentlichen De- 
batte arbeitet, deren Ton - so einer der 


sondern 


Protagonisten, der es wissen muss - „an 
Deutlichkeit zunimmt“ (Sarrazin). Eine 
wesentliche den aktuellen Kultur(klassen)- 
kämpfen unterliegende Grundüberzeu- 
gung ist die einer fortschreitenden Aus- 
breitung und Selbstabschließung sozialer 
Lebenswelten, in denen „bürgerliche 
Werte“ und klassisch mittelständische 
Leitbilder der Lebensführung - Leistung 
und Selbstverantwortung, Arbeit und 
Aufstieg - nichts oder jedenfalls immer 
weniger gelten. Stattdessen hätten sich in 
bestimmten sozialen Räumen „Kulturen 
der Abhängigkeit und der Unselbstän- 
digkeit“ etabliert, die für die Institutio- 
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nen und Ideen bürgerlicher Lebensweise 
kaum mehr zugänglich seien (in diesem 
Sinne programmatisch Paul Nolte 2004). 
Weniger hübsch umschrieben zeichnen 
kulturkämpferische Sozialanalysen - so 
etwa im O-Ton eines sich bedroht füh- 
lenden Mitglieds der bundesdeutschen 
Kulturelite - das „Panorama einer neuen 
Unterschicht, die nichts außer Nah- 
rungsaufnahme will und deren analpha- 
betisches Bewusstsein und deren Sich- 
gehen-Lassen zu einer allgemeinen Norm 
zu werden droht, weil es keine Eliten und 
Institutionen mehr gibt, die über ihre 
Funktion hinaus so etwas wie eine kultu- 
relle Alternative setzen“ (so Karl Heinz 
Bohrer, emeritierter Bielefelder Professor 
für Neuere deutsche Literaturgeschichte 
und Herausgeber des Merkur. Deutsche 
Zeitschrift für europäisches Denken, im 
August 2007 im Deutschlandfunk, zit. n. 
von Lucke 2009: 60). 

Zum festen Bestandteil dieser Sozialana- 
lysen gehört auch die Setzung, dass die 
Wurzeln des Problems gerade nicht in 
Strukturen materieller Armut oder öko- 
nomischer Not zu suchen seien, sondern 
umgekehrt im relativen Wohlstand der 
betreffenden Schichten und in der öffent- 
lichen Fürsorglichkeit, die ihnen entge- 
gengebracht werde. In den Blick - und in 
die Kritik - gerät damit (wer hätte es ge- 
dacht?) der versorgende Sozialstaat mit 
seinem, so das immer wieder gern ge- 
zeichnete Zerrbild, hypertroph geworde- 
nen System bedingungsloser Wohltätig- 
keit. Es war Peter Sloterdijk (2009), Pro- 
fessor für Philosophie und Medientheo- 
rie in Karlsruhe, vorbehalten, die im „real 
existierenden Semisozialismus“ des deut- 
schen Sozialstaats etablierten Umvertei- 
lungsstrukturen (seinem eigenen Ver- 
ständnis nach) klassentheoretisch zu le- 
sen und den „Klassenkonflikt“ der Ge- 
genwart auf der Achse zwischen „geben- 
den“ und „nehmenden“, „leistenden“ und 
„empfangenden“ (um nicht zu sagen: 


schaffenden und raffenden) Bevölkerungs- 
teilen zu verorten. In Ausbeutung der 
„Steueraktiven“ unter ihren Bürger/innen 
strebe die deutsche „Lethargokratie“, be- 
herrscht durch „die Große Koalition aus 
Spaß und Stagnation“, in gedankenloser 
Genusssucht „der sozialen Endformel ent- 
gegen: Urlaub, Umverteilung, Adipositas“. 
Die vielzitierte Diagnose einer „spätrö- 
mischen Dekadenz“ in den Niederungen 
Wohlstandsgesellschaft dürfte 
Guido Westerwelle sich also nicht im stil- 
len Kämmerlein seines Ministerbüros am 
Werderschen Markt ausgedacht haben 
(vgl. zu Sloterdijk den Beitrag von David 
Salomon, dokumentiert wird die Debatte 
bei Rehmann/Wagner 2010). 

Diese 


unserer 


Dekadenztendenz erfordert im 
Selbstverständnis der kulturkämpferischen 
Klassen eine politisch-soziale Gegenbe- 
wegung, die nach einer Erneuerung der 
kulturellen Hegemonie der Bürgerlichkeit 
strebt und sich der Rekonstitution mit- 
telständischer Normen und Muster der 
Lebensführung verschreibt. In diesem Sin- 
ne fordert Paul Nolte, politisch-medial 
vielfältig aktiver Berliner Geschichtspro- 
fessor, ein intensives „Bemühen um In- 
klusion“ der zwar mit Transferzahlungen 
versorgten, immateriell aber vernachläs- 
sigten „Kulturen der Marginalität“ (Nolte 
2004: 68f.). Was im Rahmen der ansons- 
ten deutlich offensiver sich gebenden 
Kulturkampfkultur fast nach Fortführung 
des wohlfahrtsstaatlichen Sozialklimbims 
mit anderen Mitteln klingt, trägt bei nä- 
herem Hinsehen deutlich disziplinieren- 
de Züge: Gefragt sei nun ein „präventiver 
Sozialstaat“, der sich der konsequenten 
„Vermittlung kultureller Standards und 
Leitbilder“ widme - was „ohne spürbare 
Zumutungen für die Klienten dieser Poli- 
tik nicht zu haben“ (ebd.: 69) sei. Im 
Hintergrund sehen wir sie vor uns er- 
scheinen, die prototypischen Gestalten 
der Unterschicht: die mit ihrem von den 
Steueraktiven hart erarbeiteten und kalt 
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enteigneten Transfergeld nicht umgehen 
können (vgl. dazu auch den Beitrag von 
Beat Weber), das Falsche essen, sehen 
und - wenn überhaupt - lesen, ihre Kin- 
der schlecht (oder gar nicht) erziehen und 
von bürgerschaftlichem Engagement we- 
der gehört haben noch etwas wissen wol- 
len. Hier ist das - im Zweifel erzwungene - 
Erlernen von Lebensweisen, Verhaltens- 
formen und Konsummustern der bürgerli- 
chen Mittelschichten das politische Gebot 
der Stunde: Der neue Sozialstaat muss ein 
Erziehungsstaat sein, eine Ordnung der 
Erziehung zur Bürgerlichkeit. 

Dass die deutsche Unterschichten-Debatte 
- bislang jedenfalls - so stark auf die ver- 
lorenen Kinder der „nivellierten Mittel- 
standsgesellschaft“ (Helmut Schelsky) fo- 
kussiert war, mag zunächst verwundern. 
Das migrantische Subproletariat und des- 
sen aus Mittelschichtsperspektive gefähr- 
lich-fremde Subkulturen, von den musli- 
mischen Gebetshäusern bis zum hyper- 
maskulinen Gangstarap (vgl. dazu den 
Artikel von Martin Seeliger und Katharı- 
na Knüttel), haben bislang in den kultu- 
rellen Klassenkämpfen noch keine domi- 
nante Rolle gespielt - die offen rassisti- 
schen Parolen von Bundesbankvorstands- 
mitglied Thilo Sarrazin gegen die „kopf- 
tuchtragenden Mädchen“ mit Eltern aus 
dem urbanen „Obst- und Gemüsehandel“ 
(Sarrazin 2009) ausgenommen. Einstweilen 
scheinen die deutschen Mittelschichten 
noch mit sich selbst, ihren unmittelbaren 
sozialen Distinktionsstrategien und Sta- 
tussicherungsbemühungen beschäftigt zu 
sein. Doch schon in dem jüngst mit ei- 
nem Sieg der standesbewussten Gymna- 
sialbourgeoisie (vorläufig) zu Ende ge 
gangenen Hamburger Schulkampf waren 
nicht nur das großbürgerliche Naserümp- 
fen über die unteren Bildungsklassen und 
die hehren sozialen Positionierungsinteres- 
sen der Aufstiegszuversichtlichen unter 
den abstiegsbedrohten Mittelschichts- 
angehörigen wahlentscheidend (vgl. dazu 


den Beitrag von Susanne Draheim, Ale- 
xandra Krause und Tilman Reitz). 

Das Ergebnis war eben auch Ausdruck 
jener verbreiteten Haltung, wie sie dem 
früheren Hamburger Bürgermeister Ole 
von Beust bei seinem (wie auch immer 
strategischen) Einsatz für einen längeren 
gemeinsamen Unterricht von Schü- 
ler/innen aus unterschiedlichen Sozialmi- 
lieus entgegenschlug: „Wir wollen nicht, 
dass unsere Kinder länger als notwendig 
mit Kindern mit Migrationshintergrund 
zur Schule gehen.“ So gesehen, wird der 
Kulturkampf gegen die einheimischen 
Unterschichten wohl nicht singulär und 
auf diesen einen Gegner begrenzt blei- 
ben. Und so gesehen - und die Haltung 
der einschlägigen Medien zur Frage einer 
emanzipatorischen Bildungspolitik in 
Rechnung gestellt - scheint auch die 
Hoffnung auf die kritisch-subversive 
Kraft einer (wahrhaft) „bürgerlichen“ Öf 
fentlichkeit (wie sie von Jasmin Siri in ih- 
rem Beitrag formuliert wird) vielleicht 
etwas zu optimistisch zu sein. Denn in 
der Tat verhält es sich mit dem gut bür- 
gerlichen Bürger nach wie vor so: „Die 
bewahrende Hand, die immer noch ihr 
Gärtchen hegt und pflegt ... 
die, welche dem politischen Flüchtling 
das Asyl verweigert.“ (Adorno 1951: 37) 
Auch dieser Kampf, so will es scheinen, 
geht weiter. 


ist bereits 


Adorno, Theodor W. (1951): Minima Moralia. 
Reflexionen aus dem beschädigten Leben 
(Gesammelte Schriften, Bd. 4), Frank- 
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Lucke, Albrecht von (2009): Propaganda der 
Ungleichheit. Sarrazin, Sloterdijk und die 
neue ‚bürgerliche Koalition’, in: Blätter für 
deutsch und internationale Politik 
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1 So von Beust in einem Interview in der Süd- 
deutschen Zeitung vom 10.7.2010 wiedergege- 
bene Erfahrung: „Ich habe Widerstand erwar- 
tet. Aber nicht so massiv. ... mich hat überrascht, 
dass manche [dies] so unverhohlen sagen.“ 
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PROKLA 161: Machtverschiebungen im Weltsystem (Dezember 2010) 


Die alte Vorstellung, dass Westeuropa und Nordamerika und Japan das Zentrum des ka- 
pitalistischen Weltsystems bilden, Lateinamerika, Asien und Afrika lediglich die Periphe- 
rie, stimmt schon lange nicht mehr. Gerade in der Krise zeigte sich die gewachsene Be- 
deutung Östasiens, aber auch Lateinamerikas: China und Brasilien haben die Weltwirt- 
schaftskrise bislang am besten überstanden. Das gewachsene ökonomische Gewicht 
drückt sich inzwischen auch politisch aus: an die Stelle der G8 sind die G20 getreten, die 
Welthandelsorganisation WTO, in der früher einmal die USA und die EU den Ton ange- 
ben konnten, ist durch die gewachsene Macht der BRIC-Staaten (Brasilien, Russland, In- 
dien, China) weitgehend gelähmt und der Internationale Währungsfonds bekommt durch 
neu gegründete Fonds in Asien und Lateinamerika Konkurrenz. Was bedeutet aber dieser 
Aufstieg von Teilen der früheren Peripherie für die Dynamik des kapitalistischen Weltsys- 
tems? Gibt es tatsächlich einen schleichenden Niedergang der bisherigen Hegemonial- 
macht USA? Findet abermals ein Wettlauf um die Aneignung der Rohstoffe Afrikas statt, 
diesmal jedoch mit China als wichtigstem Akteur? Entsteht durch die wachsende Konkur- 
renz eine neue sowohl ökonomische als auch ökologische Krisendynamik in der Welt- 
wirtschaft? Wie und mit welchen Auswirkungen auf den Rest der Welt entwickeln sich die 
Klassenkämpfe in China und Indien - inzwischen die beiden größten kapitalistischen 
Länder der Erde? Und nicht zuletzt ist die Frage zu stellen, wie dieser Wandel überhaupt 
erfasst werden kann, welche theoretischen Konzepte sind dazu nötig? 


PROKLA 162: Nie wieder Krieg? (März 2011) 


Für einen kurzen historischen Moment schien es, als würde Deutschland - nachdem es 
zwei Weltkriege begonnen und verloren hatte - die Möglichkeit je wieder Krieg zu führen 
ein für allemal genommen. Demontage, Demilitarisierung, Denazifizierung, Demokratisie- 
rung und Dezentralisierung lauteten die fünf Ziele der Alliierten im Nachkriegsdeutsch- 
land. Doch bereits 1951 begann der zunächst paramilitärische Wiederaufbau eigener 
Streitkräfte, fünf Jahre später erhielt Deutschland mit der Bundeswehr auch formal ein ei- 
genes Militär. Doch blieb Deutschland bis zur Wiedervereinigung ein vergleichsweise 
‚unmilitärischer’ Staat. Nach 1989 änderte sich dies schnell und umfassend. Gegenwärtig 
beteiligt sich Deutschland mit insgesamt fast 7000 Soldaten an Auslandseinsätzen in zahl- 
reichen Ländern. Die Remilitarisierung deutscher Außenpolitik im Schatten der EU und 
neuer NATO-Strategien erfolgte dezent, aber zielgerichtet. PROKLA 162 fragt nach den 
unterschiedlichen politischen Dynamiken, die mit der Remilitarisierung der deutschen 
Außenpolitik einhergehen. Wie ist sie abgelaufen, wer waren ihre Akteure? Gegen welche 
Gegner kämpft die Bundeswehr? Welche Rolle spielt dabei die EU? 


Jasmin Siri 


Die Halbierung der Bürgerlichkeit 
Zur Form „neo-bürgerlicher” Diskurse in der 
massenmedialen Öffentlichkeit' 


„Seitdem die alte Bürgerklasse abgedankt hat, führt beides sein Nachleben im 
Geist der Intellektuellen, die die letzten Feinde der Bürger sind und die letzten 
Bürger zugleich. Indem sie überhaupt noch denken gegenüber der nackten Re- 
produktion des Daseins sich gestatten, verhalten sie sich als Privilegierte; in- 
dem sie es beim Denken belassen, deklarieren sie die Nichtigkeit ihres Privi- 
legs. Die private Existenz, die sich sehnt, der menschenwürdigen ähnlich zu 
sehen, verrät diese zugleich, indem die Ähnlichkeit der allgemeinen Verwirkli- 
chung entzogen wird, die doch mehr als je zuvor der unabhängigen Besinnung 
bedarf. Es gibt aus der Verstricktheit keinen Ausweg.“ (Adorno 2003: 28f.) 


In der Wochenzeitung Freitag diagnostiziert Stephan Lessenich einen Kultur- 
kampf der gehobenen Stände gegen die „Unterschicht“ (Lessenich 2009a: 11). 
Sein Artikel steht hier im Sinne einer einführenden Illustration stellvertretend 
für viele KritikerInnen des im Folgenden behandelten Diskurses. Das „Lob der 
Ungleichheit“ und der „gehobene Rassismus“ eines Thilo Sarrazin lassen sich 
für Lessenich als „Begleitprogramm zu einem liberalkonservativen Regierungs- 
wechsel“ lesen. 

Die ProtagonistInnen der „neuen“ Bürgerlichkeit - Lessenich spricht dem 
Phänomen einen Bewegungscharakter zu - setzen nicht auf Inklusion, sondern 
auf Exklusion. Und in der Konsequenz fordert er eine anti-bürgerliche Gegen- 
bewegung, welche sich aus den Unterschichten speisen solle. Tatsächlich fin- 
den in den massenmedialen Angeboten der BRD aktuell Diskurse statt, die die 
Bedingungen des liberalen Rechts- und Wohlfahrtsstaats in einer neuen Form 
diskutieren: Das Recht auf Transferleistungen wird offen in Frage gestellt. Peter 
Sloterdijks Auslassungen über den sozialdemokratisierten Parlamentarismus er- 
innern an Carl Schmitts antiparlamentaristische Schriften, seine Kritik an der 
„political correctness“ der Debattenkultur der BRD an dessen Diagnose, die 
BRD nach 1945 unterliege einer „Tyrannei der Werte“. 


1 Ich danke Marcel Lewandowsky, Andreas Thomsen, Stephan Lessenich, Victoria von Grod- 
deck und Martin Stempfhuber für Anmerkungen und Korrekturen. Auch Elmar Koenen sei 
herzlich gedankt: für zahlreiche Diskussionen, systematisierende Kritik und unbezahlbare 
Lektürehinweise zum Thema. 
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Die folgende Analyse setzt an der Diagnose der „neuen“ Bürgerlichkeit an, er- 
weitert und diskutiert sie soziologisch. Sie setzt strategisch vor der Gesell- 
schaftskritik an, um deren erkenntnistheoretische Voraussetzungen am empiri- 
schen Fall zu diskutieren. Ich werde versuchen, mich der Diagnose des „neo- 
bürgerlichen Kulturkampfes“ durch eine Abgrenzung und Schärfung des 
zugrunde liegenden begrifflichen Instrumentariums zu nähern. Aus einer so- 
ziologischen Perspektive ist es dabei angebracht, zunächst drei Begriffe der 
Bürgerlichkeit voneinander abzugrenzen. 


1. Drei Begriffe der Bürgerlichkeit 


Soziologisch referiert der Begriff der „bürgerlichen“ Gesellschaft zunächst 
nicht auf die Entdeckung des Bourgeois als einer politisch anschlussfähigen 
Kategorie, auf kapitalistische Verwertungslogik oder auf den Leistungsgedan- 
ken, sondern vor allem auf die Genese und Dekonstruktion des Subjekts, auf 
die Paradoxie, dass dieses erst in einer bürgerlichen Gesellschaft lokalisierbar 
wird. Die Freisetzung von Individuen aus ihren ständischen Schranken bringt 
die Frage nach der Vermittlung von Einzelwesen - die Frage nach der Kollek- 
tivität - hervor und daraus resultierend Gesellschaftstheorien, die die Span- 
nungen und Problemlagen einer sich ausdifferenzierenden Weltgesellschaft 
thematisieren und analysieren (vgl. Riedel 1969, Lepsius 1988, Koenen 2001). 
Die Soziologie ist in dieser Perspektive ein Kind der bürgerlichen Gesellschaft 
- und soziologische Theorien sind (im ideengeschichtlichen Sinne) bürgerliche 
Theorien (erste Dimension des Begriffs). 

Welche Formen - darum soll es in diesem Text gehen - nehmen die Selbstbe- 
schreibungen der Protagonisten des neuen Diskurses und ihre Texte an? Mit 
welchem (empirischen) Begriff der Bürgerlichkeit operieren sie (zweite Dimen- 
sion des Begriffs)? Material für die Untersuchung dieser Frage bieten massen- 
mediale Darstellungen reichlich: Die Sloterdijk-Honneth-Debatte oder die In- 
szenierung des Vorwurfs „spätbürgerlicher Dekadenz“ gegenüber den Beziehe- 
ıInnen von SGB-I-Leistungen sind nur zwei prägnante Beispiele. Eine sozio- 
logische Perspektive, die sich für „Neo-Bürgerlichkeit“ interessiert, kommt also 
erstens nicht umhin, den gesellschaftstheoretischen Rahmen zumindest grob 
abzustecken und zweitens die Eigenlogik konkreter empirischer Praxen in den 
Blick zu nehmen. Erst in einem dritten Schritt stellt sich dann die Frage, in- 
wiefern der „neo-bürgerliche“ Diskurs als solcher theoretisch sinnvoll zu be- 
zeichnen ist und welche Konsequenzen Diagnose und Begriffswahl für wissen- 
schaftliche und öffentliche Debatten mit sich bringen. Im Anschluss an eine 


2 Sehr deutlich führt dies etwa Jürgen Habermas in der mit „Faktizität und Geltung“ (1992) 
dargelegten Rechtstheorie sowie der Theorie des kommunikativen Handelns aus, welche mit 
einem bürgerlichen Subjekt, eben dem citoyen rechnet, der mit „guten Gründen“ versehene 
Argumente in einen vernünftigen Diskurs einzuspeisen sucht. 
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marxistische Lesart des Begriffes als Bourgeoisie stellt sich die Frage, ob der 
„neo-bürgerliche“* Diskurs die Außerung einer spätbürgerlichen „Klasse für 
sich“ bezeichnet (dritte Dimension des Begriffs) und welche Konsequenzen 
das für eine soziologische Analyse zeitigt. Haben wir es mit dem durch die 
politische Soziologie „vergessenen Bürgertum“ (Rilling 1982) zu tun, welches 
sich - von soziologischer Theoriebildung und Sozialstrukturanalyse vernach- 
lässigt - nun empirisch neue Geltung verschafft? Da der Begriff der Bürger- 
lichkeit oder bürgerlichen Gesellschaft im deutschen Sprachgebrauch sehr 
breit verwendbar ist, sollte eine Analyse der „Neo-Bürgerlichkeit“ jedoch zu- 
nächst ihre begrifflichen und theoretischen Entscheidungen offen legen. 

„Das Gesellschaftliche der bürgerlichen Gesellschaft ist exakt dies: dass sich Lösungen vor einem 
Publikum bewähren müssen und dass das Publikum nicht einfach da ist, sondern sich gerade da- 
durch konstituiert, dass es als Bewährungsraum angesprochen wird. Das Publikum besteht selbst 
aus Individuen, aus Bürgern, die in die Lage versetzt werden, etwas zu tun, das einerseits ein kol- 
lektives, ein öffentliches, ein bürgerliches Programm entfaltet, das sie aber andererseits aus freien 
Stücken tun. Zu wollen, was man soll, das ist das Programm, das die Welt zur Gesellschaft wer- 
den lässt.“ (Nassehi 2006: 30) 

In diesem kurzen Zitat legt Armin Nassehi dar, was eine soziologische Per- 
spektive auf die bürgerliche Gesellschaft ausmacht: Die Entstehung einer bür- 
gerlichen Öffentlichkeit aus der Spannung von Individualität und Kollektivi- 
tät. Erst wenn die „Welt“ als Gesellschaft erfahren wird, wird dieses Span- 
nungsverhältnis erklärungsbedürftig. Soziologie lässt sich also ohne die Erfah- 
rung der bürgerlichen Gesellschaft nicht denken, die „soziale Frage“ lässt sich 
nur auf dem Fundament einer bürgerlichen Gesellschaft stellen. Es wird mir 
nicht gelingen und ist auch nicht mein Ziel, den gesamten Referenzhorizont 
der bürgerlichen Gesellschaft zufriedenstellend darzulegen. Jedoch lohnt es 
sich, zumindest die Weite des Horizonts anzudeuten: Die Idee der bürgerli- 
chen Gesellschaft, fasst M. Rainer Lepsius zusammen, 

„entwickelt sich in der Aufklärung und umfasst eine neue politische Ordnungsidee, eine neue 
Wirtschaftstheorie und eine neue Strukturvorstellung für die Gesellschaft. Aus der Doktrin der 
Volkssouveränität folgt der Selbstbestimmungs- und Selbstverwaltungsanspruch der politisch 
Qualifizierten, aus der klassischen Wirtschaftstheorie die Befreiung des Marktes von ständischen 
und staatlichen Regulierungen, aus der Gesellschaftstheorie die freie Interessenformierung der na- 
turrechtlich Gleichen. Dazu tritt die neue Bildungsidee des sich selbst bildenden und religiös 
nicht bevormundeten Individuums.“ (Lepsius 1988: 89) 

Die Idee der Bürgerlichkeit hat sowohl nach „oben“ (Adel) wie nach „unten“ 
(Arbeiter) Anschlüsse erzeugt, bspw. durch die Entstehung der Salonkultur, des 
Kleinbürgertums, der Arbeiterbildungsidee, der Organisierung in Gewerkschaf- 
ten oder des bürgerlichen Humanismus (vgl. Kuzmics 1990: 11ff.) 

Erst in einer bürgerlichen Gesellschaft kann also die Frage nach den gesellschaft- 
lichen Bedingungen und Vorstrukturiertheiten von Individualität sinnvoll ge- 
stellt werden - paradoxerweise auf Kosten der Subjektivität der AkteurInnen: 
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„Letztlich beginnt die Soziologie - ob sie will oder nicht - stets mit einer Dekonstruktion des 
Subjekts. Denn die Idee des Soziologischen beginnt dort, wo der Grund des Verhaltens von Men- 
schen nicht mehr deren innerer Unendlichkeit entnommen wird, sondern den sozialen Kontex- 
ten und Gewohnheiten, den Kulturbedeutungen von Zeichen und Praktiken, den sozialen Lage- 
rungen und Zwängen und nicht zuletzt der Klassenlage der Handlungsträger.“ (Nassehi 2006: 18) 
Oder um es in der Sprache der Zeit zu beschreiben: „Das Bewußtsein ist also 
von vornherein schon ein gesellschaftliches Produkt und bleibt es, solange über- 
haupt Menschen existieren.“ (MEW 3: 31) Die Aufnahme der hegelschen Fra- 
ge nach der Vermittlung von Staat und Bürger, von Allgemeinem und Beson- 
derem findet sich also nicht zufällig in den soziologischen Klassikern wieder. 
Die bürgerliche Gesellschaft als Referenzhorizont (und damit auch Semantiken 
der Bürgerlichkeit und philosophische Konzepte, die solche hervorbringen) 
durchsetzt also jede soziologische Perspektive, zumindest jene, die sich auf Klas- 
siker des deutschen Sprachraums bezieht. Kritische Öffentlichkeiten und Bür- 
gerlnnen, Reformbegehren, Emanzipation usw. sind außerhalb des Referenz- 
rahmens einer bürgerlichen Gesellschaft nicht denkbar. Die „kritische Öffent- 
lichkeit“, so zeigt Jürgen Habermas, entsteht Ende des 18. Jahrhunderts aus 
einem sich aus Stadtbürgern und Bürgerlichen rekrutierenden „allgemeinen 
Lesepublikum“, „das nicht mehr nur wenige Standardwerke immer wieder in- 
tensiv liest, sondern seine Lektüregewohnheiten auf laufende Neuerscheinun- 
gen einstellt.“ (Habermas 1990: 13) Und erst in einer bürgerlichen Gesell- 
schaft, mit einem an Kritik und Perspektivenvielfalt gewöhnten Publikum, 
kann die soziale Frage als Klassenantagonismus formuliert werden. Die marx- 
sche Theorie ist daher 

„nicht einfach ein Interessenprogramm, das sich einem der konfligierenden Interessen zuschlägt, 
sondern die Theorie der Notwendigkeit und Unhintergehbarkeit des Antagonismus selbst, der 
erst jene Einheit und Erreichbarkeit erzeugt, vor der ein Klassenkampf geführt werden, oder mo- 


derater: die soziale Frage die Arena bestimmen kann. In diesem Sinne ist die marxsche Theorie 
ironischerweise die bürgerlichste von allen.“ (Nassehi 2006: 41) 


2. Die Halbierung der Bürgerlichkeit - Soziologische Illustrationen 
am empirischen Fall 


Der Call for Papers für diese Ausgabe diagnostiziert ein „neues Selbstbewusst- 
sein der Bourgeois“. Mit obigen Anmerkungen habe ich versucht, diese Diag- 
nose zu entschleunigen, und will sie nun im zweiten Schritt einer empirischen 
Analyse zugänglich machen. Aus einer historisch-soziologischen Perspektive 
erscheint es zunächst prüfenswert, inwiefern die oben angesprochenen Beispie- 
le der „Kämpfe um kulturelle Hegemonie“ erstens bürgerliche Semantiken 
aufgreifen und zweitens im medialen Diskurs die „neo-bürgerliche“ Argumen- 
tation selbst herstellen und begründen. Grundlage der folgenden semantikana- 
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lytischen Hinweise’ sind mediale Darstellungen, die sich v.a. aus den Feuille- 
tons von Tages- und Wochenzeitungen rekrutieren. 


2.1 Die mediale Inszenierung des Peter Sloterdijk 


„Ich spreche als lebenslanger Sozialdemokrat, der über die Zustände erschrocken ist. Riefe ich 
zur Demontage des Sozialstaates auf, was ich in keiner Weise tue, wäre die Empörung mancher 
Kritiker wohl erklärbar. Doch mir ging es um etwas völlig anderes, nämlich den sozialpsycholo- 
gischen Umbau der Gesellschaft oder besser um eine psychopolitische Umstellung.“ (Sloterdijk 
in Spiegel online vom 26.10.2009) 

Es soll nun empirisch nach der Berechtigung der „Neo-Bürgerlichkeit“ als ei- 
ner soziologischen Diagnose gefragt werden. Nimmt man sich der Texte des 
medial wirksamen „lebenslangen Sozialdemokraten“ Peter Sloterdijk an, so 
vermag man diese als einen Beitrag zum philosophischen Diskurs, als gezielte 
Provokation oder als programmatische politische Kommunikation zu diskutie- 
ren. 

Zunächst zur m.E. am schnellsten zu behandelnden Dimension der Analyse, 
der philosophischen Auseinandersetzung: In einem Artikel für die FAZ, den 
ich im Folgenden zur Illustration der Ergebnisse der Analyse nutze,’ kritisiert 
Sloterdijk die Aktivitäten der „nehmenden Hand“ (des Steuerstaats) als Demü- 
tigung für den „Stolz“ der Steuerzahler und fordert eine „Revolution der ge- 
benden Hand“. Sloterdijk stellt zunächst fest, dass die bürgerliche Gesellschaft 
auf den Begriff des Eigentums aufbaue. Anschließend kritisiert er Marx’ 
Mehrwerttheorie dahingehend, dass die antagonistische Stellung von Kapital 
und Arbeit fehlerhaft sei. Der Antagonismus, so der Kunstgriff Sloterdijks, 
fände vielmehr zwischen Gläubigern und Schuldnern statt: „Es ist die Sorge 
um die Rückzahlung von Krediten, die das moderne Wirtschaften von Anfang 
an vorantreibt - und angesichts dieser Sorge stehen Kapital und Arbeit auf 
derselben Seite.“ (Sloterdijk 2010: 64) Kapitalismuskritik läuft in dieser Per- 
spektive natürlich grundsätzlich fehl, denn: „Wir leben gegenwärtig ja keines- 
wegs ‚im Kapitalismus’ - wie eine so gedankenlose wie hysterische Rhetorik 
neuerdings wieder suggeriert -, sondern in einer Ordnung der Dinge, die man 


3  Semantikanalysen interessieren sich methodisch nicht ausschließlich für den „sachlichen“ 
Inhalt einer Kommunikation, sondern stellen zudem die Frage nach der ästhetischen Form 
dominanter inhaltlicher Themen, ihrer diskursiven Repräsentation und der historischen Ver- 
weisstruktur. Seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts, so Luhmann, „produziert die Ge- 
sellschaft Wissen über sich selbst und darüber hinausgehende Sinnzusammenhänge doppel- 
gleisig, nämlich einerseits als Wissen über die historische Variabilität aller Formen und ande- 
rerseits als trotzdem gewolltes Grundlagenwissen (...)‚an das man letztgewiß anknüpfen kann, 
ohne das aktuelle eigene Leben ins Unsichere zu hängen“ (Luhmann 1998: 9). 

4 Peter Sloterdijk ist kein Mitglied der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (SPD) und 
hat keine Wahlaufrufe dieser Partei unterzeichnet. 

5 Für weitere Hinweise zur Argumentation Sloterdijks und deren Dekonstruktion vergl. David 
Salomon in diesem Heft sowie Rehmann/Wagner (2010). 
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cum grano salis als einen massenmedial animierten, steuerstaatlich zugreifen- 
den Semi-Sozialismus auf eigentumswirtschaftlicher Grundlage definieren muss“ 
(ebd.: 67). Sloterdijk befürchtet „Desolidarisierungen großen Stils“, wenn die 
„Produktiven“ („Leistungsträger“) sich dessen gewahr werden, dass sie durch 
die „Unproduktiven“ ausgebeutet werden (ebd.: 69). Die Lösung sei eine „so- 
zialpsychologische Neuerfindung“ der Gesellschaft: „Sie führte zur Abschaf 
fung der Zwangssteuer und zu deren Umwandlung in Geschenke an die All- 
gemeinheit (...).“ (ebd.) So weit, so gut. Was ist das philosophisch Neue, was 
das „bürgerliche“, was der intellektuelle Mehrwert dieser Perspektive? Es steht 
zu vermuten, dass Sloterdijk Marx gelesen hat und wohl um die Beschränkt- 


« 


heit seiner Interpretation als Hilfskonstruktion zur Stärkung des Eigentums- 
begriffs weiß. Sloterdijk reduziert den Begriff der Bürgerlichkeit auf einen (em- 
phatisch überftachteten) elitären Eigentumsbegriff und räumt damit gleichsam 
die immateriellen Implikationen des Begriffes: die Idee des citoyen, die Erfin- 
dung der Menschenrechte, den Humanismus, den Wohlfahrtsstaat etc. ab. 


2.2 Die Halbierung der Bürgerlichkeit 


Liest man Sloterdijks aktuelle Texte als philosophische Texte, die sich ja dann 
vor einem wissenschaftlichen Publikum durch Qualität der Argumente, Neu- 
igkeitswert und wissenschaftliche Anschlussfähigkeit bewähren müssten, so er- 
schließt sich die Debatte um seine Thesen nicht auf den ersten Blick. Die Idee 
der Überfrachtung des Politischen durch den Wohlfahrtsstaat ist spätestens 
seit Luhmanns (1981) Arbeiten zur politischen Soziologie bekannt, die Absage 
an den „guten“ Kern der Kollektivität und das „gute Leben“ wurde durch die 
Erfahrung der Shoah evident: „Die Bürger haben ihre Naivetät verloren und 
sind darüber ganz verstockt und böse geworden. Die bewahrende Hand, die 
immer noch ihr Gärtchen hegt und pflegt (...) ist bereits die, welche dem poli- 
tischen Flüchtling das Asyl verweigert.“ (Adorno 2003: 37) Weiter oben habe 
ich Sloterdijk eine fahrlässige Verkürzung des Begriffes der Bürgerlichen Ge- 
sellschaft auf den Eigentumsbegriff vorgeworfen und will im Weiteren die äs- 
thetische und kommunikative Dimension der Argumentation diskutieren. 

Jens Hacke schreibt über den „resignierten Nachkriegskonservatismus“: „Zur 
Dialektik der Aufklärung gehörte eben, dass Rousseaus ‚volonte generale’ 
schon den illiberalen Keim für Stalin und Hitler barg. Fin solcher Kurzschluss 
entlastete konservative Technokraten, das Moralische nie anders als kritisch 
zum Thema zu machen - und geflissentlich über die positiven Errungenschaf- 
ten der Aufklärung, der Menschen- und Bürgerrechte, hinwegzugehen.“ Sloter- 
dijk nimmt gezielt ästhetische Figuren konservativer und antiliberaler Theorien 
auf. Er spricht von „Bürgerkrieg“, nutzt die Metapher von „Freund und 
Feind“ und versteckt die Idee der Anerkennung in der Figur des „Stolzes“ (die 
nichts anderes meint). Mit ätzender Häme (man erinnert sich an Schmitts Me- 
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tapher vom „Waschlappenstaat“ BRD) äußert er bspw. bezüglich der Reaktio- 
nen auf die „Kopftuchmädchen“-Metapher Sarrazins: „Solche Deutlichkeiten 
sind unerwünscht. Man möchte meinen, die deutsche Meinungs-Besitzer-Szene 
habe sich in einen Käfig voller Feiglinge verwandelt, die gegen jede Abwei- 
chung von den Käfigstandards keifen und hetzen.“ (Sloterdijk 2009: 94) 


2.3 Provokation als Methode - 
Halbierung der Bürgerlichkeit als Programm 


Mit der Wahl seiner ästhetischen Vorbilder geht Sloterdijk flexibel um. Wäh- 
rend er in obigen Beispielen mit schmittianischen Figuren spielt, vollzieht er 
im nächsten Beispiel einen Angriff auf die „leistungsfeindliche Wohlfahrts- 
staatlichkeit“ unter Zuhilfenahme eines an die Kulturindustriethese Adornos 
erinnernden Entfremdungsarguments: „(...) unsere sogenannte ‚Öffentlichkeit’, 
der politisch-publizistische Raum, die Sphäre der vorgesagten und nachgesag- 
ten Meinungen ist auf eine Weise durchsterilisiert und homogenisiert, dass 
man meinen möchte, fast alle, die bei uns öffentlich das Wort nehmen, kämen 
geradewegs aus dem Desinfektionsbad“ (ebd.). Die ästhetische Form der hier 
diskutierten Beispiele ist einerseits eine dezidiert bürgerliche im Sinne des so- 
ziologischen Grundbegriffs, da sie sich als „bürgerliche Kritik“ im Sinne von 
Nassehis Beschreibung an ein bürgerliches Publikum als Arena richtet: Wer 
die Philosophen der Aufklärung nicht gelesen hat, wird die Lektüre nur schwer 
verstehen, eine Dekonstruktion schon gar nicht leisten können. Doch ande- 
rerseits ist die Verwendung philosophischer Konzepte recht flexibel und krea- 
tiv (um nicht zu sagen: wissenschaftlich unlauter) und damit höchst „unbür- 
gerlich“ im Sinne der mit Jürgen Habermas zuvor eingeführten bildungsbür- 
gerlichen Lesegesellschaft. 

Spätestens an dieser Stelle bietet es sich an - will man die These vom Kampf 
um Deutungsmacht (vgl. auch von Lucke 2009) nicht vorschnell aufgeben -, 
zudem einen medientheoretischen Blick auf den Diskurs einzunehmen. Was 
wir wissen, so Niklas Luhmann, wissen wir durch die Massenmedien. Mit 
Luhmanns funktional-analytischer Haltung‘ lässt sich - neben den bereits for- 
mulierten Fragen nach den Semantiken und Dynamiken des beschriebenen 
Diskurses - eine weitere Dimension der Untersuchung eröffnen: Auf welchen 
„Bedarf“ der Massenmedien reagieren Kommunikationen wie die oben zitier- 
ten? Wie hat sich die Medienlandschaft selbst verändert? Die mediale Eigenlo- 


6 „Funktionale Analyse ist eine Technik der Entdeckung schon gelöster Probleme. Sie rekon- 
struiert (...) mit Vorliebe solche Probleme, die in der gesellschaftlichen Wirklichkeit schon 
lange keine mehr sind, die also gleichsam hinter den Zwecken, Gründen und Rechtfertigun- 
gen liegen. (...) So wird es möglich, Vorhandenes als Problemlösung zu begreifen und ent- 
weder die Strukturbedingungen der Problematik oder die Problemlösungen zu variieren - 
zunächst der Leichtigkeit halber gedanklich, dann vielleicht auch in der Tat“ (Luhmann 
1983: 6). 
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gik, so kann man von Luhmann weiter lernen, lebt von skandalisierbaren 
Themen. Und dies erklärt, warum Texte, die zunächst wenig Erkenntnisgewinn 
anbieten, dafür aber provozieren, „dennoch“ öffentliche Debatten strukturie- 
ren. Es steht zu vermuten, dass medienanalytisch vor allem eines deutlich wird: 
Eine Figur von Grenzgängern zwischen Wissenschaft, Publizistik und Politik 
entsteht. Die ProtagonistInnen, die sich als „Darsteller“ solcher „auto-medialer“ 
Diskurse zur Verfügung stellen, sind darauf angewiesen und legen es darauf an, 
ihre Sprache (und die Inhalte ihrer Aussagen) der medialen Logik und dem 
thematischen Interesse der Medien anzupassen. Daraus - Axel Honneth, in 
der Debatte durch konservative Protagonisten als „Oberlehrer“ und „moralin- 
sauer“ verunglimpft, hat dies wohl zu spüren bekommen - resultiert die Un- 
möglichkeit, einen „habermasianischen“ Diskurs zu führen, in dem wahrheits- 
fähige Argumente oder „gute Gründe“ gegeneinander abgewogen werden. Die 
ästhetische Form der Textsorte, die z.B. Sloterdijk produziert, steht dem ent- 
gegen. Der hier interessierende Diskurs findet zuvörderst im Feuilleton der 
großen Tageszeitungen statt, franst jedoch bis in die Fernsehsendungen des 
Abendprogramms aus, was grundsätzlicher für eine Veränderung des journalis- 
tischen Systems sprechen könnte. So hat bspw. Frank Plasberg in seiner Sen- 
dung „Hart aber fair“ zum Thema Islam am 7.10.2009 die „political correct- 
ness“ als Problem für eine offene und ehrliche Diskussion gerügt. „Der mei- 
nungsführende Journalismus hat sich in der Berliner Republik nach rechts be- 
wegt, in die Richtung eines neokonservativen Zentrismus. Dies hat mit dem 
Abgang einer ganzen Generation von prägenden Nachkriegspublizisten und 
Herausgebern zu tun, mit spätbürgerlichen Vorstellungen der heute tonange- 
benden Journalisten, mit dem Gefühl von latent bedrohtem deutschen 
Wohlstand in der Globalisierung, aber auch mit dem fehlenden Bezugspunkt 
eines modernen linksliberalen Projekts in der zeitgenössischen Politik“ so Lutz 
Hachmeister (2007: 85£.). Hachmeister diagnostiziert die Entstehung einer 
homogenen, entpolitisierten und „nationalromantischen (...) publizistischen 
Klasse“ aus wortführenden Journalisten, Unternehmensberatern und PR- 
Strategen (ebd.: 87). Protagonisten wie Sloterdijk und andere sind - mit Ador- 
no gesprochen - Fffekte einer überwölbten Kulturindustrie, die, wenn man 
Hachmeisters plausibler Beschreibung folgt, ja gerade nicht bürgerlich- 
politisch (im Sinne des citoyen) ist. „Faktisch haben die Habermasianer es fer- 
tig gebracht, den zwanglosen Zwang des besseren Arguments durch den sehr 
zwangvollen Zwang der schnelleren Denunziation zu ersetzen - und wo sich 
Denunzianten zu Wort melden, ist die Debatte vorbei, bevor sie begonnen 
hat.“ (Spiegel-Online vom 26.10.2009) Die ästhetische Form dieser und ande- 
rer Provokationen immunisiert sich vollends gegen erkenntnistheoretisch be- 
gründete Kritik: Sie ist inhaltlich flexibel, lebt gut mit ihren inneren Wider- 
sprüchen und besitzt eine eigene Dialektik der Provokation. Eine habituell wie 
inhaltlich explizit bürgerliche Perspektive, wie die eines Jürgen Habermas oder 
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Axel Honneth, kann sich an den „halbgebildeten“ Diskursen der „Neo- 
Bürger“ daher auch kaum beteiligen, ohne einen Gesichtsverlust zu erleiden. 
Es scheint, die Provokateure sitzen mit den schlechteren Argumenten am län- 
geren Hebel. Und konsequenterweise scheint der Begriff der „Neo- 
Bürgerlichkeit“ die empirische Analyse seiner medialen Inszenierung und inne- 
ren politischen Wirkung nicht zu überstehen. Es handelt sich nicht um eine 
„neo-bürgerliche“ Theorie, auch nicht um eine „neo-konservative“, die ihren 
Namen verdienen würde, sondern vielmehr um ein Spiel mit Tabus und Pro- 
vokation. In der Konsequenz stellt sich für mich die Frage, wie der „neo- 
bürgerliche“ Diskurs von einer Soziologie, die ein gesellschaftskritisches Interes- 
se für sich beansprucht, einzuordnen ist: nicht nur wissenschaftlich und poli- 
tisch, sondern auch kommunikationsstrategisch. 


2.4 Dekonstruktion und ihre Grenzen 


Die Verführung, auf eine inhaltliche Dekonstruktion Sloterdijks zugunsten ei- 
ner Dekonstruktion der ästhetischen Form und der medialen Darbringung zu 
verzichten, ist für eine Konstruktivistin groß, denn es ist zumindest teilweise 
die Form, die provoziert, während sich der philosophische Gehalt und die 
Struktur der Argumente marginal auszunehmen scheinen. Es ist aus meiner 
Sicht durchaus plausibel, Sloterdijks Aussagen allein schon deshalb zu ignorie- 
ren, weil sie weder besonders originell noch hinreichend konsistent sind. 
Gleichwohl würde eine Kritik, die allein an der Form ansetzt und die Provoka- 
tion um ihrer selbst willen als Methode dekonstruiert, mit welcher der mediale 
Akteur Sloterdijk in einer medialen Öffentlichkeit Anschlussfähigkeiten gene- 
riert, der, wenn auch verschlüsselten, anti-demokratischen Hintergründigkeit 
seiner (noch so banalen) inhaltlichen Aussagen in die Hände spielen. Wissen- 
schaftlich gut zu begründen, würde dies im politischen Diskurs einer Verharm- 
losung gleich kommen. 

Betrachten wir kühl die realpolitische Anschlussfähigkeit dieser Überlegungen, 
so wird deutlich: Wenn dies die programmatische Begleitung zum liberal- 
konservativen Regierungswechsel sein soll, so können die GegnerInnen dieser 
politischen Richtung zunächst aufatmen. Denn: „Dass Sloterdijks hysterisch 
überdrehte Rhetorik so begierig von einer neuen ‚Elite (Honneth) aufgenom- 
men wird, hat seinen Grund nicht zuletzt in dieser strukturellen Schwäche 
neoliberaler Hegemonie.“ (Rehmann/Wagner 2010:128) Form und Inhalt der 
Aussagen Sloterdijks können in der politischen Öffentlichkeit nur als zusam- 
menhängende Kommunikationsstrategie verstanden werden: die provozieren- 
de, medial gesteuerte Darbringung des Inhalts ist auf eine ideologische Hal- 
tung zurückzuführen, die dem Autor als Absicht zuzuschreiben ist. Sloterdijk 
mag sich als lebenslangen Sozialdemokraten beschreiben - tatsächlich propa- 
giert er im politischen Diskurs die Abschaffung der sozialen Sicherungssyste- 


334 Jasmin Siri 


me und das bestenfalls in der naiven Hoffnung, dass die Reichen sich der Ar- 
men annehmen wollen würden. Die politisch-programmatischen Implikatio- 
nen Sloterdijks mögen medial oder psychoanalytisch - abseits politischer Be- 
wertungen - als Provokation um der Provokation willen und als Äußerung ei- 
nes tiefen Wunsches nach Aufmerksamkeit und Anerkennung eines gekränk- 
ten „Stolzes“ erscheinen; sie stehen aber allemal als politische Empfehlungen 
im Raum, und es ist nicht auszuschließen, dass der quast-anarchistische chic 
des Bad Boys, der die Artikel umweht, für BeobachterInnen der Debatte reiz- 
voll sein mag. Selbst, wenn die wolkige Forderung nach einer „sozialpsycholo- 
gischen Wende“ trotz ihrer potenziellen Anziehungskraft auf parteienverdros- 
sene LeserInnen Sloterdijks (noch?) kaum programmatische Elemente für die 
politische Praxis entfalten kann, sind sie diskurspolitisch ernst zu nehmen. Die 
Abschaffung der Einkommenssteuer war bislang nicht einmal als Utopie für 
Hardcore-Neoliberale geeignet, sondern eignete sich höchstens als politeroti- 
scher Traum für Anarchokapitalisten vom Schlage eines Hans-Hermann Hop- 
pe (vgl. Hoppe 1987: 147ff.). Für die bürgerlichen Errungenschaften der 
Rechtsstaatlichkeit, Wohlfahrtsstaatlichkeit oder Solidarität finden die Texte 
kein Äquivalent und stellen sie - da Sloterdijk an einigen Stellen zurückrudert 
- auch nicht konsequent in Frage. Bleiben wir jedoch dabei, die Provokation 
nicht allein als Methode, sondern als Teil des Programms zu verstehen, so ist 
Besorgnis allemal berechtigt. Es ist in der medialen Gesellschaft ja die Sexiness 
der Provokation, die noch so fadenscheinige Argumentationen medial beflü- 
gelt und ihnen einen Platz im Diskurs zuweist. Könnten wir derlei Argumenta- 
tionen am Kneipentisch mit einen entnervten Lächeln abwinken, so zwingt 
uns die mediale Inszenierung, in der die inhaltliche wie ästhetische Provokati- 
on allein schon deshalb verfängt, weil sie von einem prominenten Philoso- 
phen ausgesprochen wird, zur Auseinandersetzung. 

Der „neo-bürgerliche“ Diskurs - an dieser Stelle lässt sich die Analyse bspw. 
auch auf die Äußerungen Guido Westerwelles zur „spätrömischen Dekadenz“ 
übertragen - singt das Loblied des „Leistungsträgers“ und reduziert den Begriff 
der Eigenverantwortung auf ökonomische Eigenverantwortung. Er nimmt 
durch die Überbetonung einer semantischen Komponente geradezu eine Hal- 
bierung der Bürgerlichkeit vor. Zumindest einer „alteuropäischen“ Definition 
von Bürgerlichkeit halten die Texte daher nicht stand, schließlich ist der Ci- 
toyen der Akteur derjenigen geistigen Entwicklung, die zunächst das Allge- 
meinwohl und später die Chancengleichheit entdeckt. „Meine Intervention ist 
nicht tagespolitisch, sondern betrifft die semantischen Verhältnisse einer ratlo- 
sen Gesellschaft“, so Sloterdijk bei Spiegel online. Nimmt man dies empirisch 
ernst, so lässt sich verstehen, wieso von den Schriften nach einer eingehenden 
Analyse kein realpolitischer Aktualitätsgehalt und nur eine marginale philoso- 
phische Position übrig bleiben. Oft verharrt Sloterdijk in einer Provokation, 
die sich über die mediale Debatte hinaus nicht mit „guten Gründen“ versehen 
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kann. Doch auch, wenn eine empirische Analyse der Semantik zu dem Ergeb- 
nis kommt, dass Texte wie die oben besprochenen sich vor allem durch eine 
ästhetische Provokation auszeichnen, gibt es gute Gründe dafür, sie aus einer 
politischen Perspektive heraus ernst zu nehmen. 


3. Perspektiven der gesellschaftstheoretischen Analyse: 
Vergesst die Neo-Bürger! 


„Sloterdijk: Die inhaltliche Debatte beginnt erst allmählich, und meine Angreifer haben zu ihr 
außer moralisierenden Klischees nichts beigetragen. Bisher dominiert bei den Frankfurter Kolle- 
gen ein eher kümmerlicher Protest gegen das nicht mehr zu leugnende Ende der kritischen The- 
orie in Deutschland. 

Spiegel: Jürgen Habermas, die Autorität der kritischen Theorie, wird das anders sehen. Sollten Sie 
sich nicht einmal direkt mit ihm auseinandersetzen? 

Sloterdijk: Ich habe ihm damals, als unser Streit manifest wurde, über den gemeinsamen Verlag 
und über Journalisten, die uns beide kennen, ein halbes Dutzend förmliche Duell-Einladungen 
übermittelt, aber er hat sich immer entzogen.“ (Ebd.) 

Die vorhergehenden Ausführungen versuchten anhand der Texte Sloterdijks 
deutlich zu machen, wie der Begriff der Bürgerlichkeit in einer medialen De- 
batte seines emphatischen Gehalts entkleidet wird. Dabei habe ich zu zeigen 
versucht, dass die Asthetik der Sprache und Argumentation sich der „rein“ 
wissenschaftlichen bzw. philosophischen Argumentation entzieht. Es stellt 
sich nun die Frage, ob es funktional ist, den Begriff der Bürgerlichkeit jenen 
zu überlassen, die ihn „halbieren“, die ihn seines emphatischen Gehalts ent- 
kleiden. „Denn politische Bürgerlichkeit respektive Staatsbürgerlichkeit setzt 
nicht notwendigerweise die Bindung an die überkommene Sozialformation 
Bürgertum voraus. Zur zusätzlichen Verwirrung trägt neuerdings bei, dass viele 
Kritiker einer sogenannten ‚neuen Bürgerlichkeit’ der letzten Jahre kein Prob- 
lem mit dem Terminus ‚Zivilgesellschaft” haben. Dabei handelt es sich ledig- 
lich um eine Umerfindung des Allgemeinbegriffs ‚bürgerliche Gesellschaft’ aus 
politisch-korrekten Anpassungsbedürfnissen, ohne dass substantielle Unter- 
schiede in der Sache erkennbar sind.“ (Hacke 2009: 86) Ob und wie Gesell- 
schaftskritik heute noch möglich ist, ist eine berechtigte Frage; dass kritische 
Öffentlichkeiten ohne BürgerInnen und die Emanzipationsidee bürgerlicher 
Gesellschaft undenkbar sind, hingegen eine Tatsache. 


3.1 Pragmatische Strategien für kritische Akteure und Sozialwissenschaft 


„Es lohnt sich darüber nachzudenken, wie die Linke eine festgefahrene Konfrontation überwinden 
könnte, bei der der Aktivismus und die Lebensbejahung, freilich in rücksichtsloser und egoistisch verein- 
seitigter Privatform, neoliberal vereinnahmt werden, während die Kritiker auf sozialethisch wohl 
begründeten, aber abstrakt erscheinenden ‚Normen’ sitzen bleiben.“ (Rehmann/Wagner 2010: 127f.) 
Auch wenn der Begriff der „Neo-Bürger“ dekonstruierbar ist: Die Anzeichen 
für einen Kulturkampf gegen die Unterschichten sind virulent. Rehmann und 
Wagner (2010) beschreiben die Sloterdijk-Debatte als Teil einer hegemonialen 


336 Jasmin Siri 


Diskursstrategie, deren Bedeutung weniger in der „unmittelbaren realpolitischen 
Umsetzung als in der Deutung der Sozialverhältnisse, d.h. auf dem ideologi- 
schen Feld eines in die Krise geratenen Neoliberalismus“ (ebd.: 128) bestehe. 
Daher gilt es, die Frage nach der Notwendigkeit einer Wiederbelebung des Klas- 
senbegriffs, die Frage nach einer Wiederkehr des selbstbewussten Bourgeois, 
neu - und zwar im Rahmen empirischer Analysen - zu stellen (vgl. Rilling 
1982). Sie lässt sich nicht rein theoretisch ableiten. Dafür spricht, dass sich die 
Inanspruchnahme oder Affiziertheit von (nicht nur neo-, sondern auch) antı- 
bürgerlichen Semantiken sozialstrukturell nicht auf die InhaberInnen spätbür- 
gerlicher Klassenlagen beschränkt. Die Inanspruchnahme anti-bürgerlicher Se- 
mantik, die anti-bürgerliche Ästhetik von Argumenten und medialen Äußerun- 
gen ist wohl von der „bürgerlichen Lebenswelt“ als sozialstrukturellem Merkmal 
analytisch zu unterscheiden. Die Verwirrung der Begriffe macht deutlich, dass 
die Sozialstrukturanalyse - vielleicht gar die Soziologie - der letzten Jahrzehnte 
einen „Mittelstandsbias“ aufweist, dem dringend abzuhelfen wäre. Dies gilt 
auch für Texte, die sich explizit als kritisch verstehen. Schelskys These von der 
„nivellierten Mittelstandsgesellschaft“ empirisch zu prüfen, Exklusion und 
Marginalisierung wieder zu einem hoffähigen Thema empirischer Forschungen 
zu machen und Begriffe nicht aus den medialen Debatten und der politisch 
wohl begründeten Abgrenzung, sondern der gesellschaftstheoretischen Analyse 
zu gewinnen, wären notwendige Schritte, die eine gesellschaftskritische Sozio- 
logie in den nächsten Jahren leisten sollte.” Soziologisch ist interessant, dass 
die Wiederentdeckung des Klassenbegriffs, für welche es sozialdemografisch 
zumindest im Hinblick auf das „Prekariat“ gute Gründe gibt, mit dem Wahl- 
sieg einer marktradikalen Partei und der medialen Inszenierung eines „Bürger- 
lichen Manifests“ zusammen fiel. Die Hoffähigkeit der neoliberalen, anti- 
bürgerlichen Idealisierung von Eliten fällt zusammen mit Exzellenz- und Elite- 
diskursen an Universitäten, die praktisch dekonstruieren, was einst das hum- 
boldtsche Ideal bürgerlicher Bildung und Selbstverpflichtung ausmachte. Das 
Motiv der Überbetonung des Ökonomischen und der Eigenverantwortung ge- 
genüber der psychischen und rechtlichen Freiheit der Subjekte ist auch Thema 
der Kritik an Aktivierungsdiskursen in Wohlfahrtsstaat (vgl. Lessenich 2009b) 
und Gesundheitspolitik (vgl. Äkerstrom Andersen 2010). 

Blickt man auf die sich als kritisch verstehende deutsche Soziologie, so ist zu- 
dem ein wissenssoziologischer Diskurs über die Bedingungen der Möglichkeit 
von Kritik nach dem „Ende der großen Erzählungen“ (Lyotard) und der „Er- 


7 Auch vermag die Sozialstrukturanalyse Hinweise für politische Argumentationen anzubieten. 
Als Beispiel bietet sich die Studie von Richard Wilkinson und Kate Pickett (2009) an. Wilkinson 
und Pickett zeigen anhand des gruppierten Vergleichs von statistischen Daten aus vielen Län- 
dern, dass soziale Ungleichheit in einer Gesellschaft zu Krankheiten wie Depression und Fettlei- 
bigkeit, geringerer Lebenserwartung und geringerer Lebensqualität bei Armen wie Reichen 
führt. Mehr Gleichheit, so zeigen die AutorInnen am Datenmaterial, führt zu mehr Glück. 
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schöpfung der Utopien“ (Habermas) notwendig. Empirisch zeigt sich das dar- 
an, dass aktuell vor allem AutorInnen wie Michel Foucault, Pierre Bourdieu 
oder Chantal Mouffe für kritische Analysen in Anspruch genommen werden, 
während die „neue kritische Theorie“ deutscher Provenienz sich entweder ent- 
politisiert (Beck)* oder innerdisziplinär nicht als nützliches Handwerkszeug für 
empirische Analysen (Honneth) wahrgenommen wird. Es scheint aktuell, da 
die lange Zeit gepflegten Schulenstreits zwischen qualitativer und quantitativer 
Forschung’, zwischen „Bielefelder“ und „Frankfurter“ Soziologien ihr Feuer 
verlieren, ein guter Zeitpunkt für eine solche wissenssoziologische Selbstver- 
ständigung im deutschen Sprachraum zu sein. So kann eine sich in kritischer 
Absicht verstehende Soziologie bspw. von Niklas Luhmann lernen, dass das 
Ende der ontologischen Weltkonzeptionen die kritische Soziologie vor Prob- 
leme stellt. Es mag, so Luhmann, „tieferliegende Gründe geben, aus denen die 
bürgerliche Soziologie das Spiel von Kritik und Krise nicht mehr weiterspielen 
kann. (...) Die Semantik von Kritik und Krise war (...) ein Phänomen der bür- 
gerlichen Gesellschaft selbst (...). Krisendiagnose und kritische Einstellung zu 
den sich anscheinend durchsetzenden Strukturen bestimmen seitdem progres- 
sive und konservative Stellungnahmen.“ (Luhmann 1991:147, vgl. auch Kosel- 
leck 1959). Freilich muss sich kritische Soziologie Luhmanns Diktum der 
„Abklärung der Aufklärung“ nicht zu eigen machen, dennoch scheint es plau- 
sibel, das Spannungsfeld von politischem Interesse und erkenntnistheoreti- 
scher Position offenzulegen. „Im menschlichen Leben sind die Motive und 
Handlungsziele ein Teil des Prozesses, durch den die Handlung ausgeführt 
wird (...). Ohne Ziel würden die meisten Handlungen weder Sinn noch Inte- 
resse für uns haben. Es ist freilich ein Unterschied, ob man sich Rechenschaft 
über die Ziele gibt oder ob man Ziele setzt. (...) In unserer Wahl der For- 
schungsgebiete, der Auswahl der Daten, der Untersuchungsmethoden, der 
Anordnung des Materials, um nicht von der Formulierung unserer Hypothe- 
sen und Schlussfolgerungen zu sprechen, zeigen sich stets bestimmte Voraus- 
setzungen und Interpretationsschemata, seien sie nun mehr oder minder klar, 
explizit oder implizit“, so in diesem Sinne bereits Mannheim (1985: XVII). 
Mit Mannheim lässt sich formulieren, dass ein kritischer Gehalt sich bereits 
durch die Wahl des Gegenstandes manifestiert - aber eben auch, dass Theorie- 
entscheidungen und Entscheidungen über das empirische Material den zu un- 
tersuchenden Gegenstand herstellen. 

Eine Möglichkeit der Bearbeitung des Spannungsverhältnisses scheint die Pra- 


8 Die entpolitisierte Haltung der Arbeiten Becks beschreibt lange vor Chantal Mouffe (2009) 
Manfred Lauermann (1994) am Beispiel der „Erfindung des Politischen“. 

9 Die Vernachlässigung der Sozialstrukturanalyse durch kritische Theorien begründet sich auch 
daraus, dass diese eine erkenntnistheoretische Nähe zu hermeneutischen, diskursanalytischen 
oder konstruktivistischen Methodenangeboten besitzen. Will man aber Phänomene der 
Marginalisierung und Prekarisierung erfassen, sind quantitative Untersuchungen unerlässlich. 
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xis der Dekonstruktion in kritischer Absicht bei gleichzeitiger pragmatischer 
Selbstbescheidung zu sein: „In den Speisesälen der Aktivgesellschaft kommt 
nun einer Soziologie, die sich ihrem gesellschaftskritischen Erbe verpflichtet 
fühlt, eine praktische Rolle zu, deren Bedeutung es weder zu über- noch zu 
unterschätzen gilt: die der aktiven Mitwirkung an der Dekonstruktion der ak- 
tivgesellschaftlichen Wissensordnung“ (Lessenich 2009b: 176). Kritisch ist es, 
so Lessenich, Paradoxien und Widersprüche der gesellschaftlichen Entwicklung 
zu benennen, auf die „Entzweiung von politischer Programmatik und sozialer 
Praxis“ hinzuweisen (ebd.). Da SoziologInnen immer bereits Teil dessen sind, 
was sie beobachten, lässt sich eine Parteinahme für Gruppen und Subjekte 
nicht mehr als objektiv formulieren. Lessenich reformuliert dies als die „Gren- 
zen der Kritik als wissenschaftlicher Kritik“ (ebd.). Wissenschaftliche Kritik 
„kann an den vermeintlichen Selbstverständlichkeiten der aktivierungspoliti- 
schen Bewegung zu rütteln suchen, sie kann ein deren Selbstbeschreibungen 
erschütterndes Problematisierungswissen zu erzeugen suchen, sie kann in und 
mit diesem Wissen zu den Subjekten der Aktivgesellschaft reden - nicht aber 
oder jedenfalls nicht wirklich, wirksam und wirkungsmächtig für sie“ (ebd.). 


3.2 Das kritische Potential der Bürgerlichkeit 


„Gerade in diesem Moment übernehmen viele die Vorstellung, dass der Gegensatz zwischen links 
und rechts überholt sei. Wer dies akzeptiert, übernimmt Fremdbeschreibungen und verhindert 
eine kollektive Identität im Namen des Begriffs ‚links’ (...) Daß es weder ‚rechts’ noch ‚links’ ge- 
be, diese gern wiederholte Behauptung hindert die andere Seite nicht daran, die Linke zu margi- 
nalisieren, indem sie ihr die Begriffe nimmt. So bleibt die Frontstellung von rechts bestehen, 
während man der Linken sagt, diese Frontstellung sei überholt.“ (Bollenbeck/Knobloch 1993:8f; 
zit. nach Lauermann 1994: 91) 

Ich habe versucht zu begründen, dass der Begriff des „Neo“-Bürgers weder als 
soziologische Beschreibung noch als „Kampfbegriff“ geeignet ist, da der Begriff 
sich erstens aus der reagierenden Abgrenzung in einem politischen Diskurs er- 
gibt und sich dabei zweitens die Halbierung des Begriffs der Bürgerlichkeit ge- 
fallen lässt:!" „Selbstbeschreibungen müssen sich unabhängig von Fremdbe- 
schreibungen machen (...), sonst zerfällt die zum Handeln nötige Identität“, 
schreibt Manfred Lauermann (1994: 91). Eine medial erfolgreiche intellektuelle 
Gegenbewegung'', die sich der „Halbierung der Bürgerlichkeit“ durch neolibe- 
rale Diskurse in den Weg stellt, sollte sich den Begriff der Bürgerlichkeit, der 
eben auch Bedeutungen wie civil society, citoyen, BildungsbürgerIn mitführt, 
nicht nehmen lassen, sondern selbstbewusst auf die Fahnen schreiben. „Zu 


10 ProtagonistInnen kritischer Diskurse sind daher m.E. sowohl mit dem Begriff des Bourgeois im 
Sinne der marzistischen Theorie, aber v.a. mit dem Begriff des Neoliberalismus als Gegnerbegriff 
besser bedient. 

11 Kandidatinnen für eine intellektuelle Gegenbewegung zum neoliberalen Diskurs stellen aktuell 
v.a. die Diskussion um ein Grundeinkommen und die Gründung von Instituten, die program- 
matisch und parteiübergreifend die Frage „struktureller linker Mehrheiten“ bearbeiten, dar. 


Die Halbierung der Bürgerlichkeit 339 


diesem Zweck gilt es, gegen den wieder aufkommenden vor-staatsbürgerlichen 
Bürgerbegriff des privatistischen bourgeois den politischen Bürger als citoyen 
zu stärken. Dieser ist - anders als Heinz Bude (‚Der Bürgerbegriff ist kein lin- 
ker Begriff‘) definitorisch erklärt - mit seiner Gründung auf das Gemeinwohl 
gerade ein originär linker Begriff in der Tradition von 1789“ (von Lucke 2009: 
63). Der Begriff der Bürgerlichkeit ist also nicht nur ideengeschichtlich ein 
Begriff, der „links“ gefüllt werden kann. Ihm wohnt zudem kommunikations- 
strategisch hinsichtlich der Anschlussfähigkeit in medialen und politischen 
Praxen ein enormes subversives Potential inne. Subversion bedeutet hier eine 
Dekonstruktion der „neo-bürgerlichen“ Argumentationspraxis durch die Be- 
nennung ihrer Inkonsistenz und Selbstbeschränktheit, bedeutet einen ideolo- 
giekritischen Standpunkt, der sich durch das Wissen um mediale Praxen und 
Ironiefähigkeit mit Widerständigkeit gegen die Wirksamkeit ästhetischer Pro- 
vokationen wie der oben beschriebenen versieht. Ziel einer solchen Strategie 
ist die diskursive Marginalisierung der hinter der Ästhetik stehenden Ideologie. 
Bei Reduktion auf eine Komponente des Begriffs der Bürgerlichkeit, den 
Bourgeois, kann dieser sein subversives und emphatisches Potential schließlich 
nicht entfalten. Allianzen mit „Alt“-BürgerInnen und den Kirchen, welche - 
abseits aller kulturellen und politischen Differenzen - hinsichtlich des Ziels 
einer Marginalisierung der ideologischen Position der neo-liberalen und neo- 
konservativen-Populisten quasi-natürliche Allianzen wären, werden erschwert. 
Wenn sich kritische SprecherInnen in öffentlichen Diskursen den Begriff der 
Bürgerlichkeit zu eigen machen, so kann der Diskurs über ein Grundeinkom- 
men mit der bürgerlichen Emphase für ein „gutes Leben“ und „Lebensqualität“ 
abseits kapitalistischer Verwertungslogik argumentieren. Dem Angriff auf Frei- 
heitsrechte ließe sich mit dem liberalen Gehalt der Bürgerlichkeit begegnen. 
Die „Dekadenz“ der Unterschichten ließe sich mit dem Hinweis auf die bür- 
gerliche Idee des „Gemeinwohls“ und der Gleichheit im Sinne der französi- 
schen Revolution als Klassenkampf „von oben“ dekonstruieren. 
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Susanne Draheim, Alexandra Krause, Tilman Reitz 


Von Chancen und Statuskämpfen 
Klassenverhältnisse in der Erziehungsgesellschaft 


Nach dem Bildungsstreik von 2009 sah es für eine Weile so aus, als käme die 
deutsche Hochschulpolitik ihrer Kritik entgegen. Das vorläufige Resultat lau- 
tet: mehr „Exzellenz“. Während die zweite Exzellenzinitiative für Forschung 
noch läuft, will die zuständige Bundesministerin nun zusätzlich ein Exzellenz- 
programm für die Lehre durchsetzen. Zwar hat der Ansatz, auch in diesem Be- 
reich die vermeintlich Besten zu fördern, statt eine solide Grundversorgung für 
alle sicherzustellen, neue Kritik bei Studierenden, Hochschullehrern und -lei- 
tungen provoziert. Angesichts der akuten Sparzwänge hat er jedoch Aussicht, 
noch über die Hochschulen hinaus zum bildungspolitischen Standard zu wer- 
den: als Anspruch und Strategie, auch ohne erhöhte öffentliche Investitionen 
in Bildung global ganz vorne zu stehen.! Einige werden belohnt, damit alle 
sich anstrengen. 

Unser Artikel soll schwerpunktmäßig nicht die finanziellen Probleme bil- 
dungspolitischer Versprechen, sondern die gesellschaftlichen Effekte diskutie- 
ren, die ihre zunehmende Orientierung auf institutionellen und individuellen 
Wettbewerb erwarten lässt. Wir nehmen an, dass dadurch faktisch nicht zu- 
letzt neue Durchsetzungsstrategien der sozialen Klassen provoziert werden, die 
sich bemühen, ihr ökonomisches und kulturelles Kapital bildungsvermittelt zu 
erhalten und zu vermehren. Was diese Strategien auszeichnet, lässt sich an 
zwei Gruppen von Kämpfen ablesen: Konkurrenz- und Verdrängungskämpfen 
innerhalb der Bildungseinrichtungen, aber auch Gestaltungs- und Deutungs- 
kämpfen um deren Struktur. Die staatliche Politik erweist sich hierbei vorran- 
gig als Medium umfassenderer sozio-ökonomischer und diskursiver Auseinan- 
dersetzungen. Daher könnten gerade ihre am stärksten normativ aufgeladenen 
Maßnahmen - wie das Ziel, Aufstieg durch Bildung möglich zu machen -, 
teilweise das Gegenteil dessen erreichen, was angestrebt war. 


1 In diesem Sinn haben sich vor der Sommerpause auch Bund und Länder verständigt: Wäh- 
rend wie geplant ein neues Stipendiensystem für leistungsfähige Studierende verabschiedet 
(in seinem finanziellen Volumen allerdings prompt reduziert) wurde, scheiterte die Erhö- 
hung der Bafög-Sätze. 
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Zur Aufklärung dieser Lage wollen wir einerseits grundsätzlich reflektieren, was 
Klassenstrukturen im Bildungsbereich heute ausmacht; andererseits fragen wir, 
inwiefern die Kulturkämpfe, die derzeit in der ausgeweiteten Bildungspolitik 
stattfinden, (auch) Klassenkämpfe sind. Wir beginnen mit dem Versprechen 
einer klassenlosen Gesellschaft lebenslang Lernender, dem gegenüber wir hart- 
näckige ständische Strukturen, in den Erwerbsverhältnissen funktional festge- 
schriebene und in der Alltagspraxis immer neu gezogene Klassengrenzen her- 
ausarbeiten. Angesichts aktueller bildungspolitischer Konflikte, besonders des 
Volksentscheids gegen längeres gemeinsames Lernen in Hamburg, versuchen 
wir dann exemplarisch die Akteure und Motive zu identifizieren, die im 
Kampf um Bildungsinstitutionen wirksam werden. 


1. Klassenstrukturen 
1.1 Die klassenlose Gesellschaft lebenslang Lernender 


Seit in den 1970er Jahren das Lebenslange Lernen (LLL) als europäisches 
Kernanliegen entdeckt wurde, sind seine Realisierungen (von frühkindlicher 
Bildung bis zur Requalifizierung im Alter) mit immer weiteren sozialpoliti- 
schen Erwartungen aufgeladen worden. Das inzwischen auch lebensweite, in- 
stitutionelle wie informelle Lernen soll u.a. den Wohlstand, die Gesundheit, 
die Werte und das politische Engagement aller Bürgerinnen vermehren - und 
so insgesamt Wirtschaftsleistung, Steuereinnahmen, Demokratie, Gerechtigkeit 
und soziale Integration in Europa erhöhen. Kritiker haben vermutet, dass es in 
dieser massiven Besetzung um mehr geht als bloßes Wunschdenken. Im An- 
schluss an den späten Foucault wurde etwa betont, dass sich das LLL in die 
Matrix neoliberaler Imperative der Selbstführung einfügt (vgl. Bröckling u.a. 
2007). Das Projekt sei wie in der aktivierenden Sozialpolitik „the alignment of 
governmental interventions with selfregulative capacities of individuals“ 
(Tuschling/Engemann 2006: 37), der Haupteffekt die ‚Responsibilisierung’ der 
Einzelnen für früher staatlich gewährleistete Belange. Basil Bernstein hat um- 
gekehrt angenommen, dass nicht die Selbstführung der Individuen, sondern 
ihre Formbarkeit für beliebige Zwecke zentral ist. Er prognostiziert angesichts 
der Entgrenzung von Lernverhältnissen eine neue Erziehungsgesellschaft,? de- 
ren Kern die Entkernung der Subjekte, ihre unbegrenzte ‚trainability’ auf Kos- 
ten aller längerfristigen Orientierungen und Verpflichtungen sei.’ 

Die beiden Ansätze beziehen ihre Plausibilität aus verschiedenen Kontexten - 
der erste aus dem Rückzug eines Sozialstaats, der seine Steuerungsansprüche 


2  „[W]e move into the second totally pedagogised society, the first being that of the medieval 
‚period’ initiated by religion“ (Bernstein 2001: 365). 

3  „[Tlrainability [...] erodes commitment, dedications and coherent time and is therefore so- 
cially empty“ (ebd., 366). 
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trotzdem nicht aufgeben will, der zweite aus dem Regime permanenter Requa- 
lifizierung für wechselnde Marktlagen. Der Rekurs darauf könnte helfen, die 
bisherige Kritik am LLL weniger einseitig zu fassen.* Uns interessiert stattdes- 
sen ein dritter Aspekt, der mit beiden genannten Ansätzen kompatibel ist: die 
ideologische Fixierung auf individuelle ‚Leistungen’, die Bildung im sozialpoli- 
tischen Feld befördert. Sie verspricht zum einen fast automatisch - und nahe- 
zu unabhängig von realen Wahrscheinlichkeiten - bildungsvermittelten Auf 
stieg durch Leistung; zum anderen wird sein Ausbleiben oder auch Statuser- 
halt zu einem signifikanten Teil den Individuen zugerechnet. Funktional ver- 
festigte Strukturen sozialer Ungleichheit wie kapitalistische Ausbeutung oder 
staatlich gehegte Privilegien lassen sich auf diese Weise leicht ausblenden. 

Das gilt für fast alle politischen Lager; die Differenz liegt nicht so sehr darin, 
ob von sozialen Ausgangslagen und Zielpositionen abstrahiert wird, sondern 
wie man mit dem ausgeblendeten Rest umgeht. Die neoliberale Version hat 
etwa der britische Bildungspolitiker Sir Christopher Ball 1999 ausgeführt: „In- 
dividual responsibility is both prior to social processes and more important. 
[-.-] If we create a learning society it will come from [...] limited investment ın 
the learner (not the provider of learning), encouragement of learners to invest 
in themselves, deregulation and promotion of a popular learning market and 
imaginative marketing“ (zit. in Evans 2009: 15). Doch auch Gegnerinnen die- 
ser gewollten sozialen Blindheit setzen an ihre Stelle oft nur das ältere Pro- 
gramm, verstärkt Aufstieg durch Bildung zu ermöglichen: „It is undeniable 
that the expansion of participation in higher education is a key element in the 
pursuit of social justice, where it brings advanced learning and powerful 
knowledge within the reach of many more ordinary people than previously. 
[...] Its potential is far from being fully realised.“ (Evans 2009: 84) Ein solches, 
um „social responsibility“ (ebd.) angereichertes Vertrauen auf Bildung ist mög- 
licherweise kaum weniger als der neoliberale Diskurs geeignet, soziale Un- 
gleichheiten zu legitimieren. Es setzt jedenfalls unhinterfragt voraus, dass alle 
Bevölkerungsgruppen gleichermaßen zum Bildungserwerb animiert werden 
können und dass die ‚einfachen Leute’ im Resultat mehr Macht (durch ‚po- 
werful knowlegde’) und Wohlstand (bzw. ‚social justice’) erhalten. Explizit 
wird dieses Vertrauen in Papieren der Europäischen Union, die statt einer 


4 In einem neueren Beitrag stellt Anna Tuschling auch tatsächlich wirtschaftliche Anforderun- 
gen ins Zentrum, bestimmt die Bedeutung des LLL aber nur umrisshaft: „Weil in globaler 
Marktwirtschaft soziales und gesellschaftliches Dasein mit Arbeitsfähigkeit in eins fällt, bietet 
sich ein Lernbegriff, der menschliches Sein mit dem Lernen gleichsetzt, hervorragend zur ar- 
gumentativen Verwertung an.“ (2009: 45) 

5 Beim Bundesministerium für Bildung und Forschung steht dieses Versprechen, verknüpft mit 
der Sorge um fehlende Fachkräfte, derzeit ganz oben; vgl. http;//www.bundesregierung.de/ 
nn_774/Content/DE/Artike/MS-Bildungsrepublik/startseite_topTeaser.html sowie http;//www.aufstieg- 
durch-bildung.info/de/444.php (Abruf: 30.08.2010). 


344 Susanne Draheim, Alexandra Krause, Tilman Reitz 


Korrektur sozialer Ungerechtigkeit schlicht allgemeine Verbesserung verspre- 
chen. „Education and training policy should enable all citizens, irrespective of 
age, gender and socio-economic background, to acquire, update and develop 
over a lifetime both job-specific skills and the key competences needed to fos- 
ter further learning, active citizenship and intercultural dialogue.“ (Europäi- 
sche Kommission 2009) Das lässt sich ebenso als normativer Gemeinplatz wie 
als sozialtheoretischer Fehler begreifen: Auch wenn es die Aufgabe der Bil- 
dungspolitik sein sollte, alle ‚unabhängig von Alter, Geschlecht und sozio- 
ökonomischem Hintergrund’ zu fördern, kann sie sicher nicht alle unabhängig 
davon in die Lage versetzen, ihre Kompetenzen zu erhöhen. Indem die erwei- 
terte Bildungspolitik Aussagen zum letzteren Punkt vermeidet, vernebelt sie 
(in Fortschreibung früherer meritokratischer Ideale) eine Sozialordnung, die 
keineswegs jenseits von Klasse und Stand angelangt ist. 

Ein diskurspolitisches Indiz für die Akzeptanz von Ungleichheiten besteht da- 
rin, dass im letzten Jahrzehnt das Ziel ‚Chancengleichheit” zunehmend durch 
‚Chancengerechtigkeit’ ersetzt wurde‘ Während der Versuch, den neuen 
Begriff in der Arbeits- und Sozialpolitik zu etablieren, nicht wirklich durchge- 
schlagen ist (vgl. Draheim/Reitz 2004), hat er sich in der Bildungspolitik, für 
die er ursprünglich entwickelt wurde, eingebürgert. Ein Beispiel findet sich in 
der dritten PISA-Studie. Als allgemeines Ziel gilt hier, „allen Mitgliedern einer 
Gesellschaft gerechte Chancen für Lernen, Kompetenzentwicklung und Bil 
dung zu bieten“ (Ehmke/Baumert 2007: 309). Das hat zwei Pointen: Gerech- 
tigkeit als Herstellung gleicher Chancen für alle wird implizit aufgegeben, und 
statt einer gerechten Ressourcenverteilung werden allein Chancen in Aussicht 
gestellt, sich selbst um seinen Teil zu bemühen. Bei alledem geht es wohlge- 
merkt nicht um die Güter, die durch Bildung erreicht werden können, son- 
dern nur um den Zugang zu Lernangeboten selbst. Weitergehende Aussagen 
wären auch schwer damit vereinbar, dass die Chancen auf stabile Beschäfti- 
gung und existenzsichernde Einkommen in den letzten beiden Jahrzehnten für 
viele gesunken sind. Die minimalistische Forderung gerechter Lernchancen 
bildet damit sozusagen das pragmatische Kleingedruckte zu den großen Ver- 
sprechen allgemeiner sozialer Verbesserung durch mehr Bildung. Insgesamt 
ruft der aktuelle bildungspolitische Diskurs zur verschärften Konkurrenz um 
Kompetenzen und Zertifikate auf, die den Zugang zu knappen Vorteilspositi- 
onen bahnen oder legitimieren. Im Folgenden diskutieren wir, wie soziale In- 
teressengruppen solche Anregungen verarbeiten. 


6  Vereinzelt taucht dieser Terminus auch in früheren Debatten auf, etwa in bildungspoliti- 
schen Stellungnahmen der CDU (vgl. Friedeburg 1989: 460). 
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1.2 Bildungsklassen und -stände 


Spätestens seit den Studien Bourdieus und Passerons (1964, 1970) weisen For- 
schungsbefunde darauf hin, dass die sozialen Sortierungen im Bildungssystem 
(zumal in Ländern mit starkem Staatsapparat) eine „ständisch organisierte 
Klassengesellschaft“ (Vester 2005: 39) absichern. Eine soziologische Korrektur 
der aufgeführten bildungspolitischen Versprechen scheint damit einfach. Ver- 
schiedenste Studien (vgl. etwa die Beiträge in Berger/Kahlert 2005) belegen, 
dass Engagement und Leistung in Schule und Hochschule hochgradig her- 
kunftsabhängig sind, dass leistungsvermittelte Selektion durch statusbedingte 
ergänzt wird und dass besonders kulturelle, habitusrelevante Bildung für 
Machtpositionen qualifiziert. Zu klären bleibt, welche Formen von Ungleich- 
heit Bildung ggf. stabilisiert. In der Forschung werden vor allem zwei ‚Schlie- 
Bungsprozesse’ betont: die Exklusion allgemein schlecht stehender Gruppen 
wie Arbeiterkinder und Hauptschüler (vgl. für Deutschland Müller/Pollack 
2008, Solga 2005) und die Abschottung bzw. weiterhin hohe soziale Homo- 
genität der Eliten in Wirtschaft, Politik und Verwaltung (etwa Hartmann 2005 
und 2006). Im englischen Sprachraum ist in beiden Fällen auch von Klassen- 
verhältnissen die Rede (einflussreich Goldthorpe 2000: 161-205, ein Überblick 
bei Crompton 2008: 217-235). Diese Begrifflichkeit ermöglicht es, ergänzend 
eine dritte Dynamik in den Blick zu nehmen: Statuskämpfe in der Mitte der 
Gesellschaft. Doch wo immer man ansetzt - was heißt dabei genau ‚Klasse’? 
Die üblichste Variante meint einfach sozio-ökonomische Klassifikationssche- 
mata (wie das Goldthorpes), anhand derer sich die sozialen Positionen der 
Bildungssubjekte und ihrer Herkunftsfamilien vertikal anordnen lassen. Ob 
sich die so zusammengefassten Gruppen auch als solche verhalten und wie sie 
sich ggf. voneinander abgrenzen, wird nicht thematisiert. 

Eigenständige Theorien zum Bildungsverhalten und -interesse sozialer Grup- 
pen setzen erst dort ein, wo die familiäre Weitergabe von Statusvorteilen er- 
klärt werden soll. Ungleichheitsforscher nehmen mehrheitlich an, dass Klas- 
senformierung zentral durch diese Weitergabe von Herkunftspositionen be- 
stimmt ist’ und dass Bildung allein deshalb klassenrelevant wird. Umstritten 
ist nur, ob es eher (nach Bourdieu) die Klassenkultur und der Klassenhabitus 
oder (nach Boudon) die positionsabhängige Chancenkalkulation ist, die Bil- 
dungsweitergabe maßgeblich erklärt. Theorien beider Seiten haben die bemer- 
kenswerte Implikation, dass Bildung das Medium von Klassenbildung 
schlechthin darstellt. 

Andere, möglicherweise grundlegendere Mechanismen werden am ehesten von 
Gesamttheorien sozio-kultureller Milieus (etwa in den Cultural Studies oder 


7 Besonders im „postindustriellen“ Zeitalter; vgl. Esping-Andersen (1993), Goldthorpe (2000), 
Grusky/Weeden (2006) u.v.m. 
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bei Michael Vester) diskutiert. Sie begreifen Klassenformationen als Konglo- 
merat vielfältiger ökonomischer, politischer und kultureller Faktoren, deren 
Überlagerung signifikant verschiedene Lebensverhältnisse hervorbringt und zu 
kultivieren lehrt. 

Es fällt auf, dass an keiner Stelle des Überblicks zwingend von ‚Klassen’ die Rede 
sein müsste. In dem Maß, in dem die Forschung theoretisch gehaltvoll ist, 
deckt sie eher quasi-ständische Mechanismen auf. Das gilt offenkundig für das 
Muster der Statusvererbung, das zumindest der dynamischen Selbstauslegung 
moderner Gesellschaften zuwiderläuft - statt auf Märkten um Positionen zu 
konkurrieren, bleiben die meisten an ihrem angestammten Platz. Zudem wer- 
den diese Plätze, folgt man Bourdieu, vor allem unter Federführung des Staa- 
tes zugewiesen. Sofern Elitenreproduktion an hochrangige Bildungsinstitutio- 
nen gebunden ist, reduziert sich sogar die moderne Unsichtbarkeit ständischer 
Selbstergänzung auf Reste wie Prüfer, die Herkunft als ‚Persönlichkeit’ deuten. 
Und humanistische Sortierinstitutionen wie das Gymnasium und die Ordina- 
rienuniversität in Deutschland sind ohnehin als ständisch beschreibbar. 

Eine Theorie, die sich auf diese Strukturen beschränkt, kann einiges erklären: 
Die Stabilität sozialer Schichtungen und gegliederter Schulsysteme, Statuspa- 
nik in Zeiten erweiterter Bildungszugänge, den Umstand, dass die Bildungsex- 
pansion der 1960er und 70er Jahre trotzdem eher Höherqualifikation inner- 
halb bestehender Milieus als breite Aufstiegsprozesse nach sich gezogen hat 
(Vester 2004). Ungeklärt bleibt allerdings, wie solche Mechanismen in eine 
moderne kapitalistische Gesellschaft passen. Den letzten substanziellen Vor- 
schlag hierzu haben bereits in den 1960er Jahren Passeron und Bourdieu ent- 
wickelt: Mit der wachsenden Konzentration des Kapitals, so ihre Idee, kann 
Eigentum allein die Reproduktion der bürgerlichen Klasse nicht mehr gewähr- 
leisten - an seine Stelle müssen Bildungstitel treten, die für führende Stellen in 
Unternehmen und Beteiligung an ihren Profiten qualifizieren. Mehrheitlich 
reproduziert sich das Bürgertum daher nicht mehr über die direkte Vererbung 
ökonomischen, sondern über die staatsvermittelte Vererbung kulturellen Kapi- 
tals. So einleuchtend dieser Gedanke aber sein mag, er ist selbst auf Statusver- 
erbung begrenzt. Und er sagt wenig darüber aus, was geschähe, wenn das Bil- 
dungswesen tatsächlich verstärkt Konkurrenz freisetzen würde - in einer Situa- 
tion, in der gesicherte Erwerbspositionen knapper und privilegierte Stellungen 
nicht zahlreicher werden. 

Um an diesem Punkt weiter zu kommen, ist es sinnvoll, nicht bei den Aus- 
gangsbedingungen, sondern, komplementär dazu, bei den Auftreffstrukturen 
von Bildung und Ausbildung anzusetzen. Die Frage ist dann, in welche Ab- 
hängigkeiten Bildung einmündet, welche Macht- und Ressourcenverteilungen 
sie zu rechtfertigen hat, welche Antagonismen sie handhabbar machen muss. 
Auf diese Weise kann man erstens direkt bei den ökonomischen Faktoren an- 
setzen, die Klassenverhältnisse bestimmen, bei der Verfügung über Produkti- 
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onsmittel, dem profitablen Einsatz abhängiger Arbeit und dem politischen 
Rahmen von Kapitalakkumulation. Präziser wäre zweitens zu fragen, welche 
Rolle die Kompetenzen und Führungsansprüche, die Bildung vermittelt, in 
diesem Zusammenhang spielen. Daran anschließend lässt sich dann drittens 
nicht nur deskriptiv feststellen, sondern in einem theoretischen Rahmen un- 
tersuchen, wie bereits formierte soziale Gruppen, Elternhäuser und Lernende 
selbst das Klassengefüge wahrnehmen, wie sie sich darin durch Bildungserwerb 
zu behaupten versuchen und welche positionalen Effekte ihre Strategien ha- 
ben. Statusvererbung wäre dann sicher weiterhin ein wichtiger Effekt, aber 
nicht unbedingt der entscheidende Mechanismus von Bildung in der Klassen- 
gesellschaft. 

Der Klassenbegriff, der damit ins Spiel kommt, lässt sich - anschließend an 
Diskussionen der Ungleichheitsforschung (vgl. zusammenfassend Wright 
2009), aber konträr zu den dabei hegemonialen Theorieentscheidungen - als 
eine erweiterte Fassung des Marxschen Ansatzes explizieren, in die auch webe- 
rianische Anteile eingehen. Mit Marx halten wir daran fest, dass wesentlich die 
Stellung der Einzelnen im und zum Prozess marktvermittelter Produktion und 
Ausbeutung die Klassenverhältnisse unserer Gesellschaft bestimmt. Über ihn 
hinausgehend wollen wir jedoch der Rolle gerecht werden, die staatliche Insti- 
tutionen in der Zuweisung von Lebenschancen sowie die Mittelklassen im 
Kampf um Ressourcen und Verfügungsmacht spielen. Und an Weber bzw. 
Nachfolger wie Frank Parkin anknüpfend vermuten wir, dass hierfür die Stra- 
tegien zu untersuchen sind, mit denen mächtige und privilegierte Gruppen 
andere vom Zugang zu ihren Positionsvorteilen ausschließen oder sich weitere 
Vorteile zu erobern versuchen. Solange die Verfügung über fremde Arbeitskraft 
und Profite, lukrative Expertenfunktionen, Führungs- und Statuspositionen in 
Wirtschaft und Staat bei kleinen Gruppen konzentriert sind, wird Bildung als 
Element solcher Schließungsstrategien fungieren. Sie beinhaltet dann not- 
wendig „an interpretation of distributive justice in which the rhetoric of indi- 
vidualism and the principles of class nomination obscure the processes of de 
facto collectivist exclusion and class reproduction“ (Parkin 1974: 8). Zu fragen 
ist nun, wie sich diese Mechanismen angesichts der Vermehrung und mutmaß- 
lichen Inflationierung von Bildungstiteln, verschärfter Konkurrenz im öffentli- 
chen Bildungswesen und wachsender privater Bildungsmärkte (neu) gestaltet. 
Ein Feld, in dem besonders deutliche Änderungen zu erwarten sind, stellen die 
Erwerbspositionen und Schließungsstrategien der Mittelklassen dar. 


1.3 Die Bildung der Mittelklassen 


Dass die Mittelklassen maßgeblich auf Bildung angewiesen sind, legt etwa die 
Analyse nahe, mit der Eric Olin Wright das zweipolige Klassenschema von 
Marx zu ergänzen vorschlägt. Wright hat die große Gruppe der abhängig Be- 
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schäftigten im Blick, die aufgrund von skills und expertise sowie authority 
bessere und einträglichere Positionen besetzen als einfache Arbeiter, weil sie 
durch ihre raren Kompetenzen mehr Verhandlungsmacht haben und schwerer 
zu beaufsichtigen sind, selbst auch Aufsichtsfunktionen für das Kapital erfül- 
len und ggf. sogar am Profit teilhaben (Wright 1997: 20-23). Diese Positionen 
sind offenkundig durch das Bildungssystem einer Gesellschaft bestimmt, das 
Fach- und Führungskompetenzen vermittelt. Ähnliches gilt für die staatlich 
entlohnten „Versorgungsklassen“ im öffentlichen Dienst, die in Ländern wie 
Deutschland oder Frankreich einen erheblichen Teil der mittleren Einkommen 
und Machtstellungen beziehen. Und je nachdem, wo man die Grenze zwi- 
schen ‚Mitte und ‚Oben’ zieht, kann man auch die Vertreter der ‚Professio- 
nen’ wie Ärzte und Rechtsanwälte hinzunehmen, die traditionell selbständig 
sind und ihre vergleichsweise hohen Einkommen auf u.a. durch Zertifikate, 
Zulassungsbeschränkungen und Gebührenordnungen staatlich regulierten 
Märkten erwirtschaften. Da die Anteile von abhängiger Beschäftigung und 
Scheinselbständigkeit auch in diesem Bereich signifikant sind, überschneidet 
er sich ohnehin mit dem der qualifizierten Beschäftigten. Sowohl in der For- 
mierung und Abgrenzung dieser Mittelklasse(n) als auch in ihren inneren 
Kämpfen spielen Bildungstitel durchgängig eine wichtige Rolle. Die empirische 
Analyse des Zusammenhangs wird allerdings von zwei Seiten erschwert: Einer- 
seits haben marxistische Klassentheorien Bildung kaum systematisch unter- 
sucht (Wright diskutiert die „acquisition of skills“ nur in einer Randbemer- 
kung zur Werttheorie; 1997: 15f), andererseits werden die Autoritätspositio- 
nen, die wesentlich die Stellung der Mittelklasse(n) zwischen Arbeit und Kapi- 
tal bedingen, in den gängigen Sozialstrukturanalysen vernachlässigt. Wir kön- 
nen daher nur in einer Art Zweckentfremdung bisheriger Befunde empirische 
Indizien zu den aktuellen Bildungsstrategien und -konflikten der Mitte zu- 
sammentragen. 

Wie haben sich die Perspektiven verändert, die Bildung im Bereich qualifizier- 
ter Beschäftigung eröffnet? Die Angst vor Arbeitslosigkeit ist in den letzten 
zehn Jahren auch für die ‚obere Mittelschicht’ gestiegen, der nach Goldthorpe 
u.a. Lehrer und mittlere Führungspositionen in der Industrie angehören, be- 
reits seit Mitte der 1990er Jahre gilt dies auch für durchschnittlich qualifizierte 
Angestellte mit Routinetätigkeiten (Lengfeld/Hirschle 2009). Der Angst ent- 
sprechen nicht immer reale Gefährdungen, aber die Schwächung der Mittel- 
klasse(n) ist deutlich. Während die höheren Einkommen stabil geblieben oder 
gewachsen sind, ist die Einkommensmittelschicht geschrumpft, am stärksten 
das Segment der Durchschnittsverdiener (Goebel u.a. 2010; Grabka/Frick 
2008). Beschäftigte aller Qualifikationsgruppen müssen im Schnitt häufiger 
den Betrieb wechseln, die Möglichkeiten betriebsinterner Aufstiegskarrieren 
sind durch Outsourcing und den Abbau von Hierarchieebenen gesunken, und 
für Berufseinsteiger haben das Arbeitslosigkeitsrisiko und unsichere Beschäfti- 
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gung, z.B. durch Befristung, insgesamt erheblich zugenommen (Köhler u.a. 
2008, Buchholz/Blossfeld 2009, Diewald/Sill 2004). 

Mit derartigen Perspektiven muss die erneute Bildungsexpansion vor allem als 
Entwertung von Bildungstiteln erlebt werden. Dass der Anteil der Abiturienten 
kontinuierlich steigt und derjenige der Studierenden sowie Hochschulabsol- 
venten politisch in die Höhe getrieben wird, schlägt sich gerade nicht in er- 
weiterten Aussichten auf einen hohen Lebensstandard nieder, sondern in Un- 
sicherheit darüber, welcher Abschluss noch wie viel zählt. Nimmt man hinzu, 
dass der Staat zugleich seine Sozialleistungen konsequent gesenkt hat, sodass 
die abhängige Erwerbsarbeit wieder stärker kommodifiziert ist, ergibt sich ein 
paradoxer Effekt: Die Konkurrenz um Bildungstitel wird intensiver, gerade 
weil ihre Bedeutung für die Eingliederung in die Hierarchie der Berufspositio- 
nen und damit auch der Einkommen abgenommen hat; den Betroffenen 
bleibt kaum etwas anderes als der Versuch, den gewachsenen Arbeitslosigkeits- 
und Armutsrisiken über präventive Aufwertung der eigenen Arbeitskraft zu 
begegnen. Die resultierende Konkurrenz um Bildung als Aufstiegs- und Status- 
erhaltsstrategie vollzieht sich nicht allein in Schule und Ausbildung, sondern 
auch im allgemeinen und betrieblichen Weiterbildungssystem. Für die Nach- 
frage in diesem Bereich spielt zusätzlich eine Rolle, dass auch in Bereichen des 
Arbeitsmarktes, in denen Beschäftigung und Einkommen nach wie vor über- 
durchschnittlich stabil sind, die durchschnittlichen Arbeits- und damit Quali- 
fikationsanforderungen gesteigert wurden. 

Dass die Mittelklassen verstärkt versuchen (müssen), ihre Position durch zu- 
sätzliche Bildungsinvestitionen zu sichern, wird besonders in der beruflichen 
Weiterbildung sichtbar. Die Anforderungen der Betriebe sind hier für Fach- 
und Führungskräfte gleichermaßen gestiegen. In den neuen, marktzentrierten 
Produktionsmodellen müssen sich Beschäftigte aller Hierarchieebenen immer 
wieder neue Arbeitsinhalte aneignen und sollen zugleich durch quer- 
funktionale Kooperation sowie die Übernahme von Planungs- und Kontroll- 
aufgaben die Effizienz ihrer Arbeit erhöhen (vgl. Hartz 1994). In der betriebli- 
chen Weiterbildungspraxis wird die „bloße“ Qualifikationsvermittlung daher 
zusehends durch umfassende aktivierende Kompetenzentwicklung ersetzt 
(Kühnlein 1999). Ein Beispiel dafür, wie Unternehmen ihre Personalpolitik 
weniger auf weitere Rationalisierungen als vielmehr auf die Kompetenzen ihrer 
Mitarbeiter ausrichten, ist das in der Deutschen Bahn AG konzernweit er- 
probte Kompetenzmanagement (Busse 2007). Damit wächst die Bedeutung in- 
formeller Weiterbildung, und während die Teilnahme an formaler beruflicher 
Weiterbildung aufgrund betrieblicher Sparmaßnahmen in den letzten 10 Jah- 
ren wieder gesunken war, gilt dies nicht unbedingt für die informelle Weiter- 
bildung (Heidemann 2010). 

Gibt es Hinweise darauf, dass die Mittelklassen Weiterbildung als Schließungs- 
strategie einsetzen, um ihre Klassenpositionen zu verteidigen? Aktivitäten in 
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diesem Bereich waren bei Führungskräften und Akademikern schon immer 
stärker verbreitet; aktuelle Studien (Hubert/Wolf 2007) müssten daher durch 
Längsschnittanalysen ergänzt werden, die sich die Veränderungen über die Zeit 
ansehen. Zwei Hinweise finden wir aber schon jetzt. Das neue „Kompetenz- 
modell“ lebenslanger und lebensweiter Weiterbildung bevorteilt erstens ein- 
deutig die Gruppen mit höherem kulturellen Kapital - und Managementposi- 
tionen können dadurch auf neue Weise an ‚Leistung’ gebunden werden (vgl. 
Freye 2009). Darüber hinaus haben, da die Beschäftigten grundsätzlich die 
Hauptlast der beruflichen Weiterbildungskosten tragen (Beicht u.a. 2006), 
Gruppen mit eigenen finanziellen Ressourcen einen strategischen Vorteil. 
Weniger Daten finden sich für das klassische Bildungssystem. Das gestiegene 
Risiko, bereits beim Übergang ins Beschäftigungssystem zu scheitern bzw. in 
lange Warteschleifen zu geraten, lässt vermuten, dass Eltern verstärkt versu- 
chen, eigene Positionsvorteile in private Bildungsvorteile für ihre Kinder um- 
zusetzen. Dies lässt sich empirisch u.a. anhand privater Nachhilfe und privater 
Schulen untersuchen. Private Nachhilfe wird in Westdeutschland häufiger von 
Hochqualifizierten genutzt, und zwar vor allem dann, wenn das Abitur ange- 
strebt wird (37% gegenüber 12% bei Hauptschülern). In Ostdeutschland ist 
das Gegenteil der Fall: private Nachhilfe nehmen vor allem Hauptschüler in 
Anspruch (24% gegenüber 11% bei Gymnasiasten). Nachhilfe scheint hier von 
den Eltern vor allem eingesetzt zu werden, um überhaupt einen Schulab- 
schluss sicherzustellen (Schneider 2004). Insgesamt gilt, dass Nachhilfe umso 
häufiger genutzt wird, je höher die Bildung der Eltern ist; das Einkommen hat 
ebenfalls einen starken Effekt. Während diese Befunde keine Trendaussagen 
zulassen, wurde für die Nutzung von Privatschulen im Lauf der letzten 20 Jah- 
re bereits eine deutliche Zunahme nachgewiesen. 2007 gingen 7,8% aller Schü- 
ler auf eine Privatschule. Eltern mit Hochschulreife schicken ihre Kinder am 
häufigsten auf Privatschulen, und bei ihnen ist der Anteil auch am stärksten 
gewachsen: von 7% 1997 auf 12,4% 2007 (Lohmann u.a. 2009). 

Der allgemeine Trend zur bildungsvermittelten Statuskonkurrenz lässt sich 
auch an der Entwicklung der Bildungsausgaben ablesen: Während die staatli- 
chen Bildungsinvestitionen trotz aller Anstrengungen im Verhältnis zum Brut- 
to-Inlandsprodukt kontinuierlich sinken (von 5,09% 1975 über 4,22% 1995 
auf 4,04% 2005),° sind nach Daten des Statistischen Bundesamts die Gesamt- 
ausgaben für Bildung noch 2008 angewachsen und bleiben insgesamt stabil 
(bei etwa 5,6% BIP). Das private Engagement in diesem Bereich - zu dem al- 
lerdings auch Unternehmen und Non-Profit-Organisationen beitragen - 
nimmt also messbar zu. 


8 So die Arbeitsgemeinschaft Bildung für Deutschland auf der Grundlage von Zahlen des BMBF 
(http://www.bildung-fuer-deutschland.de/deutscher-bildungshaushalt.html, Abruf: 02.08.2010). 
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2. Bildungskämpfe der Gegenwart 
2.1. Die Ausweitung der Kampfzone 


Wettbewerb an Bildungseinrichtungen ist nie ein rein individueller Prozess. 
Wirksam werden hier auch partikulare kulturelle Standards, die dafür sorgen, 
dass Gruppenmitglieder einander erkennen und im Zweifelsfall unterstützen, 
marginalisieren, attackieren oder ausschließen können. Die Standards dafür 
werden öffentlich regelmäßig neu ausgehandelt - und den Anlass geben oft in- 
stitutionelle Reformen. Die vielfachen bildungspolitischen Initiativen der Ge- 
genwart fordern daher nicht nur eine Einschätzung ihrer sozialen Effekte her- 
aus, sondern schaffen überdies Situationen, in denen sich soziale Interessen 
am Bildungswesen erkennbar äußern. 

Das deutet sich bereits in Debatten um die Kinderbetreuung an, deren gesetz- 
liche Garantie zunächst sozial ausgleichende Effekte erwarten lässt, durch die 
Entlastung berufstätiger Eltern wie auch durch die Zusammenführung von 
Kindern aus allen Schichten. Doch in die Rechtfertigung des neuen Standards 
mischt sich Konkurrenzlogik. Wo die Gewährleistung des seit 2008 festge- 
schriebenen Anspruchs auf einen Kita-Platz durch Haushaltskürzungen ge- 
fährdet ist, kann man auch von linker Seite das Argument hören: „Frühkindli- 
che Bildung ist kein Luxus, sondern Grundlage für eine erfolgreiche Volkswirt- 
schaft“ (Monika Heinold, Parlamentarische Geschäftsführerin der Grünen in 
Schleswig-Holstein, zit. im Hamburger Abendblatt vom 19.5.10). Wichtig ist 
hier das Stichwort ‚frühkindliche Bildung’, das zusehends die Entlastung be- 
rufstätiger Eltern als Hauptzweck der Kitas ersetzt. Als einzig zukunftsfähige 
Option präsentiert dies eine Studie im Auftrag der Telekom-Stiftung, die 
„Deutschland von modernem Kita-Bild weit entfernt“ sieht. Dem Stiftungsvor- 
sitzenden, Minister a.D. Dr. Klaus Kinkel, scheinen die Befragten noch viel zu 
sehr „dem klassischen Bild der Betreuungseinrichtung verhaftet zu sein“. „Sehr 
überraschend ist“ für ihn „auch, dass gerade bei den Eltern die Herstellung 
von Chancengleichheit zum Schulbeginn als übergreifender Anspruch an die 
frühe Bildung vorherrscht. Die Förderung individueller Potenziale - inzwi- 
schen im Schulbereich das zentrale Thema - steht dagegen im Hintergrund“. 
Wären die Befragungsergebnisse der Studie sozial aufgeschlüsselt, ließe sich 
abschätzen, ob nicht doch eine Avantgarde von Eltern die Chancengleichheit 
hinter sich lässt, indem sie die individuellen Potenziale ihres Nachwuchses 
mobilisiert. Es kommt ja nicht selten vor, dass Kinder inzwischen von früh an 
Fremdsprachen und Musikinstrumente lernen, einen ausgefüllten Terminka- 
lender haben und als Träger vielfältiger Begabungen erkannt werden. Die In- 
vestitionen hierfür bieten Möglichkeiten genug, das in den Kitas erreichte kol- 


9 Pressemitteilung vom 22.2.2010 (http://www.telekom-stiftung.de/dtag/cms/content/Telekom- 
Stiftung/de/949084, Abruf: 29.06.2010). 
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lektive Niveau individuell bzw. familiär zu überbieten. Die öffentliche Kinder- 
betreuung stellt damit im selben Schritt, in dem sie sozialen Ausgleich schafft, 
eine Grundlage für erweiterte Bildungskonkurrenz her. Pädagogische Beobach- 
ter befürchten schon, „dass mit der Reform des Bereichs der frühkindlichen 
Bildung kindliches Lernen einseitig auf Leistung ausgelegt wird und gesell- 
schaftlicher Druck und Abstiegsängste [...| an Kinder weitergegeben werden.“ 
(Hübenthal/Olk 2009) Hier, nicht im Streit um familiäres Betreuungsgeld, 
liegt der soziale Konfliktstoff frühkindlicher Bildung. 

Unmittelbar konfliktträchtig präsentiert sich die Bildungspolitik an ihrem an- 
deren Ende, in der europäischen Hochschulreform. Sie wird von Beginn an 
durch wirtschaftsnahe Think Tanks wie das CHE begleitet (vgl. Schöller 2004) 
und nicht erst seit dem Bildungsstreik von ihrerseits uneinigen akademischen 
Interessengruppen kritisiert. Uwe Schimank erkennt hierin vorrangig einen 
Abwehrkampf der traditionellen „Bildungsbürger“ gegen die wirtschaftlich ori- 
entierten „Aufsteiger“ - einen „Kampf zwischen dem sich als Bildungsbürger- 
tum verstehenden Teil der oberen Mittelschichten und den aufstrebenden un- 
teren und mittleren Mittelschichten“ (Schimank 2010: 50f).' Doch man kann 
auch Hinweise dafür sammeln, dass im Rahmen des Bologna-Prozesses umge- 
kehrt Klassengrenzen gegen den seit den 1960er und 70er Jahren erfolgenden 
Andrang potenzieller Aufsteiger in Hochschulen erneuert werden. Für eine 
solche These spricht zunächst, dass in Systemen wie dem deutschen erst mit 
Bologna die mass higher education ein Segment von elite higher education 
erhält. Ulf Wuggenig begreift die Reform entsprechend „als Übergang von ei- 
ner verdeckten zu einer offenen Eliten-Bildung |[...]. Die Trennung und symbo- 
lische Unterscheidung von Bachelor- und Master-Studierenden, die Beschrän- 
kung des Zugangs in den ‚Graduate’-Sektor und die über Konkurrenzdruck er- 
zeugte Profilbildung von Hochschulen sind Ausdruck einer neuen vertikalen 
Differenzierung im Feld“ (2009: 154). Michael Hartmann (2005) nimmt an, 
dass zumal die neue Sichtbarkeit der ‚exzellenten’ Hochschulen Bedingungen 
dafür schaffen würde, nach amerikanischem oder französischem Vorbild bil- 
dungsvermittelt sozialen Status zu vererben - und man kann ergänzen, dass sie 
auch den Sonderinteressen der wieder verengten professoralen Oberschicht 
entgegenkäme. Der erweiterte untere Bereich der akademischen Massenausbil- 
dung könnte demgegenüber für die qualifizierte, regelmäßig weiter zu schu- 
lende intellektuelle Arbeiterschaft bzw. Reservearmee sorgen, die der flexible 
Wissenskapitalismus benötigt (vgl. Huws 2006, Reitz/Draheim 2006). Und die 
Installierung von Wettbewerben auf allen Ebenen macht die neuen Hierar- 


10 Schimank fügt „differenzierungstheoretisch“ hinzu, dass hier eine „Grenzstreitigkeit zwischen 
den Repräsentanten eines sich am Wissenschaftssystem verankernden Bildungssystems auf 
der einen und den Vertretern der die Hochschulabsolventen in Berufe abnehmenden ande- 
ren gesellschaftlichen Teilsysteme - allen voran des Wirtschaftssystems - auf der anderen Sei- 
te“ festzustellen sei (ebd.: 51). Klassentheoretisch klärt das nichts. 
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chien vereinbar mit den meritokratischen Prinzipien der Marktgesellschaft. 
Ob, wo und wie Klassenkämpfe um die Gestaltung der Hochschule nach Bo- 
logna stattfinden, ist allerdings eine offene Frage. Die Antwort hängt unter ande- 
rem von der zukünftigen Lage kapitalistisch genutzter Wissensarbeit ab, aber 
auch davon, wie die Hochschullehrer ihre Beziehungen zur staatlichen Macht 
und zur ökonomischen Verfügungsgewalt neu einrichten. ‚Bologna’ bedeutet 
zumindest, dass hier Klärungen und Auseinandersetzungen notwendig sind; 
eine bloße Verteidigung ständischer Vorrechte ist nicht länger aussichtsreich. 


2.2 Der „Hamburger Schulkampf” 


Entsprechendes gilt, wie sich in diesem Jahr wieder gezeigt hat, nicht für das 
gegliederte Schulwesen. ‚Klassisch’, ständisch oder vormodern muten deutsche 
Bildungsdebatten in jedem Fall insofern an, als sie erst in Bezug aufs Gymna- 
sium richtig ausbrechen. In Hamburg wurde seit der Bürgerschaftswahl 2008 
intensiv über eine grundlegende Schulreform gestritten; zeitweilig hat sich die 
Debatte zu einem „symbolischen Kampf“ um Bildungschancen insgesamt (so 
Michael Hartmann in einem Radiointerview im Mai 2010) ausgewachsen; ge- 
wonnen haben schließlich die engagierten Bildungs(besitz)bürger, die per 
Volksentscheid eine auf Kosten der Gymnasialzeit verlängerte gemeinsame 
Primarschule abgewehrt haben. Sie schreiben sich damit in eine Tradition ein, 
die seit Gründung der Bundesrepublik regelmäßig die ständischen Grenzen im 
Schulsystem verteidigt: Schon 1953 setzte sich in Hamburg eine Koalition aus 
CDU, Vaterstädtischem Bund und Deutscher Partei gegen die SPD durch, um 
unmittelbar deren Einführung einer sechsjährigen Einheitsschule zurückzu- 
nehmen, und 1978 genügte in Nordrhein-Westfalen ein Volksbegehren, um die 
sozialliberale Koalition von ihrem Vorhaben einer ‚Kooperativen Schule’ für 
die gesamte Schulzeit abzubringen (Friedeburg 1989: 296-98, 461). In zahlrei- 
chen weiteren Auseinandersetzungen haben Eltern- und Lehrerverbände sowie 
konservative Kultusminister immer genügend Macht mobilisiert, um eine 
Schule für alle zu verhindern - und man fragt sich heute wie damals: Warum? 
Historisch liegt eine pauschale Antwort nahe. „Im 19. Jahrhundert hat der 
Staat einen Pakt mit dem aufbegehrenden Bürgertum geschlossen: Wenn ihr 
keine Revolution macht, dann schenke ich euch eine Schule, die ausschließ- 
lich eure Kinder zum Studium führt - das Gymnasium. Wenn der Staat diesen 
Pakt aufkündigt, wenn er den privilegierten Zugang zum Gymnasium angreift, 
dann macht das Bürgertum Revolution.“'' Doch es lohnt genauer zu fragen, 
was von diesem Befund weiter gültig ist - wobei in diesem Fall auch milieu- 
theoretische Überlegungen unumgänglich sind. 


11 So Christian Füller am 21.7.2010 im Freitag. http;//www.freitag.de/politik/1029-putsch-der- 
eliten, Abruf: 30.07.2010. 
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Der aktuelle Hamburger Konflikt wurde von den dortigen Christdemokraten 
angestoßen, deren schulpolitisches Programm in der sekundären Bildung, für 
deutsche Verhältnisse geradezu revolutionär, von der Drei- zur Zweigliedrigkeit 
strebt: neben das Gymnasium tritt die Stadtteilschule, eine Vereinigung aus 
Haupt-, Real- und Gesamtschule (vgl. ausführlich Merkelbach 2010). Nach der 
verlorenen Wahl war die CDU allerdings gezwungen, sich mit dem grünen 
Koalitionspartner über dessen Konzeption einer neunjährigen Einheitsschule 
nach skandinavischem Vorbild zu verständigen. Heraus kamen die beiden Ver- 
einbarungen, dass 1) die Grundschule zur „Primarschule“ mit sechs Klassen- 
stufen erweitert werden sollte sowie 2) sowohl das Gymnasium als auch die 
Stadtteilschule zu allen Bildungsabschlüssen führen. Während die SPD diesem 
Kompromiss relativ aufgeschlossen gegenüber stand, gingen gleich zwei Bür- 
gerinitiativen in die Offensive. Das Bündnis „Fine Schule für alle“, in dem vor 
allem die Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft, aber auch Grüne ak- 
tiv sind, brachte für ein Volksbegehren nicht die nötigen 62.000 Unterschrif- 
ten zusammen. Die Bürgerinitiative „Wir wollen lernen“ um den Hamburger 
Rechtsanwalt Walter Scheuerl fand es demgegenüber nicht tragbar, dass durch 
die sechsjährige Primarschule die Gymnasialzeit um zwei Schuljahre verkürzt 
worden wäre. Im vergangenen Herbst erreichte das von „Wir wollen lernen“ 
angestrengte Volksbegehren überraschenderweise rund 180.000 Unterschriften; 
der folgende Volksentscheid erbrachte mit 276.304 zu 218.065 Stimmen eine 
klare Mehrheit gegen die Reform. Die Initiative, von der Berichterstattung 
primär dem hanseatischen Großbürgertum zugeordnet und als mit Macht und 
Einfluss bewaffneter „Klassenkampf vom oben“ beschrieben (so in der Frank- 
furter Rundschau vom 18.3.2010: „Blankenese beinhart“), hat offenbar „weit 
über den Kreis der am Erhalt gymnasialer Privilegien Interessierten“ (Merkel- 
bach 2010) hinaus die diffuse Sorge um Bildungschancen mobilisieren kön- 
nen." 
Dennoch legt die Berichterstattung über wie auch die Selbstdarstellung von 
„Wir wollen lernen“ nahe, deren Tätigkeit als einen „Kulturkampf“ um den 
Erhalt von Bildungsprivilegien zu begreifen. So meint der Spiegel (24/2008, 
151), dass „die Gymnasialeltern [...] eine mächtige Lobby“ seien, die sich nur 
ungern für „fragwürdige gesellschaftspolitische Experimente missbrauchen“ 
ließen, und zitiert Scheuerl mit dem deutlichen Satz: „Soziale Unterschiede 
sind durch die Schule nur begrenzt korrigierbar“ (ebd.). Auf ihrer Webseite 
bemüht die Bürgerinitiative seitenlang (und tendenziös) „wissenschaftlich ab- 


12 Die „Initiative aus den Elbvororten“ beansprucht für alle Eltern zu sprechen und hat sich 
stellenweise sogar als Vertreterin sozialer Gerechtigkeit profiliert: „die von CDU/GAL ge- 
plante Abschaffung des Elternwahlrechts hinsichtlich der weiterführenden Schulform wird 
zur Verschlechterung der sozialen Chancengerechtigkeit beitragen“ (http://www.wir-wollen- 
lernen.de, Gute Gründe für die Erhaltung des Elternwahlrechts und die Erhaltung der weiter- 
führenden Schulen ab Klasse 5, Abruf: 20.05.2010). 
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gesicherte“ Erkenntnisse aus der Bildungsforschung, um die Aussage zu bele- 
gen, dass die selektive Schulform Gymnasium die Leistungen von Kindern be- 
sonders in der 5. und 6. Jahrgangsstufe besser zu fördern vermöge als integra- 
tive Formen wie die Gesamtschule.” Angesprochen fühlen sollten sich offen- 
bar vor allem Eltern, für die der Gymnasialbesuch ihrer Kinder beschlossene 
Sache ist, die also kein Interesse daran haben, Reformen zugunsten anderer 
Gruppen mit zu tragen und im Gegenteil befürchten, dass ihre Kinder durch 
Berührung mit diesen Gruppen im Lernen geschwächt und womöglich sozial 
nach unten gezogen werden. 

Man ist nun geneigt, dem öffentlichen Diskurs über „Wir wollen lernen“ fol- 
gend zu glauben, es müsse sich um eine Initiative des etablierten Bildungs- 
und Besitzbürgertums handeln, das durch den grün-schwarzen Reformvorstoß 
seine Privilegien bedroht sieht. Die Auswertung der Abstimmungsergebnisse 
stützt diesen Befund teilweise. Selbst die FAZ, die nach einigem Zögern ent- 
schieden hat, die „Legende eines ‚Klassenkampfs von oben’“ abzuwehren, 
muss zugeben: „Tatsächlich lag in den Villengegenden die Beteiligung an der 
Abstimmung durchweg über fünfzig Prozent. In den armen Vierteln dagegen - 
etwa in Wilhelmsburg und Jenfeld - ging überhaupt nur jeder Vierte zur Urne; 
in sozialen Brennpunkten wie Billstedt sogar nur jeder Achte.“'* Dagegen kann 
sie nur den Hinweis aufbieten, dass die Initiative selbst im überdurchschnitt- 
lich Grün wählenden Altona eine (knappe) Mehrheit erreicht hat - was auch 
für die Stärke des dort vertretenen Elb-Bürgertums sprechen könnte und zeigt, 
dass weltanschauliche Großzügigkeit bei den eigenen Kindern aufhört. 
Trotzdem verschiebt sich das Bild, wenn man bedenkt, wie viel Zustimmung 


13 Dabei werden nicht nur (je nach Gelegenheit zwischen vier Studien wechselnd) allein Be- 
funde geboten, die dem Gymnasium Leistungsfähigkeit bescheinigen, sondern zudem Indi- 
katoren fragwürdig aufeinander bezogen: „Die Kompetenzwerte an den Hamburger Gymna- 
sien liegen beim Ländervergleich der PISA-Studie 2003 in Mathematik mit einem Mittelwert 
(MW) von 570 Punkten deutlich über dem OECD-Durchschnitt (MW: 500) und noch klar 
vor Finnland (MW: 544). Mit einem Abstand von 107 Punkten folgen Hamburgs Realschu- 
len (MW: 463). Die integrierten Gesamtschulen [...] liegen mit einem Mittelwert von nur 456 
Punkten im internationalen Vergleich zwischen den PISA-Schlusslichtern Griechenland 
(MW: 445) und Portugal (MW: 466)“ (ebd.). Eine Aussage ist zumindest klar: Ein hoher 
Kompetenz-Mittelwert an Gymnasien ist den Initiatoren wichtiger als ein hoher Mittelwert 
für alle (wie in Finnland); hinzu kommt die Angst vor allgemeinem Niveauverlust durch Ge- 
samtschulen (auch wenn diese zurzeit nur in Konkurrenz mit den Gymnasien arbeiten). 

14 Stefan Dietrich, FAZ von 29.08.10 (http://www.faz.net/-01e931, Abruf: 30.8.2010). Bei kur- 
sorischer Sichtung der Abstimmungsstatistik lässt sich ergänzend Folgendes festhalten: In 
den so genannten „Elbvororten“ wie Nienstedten, Blankenese oder Othmarschen war die 
Wahlbeteiligung (korrelierend mit der grundsätzlichen Zustimmung für das Anliegen der 
Bürgerinitiative) mit rund 60% am höchsten, und wohlhabende innerstädtische Bereiche wie 
Groß-Flottbek oder Harvestehude erreichten ähnliche Beteiligungen. Darüber hinaus hatten 
auch gutbürgerliche Stadtteile wie Volksdorf oder Wellingbüttel hohe Werte (um 58%). Die 
Abstimmungsbeteiligung entsprach proportional in etwa der bei Bürgerschaftswahlen, wo 
man ebenfalls in den reichen Stadtteilen deutlich häufiger zur Urne geht. 
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die Bürgerinitiative mobilisieren konnte. Nicht alle ihrer 276.000 Befürworter 
lassen sich dem Großbürgertum zurechnen; selbst im wohlhabenden Hamburg 
verdienten 2006 nur knapp 1% der insgesamt etwa 750.000 abhängig Beschäf- 
tigten'® monatlich 8.000 Euro brutto und mehr’. Offenbar waren die Argu- 
mente der Initiative auch für Eltern einleuchtend, die selbst den Bildungsauf- 
stieg realisiert haben bzw. dies für ihre Kinder planen, sich gleichzeitig aber 
ihrer sozialen Position nicht sicher genug sind, um schulische Segregation ab- 
bauen zu wollen. In den Verteidigungskampf etablierter Eliten mischt sich also 
der „Klassenkampf“ nachdrängender Bildungsaufsteiger. Eine Rolle dürfte auch 
ethnische Abgrenzung spielen, die gerade in der Stadtteilschule prekär wird. So 
berichtete der Spiegel in einem frühen Stadium der Debatte (24/2008: 152): 
„Mariusz Rejmanowski |...], Vertriebsrepräsentant einer Fluglinie, lebt mit sei- 
ner Familie in Wilhelmsburg, das als sozialer Brennpunkt gilt. Gleichwohl ist 
Rejmanowski zufrieden mit dem Gymnasium Kirchdorf/Wilhelmsburg, das 
zwei seiner Kinder besuchen. ‚Der Migrantenanteil ist groß, [...] doch die EI- 
tern geben ihren Kindern den Willen zum Lernen mit.’ Das würde anders, |...] 
wenn der Klassenverband aus der Grundschule auch in der fünften und sechs- 
ten Klasse zusammenbliebe. Eine Schule in Wilhelmsburg käme dann für ihn 
nicht mehr in Frage.“ Hier zeigt sich konkret die prekäre Logik des Aufstiegs: 
Er funktioniert nur, wenn nicht alle mitgenommen werden. 

Das Neue der Hamburger Konstellation wird allerdings erst vollständig deut- 
lich, wenn man bedenkt, dass hier ein bürgerliches (nämlich auf individuelle 
Leistung orientierendes) Zukunftsprojekt an bürgerlichen (auf Statusgrenzen 
fixierten) Ressentiments gescheitert ist. Das Gesetzesvorhaben des Senats hatte 
nicht nur bereits einige Kanten verloren, als es zur Abstimmung kam - na- 
mentlich wurde das Elternrecht zur Wahl der weiterführenden Schule beibe- 
halten, dessen Abschaffung heute wie in der Nachkriegszeit „die schichtenspe- 
zifische Selektion im gespaltenen Schulsystem auszuhöhlen“ drohte (Friede- 
burg 1989: 300). Das Projekt war auch durchaus im Geist der Individualisie- 
rung gestaltet, die im gegenwärtigen Bildungsdiskurs generell kollektive Diffe- 
renzen aufzulösen verspricht. Als dafür geeignete Maßnahme schlägt eine Info- 
Broschüre der Stadt Hamburg unter der Überschrift „Leistungen sichtbarer 
machen“ eine Art Lernvertrag vor: „In jedem Schulhalbjahr wird verbindlich 
ein Gespräch zwischen Eltern, Lehrkräften, Schülerinnen und Schülern ge- 
führt, um gemeinsame Lernziele festzulegen.“ (Behörde für Schule und Berufs- 
bildung 2010: 7) Dieser Punkt muss dem Volksentscheid nicht zum Opfer fal- 


15 Quelle: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit: Beschäftigte - Zeitreihen ab 
1999 (Quartalsdaten - Zeitreihen nach Ländern, Staatsangehörigkeit, Voll- und Teilzeitbe- 
schäftigung, Geschlecht, Auszubildende), abgerufen am 02.08.2010. 

16 Quelle: Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein: Verdienststruktur in Ham- 
burg und Schleswig-Holstein 2006 - Was verdienen die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin- 
nen im Norden? In: Statistik informiert ... SPEZIAL V/2008, 22.7.2008. 
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len. Insgesamt werden zukünftig beide Momente politisch wichtig sein: Ver- 
fahrensreformen, die die Formen und Ideologien der Konkurrenz und Diffe- 
renz weiter ins Bildungswesen hineintreiben, und Abwehrkämpfe verunsicher- 
ter Bildungsprofiteure, die interessenpolitisch den egalitären Überschuss dieser 
Neuerungen reduzieren. 


3. Fazit 


Was können wir abschließend über die Folgen konkurrenzförmig organisierter 
Bildung für Klassenformierung und kulturelle Abgrenzungsstrategien sagen? 
Unsere zentrale These war, dass die Bildungspolitik gerade dort, wo sie eine 
Art klassenloser Gesellschaft lernender Individuen verspricht, einen verstärk- 
ten, namentlich von den Mittelklassen geführten Kampf um die knapper wer- 
denden Chancen beruflichen Aufstiegs und Statuserhalts provoziert. Bildungs- 
kapital wird dabei zu einer Art Leitwährung. Gestützt haben wir unsere An- 
nahme zunächst auf die Erneuerung meritokratischer Versprechen als bloße 
‚Chancengerechtigkeit’. Sozialstrukturell stellen wir eine Gefährdung von Privi- 
legien der Mittelklassen fest, die gleichwohl weiterhin Vorteile im Bildungs- 
wettbewerb haben und kompensatorisch verstärkt auf private Bildungsinvesti- 
tionen setzen. Dem entsprechen die bildungspolitischen Impulse und Konflik- 
te der Gegenwart. Bereits in der Kinderbetreuung ist ein Trend zur Bildungs- 
Mobilmachung zu erkennen; an Schulen und Hochschulen brechen die Kul- 
tur- und womöglich Klassenkämpfe dann offen aus. 

Insgesamt gibt es also einige Belege für unsere Grundannahme. Zugleich ergibt 
sich weiterer Forschungsbedarf. Aufgrund der individualistischen Ausrichtung 
der Sozialstrukturanalyse wissen wir bislang zu wenig darüber, wie sich die 
Schließungsprozesse der Mittelklassen nach unten vollziehen, wie sie innerhalb 
des Erwerbssystems untereinander konkurrieren und welche Rolle Bildung da- 
bei spielt. Dies gilt auch für die Managerklasse, die teilweise direkt die Interes- 
sen des Kapitals vertritt. Gegen die vorherrschende humankapitaltheoretische 
Analyse der Beschäftigungsstrukturen ist vor allem deren qualitativer Wandel 
angesichts veränderter Eigentumsstrukturen und sinkender Aushandlungs- 
macht der Lohnabhängigen zu untersuchen; besonders interessant ist hier das 
Feld der Weiterbildung. Eine damit verbundene ideologische Frage konnte nur 
gestreift werden: der Kampf um Deutungsmacht in Bezug auf Arbeitsproduk- 
tivität. Ideologisch könnte Bildung und ökonomische Vormachtstellung nicht 
zuletzt der Gedanke verbinden, dass ‚Wissen’ und ‚Kreativität’ die eigentlichen 
Produktivitätsquellen unserer Gesellschaft geworden sind. 

Schon jetzt lässt sich jedoch festhalten, dass die Reaktionen der bildungsbesit- 
zenden Mittelklassen auf die gegenwärtige Bildungspolitik auch als Abgren- 
zung gegen weitere Bildungsaufsteigerinnen (z.B. aus migrantischen Milieus) 
zu lesen sind. Sie antworten vor allem auf inklusive Reformprojekte wie flä- 
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chendeckende frühkindliche Förderung, Stadtteilschulen oder auch die erneute 
Öffnung der Hochschulen. Der Anteil präventiver Sozialpolitik, den Bil- 
dungspolitik inzwischen standardmäßig beinhaltet, wirft also gleich zwei Prob- 
leme auf. Einerseits unterstellt die Absicht, soziale Nachteile durch staatlich 
induzierte Bildungsprozesse auszugleichen, kontrafaktisch eine Situation, in 
der alle gewinnen können - ob nur im Fahrstuhleffekt oder sogar durch egali- 
sierte Lebenschancen. Dagegen stehen die Hierarchien und Krisen der Er- 
werbswelt. Aus der Partikularsicht der bereits aufgestiegenen Mittelklassen wird 
aber das bloße organisierte Versprechen als Affront gegen die eigene, ‚leis- 
tungsgerecht’ erworbene Position gedeutet und als unzulässige Gleichmacherei 
abgewehrt. Spätestens hiermit wird die Bildungskonkurrenz zum Klassen- 
kampf. 
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Von Chancen und Statuskämpfen 
Klassenverhältnisse in der Erziehungsgesellschaft 


Nach dem Bildungsstreik von 2009 sah es für eine Weile so aus, als käme die 
deutsche Hochschulpolitik ihrer Kritik entgegen. Das vorläufige Resultat lau- 
tet: mehr „Exzellenz“. Während die zweite Exzellenzinitiative für Forschung 
noch läuft, will die zuständige Bundesministerin nun zusätzlich ein Exzellenz- 
programm für die Lehre durchsetzen. Zwar hat der Ansatz, auch in diesem Be- 
reich die vermeintlich Besten zu fördern, statt eine solide Grundversorgung für 
alle sicherzustellen, neue Kritik bei Studierenden, Hochschullehrern und -lei- 
tungen provoziert. Angesichts der akuten Sparzwänge hat er jedoch Aussicht, 
noch über die Hochschulen hinaus zum bildungspolitischen Standard zu wer- 
den: als Anspruch und Strategie, auch ohne erhöhte öffentliche Investitionen 
in Bildung global ganz vorne zu stehen.! Einige werden belohnt, damit alle 
sich anstrengen. 

Unser Artikel soll schwerpunktmäßig nicht die finanziellen Probleme bil- 
dungspolitischer Versprechen, sondern die gesellschaftlichen Effekte diskutie- 
ren, die ihre zunehmende Orientierung auf institutionellen und individuellen 
Wettbewerb erwarten lässt. Wir nehmen an, dass dadurch faktisch nicht zu- 
letzt neue Durchsetzungsstrategien der sozialen Klassen provoziert werden, die 
sich bemühen, ihr ökonomisches und kulturelles Kapital bildungsvermittelt zu 
erhalten und zu vermehren. Was diese Strategien auszeichnet, lässt sich an 
zwei Gruppen von Kämpfen ablesen: Konkurrenz- und Verdrängungskämpfen 
innerhalb der Bildungseinrichtungen, aber auch Gestaltungs- und Deutungs- 
kämpfen um deren Struktur. Die staatliche Politik erweist sich hierbei vorran- 
gig als Medium umfassenderer sozio-ökonomischer und diskursiver Auseinan- 
dersetzungen. Daher könnten gerade ihre am stärksten normativ aufgeladenen 
Maßnahmen - wie das Ziel, Aufstieg durch Bildung möglich zu machen -, 
teilweise das Gegenteil dessen erreichen, was angestrebt war. 


1 In diesem Sinn haben sich vor der Sommerpause auch Bund und Länder verständigt: Wäh- 
rend wie geplant ein neues Stipendiensystem für leistungsfähige Studierende verabschiedet 
(in seinem finanziellen Volumen allerdings prompt reduziert) wurde, scheiterte die Erhö- 
hung der Bafög-Sätze. 
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Zur Aufklärung dieser Lage wollen wir einerseits grundsätzlich reflektieren, was 
Klassenstrukturen im Bildungsbereich heute ausmacht; andererseits fragen wir, 
inwiefern die Kulturkämpfe, die derzeit in der ausgeweiteten Bildungspolitik 
stattfinden, (auch) Klassenkämpfe sind. Wir beginnen mit dem Versprechen 
einer klassenlosen Gesellschaft lebenslang Lernender, dem gegenüber wir hart- 
näckige ständische Strukturen, in den Erwerbsverhältnissen funktional festge- 
schriebene und in der Alltagspraxis immer neu gezogene Klassengrenzen her- 
ausarbeiten. Angesichts aktueller bildungspolitischer Konflikte, besonders des 
Volksentscheids gegen längeres gemeinsames Lernen in Hamburg, versuchen 
wir dann exemplarisch die Akteure und Motive zu identifizieren, die im 
Kampf um Bildungsinstitutionen wirksam werden. 


1. Klassenstrukturen 
1.1 Die klassenlose Gesellschaft lebenslang Lernender 


Seit in den 1970er Jahren das Lebenslange Lernen (LLL) als europäisches 
Kernanliegen entdeckt wurde, sind seine Realisierungen (von frühkindlicher 
Bildung bis zur Requalifizierung im Alter) mit immer weiteren sozialpoliti- 
schen Erwartungen aufgeladen worden. Das inzwischen auch lebensweite, in- 
stitutionelle wie informelle Lernen soll u.a. den Wohlstand, die Gesundheit, 
die Werte und das politische Engagement aller Bürgerinnen vermehren - und 
so insgesamt Wirtschaftsleistung, Steuereinnahmen, Demokratie, Gerechtigkeit 
und soziale Integration in Europa erhöhen. Kritiker haben vermutet, dass es in 
dieser massiven Besetzung um mehr geht als bloßes Wunschdenken. Im An- 
schluss an den späten Foucault wurde etwa betont, dass sich das LLL in die 
Matrix neoliberaler Imperative der Selbstführung einfügt (vgl. Bröckling u.a. 
2007). Das Projekt sei wie in der aktivierenden Sozialpolitik „the alignment of 
governmental interventions with selfregulative capacities of individuals“ 
(Tuschling/Engemann 2006: 37), der Haupteffekt die ‚Responsibilisierung’ der 
Einzelnen für früher staatlich gewährleistete Belange. Basil Bernstein hat um- 
gekehrt angenommen, dass nicht die Selbstführung der Individuen, sondern 
ihre Formbarkeit für beliebige Zwecke zentral ist. Er prognostiziert angesichts 
der Entgrenzung von Lernverhältnissen eine neue Erziehungsgesellschaft,? de- 
ren Kern die Entkernung der Subjekte, ihre unbegrenzte ‚trainability’ auf Kos- 
ten aller längerfristigen Orientierungen und Verpflichtungen sei.’ 

Die beiden Ansätze beziehen ihre Plausibilität aus verschiedenen Kontexten - 
der erste aus dem Rückzug eines Sozialstaats, der seine Steuerungsansprüche 


2  „[W]e move into the second totally pedagogised society, the first being that of the medieval 
‚period’ initiated by religion“ (Bernstein 2001: 365). 

3  „[Tlrainability [...] erodes commitment, dedications and coherent time and is therefore so- 
cially empty“ (ebd., 366). 
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trotzdem nicht aufgeben will, der zweite aus dem Regime permanenter Requa- 
lifizierung für wechselnde Marktlagen. Der Rekurs darauf könnte helfen, die 
bisherige Kritik am LLL weniger einseitig zu fassen.* Uns interessiert stattdes- 
sen ein dritter Aspekt, der mit beiden genannten Ansätzen kompatibel ist: die 
ideologische Fixierung auf individuelle ‚Leistungen’, die Bildung im sozialpoli- 
tischen Feld befördert. Sie verspricht zum einen fast automatisch - und nahe- 
zu unabhängig von realen Wahrscheinlichkeiten - bildungsvermittelten Auf 
stieg durch Leistung; zum anderen wird sein Ausbleiben oder auch Statuser- 
halt zu einem signifikanten Teil den Individuen zugerechnet. Funktional ver- 
festigte Strukturen sozialer Ungleichheit wie kapitalistische Ausbeutung oder 
staatlich gehegte Privilegien lassen sich auf diese Weise leicht ausblenden. 

Das gilt für fast alle politischen Lager; die Differenz liegt nicht so sehr darin, 
ob von sozialen Ausgangslagen und Zielpositionen abstrahiert wird, sondern 
wie man mit dem ausgeblendeten Rest umgeht. Die neoliberale Version hat 
etwa der britische Bildungspolitiker Sir Christopher Ball 1999 ausgeführt: „In- 
dividual responsibility is both prior to social processes and more important. 
[-.-] If we create a learning society it will come from [...] limited investment ın 
the learner (not the provider of learning), encouragement of learners to invest 
in themselves, deregulation and promotion of a popular learning market and 
imaginative marketing“ (zit. in Evans 2009: 15). Doch auch Gegnerinnen die- 
ser gewollten sozialen Blindheit setzen an ihre Stelle oft nur das ältere Pro- 
gramm, verstärkt Aufstieg durch Bildung zu ermöglichen: „It is undeniable 
that the expansion of participation in higher education is a key element in the 
pursuit of social justice, where it brings advanced learning and powerful 
knowledge within the reach of many more ordinary people than previously. 
[...] Its potential is far from being fully realised.“ (Evans 2009: 84) Ein solches, 
um „social responsibility“ (ebd.) angereichertes Vertrauen auf Bildung ist mög- 
licherweise kaum weniger als der neoliberale Diskurs geeignet, soziale Un- 
gleichheiten zu legitimieren. Es setzt jedenfalls unhinterfragt voraus, dass alle 
Bevölkerungsgruppen gleichermaßen zum Bildungserwerb animiert werden 
können und dass die ‚einfachen Leute’ im Resultat mehr Macht (durch ‚po- 
werful knowlegde’) und Wohlstand (bzw. ‚social justice’) erhalten. Explizit 
wird dieses Vertrauen in Papieren der Europäischen Union, die statt einer 


4 In einem neueren Beitrag stellt Anna Tuschling auch tatsächlich wirtschaftliche Anforderun- 
gen ins Zentrum, bestimmt die Bedeutung des LLL aber nur umrisshaft: „Weil in globaler 
Marktwirtschaft soziales und gesellschaftliches Dasein mit Arbeitsfähigkeit in eins fällt, bietet 
sich ein Lernbegriff, der menschliches Sein mit dem Lernen gleichsetzt, hervorragend zur ar- 
gumentativen Verwertung an.“ (2009: 45) 

5 Beim Bundesministerium für Bildung und Forschung steht dieses Versprechen, verknüpft mit 
der Sorge um fehlende Fachkräfte, derzeit ganz oben; vgl. http;//www.bundesregierung.de/ 
nn_774/Content/DE/Artike/MS-Bildungsrepublik/startseite_topTeaser.html sowie http;//www.aufstieg- 
durch-bildung.info/de/444.php (Abruf: 30.08.2010). 
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Korrektur sozialer Ungerechtigkeit schlicht allgemeine Verbesserung verspre- 
chen. „Education and training policy should enable all citizens, irrespective of 
age, gender and socio-economic background, to acquire, update and develop 
over a lifetime both job-specific skills and the key competences needed to fos- 
ter further learning, active citizenship and intercultural dialogue.“ (Europäi- 
sche Kommission 2009) Das lässt sich ebenso als normativer Gemeinplatz wie 
als sozialtheoretischer Fehler begreifen: Auch wenn es die Aufgabe der Bil- 
dungspolitik sein sollte, alle ‚unabhängig von Alter, Geschlecht und sozio- 
ökonomischem Hintergrund’ zu fördern, kann sie sicher nicht alle unabhängig 
davon in die Lage versetzen, ihre Kompetenzen zu erhöhen. Indem die erwei- 
terte Bildungspolitik Aussagen zum letzteren Punkt vermeidet, vernebelt sie 
(in Fortschreibung früherer meritokratischer Ideale) eine Sozialordnung, die 
keineswegs jenseits von Klasse und Stand angelangt ist. 

Ein diskurspolitisches Indiz für die Akzeptanz von Ungleichheiten besteht da- 
rin, dass im letzten Jahrzehnt das Ziel ‚Chancengleichheit” zunehmend durch 
‚Chancengerechtigkeit’ ersetzt wurde‘ Während der Versuch, den neuen 
Begriff in der Arbeits- und Sozialpolitik zu etablieren, nicht wirklich durchge- 
schlagen ist (vgl. Draheim/Reitz 2004), hat er sich in der Bildungspolitik, für 
die er ursprünglich entwickelt wurde, eingebürgert. Ein Beispiel findet sich in 
der dritten PISA-Studie. Als allgemeines Ziel gilt hier, „allen Mitgliedern einer 
Gesellschaft gerechte Chancen für Lernen, Kompetenzentwicklung und Bil 
dung zu bieten“ (Ehmke/Baumert 2007: 309). Das hat zwei Pointen: Gerech- 
tigkeit als Herstellung gleicher Chancen für alle wird implizit aufgegeben, und 
statt einer gerechten Ressourcenverteilung werden allein Chancen in Aussicht 
gestellt, sich selbst um seinen Teil zu bemühen. Bei alledem geht es wohlge- 
merkt nicht um die Güter, die durch Bildung erreicht werden können, son- 
dern nur um den Zugang zu Lernangeboten selbst. Weitergehende Aussagen 
wären auch schwer damit vereinbar, dass die Chancen auf stabile Beschäfti- 
gung und existenzsichernde Einkommen in den letzten beiden Jahrzehnten für 
viele gesunken sind. Die minimalistische Forderung gerechter Lernchancen 
bildet damit sozusagen das pragmatische Kleingedruckte zu den großen Ver- 
sprechen allgemeiner sozialer Verbesserung durch mehr Bildung. Insgesamt 
ruft der aktuelle bildungspolitische Diskurs zur verschärften Konkurrenz um 
Kompetenzen und Zertifikate auf, die den Zugang zu knappen Vorteilspositi- 
onen bahnen oder legitimieren. Im Folgenden diskutieren wir, wie soziale In- 
teressengruppen solche Anregungen verarbeiten. 


6  Vereinzelt taucht dieser Terminus auch in früheren Debatten auf, etwa in bildungspoliti- 
schen Stellungnahmen der CDU (vgl. Friedeburg 1989: 460). 
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1.2 Bildungsklassen und -stände 


Spätestens seit den Studien Bourdieus und Passerons (1964, 1970) weisen For- 
schungsbefunde darauf hin, dass die sozialen Sortierungen im Bildungssystem 
(zumal in Ländern mit starkem Staatsapparat) eine „ständisch organisierte 
Klassengesellschaft“ (Vester 2005: 39) absichern. Eine soziologische Korrektur 
der aufgeführten bildungspolitischen Versprechen scheint damit einfach. Ver- 
schiedenste Studien (vgl. etwa die Beiträge in Berger/Kahlert 2005) belegen, 
dass Engagement und Leistung in Schule und Hochschule hochgradig her- 
kunftsabhängig sind, dass leistungsvermittelte Selektion durch statusbedingte 
ergänzt wird und dass besonders kulturelle, habitusrelevante Bildung für 
Machtpositionen qualifiziert. Zu klären bleibt, welche Formen von Ungleich- 
heit Bildung ggf. stabilisiert. In der Forschung werden vor allem zwei ‚Schlie- 
Bungsprozesse’ betont: die Exklusion allgemein schlecht stehender Gruppen 
wie Arbeiterkinder und Hauptschüler (vgl. für Deutschland Müller/Pollack 
2008, Solga 2005) und die Abschottung bzw. weiterhin hohe soziale Homo- 
genität der Eliten in Wirtschaft, Politik und Verwaltung (etwa Hartmann 2005 
und 2006). Im englischen Sprachraum ist in beiden Fällen auch von Klassen- 
verhältnissen die Rede (einflussreich Goldthorpe 2000: 161-205, ein Überblick 
bei Crompton 2008: 217-235). Diese Begrifflichkeit ermöglicht es, ergänzend 
eine dritte Dynamik in den Blick zu nehmen: Statuskämpfe in der Mitte der 
Gesellschaft. Doch wo immer man ansetzt - was heißt dabei genau ‚Klasse’? 
Die üblichste Variante meint einfach sozio-ökonomische Klassifikationssche- 
mata (wie das Goldthorpes), anhand derer sich die sozialen Positionen der 
Bildungssubjekte und ihrer Herkunftsfamilien vertikal anordnen lassen. Ob 
sich die so zusammengefassten Gruppen auch als solche verhalten und wie sie 
sich ggf. voneinander abgrenzen, wird nicht thematisiert. 

Eigenständige Theorien zum Bildungsverhalten und -interesse sozialer Grup- 
pen setzen erst dort ein, wo die familiäre Weitergabe von Statusvorteilen er- 
klärt werden soll. Ungleichheitsforscher nehmen mehrheitlich an, dass Klas- 
senformierung zentral durch diese Weitergabe von Herkunftspositionen be- 
stimmt ist’ und dass Bildung allein deshalb klassenrelevant wird. Umstritten 
ist nur, ob es eher (nach Bourdieu) die Klassenkultur und der Klassenhabitus 
oder (nach Boudon) die positionsabhängige Chancenkalkulation ist, die Bil- 
dungsweitergabe maßgeblich erklärt. Theorien beider Seiten haben die bemer- 
kenswerte Implikation, dass Bildung das Medium von Klassenbildung 
schlechthin darstellt. 

Andere, möglicherweise grundlegendere Mechanismen werden am ehesten von 
Gesamttheorien sozio-kultureller Milieus (etwa in den Cultural Studies oder 


7 Besonders im „postindustriellen“ Zeitalter; vgl. Esping-Andersen (1993), Goldthorpe (2000), 
Grusky/Weeden (2006) u.v.m. 
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bei Michael Vester) diskutiert. Sie begreifen Klassenformationen als Konglo- 
merat vielfältiger ökonomischer, politischer und kultureller Faktoren, deren 
Überlagerung signifikant verschiedene Lebensverhältnisse hervorbringt und zu 
kultivieren lehrt. 

Es fällt auf, dass an keiner Stelle des Überblicks zwingend von ‚Klassen’ die Rede 
sein müsste. In dem Maß, in dem die Forschung theoretisch gehaltvoll ist, 
deckt sie eher quasi-ständische Mechanismen auf. Das gilt offenkundig für das 
Muster der Statusvererbung, das zumindest der dynamischen Selbstauslegung 
moderner Gesellschaften zuwiderläuft - statt auf Märkten um Positionen zu 
konkurrieren, bleiben die meisten an ihrem angestammten Platz. Zudem wer- 
den diese Plätze, folgt man Bourdieu, vor allem unter Federführung des Staa- 
tes zugewiesen. Sofern Elitenreproduktion an hochrangige Bildungsinstitutio- 
nen gebunden ist, reduziert sich sogar die moderne Unsichtbarkeit ständischer 
Selbstergänzung auf Reste wie Prüfer, die Herkunft als ‚Persönlichkeit’ deuten. 
Und humanistische Sortierinstitutionen wie das Gymnasium und die Ordina- 
rienuniversität in Deutschland sind ohnehin als ständisch beschreibbar. 

Eine Theorie, die sich auf diese Strukturen beschränkt, kann einiges erklären: 
Die Stabilität sozialer Schichtungen und gegliederter Schulsysteme, Statuspa- 
nik in Zeiten erweiterter Bildungszugänge, den Umstand, dass die Bildungsex- 
pansion der 1960er und 70er Jahre trotzdem eher Höherqualifikation inner- 
halb bestehender Milieus als breite Aufstiegsprozesse nach sich gezogen hat 
(Vester 2004). Ungeklärt bleibt allerdings, wie solche Mechanismen in eine 
moderne kapitalistische Gesellschaft passen. Den letzten substanziellen Vor- 
schlag hierzu haben bereits in den 1960er Jahren Passeron und Bourdieu ent- 
wickelt: Mit der wachsenden Konzentration des Kapitals, so ihre Idee, kann 
Eigentum allein die Reproduktion der bürgerlichen Klasse nicht mehr gewähr- 
leisten - an seine Stelle müssen Bildungstitel treten, die für führende Stellen in 
Unternehmen und Beteiligung an ihren Profiten qualifizieren. Mehrheitlich 
reproduziert sich das Bürgertum daher nicht mehr über die direkte Vererbung 
ökonomischen, sondern über die staatsvermittelte Vererbung kulturellen Kapi- 
tals. So einleuchtend dieser Gedanke aber sein mag, er ist selbst auf Statusver- 
erbung begrenzt. Und er sagt wenig darüber aus, was geschähe, wenn das Bil- 
dungswesen tatsächlich verstärkt Konkurrenz freisetzen würde - in einer Situa- 
tion, in der gesicherte Erwerbspositionen knapper und privilegierte Stellungen 
nicht zahlreicher werden. 

Um an diesem Punkt weiter zu kommen, ist es sinnvoll, nicht bei den Aus- 
gangsbedingungen, sondern, komplementär dazu, bei den Auftreffstrukturen 
von Bildung und Ausbildung anzusetzen. Die Frage ist dann, in welche Ab- 
hängigkeiten Bildung einmündet, welche Macht- und Ressourcenverteilungen 
sie zu rechtfertigen hat, welche Antagonismen sie handhabbar machen muss. 
Auf diese Weise kann man erstens direkt bei den ökonomischen Faktoren an- 
setzen, die Klassenverhältnisse bestimmen, bei der Verfügung über Produkti- 
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onsmittel, dem profitablen Einsatz abhängiger Arbeit und dem politischen 
Rahmen von Kapitalakkumulation. Präziser wäre zweitens zu fragen, welche 
Rolle die Kompetenzen und Führungsansprüche, die Bildung vermittelt, in 
diesem Zusammenhang spielen. Daran anschließend lässt sich dann drittens 
nicht nur deskriptiv feststellen, sondern in einem theoretischen Rahmen un- 
tersuchen, wie bereits formierte soziale Gruppen, Elternhäuser und Lernende 
selbst das Klassengefüge wahrnehmen, wie sie sich darin durch Bildungserwerb 
zu behaupten versuchen und welche positionalen Effekte ihre Strategien ha- 
ben. Statusvererbung wäre dann sicher weiterhin ein wichtiger Effekt, aber 
nicht unbedingt der entscheidende Mechanismus von Bildung in der Klassen- 
gesellschaft. 

Der Klassenbegriff, der damit ins Spiel kommt, lässt sich - anschließend an 
Diskussionen der Ungleichheitsforschung (vgl. zusammenfassend Wright 
2009), aber konträr zu den dabei hegemonialen Theorieentscheidungen - als 
eine erweiterte Fassung des Marxschen Ansatzes explizieren, in die auch webe- 
rianische Anteile eingehen. Mit Marx halten wir daran fest, dass wesentlich die 
Stellung der Einzelnen im und zum Prozess marktvermittelter Produktion und 
Ausbeutung die Klassenverhältnisse unserer Gesellschaft bestimmt. Über ihn 
hinausgehend wollen wir jedoch der Rolle gerecht werden, die staatliche Insti- 
tutionen in der Zuweisung von Lebenschancen sowie die Mittelklassen im 
Kampf um Ressourcen und Verfügungsmacht spielen. Und an Weber bzw. 
Nachfolger wie Frank Parkin anknüpfend vermuten wir, dass hierfür die Stra- 
tegien zu untersuchen sind, mit denen mächtige und privilegierte Gruppen 
andere vom Zugang zu ihren Positionsvorteilen ausschließen oder sich weitere 
Vorteile zu erobern versuchen. Solange die Verfügung über fremde Arbeitskraft 
und Profite, lukrative Expertenfunktionen, Führungs- und Statuspositionen in 
Wirtschaft und Staat bei kleinen Gruppen konzentriert sind, wird Bildung als 
Element solcher Schließungsstrategien fungieren. Sie beinhaltet dann not- 
wendig „an interpretation of distributive justice in which the rhetoric of indi- 
vidualism and the principles of class nomination obscure the processes of de 
facto collectivist exclusion and class reproduction“ (Parkin 1974: 8). Zu fragen 
ist nun, wie sich diese Mechanismen angesichts der Vermehrung und mutmaß- 
lichen Inflationierung von Bildungstiteln, verschärfter Konkurrenz im öffentli- 
chen Bildungswesen und wachsender privater Bildungsmärkte (neu) gestaltet. 
Ein Feld, in dem besonders deutliche Änderungen zu erwarten sind, stellen die 
Erwerbspositionen und Schließungsstrategien der Mittelklassen dar. 


1.3 Die Bildung der Mittelklassen 


Dass die Mittelklassen maßgeblich auf Bildung angewiesen sind, legt etwa die 
Analyse nahe, mit der Eric Olin Wright das zweipolige Klassenschema von 
Marx zu ergänzen vorschlägt. Wright hat die große Gruppe der abhängig Be- 
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schäftigten im Blick, die aufgrund von skills und expertise sowie authority 
bessere und einträglichere Positionen besetzen als einfache Arbeiter, weil sie 
durch ihre raren Kompetenzen mehr Verhandlungsmacht haben und schwerer 
zu beaufsichtigen sind, selbst auch Aufsichtsfunktionen für das Kapital erfül- 
len und ggf. sogar am Profit teilhaben (Wright 1997: 20-23). Diese Positionen 
sind offenkundig durch das Bildungssystem einer Gesellschaft bestimmt, das 
Fach- und Führungskompetenzen vermittelt. Ähnliches gilt für die staatlich 
entlohnten „Versorgungsklassen“ im öffentlichen Dienst, die in Ländern wie 
Deutschland oder Frankreich einen erheblichen Teil der mittleren Einkommen 
und Machtstellungen beziehen. Und je nachdem, wo man die Grenze zwi- 
schen ‚Mitte und ‚Oben’ zieht, kann man auch die Vertreter der ‚Professio- 
nen’ wie Ärzte und Rechtsanwälte hinzunehmen, die traditionell selbständig 
sind und ihre vergleichsweise hohen Einkommen auf u.a. durch Zertifikate, 
Zulassungsbeschränkungen und Gebührenordnungen staatlich regulierten 
Märkten erwirtschaften. Da die Anteile von abhängiger Beschäftigung und 
Scheinselbständigkeit auch in diesem Bereich signifikant sind, überschneidet 
er sich ohnehin mit dem der qualifizierten Beschäftigten. Sowohl in der For- 
mierung und Abgrenzung dieser Mittelklasse(n) als auch in ihren inneren 
Kämpfen spielen Bildungstitel durchgängig eine wichtige Rolle. Die empirische 
Analyse des Zusammenhangs wird allerdings von zwei Seiten erschwert: Einer- 
seits haben marxistische Klassentheorien Bildung kaum systematisch unter- 
sucht (Wright diskutiert die „acquisition of skills“ nur in einer Randbemer- 
kung zur Werttheorie; 1997: 15f), andererseits werden die Autoritätspositio- 
nen, die wesentlich die Stellung der Mittelklasse(n) zwischen Arbeit und Kapi- 
tal bedingen, in den gängigen Sozialstrukturanalysen vernachlässigt. Wir kön- 
nen daher nur in einer Art Zweckentfremdung bisheriger Befunde empirische 
Indizien zu den aktuellen Bildungsstrategien und -konflikten der Mitte zu- 
sammentragen. 

Wie haben sich die Perspektiven verändert, die Bildung im Bereich qualifizier- 
ter Beschäftigung eröffnet? Die Angst vor Arbeitslosigkeit ist in den letzten 
zehn Jahren auch für die ‚obere Mittelschicht’ gestiegen, der nach Goldthorpe 
u.a. Lehrer und mittlere Führungspositionen in der Industrie angehören, be- 
reits seit Mitte der 1990er Jahre gilt dies auch für durchschnittlich qualifizierte 
Angestellte mit Routinetätigkeiten (Lengfeld/Hirschle 2009). Der Angst ent- 
sprechen nicht immer reale Gefährdungen, aber die Schwächung der Mittel- 
klasse(n) ist deutlich. Während die höheren Einkommen stabil geblieben oder 
gewachsen sind, ist die Einkommensmittelschicht geschrumpft, am stärksten 
das Segment der Durchschnittsverdiener (Goebel u.a. 2010; Grabka/Frick 
2008). Beschäftigte aller Qualifikationsgruppen müssen im Schnitt häufiger 
den Betrieb wechseln, die Möglichkeiten betriebsinterner Aufstiegskarrieren 
sind durch Outsourcing und den Abbau von Hierarchieebenen gesunken, und 
für Berufseinsteiger haben das Arbeitslosigkeitsrisiko und unsichere Beschäfti- 
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gung, z.B. durch Befristung, insgesamt erheblich zugenommen (Köhler u.a. 
2008, Buchholz/Blossfeld 2009, Diewald/Sill 2004). 

Mit derartigen Perspektiven muss die erneute Bildungsexpansion vor allem als 
Entwertung von Bildungstiteln erlebt werden. Dass der Anteil der Abiturienten 
kontinuierlich steigt und derjenige der Studierenden sowie Hochschulabsol- 
venten politisch in die Höhe getrieben wird, schlägt sich gerade nicht in er- 
weiterten Aussichten auf einen hohen Lebensstandard nieder, sondern in Un- 
sicherheit darüber, welcher Abschluss noch wie viel zählt. Nimmt man hinzu, 
dass der Staat zugleich seine Sozialleistungen konsequent gesenkt hat, sodass 
die abhängige Erwerbsarbeit wieder stärker kommodifiziert ist, ergibt sich ein 
paradoxer Effekt: Die Konkurrenz um Bildungstitel wird intensiver, gerade 
weil ihre Bedeutung für die Eingliederung in die Hierarchie der Berufspositio- 
nen und damit auch der Einkommen abgenommen hat; den Betroffenen 
bleibt kaum etwas anderes als der Versuch, den gewachsenen Arbeitslosigkeits- 
und Armutsrisiken über präventive Aufwertung der eigenen Arbeitskraft zu 
begegnen. Die resultierende Konkurrenz um Bildung als Aufstiegs- und Status- 
erhaltsstrategie vollzieht sich nicht allein in Schule und Ausbildung, sondern 
auch im allgemeinen und betrieblichen Weiterbildungssystem. Für die Nach- 
frage in diesem Bereich spielt zusätzlich eine Rolle, dass auch in Bereichen des 
Arbeitsmarktes, in denen Beschäftigung und Einkommen nach wie vor über- 
durchschnittlich stabil sind, die durchschnittlichen Arbeits- und damit Quali- 
fikationsanforderungen gesteigert wurden. 

Dass die Mittelklassen verstärkt versuchen (müssen), ihre Position durch zu- 
sätzliche Bildungsinvestitionen zu sichern, wird besonders in der beruflichen 
Weiterbildung sichtbar. Die Anforderungen der Betriebe sind hier für Fach- 
und Führungskräfte gleichermaßen gestiegen. In den neuen, marktzentrierten 
Produktionsmodellen müssen sich Beschäftigte aller Hierarchieebenen immer 
wieder neue Arbeitsinhalte aneignen und sollen zugleich durch quer- 
funktionale Kooperation sowie die Übernahme von Planungs- und Kontroll- 
aufgaben die Effizienz ihrer Arbeit erhöhen (vgl. Hartz 1994). In der betriebli- 
chen Weiterbildungspraxis wird die „bloße“ Qualifikationsvermittlung daher 
zusehends durch umfassende aktivierende Kompetenzentwicklung ersetzt 
(Kühnlein 1999). Ein Beispiel dafür, wie Unternehmen ihre Personalpolitik 
weniger auf weitere Rationalisierungen als vielmehr auf die Kompetenzen ihrer 
Mitarbeiter ausrichten, ist das in der Deutschen Bahn AG konzernweit er- 
probte Kompetenzmanagement (Busse 2007). Damit wächst die Bedeutung in- 
formeller Weiterbildung, und während die Teilnahme an formaler beruflicher 
Weiterbildung aufgrund betrieblicher Sparmaßnahmen in den letzten 10 Jah- 
ren wieder gesunken war, gilt dies nicht unbedingt für die informelle Weiter- 
bildung (Heidemann 2010). 

Gibt es Hinweise darauf, dass die Mittelklassen Weiterbildung als Schließungs- 
strategie einsetzen, um ihre Klassenpositionen zu verteidigen? Aktivitäten in 


350 Susanne Draheim, Alexandra Krause, Tilman Reitz 


diesem Bereich waren bei Führungskräften und Akademikern schon immer 
stärker verbreitet; aktuelle Studien (Hubert/Wolf 2007) müssten daher durch 
Längsschnittanalysen ergänzt werden, die sich die Veränderungen über die Zeit 
ansehen. Zwei Hinweise finden wir aber schon jetzt. Das neue „Kompetenz- 
modell“ lebenslanger und lebensweiter Weiterbildung bevorteilt erstens ein- 
deutig die Gruppen mit höherem kulturellen Kapital - und Managementposi- 
tionen können dadurch auf neue Weise an ‚Leistung’ gebunden werden (vgl. 
Freye 2009). Darüber hinaus haben, da die Beschäftigten grundsätzlich die 
Hauptlast der beruflichen Weiterbildungskosten tragen (Beicht u.a. 2006), 
Gruppen mit eigenen finanziellen Ressourcen einen strategischen Vorteil. 
Weniger Daten finden sich für das klassische Bildungssystem. Das gestiegene 
Risiko, bereits beim Übergang ins Beschäftigungssystem zu scheitern bzw. in 
lange Warteschleifen zu geraten, lässt vermuten, dass Eltern verstärkt versu- 
chen, eigene Positionsvorteile in private Bildungsvorteile für ihre Kinder um- 
zusetzen. Dies lässt sich empirisch u.a. anhand privater Nachhilfe und privater 
Schulen untersuchen. Private Nachhilfe wird in Westdeutschland häufiger von 
Hochqualifizierten genutzt, und zwar vor allem dann, wenn das Abitur ange- 
strebt wird (37% gegenüber 12% bei Hauptschülern). In Ostdeutschland ist 
das Gegenteil der Fall: private Nachhilfe nehmen vor allem Hauptschüler in 
Anspruch (24% gegenüber 11% bei Gymnasiasten). Nachhilfe scheint hier von 
den Eltern vor allem eingesetzt zu werden, um überhaupt einen Schulab- 
schluss sicherzustellen (Schneider 2004). Insgesamt gilt, dass Nachhilfe umso 
häufiger genutzt wird, je höher die Bildung der Eltern ist; das Einkommen hat 
ebenfalls einen starken Effekt. Während diese Befunde keine Trendaussagen 
zulassen, wurde für die Nutzung von Privatschulen im Lauf der letzten 20 Jah- 
re bereits eine deutliche Zunahme nachgewiesen. 2007 gingen 7,8% aller Schü- 
ler auf eine Privatschule. Eltern mit Hochschulreife schicken ihre Kinder am 
häufigsten auf Privatschulen, und bei ihnen ist der Anteil auch am stärksten 
gewachsen: von 7% 1997 auf 12,4% 2007 (Lohmann u.a. 2009). 

Der allgemeine Trend zur bildungsvermittelten Statuskonkurrenz lässt sich 
auch an der Entwicklung der Bildungsausgaben ablesen: Während die staatli- 
chen Bildungsinvestitionen trotz aller Anstrengungen im Verhältnis zum Brut- 
to-Inlandsprodukt kontinuierlich sinken (von 5,09% 1975 über 4,22% 1995 
auf 4,04% 2005),° sind nach Daten des Statistischen Bundesamts die Gesamt- 
ausgaben für Bildung noch 2008 angewachsen und bleiben insgesamt stabil 
(bei etwa 5,6% BIP). Das private Engagement in diesem Bereich - zu dem al- 
lerdings auch Unternehmen und Non-Profit-Organisationen beitragen - 
nimmt also messbar zu. 


8 So die Arbeitsgemeinschaft Bildung für Deutschland auf der Grundlage von Zahlen des BMBF 
(http://www.bildung-fuer-deutschland.de/deutscher-bildungshaushalt.html, Abruf: 02.08.2010). 
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2. Bildungskämpfe der Gegenwart 
2.1. Die Ausweitung der Kampfzone 


Wettbewerb an Bildungseinrichtungen ist nie ein rein individueller Prozess. 
Wirksam werden hier auch partikulare kulturelle Standards, die dafür sorgen, 
dass Gruppenmitglieder einander erkennen und im Zweifelsfall unterstützen, 
marginalisieren, attackieren oder ausschließen können. Die Standards dafür 
werden öffentlich regelmäßig neu ausgehandelt - und den Anlass geben oft in- 
stitutionelle Reformen. Die vielfachen bildungspolitischen Initiativen der Ge- 
genwart fordern daher nicht nur eine Einschätzung ihrer sozialen Effekte her- 
aus, sondern schaffen überdies Situationen, in denen sich soziale Interessen 
am Bildungswesen erkennbar äußern. 

Das deutet sich bereits in Debatten um die Kinderbetreuung an, deren gesetz- 
liche Garantie zunächst sozial ausgleichende Effekte erwarten lässt, durch die 
Entlastung berufstätiger Eltern wie auch durch die Zusammenführung von 
Kindern aus allen Schichten. Doch in die Rechtfertigung des neuen Standards 
mischt sich Konkurrenzlogik. Wo die Gewährleistung des seit 2008 festge- 
schriebenen Anspruchs auf einen Kita-Platz durch Haushaltskürzungen ge- 
fährdet ist, kann man auch von linker Seite das Argument hören: „Frühkindli- 
che Bildung ist kein Luxus, sondern Grundlage für eine erfolgreiche Volkswirt- 
schaft“ (Monika Heinold, Parlamentarische Geschäftsführerin der Grünen in 
Schleswig-Holstein, zit. im Hamburger Abendblatt vom 19.5.10). Wichtig ist 
hier das Stichwort ‚frühkindliche Bildung’, das zusehends die Entlastung be- 
rufstätiger Eltern als Hauptzweck der Kitas ersetzt. Als einzig zukunftsfähige 
Option präsentiert dies eine Studie im Auftrag der Telekom-Stiftung, die 
„Deutschland von modernem Kita-Bild weit entfernt“ sieht. Dem Stiftungsvor- 
sitzenden, Minister a.D. Dr. Klaus Kinkel, scheinen die Befragten noch viel zu 
sehr „dem klassischen Bild der Betreuungseinrichtung verhaftet zu sein“. „Sehr 
überraschend ist“ für ihn „auch, dass gerade bei den Eltern die Herstellung 
von Chancengleichheit zum Schulbeginn als übergreifender Anspruch an die 
frühe Bildung vorherrscht. Die Förderung individueller Potenziale - inzwi- 
schen im Schulbereich das zentrale Thema - steht dagegen im Hintergrund“. 
Wären die Befragungsergebnisse der Studie sozial aufgeschlüsselt, ließe sich 
abschätzen, ob nicht doch eine Avantgarde von Eltern die Chancengleichheit 
hinter sich lässt, indem sie die individuellen Potenziale ihres Nachwuchses 
mobilisiert. Es kommt ja nicht selten vor, dass Kinder inzwischen von früh an 
Fremdsprachen und Musikinstrumente lernen, einen ausgefüllten Terminka- 
lender haben und als Träger vielfältiger Begabungen erkannt werden. Die In- 
vestitionen hierfür bieten Möglichkeiten genug, das in den Kitas erreichte kol- 


9 Pressemitteilung vom 22.2.2010 (http://www.telekom-stiftung.de/dtag/cms/content/Telekom- 
Stiftung/de/949084, Abruf: 29.06.2010). 
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lektive Niveau individuell bzw. familiär zu überbieten. Die öffentliche Kinder- 
betreuung stellt damit im selben Schritt, in dem sie sozialen Ausgleich schafft, 
eine Grundlage für erweiterte Bildungskonkurrenz her. Pädagogische Beobach- 
ter befürchten schon, „dass mit der Reform des Bereichs der frühkindlichen 
Bildung kindliches Lernen einseitig auf Leistung ausgelegt wird und gesell- 
schaftlicher Druck und Abstiegsängste [...| an Kinder weitergegeben werden.“ 
(Hübenthal/Olk 2009) Hier, nicht im Streit um familiäres Betreuungsgeld, 
liegt der soziale Konfliktstoff frühkindlicher Bildung. 

Unmittelbar konfliktträchtig präsentiert sich die Bildungspolitik an ihrem an- 
deren Ende, in der europäischen Hochschulreform. Sie wird von Beginn an 
durch wirtschaftsnahe Think Tanks wie das CHE begleitet (vgl. Schöller 2004) 
und nicht erst seit dem Bildungsstreik von ihrerseits uneinigen akademischen 
Interessengruppen kritisiert. Uwe Schimank erkennt hierin vorrangig einen 
Abwehrkampf der traditionellen „Bildungsbürger“ gegen die wirtschaftlich ori- 
entierten „Aufsteiger“ - einen „Kampf zwischen dem sich als Bildungsbürger- 
tum verstehenden Teil der oberen Mittelschichten und den aufstrebenden un- 
teren und mittleren Mittelschichten“ (Schimank 2010: 50f).' Doch man kann 
auch Hinweise dafür sammeln, dass im Rahmen des Bologna-Prozesses umge- 
kehrt Klassengrenzen gegen den seit den 1960er und 70er Jahren erfolgenden 
Andrang potenzieller Aufsteiger in Hochschulen erneuert werden. Für eine 
solche These spricht zunächst, dass in Systemen wie dem deutschen erst mit 
Bologna die mass higher education ein Segment von elite higher education 
erhält. Ulf Wuggenig begreift die Reform entsprechend „als Übergang von ei- 
ner verdeckten zu einer offenen Eliten-Bildung |[...]. Die Trennung und symbo- 
lische Unterscheidung von Bachelor- und Master-Studierenden, die Beschrän- 
kung des Zugangs in den ‚Graduate’-Sektor und die über Konkurrenzdruck er- 
zeugte Profilbildung von Hochschulen sind Ausdruck einer neuen vertikalen 
Differenzierung im Feld“ (2009: 154). Michael Hartmann (2005) nimmt an, 
dass zumal die neue Sichtbarkeit der ‚exzellenten’ Hochschulen Bedingungen 
dafür schaffen würde, nach amerikanischem oder französischem Vorbild bil- 
dungsvermittelt sozialen Status zu vererben - und man kann ergänzen, dass sie 
auch den Sonderinteressen der wieder verengten professoralen Oberschicht 
entgegenkäme. Der erweiterte untere Bereich der akademischen Massenausbil- 
dung könnte demgegenüber für die qualifizierte, regelmäßig weiter zu schu- 
lende intellektuelle Arbeiterschaft bzw. Reservearmee sorgen, die der flexible 
Wissenskapitalismus benötigt (vgl. Huws 2006, Reitz/Draheim 2006). Und die 
Installierung von Wettbewerben auf allen Ebenen macht die neuen Hierar- 


10 Schimank fügt „differenzierungstheoretisch“ hinzu, dass hier eine „Grenzstreitigkeit zwischen 
den Repräsentanten eines sich am Wissenschaftssystem verankernden Bildungssystems auf 
der einen und den Vertretern der die Hochschulabsolventen in Berufe abnehmenden ande- 
ren gesellschaftlichen Teilsysteme - allen voran des Wirtschaftssystems - auf der anderen Sei- 
te“ festzustellen sei (ebd.: 51). Klassentheoretisch klärt das nichts. 
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chien vereinbar mit den meritokratischen Prinzipien der Marktgesellschaft. 
Ob, wo und wie Klassenkämpfe um die Gestaltung der Hochschule nach Bo- 
logna stattfinden, ist allerdings eine offene Frage. Die Antwort hängt unter ande- 
rem von der zukünftigen Lage kapitalistisch genutzter Wissensarbeit ab, aber 
auch davon, wie die Hochschullehrer ihre Beziehungen zur staatlichen Macht 
und zur ökonomischen Verfügungsgewalt neu einrichten. ‚Bologna’ bedeutet 
zumindest, dass hier Klärungen und Auseinandersetzungen notwendig sind; 
eine bloße Verteidigung ständischer Vorrechte ist nicht länger aussichtsreich. 


2.2 Der „Hamburger Schulkampf” 


Entsprechendes gilt, wie sich in diesem Jahr wieder gezeigt hat, nicht für das 
gegliederte Schulwesen. ‚Klassisch’, ständisch oder vormodern muten deutsche 
Bildungsdebatten in jedem Fall insofern an, als sie erst in Bezug aufs Gymna- 
sium richtig ausbrechen. In Hamburg wurde seit der Bürgerschaftswahl 2008 
intensiv über eine grundlegende Schulreform gestritten; zeitweilig hat sich die 
Debatte zu einem „symbolischen Kampf“ um Bildungschancen insgesamt (so 
Michael Hartmann in einem Radiointerview im Mai 2010) ausgewachsen; ge- 
wonnen haben schließlich die engagierten Bildungs(besitz)bürger, die per 
Volksentscheid eine auf Kosten der Gymnasialzeit verlängerte gemeinsame 
Primarschule abgewehrt haben. Sie schreiben sich damit in eine Tradition ein, 
die seit Gründung der Bundesrepublik regelmäßig die ständischen Grenzen im 
Schulsystem verteidigt: Schon 1953 setzte sich in Hamburg eine Koalition aus 
CDU, Vaterstädtischem Bund und Deutscher Partei gegen die SPD durch, um 
unmittelbar deren Einführung einer sechsjährigen Einheitsschule zurückzu- 
nehmen, und 1978 genügte in Nordrhein-Westfalen ein Volksbegehren, um die 
sozialliberale Koalition von ihrem Vorhaben einer ‚Kooperativen Schule’ für 
die gesamte Schulzeit abzubringen (Friedeburg 1989: 296-98, 461). In zahlrei- 
chen weiteren Auseinandersetzungen haben Eltern- und Lehrerverbände sowie 
konservative Kultusminister immer genügend Macht mobilisiert, um eine 
Schule für alle zu verhindern - und man fragt sich heute wie damals: Warum? 
Historisch liegt eine pauschale Antwort nahe. „Im 19. Jahrhundert hat der 
Staat einen Pakt mit dem aufbegehrenden Bürgertum geschlossen: Wenn ihr 
keine Revolution macht, dann schenke ich euch eine Schule, die ausschließ- 
lich eure Kinder zum Studium führt - das Gymnasium. Wenn der Staat diesen 
Pakt aufkündigt, wenn er den privilegierten Zugang zum Gymnasium angreift, 
dann macht das Bürgertum Revolution.“'' Doch es lohnt genauer zu fragen, 
was von diesem Befund weiter gültig ist - wobei in diesem Fall auch milieu- 
theoretische Überlegungen unumgänglich sind. 


11 So Christian Füller am 21.7.2010 im Freitag. http;//www.freitag.de/politik/1029-putsch-der- 
eliten, Abruf: 30.07.2010. 
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Der aktuelle Hamburger Konflikt wurde von den dortigen Christdemokraten 
angestoßen, deren schulpolitisches Programm in der sekundären Bildung, für 
deutsche Verhältnisse geradezu revolutionär, von der Drei- zur Zweigliedrigkeit 
strebt: neben das Gymnasium tritt die Stadtteilschule, eine Vereinigung aus 
Haupt-, Real- und Gesamtschule (vgl. ausführlich Merkelbach 2010). Nach der 
verlorenen Wahl war die CDU allerdings gezwungen, sich mit dem grünen 
Koalitionspartner über dessen Konzeption einer neunjährigen Einheitsschule 
nach skandinavischem Vorbild zu verständigen. Heraus kamen die beiden Ver- 
einbarungen, dass 1) die Grundschule zur „Primarschule“ mit sechs Klassen- 
stufen erweitert werden sollte sowie 2) sowohl das Gymnasium als auch die 
Stadtteilschule zu allen Bildungsabschlüssen führen. Während die SPD diesem 
Kompromiss relativ aufgeschlossen gegenüber stand, gingen gleich zwei Bür- 
gerinitiativen in die Offensive. Das Bündnis „Fine Schule für alle“, in dem vor 
allem die Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft, aber auch Grüne ak- 
tiv sind, brachte für ein Volksbegehren nicht die nötigen 62.000 Unterschrif- 
ten zusammen. Die Bürgerinitiative „Wir wollen lernen“ um den Hamburger 
Rechtsanwalt Walter Scheuerl fand es demgegenüber nicht tragbar, dass durch 
die sechsjährige Primarschule die Gymnasialzeit um zwei Schuljahre verkürzt 
worden wäre. Im vergangenen Herbst erreichte das von „Wir wollen lernen“ 
angestrengte Volksbegehren überraschenderweise rund 180.000 Unterschriften; 
der folgende Volksentscheid erbrachte mit 276.304 zu 218.065 Stimmen eine 
klare Mehrheit gegen die Reform. Die Initiative, von der Berichterstattung 
primär dem hanseatischen Großbürgertum zugeordnet und als mit Macht und 
Einfluss bewaffneter „Klassenkampf vom oben“ beschrieben (so in der Frank- 
furter Rundschau vom 18.3.2010: „Blankenese beinhart“), hat offenbar „weit 
über den Kreis der am Erhalt gymnasialer Privilegien Interessierten“ (Merkel- 
bach 2010) hinaus die diffuse Sorge um Bildungschancen mobilisieren kön- 
nen." 
Dennoch legt die Berichterstattung über wie auch die Selbstdarstellung von 
„Wir wollen lernen“ nahe, deren Tätigkeit als einen „Kulturkampf“ um den 
Erhalt von Bildungsprivilegien zu begreifen. So meint der Spiegel (24/2008, 
151), dass „die Gymnasialeltern [...] eine mächtige Lobby“ seien, die sich nur 
ungern für „fragwürdige gesellschaftspolitische Experimente missbrauchen“ 
ließen, und zitiert Scheuerl mit dem deutlichen Satz: „Soziale Unterschiede 
sind durch die Schule nur begrenzt korrigierbar“ (ebd.). Auf ihrer Webseite 
bemüht die Bürgerinitiative seitenlang (und tendenziös) „wissenschaftlich ab- 


12 Die „Initiative aus den Elbvororten“ beansprucht für alle Eltern zu sprechen und hat sich 
stellenweise sogar als Vertreterin sozialer Gerechtigkeit profiliert: „die von CDU/GAL ge- 
plante Abschaffung des Elternwahlrechts hinsichtlich der weiterführenden Schulform wird 
zur Verschlechterung der sozialen Chancengerechtigkeit beitragen“ (http://www.wir-wollen- 
lernen.de, Gute Gründe für die Erhaltung des Elternwahlrechts und die Erhaltung der weiter- 
führenden Schulen ab Klasse 5, Abruf: 20.05.2010). 
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gesicherte“ Erkenntnisse aus der Bildungsforschung, um die Aussage zu bele- 
gen, dass die selektive Schulform Gymnasium die Leistungen von Kindern be- 
sonders in der 5. und 6. Jahrgangsstufe besser zu fördern vermöge als integra- 
tive Formen wie die Gesamtschule.” Angesprochen fühlen sollten sich offen- 
bar vor allem Eltern, für die der Gymnasialbesuch ihrer Kinder beschlossene 
Sache ist, die also kein Interesse daran haben, Reformen zugunsten anderer 
Gruppen mit zu tragen und im Gegenteil befürchten, dass ihre Kinder durch 
Berührung mit diesen Gruppen im Lernen geschwächt und womöglich sozial 
nach unten gezogen werden. 

Man ist nun geneigt, dem öffentlichen Diskurs über „Wir wollen lernen“ fol- 
gend zu glauben, es müsse sich um eine Initiative des etablierten Bildungs- 
und Besitzbürgertums handeln, das durch den grün-schwarzen Reformvorstoß 
seine Privilegien bedroht sieht. Die Auswertung der Abstimmungsergebnisse 
stützt diesen Befund teilweise. Selbst die FAZ, die nach einigem Zögern ent- 
schieden hat, die „Legende eines ‚Klassenkampfs von oben’“ abzuwehren, 
muss zugeben: „Tatsächlich lag in den Villengegenden die Beteiligung an der 
Abstimmung durchweg über fünfzig Prozent. In den armen Vierteln dagegen - 
etwa in Wilhelmsburg und Jenfeld - ging überhaupt nur jeder Vierte zur Urne; 
in sozialen Brennpunkten wie Billstedt sogar nur jeder Achte.“'* Dagegen kann 
sie nur den Hinweis aufbieten, dass die Initiative selbst im überdurchschnitt- 
lich Grün wählenden Altona eine (knappe) Mehrheit erreicht hat - was auch 
für die Stärke des dort vertretenen Elb-Bürgertums sprechen könnte und zeigt, 
dass weltanschauliche Großzügigkeit bei den eigenen Kindern aufhört. 
Trotzdem verschiebt sich das Bild, wenn man bedenkt, wie viel Zustimmung 


13 Dabei werden nicht nur (je nach Gelegenheit zwischen vier Studien wechselnd) allein Be- 
funde geboten, die dem Gymnasium Leistungsfähigkeit bescheinigen, sondern zudem Indi- 
katoren fragwürdig aufeinander bezogen: „Die Kompetenzwerte an den Hamburger Gymna- 
sien liegen beim Ländervergleich der PISA-Studie 2003 in Mathematik mit einem Mittelwert 
(MW) von 570 Punkten deutlich über dem OECD-Durchschnitt (MW: 500) und noch klar 
vor Finnland (MW: 544). Mit einem Abstand von 107 Punkten folgen Hamburgs Realschu- 
len (MW: 463). Die integrierten Gesamtschulen [...] liegen mit einem Mittelwert von nur 456 
Punkten im internationalen Vergleich zwischen den PISA-Schlusslichtern Griechenland 
(MW: 445) und Portugal (MW: 466)“ (ebd.). Eine Aussage ist zumindest klar: Ein hoher 
Kompetenz-Mittelwert an Gymnasien ist den Initiatoren wichtiger als ein hoher Mittelwert 
für alle (wie in Finnland); hinzu kommt die Angst vor allgemeinem Niveauverlust durch Ge- 
samtschulen (auch wenn diese zurzeit nur in Konkurrenz mit den Gymnasien arbeiten). 

14 Stefan Dietrich, FAZ von 29.08.10 (http://www.faz.net/-01e931, Abruf: 30.8.2010). Bei kur- 
sorischer Sichtung der Abstimmungsstatistik lässt sich ergänzend Folgendes festhalten: In 
den so genannten „Elbvororten“ wie Nienstedten, Blankenese oder Othmarschen war die 
Wahlbeteiligung (korrelierend mit der grundsätzlichen Zustimmung für das Anliegen der 
Bürgerinitiative) mit rund 60% am höchsten, und wohlhabende innerstädtische Bereiche wie 
Groß-Flottbek oder Harvestehude erreichten ähnliche Beteiligungen. Darüber hinaus hatten 
auch gutbürgerliche Stadtteile wie Volksdorf oder Wellingbüttel hohe Werte (um 58%). Die 
Abstimmungsbeteiligung entsprach proportional in etwa der bei Bürgerschaftswahlen, wo 
man ebenfalls in den reichen Stadtteilen deutlich häufiger zur Urne geht. 
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die Bürgerinitiative mobilisieren konnte. Nicht alle ihrer 276.000 Befürworter 
lassen sich dem Großbürgertum zurechnen; selbst im wohlhabenden Hamburg 
verdienten 2006 nur knapp 1% der insgesamt etwa 750.000 abhängig Beschäf- 
tigten'® monatlich 8.000 Euro brutto und mehr’. Offenbar waren die Argu- 
mente der Initiative auch für Eltern einleuchtend, die selbst den Bildungsauf- 
stieg realisiert haben bzw. dies für ihre Kinder planen, sich gleichzeitig aber 
ihrer sozialen Position nicht sicher genug sind, um schulische Segregation ab- 
bauen zu wollen. In den Verteidigungskampf etablierter Eliten mischt sich also 
der „Klassenkampf“ nachdrängender Bildungsaufsteiger. Eine Rolle dürfte auch 
ethnische Abgrenzung spielen, die gerade in der Stadtteilschule prekär wird. So 
berichtete der Spiegel in einem frühen Stadium der Debatte (24/2008: 152): 
„Mariusz Rejmanowski |...], Vertriebsrepräsentant einer Fluglinie, lebt mit sei- 
ner Familie in Wilhelmsburg, das als sozialer Brennpunkt gilt. Gleichwohl ist 
Rejmanowski zufrieden mit dem Gymnasium Kirchdorf/Wilhelmsburg, das 
zwei seiner Kinder besuchen. ‚Der Migrantenanteil ist groß, [...] doch die EI- 
tern geben ihren Kindern den Willen zum Lernen mit.’ Das würde anders, |...] 
wenn der Klassenverband aus der Grundschule auch in der fünften und sechs- 
ten Klasse zusammenbliebe. Eine Schule in Wilhelmsburg käme dann für ihn 
nicht mehr in Frage.“ Hier zeigt sich konkret die prekäre Logik des Aufstiegs: 
Er funktioniert nur, wenn nicht alle mitgenommen werden. 

Das Neue der Hamburger Konstellation wird allerdings erst vollständig deut- 
lich, wenn man bedenkt, dass hier ein bürgerliches (nämlich auf individuelle 
Leistung orientierendes) Zukunftsprojekt an bürgerlichen (auf Statusgrenzen 
fixierten) Ressentiments gescheitert ist. Das Gesetzesvorhaben des Senats hatte 
nicht nur bereits einige Kanten verloren, als es zur Abstimmung kam - na- 
mentlich wurde das Elternrecht zur Wahl der weiterführenden Schule beibe- 
halten, dessen Abschaffung heute wie in der Nachkriegszeit „die schichtenspe- 
zifische Selektion im gespaltenen Schulsystem auszuhöhlen“ drohte (Friede- 
burg 1989: 300). Das Projekt war auch durchaus im Geist der Individualisie- 
rung gestaltet, die im gegenwärtigen Bildungsdiskurs generell kollektive Diffe- 
renzen aufzulösen verspricht. Als dafür geeignete Maßnahme schlägt eine Info- 
Broschüre der Stadt Hamburg unter der Überschrift „Leistungen sichtbarer 
machen“ eine Art Lernvertrag vor: „In jedem Schulhalbjahr wird verbindlich 
ein Gespräch zwischen Eltern, Lehrkräften, Schülerinnen und Schülern ge- 
führt, um gemeinsame Lernziele festzulegen.“ (Behörde für Schule und Berufs- 
bildung 2010: 7) Dieser Punkt muss dem Volksentscheid nicht zum Opfer fal- 


15 Quelle: Beschäftigungsstatistik der Bundesagentur für Arbeit: Beschäftigte - Zeitreihen ab 
1999 (Quartalsdaten - Zeitreihen nach Ländern, Staatsangehörigkeit, Voll- und Teilzeitbe- 
schäftigung, Geschlecht, Auszubildende), abgerufen am 02.08.2010. 

16 Quelle: Statistisches Amt für Hamburg und Schleswig-Holstein: Verdienststruktur in Ham- 
burg und Schleswig-Holstein 2006 - Was verdienen die Arbeitnehmer und Arbeitnehmerin- 
nen im Norden? In: Statistik informiert ... SPEZIAL V/2008, 22.7.2008. 
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len. Insgesamt werden zukünftig beide Momente politisch wichtig sein: Ver- 
fahrensreformen, die die Formen und Ideologien der Konkurrenz und Diffe- 
renz weiter ins Bildungswesen hineintreiben, und Abwehrkämpfe verunsicher- 
ter Bildungsprofiteure, die interessenpolitisch den egalitären Überschuss dieser 
Neuerungen reduzieren. 


3. Fazit 


Was können wir abschließend über die Folgen konkurrenzförmig organisierter 
Bildung für Klassenformierung und kulturelle Abgrenzungsstrategien sagen? 
Unsere zentrale These war, dass die Bildungspolitik gerade dort, wo sie eine 
Art klassenloser Gesellschaft lernender Individuen verspricht, einen verstärk- 
ten, namentlich von den Mittelklassen geführten Kampf um die knapper wer- 
denden Chancen beruflichen Aufstiegs und Statuserhalts provoziert. Bildungs- 
kapital wird dabei zu einer Art Leitwährung. Gestützt haben wir unsere An- 
nahme zunächst auf die Erneuerung meritokratischer Versprechen als bloße 
‚Chancengerechtigkeit’. Sozialstrukturell stellen wir eine Gefährdung von Privi- 
legien der Mittelklassen fest, die gleichwohl weiterhin Vorteile im Bildungs- 
wettbewerb haben und kompensatorisch verstärkt auf private Bildungsinvesti- 
tionen setzen. Dem entsprechen die bildungspolitischen Impulse und Konflik- 
te der Gegenwart. Bereits in der Kinderbetreuung ist ein Trend zur Bildungs- 
Mobilmachung zu erkennen; an Schulen und Hochschulen brechen die Kul- 
tur- und womöglich Klassenkämpfe dann offen aus. 

Insgesamt gibt es also einige Belege für unsere Grundannahme. Zugleich ergibt 
sich weiterer Forschungsbedarf. Aufgrund der individualistischen Ausrichtung 
der Sozialstrukturanalyse wissen wir bislang zu wenig darüber, wie sich die 
Schließungsprozesse der Mittelklassen nach unten vollziehen, wie sie innerhalb 
des Erwerbssystems untereinander konkurrieren und welche Rolle Bildung da- 
bei spielt. Dies gilt auch für die Managerklasse, die teilweise direkt die Interes- 
sen des Kapitals vertritt. Gegen die vorherrschende humankapitaltheoretische 
Analyse der Beschäftigungsstrukturen ist vor allem deren qualitativer Wandel 
angesichts veränderter Eigentumsstrukturen und sinkender Aushandlungs- 
macht der Lohnabhängigen zu untersuchen; besonders interessant ist hier das 
Feld der Weiterbildung. Eine damit verbundene ideologische Frage konnte nur 
gestreift werden: der Kampf um Deutungsmacht in Bezug auf Arbeitsproduk- 
tivität. Ideologisch könnte Bildung und ökonomische Vormachtstellung nicht 
zuletzt der Gedanke verbinden, dass ‚Wissen’ und ‚Kreativität’ die eigentlichen 
Produktivitätsquellen unserer Gesellschaft geworden sind. 

Schon jetzt lässt sich jedoch festhalten, dass die Reaktionen der bildungsbesit- 
zenden Mittelklassen auf die gegenwärtige Bildungspolitik auch als Abgren- 
zung gegen weitere Bildungsaufsteigerinnen (z.B. aus migrantischen Milieus) 
zu lesen sind. Sie antworten vor allem auf inklusive Reformprojekte wie flä- 
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chendeckende frühkindliche Förderung, Stadtteilschulen oder auch die erneute 
Öffnung der Hochschulen. Der Anteil präventiver Sozialpolitik, den Bil- 
dungspolitik inzwischen standardmäßig beinhaltet, wirft also gleich zwei Prob- 
leme auf. Einerseits unterstellt die Absicht, soziale Nachteile durch staatlich 
induzierte Bildungsprozesse auszugleichen, kontrafaktisch eine Situation, in 
der alle gewinnen können - ob nur im Fahrstuhleffekt oder sogar durch egali- 
sierte Lebenschancen. Dagegen stehen die Hierarchien und Krisen der Er- 
werbswelt. Aus der Partikularsicht der bereits aufgestiegenen Mittelklassen wird 
aber das bloße organisierte Versprechen als Affront gegen die eigene, ‚leis- 
tungsgerecht’ erworbene Position gedeutet und als unzulässige Gleichmacherei 
abgewehrt. Spätestens hiermit wird die Bildungskonkurrenz zum Klassen- 
kampf. 
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Magdalena Freudenschuß 


Prekäre (Kultur-)Kämpfe? 
Die Verhandlung gesellschaftlicher Verhältnisse 
im Diskurs zu Prekarisierung 


Das abgehängte Prekariat ist jung, unqualıfiziert, aus den ostdeutschen Bun- 
desländern, arbeitslos, verunsichert, barbarisch, ungebildet, fettleibig, asozial. 
In ihm tummeln sich Absteiger_innen und Überflüssige, Alkoholiker_innen 
und Arbeitslose, Sozialhilfebezieher_innen und vergessene Kinder, notorische 
Lebensverlierer_ innen und Linkspartei-Wähler_innen, manchmal auch Asyl- 
bewerber_innen. Ihr Leben charakterisiert sich mitunter durch Suchtexzesse 
und anspruchslosen Fernsehkonsum. All dies wird im öffentlichen, printmedi- 
alen Diskurs über eine ‚neue Unterschicht’ erzählt. Wenn der deutsche Au- 
ßenminister Guido Westerwelle im Februar 2010 von „spätrömischer Deka- 
denz“ spricht und damit den Lebensstil von Hartz-IV-Bezieher_innen charak- 
terisieren will, schlägt er in dieselbe Kerbe. Nicht so sehr die Frage von Ein- 
kommen und Wohlstand dienen in der Debatte zu einer ‚neuen Unterschicht’ 
als jenes Merkmal, das die Gruppenzugehörigkeit bestimmt, sondern es wird 
auf „kulturelle“ Indikatoren zurückgegriffen (Danilina et al. 2008: 17). Der 
öffentliche Diskurs zu Prekarisierung scheint sich hier unmittelbar mit neo- 
konservativen Positionen zu verzahnen, ja sogar Teil solcher Kulturkämpfe 
von oben zu sein: Dem abgehängten Prekariat wird eine kulturell bestimm- 
bare Identität verordnet, die seine marginalisierte Position im gesellschaftli- 
chen Außerhalb zu bestätigen scheint. 

Demgegenüber scheint für die Sozialwissenschaften und die Bewegungspolitik 
mit „Prekarisierung“ für den Kontext der westeuropäischen Wohlfahrtsstaaten 
ein Weg gefunden, die systematischen Umstrukturierungen von Lebens- und 
Arbeitsverhältnissen unter neoliberalen Vorzeichen begrifflich fassbar zu ma- 
chen. Auf EuroMayday-Paraden mobilisiert dieser Begriff eine wachsende Zahl 
vornehmlich junger Leute; in den (kontinental-europäischen) Sozialwissen- 
schaften setzt sich „Prekarisierung“ als theoretisches Konzept für die neue so- 
ziale Frage (Castel 2000) durch. Während die einen ihre eigenen Erfahrungen 
als Ausgangspunkt für die politische Arbeit nehmen (Adolphs/Hamm 2008: 
171), untersuchen die anderen die Spannbreite und Qualität von Prekarisie- 
rung in verschiedenen Beschäftigungssektoren und Qualifikationsbereichen 
(vgl. u.a. Mayer-Ahuja 2003, Lorey 2006, Manske 2007). Insbesondere im akti- 
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vistischen Diskurs der EuroMayDays wird das prekäre Subjekt als eine neue 
politische Identität ausgearbeitet, die politisches Handeln jenseits tradierter 
Identitätskategorisierungen plausibel und tragfähig macht. In der wissenschaft- 
lichen Konzeptionalisierung wird mitunter deutlich, dass Prekarisierung eine 
wachsende Zahl an Menschen unmittelbar betrifft und gleichzeitig die Noch- 
Integrierten in der Prekarisierung eine Bedrohung ihrer sozialen Position se- 
hen, die disziplinierend wirkt (Dörre 2009). 

Wie lassen sich diese gegenläufigen Bedeutungsbelegungen von Prekarisierung/ 
Prekarität/Prekariat verstehen? Ich diskutiere im Folgenden die beiden eingangs 
skizzierten Deutungsangebote zu Prekarisierung und ihren Subjekten als Rin- 
gen um hegemoniale Deutungsmacht auf symbolischer Ebene, analysiert an- 
hand des deutschsprachigen öffentlichen Diskurses zu Prekarisierung. Diskurse 
geben Denk- und Handlungshorizonte vor (Michalitsch 2006), gleichzeitig 
sind sie ein zentraler Raum der Aushandlung und des Kampfes um gesell- 
schaftliche Verhältnisse. Im öffentlichen Diskurs zu Prekarisierung verdichten 
sich die gesellschaftliche Bewertung aktueller Wandlungsprozesse, die Ab- 
schätzung ihrer Konsequenzen für soziale Ungleichheiten und die Formen 
und Möglichkeiten ihrer gesellschaftlichen und politischen Artikulation. Ich 
frage in diesem Beitrag, wie sich kulturkämpferische Tendenzen, die aus neo- 
konservativer Perspektive soziale Ungleichheiten zu legitimieren versuchen, 
mit dem öffentlichen Diskurs zu Prekarisierung verzahnen oder dort gebro- 
chen werden. Ich konkretisiere diese Frage, indem ich zeige, wie der Blick auf 
prekäre Subjekte orientiert und woraufhin er gelenkt wird. Aus einer herr- 
schaftskritischen Perspektive entwickle ich hier die These, dass über die unter- 
schiedlichen Entwürfe prekärer/prekarisierter Subjektivität die soziale Ord- 
nung symbolisch befestigt, gleichzeitig aber auch unterlaufen und umgeordnet 
wird. Dazu stütze ich mich auf die Ergebnisse einer breiter angelegten, sozio- 
logisch orientierten Diskursanalyse.' 

Nach einer kurzen Skizze des Prekarisierungsdiskurses (Abschnitt 1), wie er in 
diesem Beitrag gefasst wird, begründe ich meine These in drei Schritten: In 
Abschnitt 2 skizziere ich kulturkämpferisch einlesbare Positionen, wie sie sich 
im untersuchten Diskurs insbesondere in der Kollektivfigur des Prekariats als 
Unterschicht manifestieren. Da Diskurse beständig im Fluss sind und dies für 
Verhandlungsfelder umso mehr gilt, verweise ich in Abschnitt 3 auf Momente 
der Unbestimmtheit und Ambivalenz. Gegenhegemoniale Spuren rekonstruie- 
re ich schließlich im vierten Abschnitt. 


1 Der Text basiert auf den vorläufigen Ergebnissen meines laufenden Dissertationsprojektes. 
Für dieses habe ich den öffentlichen Diskurs anhand von deutschsprachigen Printmedien 
von Anfang 2006 bis Mitte 2008 mit einer soziologisch orientierten Diskursanalyse unter- 
sucht (Material der Feinanalysen: die tageszeitung, Frankfurter Allgemeine Zeitung, Der 
Standard, Die Presse). Im Erhebungsverfahren dienten die Begrifflichkeiten zu Prekarisierung 
(Prekariat, Prekarität, prekäre Arbeit etc.) als Leitkriterien. 
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1. Prekarisierung im Diskurs 


Während in Italien schon seit 2001 eine Problematisierung des sozialen Wan- 
dels unter den Stichworten Prekarisierung/Prekarität/Prekariat medialen Erfolg 
hatte (Mattoni 2009), ließ dies im deutschsprachigen Diskurs noch auf sich 
warten. Auch die Debatte in Wissenschaft und sozialen Bewegungen verlief 
ähnlich versetzt: Unter dem Titel „Prekarität ist überall“ thematisierte Pierre 
Bourdieu (2004: 107-113) Prekarisierung bereits 1997 in einem Vortrag als 
brennendes politisches und damit auch sozialwissenschaftlich relevantes The- 
ma. Ausgehend von Mailand entwickelt sich seit 2001 in verschiedenen euro- 
päischen Ländern (und in Japan) die EuroMayDay-Bewegung, die Prekarisie- 
rung zum Schlüsselbegriff für neue Versuche der politischen Mobilisierung 
macht. In Spezialdiskursen, wie den Sozialwissenschaften und aktivistischen 
Gruppen wird Prekarisierung also bereits seit einem Jahrzehnt als Begriff zur 
kritischen Markierung eines grundlegenden Wandels von Arbeits- und Lebens- 
verhältnissen verwendet. 

Im deutschsprachigen öffentlichen Diskurs findet erst im Jahr 2006 eine Aus- 
einandersetzung mit diesen Wandlungsprozessen unter den Stichworten Preka- 
risierung/Prekarität statt. Auch die sozialwissenschaftlichen und aktivistischen 
Spezialdiskurse greifen diese Stichworte im Vergleich zu italienischen, französi- 
schen und spanischen Debatten erst spät auf. 2006 kann für den deutschspra- 
chigen öffentlichen Diskurs eine „diskursive Explosion“ (Foucault) festgestellt 
werden, die sich an mehrere öffentlichkeitswirksame Ereignisse knüpft: Im 
März 2006 wird in Frankreich gegen die Einführung eines Ersteinstellungsver- 
trags demonstriert, der erlaubt, dass erstmalig Beschäftigte in den ersten zwei 
Jahren ohne Begründung gekündigt werden können. Protestiert wird hier und 
bei den folgenden Ereignissen gegen „Prekarisierung“ - so transportieren es 
(auch) deutschsprachige Medien. Im April desselben Jahres folgen europaweite 
Aktionen der „Generation Praktikum“, der 1. Mai wird mit einer ersten Eu- 
roMayday-Parade auch in Berlin (im Jahr zuvor schon in Hamburg) begangen. 
Aber erst das große mediale und politische Echo auf die Veröffentlichungsan- 
kündigung einer Studie der Friedrich-Ebert-Stiftung über politische Milieus in 
Deutschland etabliert das Begriffsfeld um Prekarisierung im Oktober 2006 fest 
im öffentlichen Diskurs. 

Die plötzliche Popularität insbesondere des Begriffs „Prekariat“ scheint aufs 
Erste ein Erfolg kritischer aktivistischer und sozialwissenschaftlicher Ansätze 
zu sein. Im Laufe der Verhandlungen in der medialen Öffentlichkeit wird aber 
deutlich, dass damit nicht ausschließlich ein kritischer Blick auf jene Um- 
strukturierungen von Arbeit und Leben geworfen wird, die Unsicherheit(en) 
systematisch in die Lebensrealitäten einer zunehmenden Zahl von Menschen 
einführen (vgl. Precarias a la deriva 2004). Die Deutungsangebote zum sozia- 
len Wandel multiplizieren sich im Vergleich zum aktivistischen und sozialwis- 
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senschaftlichen Gebrauch. Die Aufnahme der Begrifflichkeiten zu Prekari- 
sierung in den öffentlichen Diskurs bringt soziale, kulturelle und ökonomi- 
sche Veränderungen in den Raum der öffentlichen Meinung und darüber ins 
Alltagswissen. Die Begrifflichkeiten erzählen von etwas Neuem: Wie dieses 
Neue gedacht, also verstanden und gedeutet werden soll, wird zum Gegens- 
tand von Kämpfen um die hegemoniale Deutungsmacht. Diese Kämpfe sind 
unmittelbar politisch: Gesellschaftliche Dynamiken und Entwicklungen wer- 
den in und über diese Kämpfe vorangebracht, herausgefordert und irritiert. 
Der Diskurs zu Prekarisierung kann in diesem Sinne gelesen werden als Mo- 
ment des Ringens um die Richtung der diskursiven Entwürfe, um die Art und 
Weise der Konstruktion sozialer Wirklichkeit in Hinblick auf den aktuellen 
sozialen Wandel. Fast ausnahmslos wird Prekarisierung als Problem diskutiert. 
In welcher Form dies passiert und welche (politischen) Schlussfolgerungen 
daraus gezogen werden, unterscheidet sich dagegen grundlegend. 


2. Legitimierungen sozialer Ungleichheiten 


Das „abgehängte Prekariat“ wird im Oktober 2006 im öffentlichen Diskurs 
zum Marker für eine gesellschaftliche Schieflage. Der Begriff scheint sichtbar 
zu machen, dass eine bestimmte soziale Gruppe gesellschaftlich nicht mehr 
„dabei“ ist, sie ist „abgehängt“ - eine gesellschaftliche Spaltung zeichnet sich 
ab. Das „abgehängte Prekariat“ (Neugebauer 2007) wird in der Studie der 
Friedrich-Ebert-Stiftung als ein spezifisches Segment der bundesdeutschen 
Wahlbevölkerung ausgemacht, das qua Geschlecht (männlich), Religion (hoher 
Anteil an Konfessionslosen), Schicht (Unter- bzw. Mittelschicht), binnendeut- 
sche Regionalität (verhältnismäßig hoher Anteil an Ostdeutschen) und Natio- 
nalität” (deutsch) bestimmt wird. Ihre Haltung zu gesellschaftlicher Partizipa- 
tion steht im Zentrum der Darstellung. (Neugebauer 2007: 82-84) Im öffentli- 
chen Diskurs wird dieses Prekariat zur Figur eines gesellschaftlichen Anderen 
verdichtet. Als dieses Andere wird es nicht mehr als ein Teil der Gesellschaft 
gedacht, sondern von der Mehrheitsposition grundlegend unterschieden. Das 
Prekariat wird im öffentlichen Diskurs systematisch abgewertet, symbolisch 
weiter marginalisiert und passiviert. Davon abweichende Deutungen, die mit 
dem Begriff „Prekariat“ verknüpft werden, treten gegenüber dieser Belegung in 
den Hintergrund. 

Der Terminus Prekariat wird zum Schlüsselmoment in der (Re-J)Organisation 
einer erschütterten sozialen Ordnung. Mit der Konstruktion des Prekariats als 


2 Letzteres geriet in der öffentlichen Debatte gänzlich aus dem Blick. Das „abgehängte Preka- 
riat“ wurde zum Segment der bundesdeutschen Gesellschaft, ohne dass reflektiert wurde, 
dass die Studie nur bundesdeutsche Staatsbürger_innen über 18 Jahre, also die Wahlbevölke- 
rung des Landes, einschloss. Damit wurde die deutsche Gesellschaft als nationale homogeni- 
siert, und Migrant_innen stillschweigend als Teil der Gesellschaft negiert. 
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Unterschicht wird im öffentlichen Diskurs eine Erzählung etabliert, die soziale 
Ungleichheiten legitimiert. Die Konstruktion des gesellschaftlich Anderen er- 
folgt als Abgrenzungsbewegung, die eine Deutung des mit Prekarisierung/Pre- 
karität/prekärer Arbeit artikulierten Problems sozialer Teilhabe als Partikular- 
problem nahe legt. Damit hat der Kulturkampf von oben in der Figur des 
Prekariats als Unterschicht eine symbolische Verdichtung gefunden, über die 
Ungleichheiten markiert und gleichzeitig als legitim bestimmt werden können. 
Mitunter wird der Körper zu einem markanten Ort der Differenzkonstruktion 
zwischen Prekariat als gesellschaftlich Anderem und einem diskursmächtigen 
Mainstream. Im Folgenden untermauere ich diese These anhand einiger ex- 
emplarisch ausgewählter Diskursfragmente. 


Dem Prekariat ein Körper - „uns“ die Sprache 


Dem Prekariat als Unterschicht wird sein Anders-Sein körperlich eingeschrie- 
ben. Das „Typische“ des Prekariats scheint über den Bezug auf den Körper er- 
klärbar. Der Körper wird damit zur erzählenden Instanz, er gibt Auskunft über 
die soziale Positionierung dieses prekären/prekarisierten Subjekts.’ 

„Die Kumpels aus Cottbus hängen hier ebenso ab wie eine Reisegruppe aus Polen, wie Singles, 
wie junge und ältere Paare, wie auffällig tätowiertes Prekariat neben Familien mit Kindern.“ (Lau- 
tenschläger, taz 11.09.2007) 

Das Prekariat tritt hier ın einer Statistenrolle auf. Ende 2007 scheint der Be- 
griff bereits allgemein verständlich zu sein, er muss nicht weiter erklärt werden. 
Der Artikel, dem dieses Diskursfragment entnommen wurde, beschäftigt sich 
mit der wirtschaftlichen Situation der Freizeiteinrichtung Tropical Island in 
Brandenburg. Die körperliche Markierung als „auffällig tätowiertes Prekariat“ 
ist für den Gesamtzusammenhang des Textes nicht von Bedeutung. Dass Kör- 
perlichkeit und Prekarität/Prekarisierung zusammengehören, wenn es um „die 
Unterschicht“ geht, wird dennoch deutlich. An anderer Stelle erhebt Kurt 
Beck einen adretten Bart- und Haarschnitt eines Langzeitarbeitslosen, der im 
folgenden Diskursfragment dem Prekariat zugeordnet und damit als dessen 
Vertreter skizziert wird, zu Indikatoren für dessen Willen zum Aufstieg. Dieser 
„Wille zum Aufstieg“ wurde im Zuge der Debatte um die FES-Studie zum 
Messpunkt für das Prekariat - charakterisiert über einen Mangel an eben je- 
nem Willen. Wille und Unwille dieser Subjekte artikuliert sich nicht sprach- 
lich, sondern über den Körper. 

„Rechtzeitig zur Jahreswende zeigt er mit Bart den drohenden Abstieg in die Trostlosigkeit, ohne 
Bart den möglichen Aufstieg zu einer gesicherten Stellung. [...] Der SPD- Chef Kurt Beck - sein 
Beispiel zeigt, dass in Deutschland sogar Bartträger zu Erfolg und Ansehen gelangen können - 


fühlte sich vom struppigen Frank provoziert und forderte ihn zum Haareschneiden heraus.“ 


(awy, NZZ 24.12.2006) 


3  Eske Wollrad (2008) verweist zudem auf die Rassifizierungsdynamiken, die insbesondere in 
diese körperbezogene Konstruktion des Prekariats als Unterschicht eingelassen sind. 
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„Haareschneiden“ funktioniert als Appell an das Arbeitsethos, das über die 
empfundene Struppigkeit verletzt schien. Die symbolische Aufladung des 
Körpers geht einher mit einem Verweis auf Freiwilligkeit und Wahlmöglich- 
keit: Weder Tätowierungen noch Haarlänge oder Bart sind unvermeidbare, 
immer schon da gewesene Elemente von Körperlichkeit. Sie können mehr o- 
der weniger einfach verändert werden. Dennoch bleibt der Verweis auf den 
Körper bestehen, der in hegemonialen Denkwelten eng an Natur(haftigkeit) 
gebunden ist. Letztlich handelt es sich um eine paradoxe Konstruktion der 
Anrufung von Eigenverantwortung unter gleichzeitiger Festschreibung in einer 
statischen Körperlichkeit. 

In der Konstruktion des Prekariats als gesellschaftlich Anderem wird die aktive 
Partizipation an Gesellschaft, die Selbstintegration des prekären/prekarisierten 
Subjekts vorausgesetzt. Gleichwohl wird in der Analyse des öffentlichen Dis- 
kurses deutlich, dass dieses Prekariat ein beschriebenes, wenn nicht abge- 
schriebenes ist, aber keines, das zur Selbstartikulation Raum erhält. Zwar spie- 
len die Selbstsicht und die Gefühle derjenigen, die zum Prekariat gerechnet 
werden, eine wichtige Rolle, sie werden zum Teil gerade über diese Eigenaus- 
sagen charakterisiert. Die Prekarisierten repräsentieren sich im öffentlichen 
Diskurs aber nicht selbst, sondern Expert_innen präsentieren ihnen zuge- 
schriebene Meinungen. Diese bringen die von ihnen beforschte soziale Grup- 
pe mit ihren Beschreibungen mit hervor. Sie vertreten also auch nicht deren 
Interessen, sondern betreiben vielmehr eine „Nah-Ethnologie“ (Feddersen, taz 
03.01.2008). Es ist ein gesellschaftlich integriertes Zentrum, das über eine von 
ihm mehr oder weniger weit entfernte soziale Position spricht: 


„Das ‚Prekariat’ sei keinesfalls durch die Hartz-Gesetze entstanden, sondern habe sich im Laufe 
der vergangenen 20 Jahre entwickelt. ‚Wir haben nur nicht hingeschaut.’“ (Rasche, FAZ 17.10.2006) 


Ein nicht weiter präzisiertes „Wir“ wird zum Subjekt, das feststellt, was es ob- 
jektiv gibt, nämlich ein Prekariat. Dieses Wir blickt auf die Anderen, deren ge- 
sellschaftliche Position anders, konkreter: marginalisiert ist. Auf sprachlicher 
Ebene wird deren Aktivität als mangelhafte markiert. Die prekären Subjekte hät- 
ten jedes „Streben nach sozialem Aufstieg verloren“, es „fehle die Zuversicht“, sie 
hätten auch kein Vertrauen mehr und identifizierten sich auch nicht mit ihrer 
Arbeit (falls eine solche vorhanden ist) (ebd.). Diese defizitäre Markierung funk- 
tioniert über den Bezug auf eine unausgesprochene Norm. Sie nicht zu erfüllen, 
geht einher mit sozialer Deklassierung, die dem Individuum angelastet wird. 
Das Prekariat hat einen Körper, über ihn artikulieren sich Ausschluss und Pas- 
sivität. Handlungsfähigkeit wird dieser Gruppe auch dann abgesprochen, wenn 
das Prekariat nicht mehr als (Kollektiv-)JSubjekt, sondern als ein Zustand ent- 
worfen wird. 


„Der Obdachlose [...] starb eines natürlichen Todes. Sein Sterben markiert den Schlusspunkt ei- 
nes trostlosen Lebens: Mittelstandsexistenz, Frau weg, Prekariat, Alkohol, Job weg, Hartz IV, 
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Wohnung weg, Leben auf der Straße, mehr Alkohol und gesundheitliche Zerrüttung. Aus.“ (Hu- 
pertz, FAZ 10.01.2008) 

Viele der hier angeführten Zuschreibungen entsprechen alltäglichen Bildern 
sozialen Abstiegs: Scheitern der Beziehung, Alkohol, Arbeitslosigkeit, Woh- 
nungslosigkeit. Sie fügen sich, zu einem exemplarischen Leben verdichtet, in 
das Mosaikbild eines prekären Subjekts, in dessen sozialer Positionierung sich 
materielle Armut und soziale Wertlosigkeit verknüpfen. Jene, die es nicht 
schaffen, sich in den Arbeitsmarkt zu integrieren, landen „direkt im Prekariat“ 
(Füller, taz 31.01.2007). Das Prekariat wird zum Ort, findet sich in Körper 
und Geographie materialisiert. So funktioniert die Zuschreibung „Prekariat“ 
als sozialer Platzanweiser, der gleichzeitig Abwertung, Abstieg und Versagen 
transportiert. 

Das Prekariat als Unterschicht ist mittlerweile schon Teil legitimierten Alltags- 
wissens: So ist es beispielsweise Gegenstand eines Arbeitsblattes der Bundes- 
zentrale für politische Bildung (Stratenschulte 2007). Stereotypisierungen, die 
auf Körperlichkeit und Konsummuster rekurrieren, werden weitgehend unhinter- 
fragt zitiert. So wird Schüler_innen die Aufgabe gestellt, sich zu bestimmten 
Merkmalszuschreibungen zu positionieren, anhand derer „man Menschen er- 
kennen [kann], die zur Unterschicht gehören“ (ebd.). Die zur Auswahl ste- 
henden Merkmale umfassen das Trinken von Dosenbier, ein geringes Ein- 
kommen, das ständige Tragen von Trainingsanzügen, keinen oder einen nied- 
rigen Bildungsabschluss, die Unlust arbeiten zu gehen, vieles Fernsehen „und 
zwar vor allem die privaten Sender“ (ebd.) sowie Kinderreichtum. Es gibt kei- 
ne offene Kategorie, die eine differenzierte Charakterisierung zulassen würde. 
Die angebotenen Merkmalszuschreibungen werden nicht als Zuschreibungen 
kenntlich gemacht, sondern als Tatsachen vorgeschlagen: Die Schüler_innen 
sind aufgefordert, die einzelnen Aussagen mit „trifft zu“, „trifft nicht zu“ oder 
„weiß nicht“ zu kommentieren. Die Antworten geben ein Denken im Raster 
von wahr/falsch vor. Die Mehrzahl der Zuschreibungen unterstreicht die im 
öffentlichen printmedialen Diskurs produzierten, negativ besetzten Bilder ei- 
nes gesellschaftlichen Anderen. Der Kontext, Material für die politische Bil- 
dung von einer öffentlichen Institution, legitimiert zusätzlich die Inhalte. Das 
Prekariat wird als gesellschaftlich Anderes bestätigt, dessen Marginalisierung 
sich aus sich selbst heraus erklärt - aus dem fehlenden Aufstiegswillen, einem 
unreflektierten Konsumverhalten oder kurz: individuellem Scheitern. 


Das Prekariat als das gesellschaftlich Andere 


Hegemonie wird in Gramscianischer Perspektive verstanden als Herrschaft, die 
nicht allein über Repression abweichender Meinungen und Handlungen funk- 
tioniert, sondern die auch die Zustimmung marginalisierter Gruppen organi- 
sieren muss. Unter neoliberalen Bedingungen organisiert sich das Selbst in 
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Übereinstimmung mit den hegemonialen Werten, nicht unter physischem 
Zwang, sondern unter der Prämisse selbstbestimmten Handelns. Technologien 
des Selbst als Kernstück neoliberalen Regierens (Foucault 2006, Bröckling 
2007, Pühl 2003) sichern zum einen die gesellschaftliche Integration von Indı- 
viduen über die Subjektwerdung ab. Zum anderen stellen die entsprechenden 
Leitbilder auch Differenzierungsraster zur Verfügung, die die Legitimität sozia- 
ler Ungleichheiten argumentierbar machen: Das Unternehmerische Selbst er- 
hält als Leitbild Zustimmung auf breiter Ebene, Subjekte werden in ihrer Rea- 
lisierung oder eben auch in ihrer Nicht-Realisierung - wie beim „abgehängten 
Prekariat“ der Fall - dieser Selbst-Ansprüche gesellschaftlich klassifizierbar. So 
sind hegemoniale Konstruktionen der sozialen Ordnung aufs Engste mit der 
Legitimierung von Herrschaft verbunden. Im Umkehrschluss bedeutet dies, 
dass das Ringen um Hegemonie auch ein Ringen um die Legitimität der sozia- 
len Ordnung ist. Die sich verändernden sozialen Verhältnisse produzieren sys- 
tematisch Verunsicherung, auch bezüglich der Struktur der sozialen Ordnung, 
sodass die widersprüchlichen Deutungsangebote zu Prekarisierung/Prekarität 
auch als ein Ringen um die Legitimität der existierenden sozialen Ordnung 
verstanden werden können. 

Die abwertende Hervorhebung einer marginalisierten Position funktioniert, wie 
oben gezeigt, als Festschreibung und Legitimierung von Ungleichheitsstrukturen. 
Ungleichheiten werden in die Verantwortung der benachteiligten Gruppe ver- 
schoben. Gleichzeitig fehlt dieser offenkundig der Raum zur Selbst-Artikula- 
tion. Ihre soziale Position wird über den Körper und über ihre Positionierung 
im sozialen und physischen (städtischen, regionalen) Raum bestimmt. Im öf 
fentlichen Diskurs fungiert das Prekariat als symbolisches Arrangement eines 
gesellschaftlich Anderen, das zur Absicherung eines auf Ungleichheitsverhält- 
nissen beruhenden Status quo dient. Die Konstruktion eines Anderen funkti- 
oniert zugleich als Bestätigung des Selbst, sie liefert dem Sprechenden und 
seinen Adressat_innen einen Anhaltspunkt zur sozialen Selbstverortung. 

Wenn der öffentliche Diskurs zu Prekarisierung sich nun in manchen Zügen 
als Abgrenzungsbewegung verstehen lässt, bleibt die Frage zu beantworten, 
welches Eigene, welches Zentrum sich damit seiner selbst versichert. Der öf- 
fentliche Diskurs zu Prozessen sozialen Wandels findet, sofern er unter den 
Stichworten Prekarisierung/Prekarität/Prekariat/prekäre und prekarisierte Ar- 
beit geführt wird, im deutschsprachigen Raum fast ausnahmslos in Qualitäts- 
medien statt. Der gesellschaftliche Adressat dieses Medienspektrum ist die 
Mittelschicht. Der Prekarisierungsdiskurs funktioniert so als Selbstvergewisse- 
rungsdiskurs einer (verunsicherten) Mittelklasse (vgl. Freudenschuß 2010, ähn- 
lich Raunig 2008). Referenzpunkt ist in dieser Form der Erzählung über Preka- 
rität zudem eine hinsichtlich ihrer Nationalität und Hautfarbe/Ethnizität ho- 
mogenisierte Gesellschaft, die Migrant_innen als prekarisierte Subjekte wei- 
testgehend ausgeklammert lässt. In dieser Auslassung wird das Mittelschichts- 
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subjekt in seiner gesellschaftlichen Position nicht nur als different zur negativ 
belegten Vorstellung einer Unterschicht entworfen, sondern darüber hinaus als 
Weißes Subjekt festgeschrieben. Was hier an der Kategorisierung Klasse als 
Prozess der Differenzkonstruktion zur Legitimierung sozialer Ungleichheiten 
gezeigt wurde, lässt sich somit in ähnlicher Weise über die Kategorisierungen 
Geschlecht und Herkunft rekonstruieren (vgl. Freudenschuß 2010). 

Der Kulturkampf, der ım öffentlichen Diskurs zu Prekarisierung einen Kristal- 
lisationspunkt findet, bedient sich verschiedener sozialstruktureller Kategori- 
sierungen und ordnet diese auf symbolischer Ebene so an, dass sie sich zu ei- 
ner Erzählung von Gesellschaft und gesellschaftlicher Ordnung verketten, die 
keine Fragen zu existierenden und sich verschärfenden Ungleichheiten auf- 
kommen lassen. Die Legitimierung der sozialen Ordnung ist, so bleibt zu be- 
achten, nicht allein eine Absicherung von Klassenunterschieden, sondern eng 
verwoben mit gesellschaftlichen Geschlechterverhältnissen und Ethnisierungs- 
prozessen. 

Insgesamt wird Prekarisierung/Prekarität in diesen Entwürfen zwar problemati- 
siert, gleichwohl erscheint das Problem nicht als gesamtgesellschaftlich rele- 
vante Frage. Es handelt sich um das Problem einer bestimmten sozialen 
Gruppe, die sich ihre sozial marginalisierte bzw. exkludierte Position selbst 
zuzuschreiben hat. Prekarisierung wird als Partikularproblem konzipiert.” Dies 
stellt die Grundlage dafür dar, in kulturkämpferischer Manier das Prekariat als 
ein gesellschaftlich Anderes zu zeichnen und damit Ungleichheiten nicht nur 
in ihrer gesellschaftlichen Bedeutsamkeit abzuschwächen, sondern sie zu legi- 
timieren. Im öffentlichen Diskurs zu Prekarisierung weisen einige Argumenta- 
tionen aber in andere Deutungsrichtungen und fordern zumindest implizit 
diese kulturkämpferische Lesart immer wieder heraus. 


3. Ambivalente Erzählungen 


Diskurse sind keine Felder vereindeutigter gesellschaftlicher Interpretationen, 
im Gegenteil, sie charakterisieren sich durch ihren dynamischen Charakter. 
Gesellschaftliche Wirklichkeit wird in ihnen ausgehandelt, Deutungselemente 
zu hegemonialen Deutungsangeboten verknüpft oder letztere durch konkurrie- 
rende Erzählungen herausgefordert. Im Duktus eines Sichkümmerns und Be- 
sorgtseins kann eine weitere Stoßrichtung des Prekarisierungsdiskurses identifi- 
ziert werden, die auf die Notwendigkeit einer Differenzierung der Kultur- 
kampf-These verweist. Während die bislang diskursiven Konstruktionen das 
Prekariat als Unterschicht ins gesellschaftliche Abseits stellen und darüber so- 


4 Auch die Prekarisierung von Hochqualifizierten wird als Partikularproblem konzipiert, so- 
dass insgesamt eine Deutung zu Prekarisierung dominiert, die nahe legt, dass wir es mit un- 
terschiedlichen Problemkonstellationen unterschiedlicher Gruppen zu tun haben, die wenig 
miteinander zu tun haben. 
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ziale Ungleichheiten befestigen und legitimieren, verweist die Sorge um die 
Exklusion bestimmter sozialer Gruppen auf ein Minimum gesellschaftlicher 
Integration. Gesellschaftliche (Ungleichheits-)Strukturen werden nicht grund- 
sätzlich in Frage gestellt, aber dennoch problematisiert. Das prekäre/prekari- 
sierte Subjekt ist damit aber noch kein handlungsfähiges Subjekt, das seine 
(prekären) Verhältnisse mitgestalten und -verhandeln kann. 

„Die Kamera zeigt eine Autofahrt vom Zentrum an den Rand. Von der Innenstadt über Villen 
und Einfamilienhäuser zu den Hochhäusern der Trabantenstadt Hamburg-Osdorf. Diese erste 
Szene von Maja Classens Dokumentation ‚Osdorf’ spiegelt die Bewegung vieler Dokumentaristen 
- von der Mitte an die soziale Peripherie. Selten gab es so viele Alkoholiker und Jungnazis, ver- 
gessene Kinder und Asylbewerber im deutschen Dokumentarfilm zu sehen wie derzeit. Vor allem 
im Osten, aber nicht nur dort. Das Prekariat ist überall.“ (Reinecke, taz 13.11.2007) 

„Das Prekariat ist überall“ und kann dennoch von außen betrachtet und vor 
allem auch sichtbar gemacht werden. Die Kamera verschafft einer sehr vielfäl- 
tigen Gruppe, von „Jungnazis“ bis zu „Asylbewerbern“, öffentliche Aufmerk- 
samkeit. Sie stehen am gesellschaftlichen Rand - der Blick auf sie erfolgt vom 
Zentrum aus. Die Beschreibung der Kameraführung ist sinnbildlich für den 
ambivalenten Blick auf Prekarisierung/Prekarität/Prekariat: Einerseits wird 
marginalisierten Gruppen, der „sozialen Peripherie“ Raum gegeben, anderer- 
seits erscheint dieser Raum als verschieden und fernab des Zentrums. Die um- 
fassende Präsenz des Prekariats schließt augenscheinlich nicht eine Betroffen- 
heit des Zentrums mit ein, meint also nicht die Gesamtgesellschaft. Damit 
wird mit dem Begriff des Prekariats öffentliche Sichtbarkeit für marginalisierte 
Positionen geschaffen, ohne dass Marginalisierung und soziale Ungleichheiten 
als gesellschaftliche Prozesse erkennbar würden. Wiederum wird nicht nur soziale 
Ungleichheit qua Klasse auf diese Weise verhandelt, auch prekarisierte Erwerbstä- 
tigkeit von Frauen wird benannt, ohne dass strukturelle Ungleichheitsdynamiken 
kenntlich gemacht würden (vgl. Freudenschuß 2010). Ihre symbolische Aner- 
kennung als gesellschaftlich Marginalisierte findet zudem keine unmittelbare 
Übersetzung in politische Strategien. Damit entsteht - herrschaftstheoretisch 
gedacht - eine ambivalente, wenn nicht paradoxe Situation entmächtigender 
Benennung. Während Entnennung und Unsichtbarmachung - feministischer 
Theoriebildung folgend - eindeutig als Herrschaftsinstrumente identifiziert 
werden können, gilt nicht die Umkehrung: Sichtbarmachung und Benennung 
von Ungleichheiten ist nicht per se ermächtigend und emanzipatorisch. 

„Den Leuten in Chorweiler wird es egal sein, ob Funktionäre sie als ‚Unterschicht’ oder ‚Prekari- 
at’ bezeichnen - nicht nur der Frau mit dem grünen Pullover, die ihren Einkaufswagen mit der 
Schaumstoffmatratze durch die Fußgängerzone schiebt und Selbstgespräche in einer Sprache aus 
dem ehemaligen Jugoslawien führt. Da der marxistische Traum einer ‚Klasse an und für sich’ so- 
wieso ausgeträumt ist, sickern solche scholastischen Wortklaubereien gar nicht erst durch in diese 
Lebenswelt am äußersten Stadtrand. Hier liest man auch keine Studien der Friedrich-Ebert- 
Stiftung. Es gibt wichtigere Dinge im Leben als Äußerungen rheinland-pfälzischer Ministerpräsi- 


denten. [...] Doch auch wenn der Alltag voller prekärer Situationen steckt, sieht Chorweiler nicht 
wie ein zerstörtes Sozialsystem aus. Das Leben wirkt friedlich und spielt sich an der Hauptachse 
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der Fußgängerzone, die von der Post zum Bezirksrathaus führt und die gesamte Infrastruktur 
bündelt, in mediterraner Langsamkeit ab.“ (Rosenfelder, FAZ 19.10.2006) 

Hier scheint es um die Perspektive der Betroffenen zu gehen, ihnen wird im 
Diskursfragment eine bestimmte Sichtweise zugeschrieben. Die symbolische 
Ebene, auf der sich die Diskussion um das „abgehängte Prekariat“ insbesonde- 
re ım Herbst 2006, im Kontext der Debatte zur Studie der Friedrich-Ebert- 
Stiftung explizit bewegt, wird als relevante Ebene demontiert, eine angenom- 
men „Wirklichkeit“ vorgeschoben, in der die Probleme real, die Form ihrer 
Benennung dagegen einerlei sei. Die Probleme seien andere, wird erzählt - und 
gleichzeitig: So groß sind die Probleme auch nicht, „das Leben wirkt fried- 
lich“. Verstehe ich die Begriffe um Prekarität/Prekarisierung als Feld sozialer 
Kämpfe, so ist auch diese Aussage als spezifische Form der Intervention in das 
diskursive Verhandlungsfeld zu sehen. Sie hakt ein in die Erzählung von einer 
geteilten Gesellschaft - die einen debattieren über Begrifflichkeiten, die ande- 
ren geben sich nicht mit diesem Geplänkel ab, sondern leben ihr Leben in ge- 
sellschaftlich marginalisierten Positionen. Sie haben es nicht leicht, aber ihr 
„Draußen [ist] längst ein neues Drinnen geworden“ (ebd.). Die gesellschaftli- 
che Spaltung wird als solche benannt, im gleichen Moment aber eingehegt. 
Die Marginalisierten leben in ihrem eigenen Mikrokosmos, über dessen An- 
bindung an die Gesellschaft nicht weiter nachgedacht werden muss. Das sor- 
gende Sprechen-Für bietet an dieser Stelle den Marginalisierten die Anerken- 
nung ihres marginalisierten Status an - Differenz wird anerkannt, ohne dass 
die sozialen Ungleichheiten als strukturell bedingt in diese Gesellschaftsskizze 
mit einbezogen würden. 

Solche ambivalenten Konstruktionen zu Prekarität sind nicht mit vereindeuti- 
genden Deutungsangeboten im Duktus neokonservativer Kulturkampf- 
Argumentationen vereinbar. Sie machen durchaus deutlich, dass mit den Beg- 
riffen der Prekarität gesellschaftliche Problemlagen benannt werden können. 
Diese diskursiven Entwürfe lassen aber offen, welche gesellschaftspolitische Re- 
levanz Prekarisierung/Prekarität nun aufweist. Sie schöpfen entweder nicht 
aus, was an kritischem Potenzial in diesen Konzepten stecken würde oder 
bestimmen die Konsequenzen von Marginalisierung mit einer solchen Unbe- 
stimmtheit, dass keine Notwendigkeit politischer Bearbeitung erkannt werden 
muss. So wird eine Lesart zu Prekarisierung stabilisiert, die soziale Ungleich- 
heiten einer herrschaftskritischen Deutung entzieht. 


4. Delegitimierungen von Ungleichheiten 


Gehen wir ın der Begriffsgeschichte von Prekarisierung einen Schritt zurück ın 
die spezialdiskursiven Debatten, so wird das Konzept der Prekarisierung als 
herrschaftskritischer Ansatz erkennbar. In den sozialwissenschaftlichen Debat- 
ten wird in der Prekarisierung mitunter die neue soziale Frage (Castel 2000) 
gesehen. Die Veränderungen von Arbeits- und Lebensverhältnissen, die mit 
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den Begriffen der Prekarisierung aufgegriffen werden, stellen eine grundlegende 
gesellschaftliche Herausforderung dar, die für westliche Wohlfahrtsstaaten zu- 
nehmend an Brisanz gewinnt. Prekarisierung funktioniert auch im aktivisti- 
schen Kontext als Konzept zur Problematisierung bestimmter Verhältnisse und 
Wandlungsprozesse. Insbesondere im Kontext der EuroMayDay-Paraden er- 
fährt Prekarisierung eine stark politisierte Aufladung (Raunig 2007). Mit den 
Mobilisierungen zum 1. Mai gelangen diese Bedeutungsbelegungen auch in 
den öffentlichen Diskurs. Dort wird Prekarisierung, wie in den beiden voran- 
gegangenen Abschnitten gezeigt, durchaus gegenläufig zu den bewegungspoli- 
tischen Ansätzen diskutiert und mit konkurrierenden Bedeutungen gefüllt. 
Lese ich den dominanten Entwurf zum Begriff Prekariat als eine kulturkämpfe- 
rische Konstruktion, die an den hegemonialen neoliberalen Diskurs unmittel- 
bar anschlussfähig ist, so liegt es nahe gegenläufige Tendenzen als gegenhege- 
monial zu fassen. Auch in Bezug auf gegenhegemoniale Diskursspuren gilt es 
hegemonietheoretisch nach den sozialen Positionierungen zu fragen, die damit 
verbunden sind. Im prekären/prekarisierten Subjekt wird in diesen Entwürfen 
kein gesellschaftlich Anderes gesehen, sondern eine neue, potentiell politische 
Form von Subjektivität. Dieses Subjekt zieht seine Identität aus der, wenn 
auch vielfältigen, doch geteilten Erfahrung von Prekarisierung/Prekarität. Pre- 
karisierung/Prekarität wird zur konstitutiven Gemeinsamkeit einer Gruppe, die 
ansonsten weder Alter, Geschlecht, Klasse noch Migrationsstatus oder Her- 
kunft teilt. Prekarisierung/Prekarität wird dabei losgelöst von identitätspoliti- 
schen Ansätzen entlang klassischer sozialstruktureller Kategorisierungen als 
Phänomen sichtbar, das eine Subjektposition hervorbringt, die (mitunter) quer 
zu tradierten Sozialstrukturkategorien liegt. Diese Formen der Darstellung fo- 
kussieren den Blick der Lesenden auf Prekarisierung/Prekarität als strukturelle 
Frage. Mit Prekarisierung/Prekarität/prekärer/prekarisierter Arbeit werden Ar- 
beitsbedingungen, -verhältnisse, -verträge, Beschäftigungsverhältnisse, Jobs cha- 
rakterisiert, in denen sich Subjekte befinden. Nicht die Subjekte selbst sind al- 
so „prekär“, sondern die Verhältnisse, in denen sie leben und arbeiten. Im fol- 
genden Fragment erfolgt eine solche Charakterisierung der Subjekte über die 
abstrahierte Form verschiedener Beschäftigungsverhältnisse, die zusammenge- 
nommen die Subjektposition „der Prekären“ füllen: 

„Wie viele Leute am Montagnachmittag in Mailand zur Euro MayDay Parade stoßen werden, 
weiß noch niemand. Sicher aber ist: Die drei großen Gewerkschaftsbünde CGIL, CISL und UIL 
werden wieder allen Grund haben, voller Neid auf die Alternativveranstaltung der ‚Prekären’, der 
Zeit-, Leih- und Gelegenheitsarbeiter, der Scheinselbstständigen, der ewigen Praktikanten und 
Honorarkräfte zu schauen.“ (Braun, taz 29.04.2006) 

Die Charakterisierung des prekären Subjekts erfolgt hier über verschiedene Be- 
schäftigungsformen. Prekarisierung/Prekarität wird zum einzigen bündelnden 
Merkmal, über das eine Gemeinsamkeit dieser verschiedenen Positionen er- 
kennbar wird. So wird eine neue Sozialposition konstituiert, der gleichzeitig 
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ein gewisses Maß an politischer Handlungsfähigkeit zugeschrieben wird. Es 
sind die „Prekären“, die für ihre Anliegen auf die Straße gehen und damit eine 
sogar beneidete „Alternativveranstaltung“ zu den etablierten gewerkschaftli- 
chen Demonstrationen am 1. Mai werden. Damit fokussiert sich der Subjekt- 
entwurf auf Verhältnisse und Strukturen, nicht auf tradierte sozialstrukturelle 
Identitäten. Konstruiert wird eine Subjektposition, die quer zu tradierten Dif 
ferenz- und Hierarchiekonstruktionen liegt. 

Zwar stellt Prekarisierung/Prekarität/prekäre/prekarisierte Arbeit den gemein- 
samen Nenner verschiedener, zum Teil auch exemplarisch zitierter Positionen 
dar, hebt aber Differenzen zwischen solchen Positionen nicht zwangsläufig auf. 
„Ähnliches beschreiben die Precarias a la Deriva, eine Gruppe spanischer Aktivistinnen, in einer 
Untersuchung, die während eines Streiks in Madrid entstand. Für die Hausarbeiterinnen, die Ar- 
beiterinnen in Callcentern, für Pflegekräfte und eine Vielzahl intellektuell-künstlerischer Berufe 
verschwinden soziale Rechte, gehen klare Arbeitszuschreibungen verloren, existiert keine eigene 
Welt außerhalb der immateriellen Arbeit. So trägt eine Lateinamerikanerin in Madrid frühmorgens 
Zeitungen aus, führt tagsüber den Haushalt prekarisierter Mittelständler und organisiert abends per 
Telefon ihre Familie in Ecuador.“ (Brieler, taz 31.05.2008)? 

Den hier angeführten Subjektpositionen ist gemeinsam, dass sie als „preka- 
risiert“ qualifiziert werden. „Pflegekräfte“, „Hausarbeiterinnen“, „eine Vielzahl 
intellektuell-künstlerischer Berufe“ ebenso wie „prekarisierte Mittelständler“ 
teilen die Erfahrung prekärer/prekarisierter Verhältnisse. Diese Gemeinsamkeit 
verwischt aber keineswegs soziale Ungleichheiten entlang tradierter sozialstruk- 
tureller Kategorisierungen. Die Migrantin arbeitet für „Mittelständler“. Sie ist 
einer Mehrfachbelastung ausgesetzt, die ihre Auftraggeber_innen in dieser 
Form nicht teilen. Die Umverteilung von Arbeit zwischen Frauen, wie sie hier 
exemplarisch sichtbar gemacht wird, basiert auf Ressourcen, die ungleich ver- 
teilt sind. Prekarisierung/Prekarität hebt soziale Ungleichheiten also nicht auf, 
auch wenn Prekarität als zu solchen Ungleichheiten querliegend konzeptio- 
nalisiert wird. Prekarisierung/Prekarität kreuzt als Ungleichheitsmechanismus 
nicht nur Geschlecht, Klasse und Migrationsstatus, sondern auch verschiedene 
Formen des Erwerbsstatus: 

„Gemeint sind nicht nur die Lidl-Verkäuferinnen, Ein-Euro-Jobber oder ALG-II-Bezieher. In pre- 
kären Verhältnissen sehen sich auch diejenigen, denen von klein auf eingebläut wurde, ihnen 
wird es immer gut gehen: Heute sind sie Studenten, Dauerpraktikanten und andere arbeitswillige 
und moderne Tagelöhner.“ (Lee, taz 29.04.2006) 

Über die Begrifflichkeiten von Prekarisierung/Prekarität verflechten sich unter- 
schiedliche Erwerbssituationen wie die einer unqualifizierten Arbeiterin, eines 
Arbeitslosen oder von Studierenden, ohne dass deren unterschiedliche Lebens- 
und Arbeitsbedingungen damit gleichgesetzt würden. Die Vielfältigkeit der an- 
geführten Positionen, die als prekäre Subjekte gefasst werden, wird exempla- 


5 In diesem Diskursfragment wird ein wissenschaftlicher Sammelband diskutiert. Insofern ist die 
Lesart zu Prekarisierung/Prekarität, die hier angeboten wird, eng an den Spezialdiskurs gebunden. 
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risch verdeutlicht und macht so sichtbar, dass Klasse sowie Bildungs- und 
Qualifikationsniveau für eine gemeinsame Bezugnahme auf Prekarisierung/ 
Prekarität nicht als Differenzmerkmal funktionieren müssen. Nicht nur Nied- 
rigqualifizierte, sondern auch Hochqualifizierte werden als prekäre Subjekte 
eingestuft. Prekarisierung wird als klassenübergreifendes Phänomen konzipiert 
und betrifft hier nicht nur Menschen mit verschiedenen Qualifikationsniveaus, 
sondern umschließt sowohl Erwerbseinkommenslose als auch Menschen mit 
einer Erwerbsarbeit. Verschiedenste soziale Positionen erweisen sich als ver- 
wundbar angesichts der Veränderungen im Feld von Arbeit, sie werden mit der 
Referenz auf die Begriffe von Prekarisierung auf symbolischer Ebene zu einer 
neuen Sozialposition gebündelt.‘ 

Dieser auf Prekarisierung als geteiltem Bezugspunkt fokussierende Entwurf von 
Subjektivität findet sich im gesamten Spektrum der untersuchten Zeitungen 
und kann damit nicht einer bestimmten politischen Ausrichtung zugeordnet 
werden. Die hier diskutierten Konstruktionen verorten den sozialen Wandel 
auf einer arbeitsstrukturellen Ebene, die Subjekte werden primär über Prekari- 
sierung/Prekarität und nur nachgeordnet über etablierte sozialstrukturelle Ka- 
tegorisierungen gesellschaftlich positioniert. Sie lösen so die Argumentation 
weitestgehend von individuellen Subjekten und rücken dagegen Prekarisie- 
rung/Prekarität ins Zentrum der Aufmerksamkeit. Ich argumentiere, dass die 
Begriffe von Prekarisierung in diesen Entwürfen auf die Vorstellung einer neu- 
en Sozialposition verweisen, die zu sozialstrukturellen Kategorien sozialer Un- 
gleichheit quer liegend gedacht wird. Damit ergeben sich für eine Lesart von 
Prekarisierung als neuer sozialer Frage zentrale Kontinuitäten zum sozialwis- 
senschaftlichen und bewegungspolitischen Diskurs: Prekarisierung/ Prekarität 
wird auch in diesen Entwürfen über tradierte (politische) Identitätskonzeptio- 
nen hinweg gezeichnet. Dieser Entwurf des prekären Subjekts ermöglicht eine 
neue (politische) Identitätsbestimmung. Indem Prekarisierung außerdem als 
gesamtgesellschaftlich relevant gedacht wird, politisiert sich die Einschätzung 
der erlebten sozialen Umbrüche zusätzlich. Nicht als Partikularproblem er- 
scheint diese dann, sondern als ein Konflikt bzw. Problem, das die Gesamtge- 
sellschaft betrifft und das außerdem strukturell erklärt wird. Soziale Ungleich- 
heiten werden delegitimiert, an ihnen entzünden sich in dieser Lesart gesell- 
schaftliche Kämpfe, die mehr als nur Fragen des Lebensstils betreffen. Hier 
zeichnen sich soziale Kämpfe ab, die auf symbolischer Ebene geführt und als 
solche artikuliert werden. 


6 Dass Klasse, Geschlecht, Herkunft, Bildung, etc. für die individuelle Erfahrung von Prekari- 
tät von großem Gewicht sind, zeigen diverse Untersuchungen insbesondere aus postope- 
raistischer und aus feministischer Perspektive. Im öffentlichen Diskurs wird hier durchaus 
vereinfacht, was in Spezialdiskursen als Spannungsfeld offen gehalten wird: der gemeinsame 
Bezug auf Prekarisierung als gesellschaftlichem Prozess bei gleichzeitiger Beständigkeit sozia- 
ler Ungleichheiten auch zwischen prekären Subjekten. 
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5. Fazit 


Die Bedeutungsbelegung von Begriffen ist ein umkämpftes und ein hoch poli- 
tisches Terrain. Die von den Berliner EuroMayDay-Aktivist_innen wahrge- 
nommene Ritualisierung der Proteste, die 2010 zur Entscheidung gegen eine 
erneute Durchführung der Parade geführt hatte, geht nicht einher mit einer 
eindeutigen Fixierung der Mobilisierungsbegriffe. Vielmehr sind diese als Ein- 
satz sozialer Kämpfe auf symbolischer Ebene weiterhin umstritten. Neokon- 
servativ-kulturkämpferische Deutungsweisen verknüpften mit einigem Erfolg 
den Begriff des Prekariats mit der Vorstellung eines gesellschaftlich Anderen, 
das soziale Exklusion und wohl auch eine Verschärfung von Ungleichheiten 
legitimiert. Demgegenüber lassen sich aber auch die Spuren kritischer Diskurs- 
interventionen gerade aus dem EuroMayDay-Kontext ausmachen, die soziale 
Ungleichheiten mit demselben begrifflichen Instrumentarium zu delegitimie- 
ren suchen und damit auf symbolischer Ebene sozialen Kämpfen den Boden 
bereiten: Sie machen sichtbar, welche gesellschaftlichen Bruchlinien aktuell zu 
bearbeiten sind. 

Ich habe versucht, jene diskursiven Bruchlinien sichtbar zu machen, entlang 
derer symbolische Politik intervenieren könnte. Wie das prekäre/prekarisierte 
Subjekt charakterisiert wird, welche gesellschaftspolitische Relevanz dem Phä- 
nomen zugeschrieben wird, dies sind zwei zentrale Momente aktueller gesell- 
schaftlicher Sinnproduktion. In diesen Fragen wird deutlich, dass neokonser- 
vative Argumentationen zwar Deutungshoheit beanspruchen und darin auch 
einige Erfolge zeitigen, gleichzeitig aber - zumindest was Prekarisierung betrifft 
- (noch) nicht hegemonial sind. Dieses Noch-Nicht gilt es politisch produktiv 
zu nutzen. Der Kampf um die Begriffe bleibt offen. 


Literatur 


awy. (2006): Arbeitswille hilft beim Aufstieg aus dem 'Prekariat'. In: NZZ am Sonntag, 24.12. 

Adolphs, Stephan; Hamm, Marion (2008): Prekäre Superhelden. Zur Entwicklung politischer 
Handlungsmöglichkeiten in postfordistischen Verhältnissen. In: Altenhain, C.; Danilina, A. et 
al. (Hg.): Von 'Neuer Unterschicht' und Prekariat. Bielefeld: 165-182. 

Bourdieu, Pierre (2004): Gegenfeuer. Konstanz. 

Braun, Michael (2006): Tag der Armut. Das ist die Protestbewegung. Aus Rom, taz, 29.04., 17. 

Brieler, Ulrich (2008): In der Hölle der Unsicherheit, taz, 31.05., VI. 

Bröckling, Ulrich (2007): Das unternehmerische Selbst. Soziologie einer Subjektivierungsform. 
Frankfurt/Main. 

Castel, Robert (2000): Die Metarmorphosen der sozialen Frage. Eine Chronik der Lohnarbeit. Konstanz. 

Danilina, Anja; Kausch, Stefan; Müller, Annekathrin; Roscher, Tobias (2008): Einleitung: Zur 
Analyse und Kritik gesellschaftlicher Verhältnisse. In: Altenhain, C.; Danilina, A. et al. (Hg.): 
Von 'Neuer Unterschicht' und Prekariat. Bielefeld, 9-31. 

Dörre, Klaus (2009): Prekarität im Finanzmarkt-Kapitalismus. In: Castel, R.; Dörre, K. (Hg.): Pre- 
karıtät, Abstieg, Ausgrenzung. Die soziale Frage am Beginn des 21. Jahrhunderts. Frank- 
furt/Main, 35-64. 

Feddersen, Jan (2008): Menschen ohne Opferschein, taz, 3.1., 14. 


376 Magdalena Freudenschuß 


Foucault, Michel (2006): Die Geburt der Biopolitik. Geschichte der Gouvernementalität II. 
Frankfurt/Main. 

Freudenschuß, Magdalena (2009): Negotiating Precariousness: Navigating Discursive 
In/Visibilities. In: Freeman, L. (Hg.): In/risibility: Perspectives on Inclusion and Exclusion. 
Wien (IWM Junior Visiting Fellows' Conferences, 26). 

— (2010): Kein eindeutiges Subjekt. Zur Verknüpfung von Geschlecht, Klasse und Erwerbsstatus 
in der diskursiven Konstruktion prekärer Subjekte. In: Manske, A.; Pühl, K. (Hg.): Prekarisie- 
rung zwischen Anomie und Normalisierung. Geschlechtertheoretische Bestimmungsversuche. 
Münster, 252-271. 

Füller, Christian (2007): Duale Berufsbildung vor dem Kollaps, taz, 31.1., 6. 

Gramsci, Antonio (1995): Philosophie der Praxis. Gefängnishefte 10 & 11. Hamburg. 

Hupertz, Heike (2008): Die S-Bahn ist ein sicherer Ort um zu sterben, FAZ, 19.1., 37. 

Lammer, Beate (2006): Arbeitsmarkt: Grundsicherung mit Haken, Die Presse, 9.12. 

Lautenschläger, Rolf (2007): Schlechte Laune im Wohlfühlparadies, taz, 11.9., 23. 

Lee, Felix (2006): Tag der Armut. Das sind die Prekären, taz, 29.4., 17. 

Lorey, Isabell (2006): Governmentality and Self-Precarization. On the normalization of cultural 
producers. In: transversal, H. 11. http://eipcp.net/transversal/1106/lorey/en 

Manske, Alexandra (2007): Prekarisierung auf hohem Niveau. München. 

Mattoni, Alice (2009): Tra consenso e conflitto. Pratiche mediali nei movimenti italiani contro la 
precarietä del lavoro. In: Partecipacione e conflitto, H. 1, 97-122. 

Mayer-Ahuja, Nicole (2003): Wieder dienen lernen? Berlin. 

Michalitsch, Gabriele (2006): Die neoliberale Domestizierung des Subjekts. Frankfurt/Main. 

Neugebauer, Gero (2007): Politische Milieus in Deutschland. Die Studie der Friedrich-Ebert- 
Stiftung. Bonn. 

Precarias a la deriva (2004): Streifzüge durch die Kreisläufe feminisierter prekärer Arbeit. Online 
verfügbar unter http://republicart.net/disc/precariat/precarias01_de.pdf [11.09.2008]. 

Pühl, Katharina (2003): Der Bericht der Hartz-Kommission und die "Unternehmerin ihrer selbst': 
Geschlechterverhältnisse, Gouvernementalität und Neoliberalismus. In: Pieper, M.; Gutierrez 
Rodriguez, E. (Hg.): Gouvernementalität. Ein sozialwissenschaftliches Konzept in Anschluss 
an Foucault. Frankfurt/Main: 111-135. 

Rasche, Uta (2006): 'Prekariat' statt 'Unterschicht', FAZ, 17.10., 4. 

Raunig, Gerald (2007): Das Monster Prekariat. In: Grundrisse. Zeitschrift für linke Theorie und 
Debatte, H. 21. http;//www.grundrisse.net/grundrisse21/gerald_raunig.htm [09.06.2009]. 

— (2008): Tausend Maschinen. Eine kleine Philosophie der Maschine als sozialer Bewegung. 
Wien. 

Reinecke, Stefan (2007): In Schwarzweiß kann man nicht brüllen, taz, 13.11., 17. 

Rosenfelder, Andreas (2006): Die Trabantenstadt. Feierabend in der neuen Unterschicht: Ein Be- 
such in Köln-Chorweiler, FAZ, 19.10., 42. 

Stratenschulte, Eckart (2007): Unterschicht in Deutschland? In: Bundeszentrale für politische 
Bildung (Hg.): Themenblätter im Unterricht, Nr. 62. 

Wollrad, Eske (2008): White Trash. Das rassifizierte 'Prekariat' im postkolonialen Deutschland. In: 
Altenhain, C.; Danilina, A. et al. (Hg.): Von 'Neuer Unterschicht' und Prekariat. Bielefeld: 35-47. 

Zander, Henning (2007): Auf die Probe gestellt, FAZ, 5.5., C2. 


Beat Weber 


Finanzbildungsbürgertum und die 
Finanzialisierung des Alltags 


Die Transformation der im Sommer 2007 ausgebrochenen Finanzkrise in eine 
schwere weltweite Wirtschaftskrise hat die gestiegene Bedeutung vor Augen ge- 
führt, die dem Finanzsektor mittlerweile für die Gesamtwirtschaft zukommt. 
Diese ist die Folge von Veränderungsprozessen, die mit dem Begriff der Fı- 
nanzialisierung beschrieben werden können, und in deren Verlauf die Verhält- 
nisse zwischen Individuen, Unternehmen und der Gesamtwirtschaft zuneh- 
mend über Finanzmärkte vermittelt werden. 

Im Vordergrund dieses Textes steht die Analyse von Finanzialisierung als 
quantitativer und qualitativer Veränderung des Verhältnisses zwischen Finanz- 
sektor und Bevölkerung: eine Ausweitung der Kundschaft und veränderte, für 
das Individuum riskantere Formen des Sparens und der Verschuldung. Dazu 
gehört auch die gesellschaftliche Akzeptanz für begleitende politische Rah- 
menbedingungen. 

Den Subjekten werden in diesem Prozess neue und steigende Verantwortungen 
und Anforderungen zugemutet. Eine zentrale wirtschaftspolitische Verände- 
rung der letzten zwei Jahrzehnte ist die schrittweise Privatisierung der Zustän- 
digkeit für die Altersvorsorge. Diese ist in verschiedenen Staaten unterschied- 
lich weit fortgeschritten, aber verweist die Subjekte überall auf das Erfordernis 
individuellen Finanzdienstleistungs-Engagements. In Staaten wie den USA und 
Großbritannien erfolgt auch die Wohnraumbeschaffung zu einem großen Teil 
über die Finanzmärkte, und die Verschuldung der Privathaushalte spielt eine - 
politisch gewollte - bedeutende Rolle bei der Stärkung der privaten Kaufkraft. 
Die so geschaffenen Expansionsmöglichkeiten für den Finanzsektor waren 
auch von Veränderungen in dessen Angebotsstruktur begleitet. Die Möglich- 
keiten zum allgemeinen und zielgruppenorientierten Marketing sowie zur Ab- 
wicklung haben sich nicht zuletzt dank des Internet und technischer Neue- 
rungen wie ausgefeilter Datensammlungssysteme enorm verfeinert und vergrö- 
ßert. Die Produktinnovation am Finanzsektor hat zu einer enormen Auswei- 
tung des Angebots in den meisten Marktsegmenten geführt, die Unübersicht- 
lichkeit für Verbraucher erhöht und die Vergleichbarkeit von Angeboten er- 
schwert. Finanzdienstleistungsunternehmen sehen zudem ihre Rolle in geringe- 
rem Maß als früher in der Risikoabsorption; sie versuchen stattdessen, Risiken 
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auf die Kundschaft abzuwälzen. In diesem Umfeld ist auch der Raum für 
fragwürdige bis betrügerische Verkaufspraktiken gewachsen. 

Gleichzeitig hat sich die Ausrichtung der politischen Gestaltung und Regulie- 
rung dieses Marktumfelds geändert. Es gibt Bestrebungen, auch Regulierungs- 
verantwortung zu individualisieren, bzw. die Verbraucher in Regulierungsauf- 
gaben einzubinden, indem die Konsumentenverantwortung betont wird (Wil- 
liams 2007). 

In diesem sozialen Prozess der Auseinandersetzung um die Durchsetzung der 
Finanzialisierung und begleitender gesellschaftlicher Veränderungen haben im 
letzten Jahrzehnt Forderungen nach bzw. Initiativen zur Förderung von Fi- 
nanzbildung in der Bevölkerung eine wachsende Rolle gespielt. Dabei sind 
Überschneidungen mit aufkommenden Debatten über eine neue Bürgerlich- 
keit zu konstatieren. 


1. Finanzbildung in der Offensive 


Die Legitimität der Privatisierung sozialer Sicherheit, Kernelement fortschrei- 
tender Finanzialisierung des Alltags, wird immer wieder durch Krisenerschei- 
nungen in Frage gestellt. In der wirtschaftspolitischen Debatte darüber, wie 
darauf zu reagieren sei, wird von liberaler Seite eine Analyse in den Vorder- 
grund gerückt, die den zentralen Ansatzpunkt in der Verbesserung der Infor- 
mationsasymmetrie auf den Finanzmärkten sieht. Die Konsumenten sollen 
sich anpassen. Als Lösung werden Maßnahmen zur Erhöhung der Finanzbil- 
dung der Bevölkerung betrachtet. 

Initiativen zur Erhöhung der Finanzbildung (im Englischen zumeist „Financial 
literacy“ oder „Financial education“) konstatieren, dass durch die wachsende 
Komplexität des Finanzsystems und die erhöhten Anforderungen an persönli- 
che Entscheidungen in Finanzfragen Bemühungen notwendig sind, um den 
Wissensstand und die Informationsverarbeitungskapazität der Bevölkerung in 
Finanzfragen zu erhöhen (Fox 2004). In ihren „Principles and good Practices 
for Financial Education and Awareness“ definiert die OECD Financial Educa- 
tion wie folgt: „the process by which financial consumers/investors improve 
their understanding of financial products, concepts and risks and, through in- 
formation, instruction and/or objective advice, develop the skills and confi- 
dence to become more aware of financial risks and opportunities, to make in- 
formed choices, to know where to go for help, and to take other effective ac- 
tions to improve their financial well-being.” (OECD 2005: 1). 

Die Erhöhung des Wissens der Bevölkerung in Finanzfragen wird neben den 
oben erwähnten Problemen im Bereich persönlicher Vorsorge auch für andere 
Probleme im Finanzwesen wie Überschuldung und mangelnden Zugang zu 
Finanzdienstleistungen („Financial exclusion“) ins Spiel gebracht (vgl. Schürz 
2005). 
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In den USA und Großbritannien hat sich im letzten Jahrzehnt ein rasant ex- 
pandierender Sektor von Finanzbildungseinrichtungen etabliert, getragen und 
finanziert von unterschiedlichsten Akteuren: Finanzunternehmen, privaten 
Stiftungen, Kirchen, und öffentlichen Stellen wie Zentralbanken und Auf 
sichtsbehörden. Internationale Organisationen wie OECD, IWF und Europär- 
sche Kommission betätigen sich in den letzten Jahren als Fürsprecherinnen 
dieses Ansatzes. Sie haben zu einer internationalen Verbreitung von Initiativen 
zur Finanzbildung beigetragen und diese mit zunehmendem Erfolg auf die po- 
litische Agenda gesetzt. 

Konsumentenbildung ist nichts Neues, ihre Geschichte reicht im Rahmen der 
Konsumentenschutz-Debatte mindestens an den Beginn des 20. Jahrhunderts 
zurück. Der steigende Stellenwert, der Konsumentenbildung in Finanzfragen 
zugesprochen wird, ist jedoch ein junges Phänomen. Gemäß einer von US- 
Behörden im Jahr 2000 beauftragten Studie wurden zwei Drittel der 90 unter- 
suchten Finanzbildungsprogramme in den 1990ern gestartet, und drei Viertel 
von diesen in den späten Neunzigern oder im Jahr 2000 (Vitt 2000). 

Dies verweist auf politische Veränderungen (Williams 2007): Zunächst haben 
Finanzfirmen im Zuge ihrer Marktexpansionsbemühungen Konsumentener- 
ziehung als Mittel entdeckt, um die Nachfrage nach ihren Produkten zu erhö- 
hen. Gegen Ende des letzten Jahrtausends ist auch zunehmend der Versuch zu 
beobachten, Finanzbildung auf die politische Agenda zu setzen. Diese Forde- 
rung wurde von Regulierungsbehörden aufgegriffen, was als Versuch interpre- 
tiert werden kann, angesichts erlittener Schuldzuweisung im Gefolge von 
Skandalen und Betrugsfällen im Finanzsektor durch Verschiebung von Ver- 
antwortung für künftige Krisenfälle vorzubauen. Dies gewinnt vor dem Hin- 
tergrund politischer Pläne zur Individualisierung sozialer Risiken verstärkte po- 
litische Wirkmächtigkeit. 

Wenngleich die Förderung von Finanzbildung nicht ausschließt, dass sie nur 
begleitend zu Regulierungsmaßnahmen und anderen wirtschaftspolitischen In- 
strumenten eingesetzt wird, spielt sie in der wirtschaftspolitischen Debatte 
durchaus die Rolle eines Gegenvorschlags zu Forderungen nach einer verstärk- 
ten Regulierung des Finanzsektors oder einer Problematisierung der Renten- 
privatisierung (Häusler 2005). 


2. Die deutsche Debatte 


Auch in Deutschland hat sich Finanzbildung Anfang des neuen Jahrtausends 
als Thema etabliert. Die Trägerschaft ist durchaus heterogen, ebenso das, was 
unter dem Begriff verstanden wird. Behörden wie die Bundesbank setzen wie 
andere Zentralbanken verstärkt auf Bildung in Finanzfragen, um Verständnis 
und Unterstützung für ihre Politik zu erhöhen, und um die Funktionsweise 
der Märkte zu verbessern, wozu gemäß herrschender Wirtschaftstheorie durch 
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optimierte private Entscheidungsfindung auf Basis von erhöhtem Wissen ein 
entscheidender Beitrag geleistet wird (Stark 2006). Verbraucherschutzorganisa- 
tionen sehen angesichts der Alltagsprobleme ihrer Klientel mit finanzieller 
Übervorteilung, Überschuldung und mangelhafter staatlicher Unterstützung in 
Finanzbildung eine Chance bzw. unausweichliche Notwendigkeit. Sie kritisie- 
ren Finanzdienstleistungsunternehmen für ihr interessegeleitetes und wenig an 
den Problemen der Verbraucher orientiertes Verständnis von Finanzbildung, 
und fordern eine stärker Problemlagen-bezogene Ausrichtung (Reifner 2003). 
Die privatwirtschaftlichen Anbieter, vorwiegend Banken wie die Deutsche 
Bank und die Commerzbank, sowie Branchenverbände der Finanzdienstleis- 
tungsindustrie haben in den letzten Jahren zahlreiche Angebote zur Finanzbil- 
dung entwickelt. Sie treten auch mit der Forderung, Wirtschaft und Finanzen 
in Schulen zu unterrichten, an die Öffentlichkeit. Angesichts ihrer Ressourcen 
sind sie überproportional öffentlich präsent. Allianz Global Investors hat 2009 
einen „Internet Guide zur finanziellen Bildung“ veröffentlicht, eine kommen- 
tierte Sammlung von insgesamt 50 Links auf Finanzbildungs-Angebote. Dar- 
unter befinden sich fünf Angebote von privaten Finanzdienstleistungsanbie- 
tern, 13 von Unternehmensverbänden, zehn von Wirtschaftszeitungen, acht 
von Behörden, zwei von Sozialversicherungsträgern, eine von Volkshochschu- 
len, zwei von Stiftungen, sechs von Verbraucherverbänden, sowie drei von 
verbrauchernahen akademischen Einrichtungen. 

Unternehmerische Initiativen haben insbesondere mit der Präsentation von 
Umfragen über den geringen Bildungsstand der Bevölkerung in Finanzfragen 
an der Herstellung eines Problembewusstseins für Finanzbildung gearbeitet. 
Diese auf die Schürung einer Alarmstimmung angelegte Medienarbeit ist aus- 
schlaggebend für die steigende mediale Präsenz der Forderung nach Finanzbil- 
dung. Die mediale Darstellung ist folglich von einem spezifischen framing ge- 
prägt. 

Implizit oder explizit wird in der Interpretation solcher Umfragen unterstellt, 
finanzielle Probleme seien ein durch mangelnde Wissensaneignung von Fi- 
nanzdienstleistungs-Konsumenten selbst verschuldetes Phänomen. Dass Phä- 
nomene wie Überschuldung kaum auf Fehlgebrauch von Finanzdienstleistun- 
gen durch Konsumenten, sondern meist auf das Durchschlagen sozialer Risi- 
ken zurückzuführen sind (Reifner 2003, Leskinen/Rajas 2006) oder dass die 
Delegation von Vorsorgeverantwortung an Individuen grundsätzlich proble- 
matisiert werden könnte, wird systematisch ausgeblendet. 

Regelmäßig wird zwar auf Basis der Umfrageergebnisse mangelnde Finanzbil- 
dung als weitverbreitetes Phänomen bezeichnet und damit potenzielle Adres- 
sierung zu maximieren versucht, jedoch selten vermieden, speziell problemati- 
sche Bevölkerungsgruppen zu identifizieren. 

In der im internationalen Vergleich überdurchschnittlich entwickelten US- 
amerikanischen Finanzbildungs-Forschung ist die Konstruktion spezieller Prob- 
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lemgruppen ein gängiger Topos. Ärmeren und geringer gebildeten Haushalten 
wird eine höhere Wahrscheinlichkeit zugesprochen, Entscheidungsfehler in Fi- 
nanzangelegenheiten zu machen (Martin 2007). Parallel wird auf einen beson- 
ders geringen Stand der Finanzbildung unter Gruppen wie gering Gebildeten, 
Frauen, Afro-Amerikanern und Hispanics hingewiesen (Lusardi 2008). 
Bestimmte Bevölkerungsgruppen werden also als besonders bedürftig hinsicht- 
lich Finanzbildung beschrieben. In der Folge wurden spezielle Finanzbildungs- 
Programme auf sie zugeschnitten und somit Wissen als zentrales Defizit aus- 
gemacht, während das Zustandekommen solcher Gruppenbildung durch öko- 
nomische Determinanten oder diskriminierende Zuschreibungen ausgeblendet 
wird (Williams 2007). 

Etwas kritischere Studien relativieren den häufig unterstellten Zusammenhang 
von (Finanz)bildung und erfolgreichem finanziellen Agieren. Zwar geht ein 
höheres Bildungsniveau in der Regel mit einem höheren Selbstvertrauen in Fi- 
nanzfragen einher. Ein Zusammenhang zur Qualität des Finanzverhaltens lässt 
sich aber meist nicht herstellen - dieses ist häufiger mit dem Finkommen und 
dem Alter gekoppelt, was auf die zentrale Bedeutung von Ressourcen und Er- 
fahrung verweist (Cole/Shastry 2009, Erturk et al. 2005, Fessler et al. 2007). 

In der deutschsprachigen Debatte wird das Thema Finanzbildung von seinen 
Promotoren ebenso mit sozial differenzierten Zuschreibungen verknüpft. Für 
Deutschland lässt sich die Bedeutung dieses Mechanismus anhand von drei 
exemplarischen Fällen zeigen: Einer frühen populären Aufbereitung der Forde- 
rung nach Finanzbildung, der vorherrschenden Begriffsverwendung, sowie ei- 
ner Umfrageinterpretation durch ein Finanzdienstleistungsunternehmen. 

In der Wochenzeitung „Die Zeit“ erschien 2002 ein Artikel von Marc Brost 
und Marcus Rohwetter mit dem Titel „Wir alle - finanzielle Analphabeten“. 
2004 veröffentlichten die Autoren ein populäres Sachbuch zum gleichen 
Thema, das mit einem Vorwort von Helmut Schmidt werben konnte 
(Brost/Rohwetter 2004). Sie haben damit eine frühe und breitenwirksame 
Thematisierung der Forderung nach Finanzbildung vorgelegt. 
Brost/Rohwetters Darstellung in „Das große Unvermögen. Warum wir beim 
Reichwerden immer wieder scheitern“ ist aus zwei Gründen bemerkenswert. 
Einerseits angesichts der Ambivalenz ihrer Argumentation. Ihr Plädoyer für 
mehr Finanzbildung erfolgt nach einer extensiven Aufzählung all jener Fakto- 
ren, die eigentlich den Schluss einer strukturellen Asymmetrie zwischen Anbie- 
tern und Kundschaft auf Finanzmärkten nahelegen: Unübersichtlichkeit wegen 
der Zunahme von Anlagemöglichkeiten und Zahl der Anbieter; grundlegende 
Informationsasymmetrie hinsichtlich der Merkmale von Finanzprodukten; no- 
torische Schwächen von Individuen im Entscheidungsprozess (Ungeduld, Wil- 
lensschwäche, Selbstüberschätzung, Orientierung an anderen, Selbstbetrug 
etc.); Betrug durch Unternehmen, die im Interessenkonflikt zwischen Beratung 
und Verkauf stehen; Instrumentalisierung von Finanzbildung für Werbung 
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durch Banken. Ihre Forderung nach mehr Bildung in Finanzfragen hat ange- 
sichts der von ihnen beschriebenen Übermächtigkeit der Machtverhältnisse 
und der widrigen Umstände nur eine geringe Plausibilität. Der dennoch gezo- 
gene Schluss, dass die Kunden Anpassungsbedarf in Form von Wissenserwerb 
haben - und nicht etwa die Angebotsseite durch staatliche Regulierung ange- 
passt werden sollte, oder Fragen wie Altersvorsorge und Einkommensausfalls- 
ersatz sich grundsätzlich nicht für individualisierte Entscheidungen eignen - 
verweist darauf, dass sich die Attraktion von Finanzbildung für deren Befür- 
worter aus anderen Motiven speist. Dazu zählt zunächst die grundsätzlich po- 
sitive gesellschaftliche Konnotation von Bildung. Darüber hinaus kann in ei- 
nem Kontext von politischen und unternehmerischen Interessen an Finanzia- 
lisierung vermutet werden, dass an Finanzbildungsprogramme die Hoffnung 
geknüpft wird, zur Legitimierung und Akzeptanzsicherung für die im Kontext 
von Reformen des Wohlfahrtsstaats geforderte finanzielle Eigenverantwortung 
beizutragen. 

Was Lösungen für das „große Unvermögen“ betrifft, appellieren Brost/Roh- 
wetter - in Abgrenzung zu der von ihnen als kommerziell orientiert kritisier- 
ten Finanzbildung in den USA - an die Verantwortung der Familien, denen 
neben der Schule die Aufgabe der finanziellen „Alphabetisierung“ von Kin- 
desbeinen an zukomme. Durch frühe Erziehung zu finanzieller Eigenverant- 
wortung sei etwa dem Problem der steigenden Verschuldung von Jugendlichen 
zu begegnen. Die „entscheidende Frage“ beim Umgang mit Geld sei doch die: 
„Wie gut bereiten Familien ihre Kinder auf deren Eigenverantwortung vor?“ 
(Brost/Rohwetter 2004: 104). Wenngleich die Autoren auf negative Zuschrei- 
bungen an sozial schwache Familien verzichten, setzen sie mit ihrem Focus 
auf Familienverantwortung an einem Punkt an, der in der berüchtigten „Un- 
terschichtsdebatte“* 2006 als Engführung sozialer Probleme auf schuldhafte 
kulturelle Verwahrlosung bei proletarischen Eltern einen zentralen Stellenwert 
bekam (Eder 2008), und in den jüngeren deutschen Debatten um eine neue 
Bürgerlichkeit eine anhaltend große Rolle spielt. 

Dies führt zum zweiten bemerkenswerten Aspekt der Brost/Rohwetter- 
Darstellung: Die Titulierung des konstatierten Problems als „finanzieller Anal- 
phabetismus“. Dieser Terminologie bedient sich auch die 2003 veröffentlichte 
Commerzbank-Studie „Zu viele finanzielle Analphabeten“. 2004 folgte die 
Bertelsmann Stiftung mit ihrer Vorsorge-Erhebung, die unter dem Titel „Fi- 
nanzieller Analphabetismus in Deutschland: Schlechte Voraussetzungen für ei- 
genverantwortliche Vorsorge“ (Leinert 2004) erschien. Alle großen Medien 
(Stern, Spiegel, Süddeutsche, Welt und andere) berichteten darüber, und grif- 
fen dabei das Schlagwort „finanzieller Analphabetismus“ auf. 

Es ist auffällig, dass in der deutschsprachigen Debatte neben der Übersetzung 
der Begriffe „financial literacy“ und „financial education“ als „Finanzbildung“, 
„Finanzielle Allgemeinbildung“ und „Finanz-Alphabetismus“ sehr häufig das 
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Antonym „Finanzieller Analphabetismus“ verwendet wird. Diese Diagnose ist 
keiner selektiven Stichprobenwahl geschuldet: Eine Google-Auswertung ergibt 
(bei siebenstelliger Trefferquote für die englischen und fünfstelliger Trefferquo- 
te für die deutschen Begriffe) ein Verhältnis positiver zu negativer Begriffs- 
Häufigkeit von 175:1 im englischen, aber von lediglich etwa 5:1 im deutschen 
(Abfragezeitpunkt: 9. April 2010). Dies kann als Indiz gewertet werden, dass in 
der deutschsprachigen Debatte die Betonung negativer Attribute finanzieller 
Unbildung gegenüber positiven Attributen finanzieller Bildung argumentativ 
stark hervorgehoben wird, somit in Appellen an ein potenzielles Bildungspub- 
likum die Abgrenzung gegenüber Nicht-Wissenden stark betont wird. 

Als drittes Indiz betrachten wir eine Untersuchung, die zu den elaboriertesten 
und aufschlussreichsten der zuletzt zahlreich durchgeführten Umfragen zum 
Finanzwissen durch private Anbieter zählt. Die Commerzbank hat von Sinus 
Sociovision 2004 eine Typologie der deutschen Bevölkerung im Hinblick auf 
geldbezogene Einstellungen, Wissen und Umgangsweisen erstellen lassen (Si- 
nus Sociovision 2004). Im Ergebnis wurden acht „Geldtypen“ identifiziert: 
„Ambitionierte“ (7% der Bevölkerung), „Souveräne“ (11%), „Sicherheitsorien- 
tierte“ (11%), „Bescheidene“ (10%), „Pragmatiker“ (16%), „Delegierer“ (10%), 
„Sorglose“ (16%) sowie - als größte Gruppe - „Resignierte/Überforderte“ 
(19%). Die Verteilung der Antworten wurde mit Informationen zur sozialen 
Lage und zu grundlegenden Werthaltungen verknüpft. Die Geldeinstellungs- 
Typologie korrespondiert weitgehend mit einer sozialen Polarität: Die „Ober- 
schicht“ entspricht weitgehend der Gruppe der „Souveränen“ und „Ambitio- 
nierten“, die „Unterschicht“ jene der „Resignierten/Überforderten“, plus Tei- 
len der in die Mittelschicht hinaufreichenden Gruppen der Leichtfertigen und 
der Bescheidenen. 

Die Gruppe der „Ambitionierten“ hat den höchsten Männeranteil und einen 
Altersschwerpunkt unter 29 Jahren. Hinsichtlich Berufsgruppen sind hier 
Selbstständige, Freiberufler, Angestellte und Beamte in leitenden Positionen 
leicht überrepräsentiert. Als Milieuschwerpunkte werden „Etablierte, moderne 
Performer und Hedonisten“ festgemacht. Für diese Gruppe sei Geld ein häufi- 
ges Gesprächsthema im Bekanntenkreis, Finanzthemen bereiten ihnen Spaß, 
Geldbesitz gebe ihnen das Gefühl von Freiheit und Unabhängigkeit. Ihre ei- 
gene Zukunft sehen sie im Gegensatz zu jener der Gesamtgesellschaft optimis- 
tisch. Besonders aufschlussreich: Eine selbstbewusste Abgrenzung von der 
„ahnungslosen Masse“ wird als wichtiges Merkmal dieser Gruppe identifiziert. 
Die sozial benachbarte Gruppe der „Souveränen“ ist etwas älter (Ende 30 bis 
Anfang 60), weist einen hohen Bildungsgrad und Einkommen auf, hat eine 
positive Einstellung zu Geld, ein hohes Maß an „Eigenverantwortung“ und 
hohen Sachverstand in Geldangelegenheiten, der sie laut Eigenangaben zu ge- 
fragten Ratgebern im persönlichen Umfeld macht. 
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Am Ende der Typenskala findet sich die Gruppe der „Resignierten/Überfor- 
derten“, die sich weitgehend aus dem Arbeitermilieu rekrutiert und geringes 
Einkommen aufweist. Hier werden soziale Abstiegsangst, Frustration und 
Ohnmachtsgefühle in Finanzangelegenheiten artikuliert. Sie träfen „lieber kei- 
ne Entscheidung, aus Furcht, sie könne falsch sein“, so die Studie. 

Diese Typologisierungen wurden der Öffentlichkeit als Hinweis auf Hand- 
lungsbedarf im Hinblick auf Finanzbildung präsentiert: Die drei Gruppen der 
„Überforderten“, der „Leichtfertigen“ und der „Bescheidenen“ würden Einstel- 
lungen aufweisen, die den heutigen Anforderungen nicht gerecht würden. Die 
negative Grundhaltung gegenüber Finanzthemen sei verantwortlich für die fi- 
nanzielle Gefährdung der Betroffenen. Deshalb müsse die Finanzbildung in 
Deutschland gestärkt werden (Kramer 2004). Die Gruppe der „Amebitionier- 
ten“ mit ihren Distinktionswünschen und die Gruppe der „Souveränen“ mit 
ihrer Selbsteinschätzung als Vorbild, sind hingegen die in der Commerzbank- 
Studie explizit gemachten Rollenbilder, die in den dominanten Ansätzen der 
aktuellen Finanzbildungsoffensive im Zentrum stehen. 

Wenn die drei genannten Fälle Aufschluss über die herrschende Rahmung der 
Diskussion über Finanzbildung geben, dann ist diese Debatte stark mit Fragen 
sozialer Differenzierung und Abgrenzung verknüpft. Die Konstruktion eines 
Zusammenhangs zwischen Finanzbildung und Finanzerfolg zum Zweck der 
Erhöhung der Attraktivität entsprechender Maßnahmen operiert mit der Vor- 
führung eines Versagermilieus als warnendes Beispiel, dessen zentrales Defizit 
angeblich Wissensmangel ist. 

Das verantwortungslose Verharren der sozial Deklassierten in der finanziellen 
Unwissenheit wird als wirtschaftspolitisches Problem identifiziert, weil die Ge- 
fahr drohe, dass die Betroffenen infolge mangelnder individueller Vorsorge in 
der Altersarmut enden, und der Staat dem dann einsetzenden Druck auf sozia- 
le Versorgung nachgibt (Brost/Rohwetter 2004: 121; Caprio 2007; Leinert 2004: 
9). Der finanziell gebildete und eigenverantwortlich vorsorgende Steuerzahler 
müsste dann für die anderen die Rechnung begleichen, so die Befürchtung. 


3. Theorien der Finanzialisierung als sozialer Prozess 


Im deutschsprachigen Raum ist eine Auseinandersetzung mit Finanzbildung 
aus kritischer sozialwissenschaftlicher Sicht, die die oben genannten Phäno- 
mene erklären könnte, noch unterentwickelt (für einen frühen Versuch der 
Aufarbeitung der US-Debatte für eine Konsumentenschutzperspektive in 
Deutschland siehe Reifner 2003). Die englischsprachige Literatur ist - dem 
fortgeschrittenen Stand von Finanzialisierung in Großbritannien und USA 
entsprechend - umfangreicher und bietet mehr Anknüpfungspunkte für eine 
Verortung von Finanzbildungs-Initiativen. Im Unterschied zu Ansätzen, die 
Finanzialisierung als Ergebnis eines individuell rationalen Optimierungskal- 
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küls, als Ausdruck struktureller Systemzwänge oder gar als Ausdruck nationaler 
Kulturen fassen, begreift eine wachsende Zahl von Forschungsarbeiten Finan- 
zialisierung als sozialen Prozess, der nicht automatisch läuft, sondern der 
Durchsetzung bedarf. Ein genauerer Blick auf Finanzialisierungs-Analysen, die 
auf Gramsci, Foucault und Bourdieu aufbauen, soll im Folgenden den Beitrag 
der Literatur zu den genannten Phänomenen klären. 

Wenn die Analyse von Finanzialisierung als sozialem Prozess einen Erkennt- 
nisgewinn gegenüber makrostrukturellen Analysen beanspruchen will, muss sie 
Einsichten bieten, die über die bloße Veranschaulichung der detaillierten Um- 
setzung struktureller Zwänge und ihre Ergebnisse hinausgehen. Sie muss des- 
halb von zwei Dingen ausgehen. Erstens muss die Analyse der sozialen Durch- 
setzung neuer Leitbilder finanzieller Verhaltensweisen soziale Differenzierung 
berücksichtigen: Die bestehende Gesellschaft ist sozial stratifiziert, und diese 
Stratifizierung schlägt sich in einem unterschiedlichen Verhältnis sozial situier- 
ter Individuen und Gruppen zu gesellschaftlichen Prozessen und Leitbildern 
nieder. Finanzialisierung dürfte also nicht für alle Gesellschaftsmitglieder das 
Gleiche bedeuten. Zweitens impliziert die Hervorhebung des sozialen Prozess- 
charakters die Möglichkeit, dass der Versuch oder die Tendenz, Finanzialisie- 
rung voranzutreiben, konflikthaft verläuft und folglich auch auf Schwierigkei- 
ten oder Widerstand stoßen kann. 

Der folgende Abschnitt resümiert jüngere kritische Ansätze unter diesen Ge- 
sichtspunkten. Zum Schluss wird das Konzept des Finanzbildungsbürgertums 
vorgestellt und im Kontext der zuvor referierten Ansätze verortet. 


3.1 Ideologien der Elite: Hegemonietheoretische Ansätze 


Hegemonietheoretische Analysen, die in unterschiedlichem Ausmaß auf Ideen 
von Antonio Gramsci zurückgreifen, analysieren Finanzialisierung als ideologi- 
sches Projekt, das auf eine Veränderung der Werthaltungen der Bevölkerung zielt. 
Den Untersuchungsgegenstand bilden Finanzialisierungsideologien, die in Stu- 
dien der New Economy-Ideologie von Harmes (2001) als „Masseninvestmentkul- 
tur“, von Frank (2001) als „Marktpopulismus“ umschrieben, und als Diskurs zur 
Ausweitung des Aktienbesitzes unter Kleinanlegern gefasst werden, mit Hilfe des- 
sen der Schein der Beteiligung an der neoliberalen Ordnung vermittelt und so- 
mit Zustimmung zu neoliberaler Politik geschaffen werden soll. 

Der Ebene der subjektiven Verarbeitung widmen die genannten Ansätze nur 
insofern Aufmerksamkeit, als ideologische Persönlichkeitsmodelle beschrieben 
werden, die eine neue Finanzmarktkultur stützen. Durch transformierte Identi- 
tätsangebote und Aktivitätskanäle würden Menschen in aktive Investoren ver- 
wandelt. Soziale Differenzierung wird im Wesentlichen entlang der Achse klei- 
ne Elite/restliche Bevölkerung gefasst, während die Stratifizierung innerhalb 
der Bevölkerung vernachlässigt wird. 
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Auf Widersprüche und Brüche im Prozess wird in den genannten Ansätzen 
kaum eingegangen. Als kritische Perspektive wird der Gegensatz zwischen Ver- 
sprechen und Wirklichkeit betont, im Sinne der Inkonsistenz zwischen Rendi- 
teansprüchen und makroökonomischen Rahmenbedingungen (Froud et al. 
2006) sowie zwischen Reichtumsversprechen für alle und wachsender Un- 
gleichheit (Harmes 2001, Frank 2001). 


3.2 Das finanzialisierte Subjekt: Gouvernementalitätstheoretische Ansätze 


Gouvernementalitäts-Studien, die sich auf Arbeiten von Michel Foucault beru- 
fen, betonen die Selbstverhältnisse, die von Finanzialisierungs-Diskursen ange- 
leitet werden. Neoliberale Steuerungsmodi setzen demnach besonders auf indi- 
rekte Steuerungsformen, die den Subjekten durch bestimmte Rahmenbedin- 
gungen Arbeit am Selbst auferlegen und somit gesellschaftliche Integrationsar- 
beit zu einem Gutteil delegieren. 

Finanzialisierung besteht laut Langley (2008) in der Verknüpfung von Alltags- 
praxen des Sparens und der Verschuldung mit den Kapitalmärkten. Das um- 
fasst eine Ausweitung der Börsenbeteiligung, aber auch den Versuch, Armuts- 
bekämpfung durch Kreditgewährung an Arme zu ersetzen. Im Zentrum steht 
laut Martin (2002) eine Kultur der Risikoindividualisierung. Knights (1997) 
und Langley (2008) sehen finanzielle Selbstdisziplin als den Kern des Sub- 
jektmodells, während die Definition von Martin (2002) auf daraus abgeleitete 
Techniken und Denkmuster abzielt: Die Ausweitung einer Logik des Risiko- 
managements und der Buchhaltung bzw. Veralltäglichung von Arbitragehan- 
deln (Martin et al. 2008) auf alle Lebensbereiche. 
Gouvernementalitätstheoretische Ansätze der Finanzialisierung - wie auch Au- 
toren des Forschungszweiges „Social Studies of Finance“, die ökonomischen 
Techniken und Modellen eine performative Wirkung auf die Finanzmärkte zu- 
sprechen (vgl. MacKenzie et al. 2007) - stellen nicht gesellschaftliche Gruppen 
als Quelle der entsprechenden Diskurse ins Zentrum, sondern Techniken. Fi- 
nanzielles Agieren - Börsenhandel, Abschluss von Versicherungskontrakten 
etc. - fungiert demnach als Sozialisierungsinstanz (Martin 2002). Langley 
(2008) betont die Bedeutung von Kalkulationsinstrumenten (z.B. Berech- 
nungsformeln für die Auswahl von Finanzdienstleistungen anhand personen- 
bezogener Kenndaten), die eine Berechenbarkeit und Beherrschbarkeit von 
Zukunft suggerieren und ein entsprechendes Selbstverständnis prägen. 

Soziale Differenzierung wird in diesem Ansatz insofern im Zusammenhang 
mit Brüchen und Möglichkeiten des Misserfolgs diskutiert, als die Möglichkeit 
des Scheiterns der Ausrichtung von Subjekten an dem Leitbild des finanziell 
disziplinierten Selbst in Betracht gezogen wird: Martin (2008) konstatiert eine 
soziale Spaltung zwischen jenen, für die Risiko eher Chancen, und jenen, für 
die es eher eine Bedrohung bedeute. Gemäß Langley (2008) ist die Verwirkli- 
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chung des finanzialisierten Selbst stets vom Scheitern bedroht. In Abgrenzung 
zu Ansätzen, die die Notwendigkeit kollektiver Gegenwehr hervorheben, betont 
Langley „kleine“ Widersprüche und Brüche auf individueller Ebene: Zum ei- 
nen gelinge die Abtrennung von anderen Persönlichkeitsaspekten, die zum Fi- 
nanz-Leitbild in Widerspruch stehen würden, nie vollständig. Zum anderen 
bestehe ein Spannungsverhältnis zwischen den Vorgaben finanzieller Selbstdis- 
ziplin und dem auf dem Arbeitsmarkt geforderten flexiblen Arbeitskraftunter- 
nehmertum, dessen Einkommen instabil sei (so auch Knights 1997). 


3.3 Eine Frage der Haltung: Habitus-orientierte Ansätze 


Legnaro et al. (2005) orientieren sich mit ihrem Konzept des „Börsianismus 
als Habitus“ lose an Pierre Bourdieu. Habitus bezeichnet bei Bourdieu Wahr- 
nehmungs-, Bewertungs- und Handlungsschemata, die klassen- und geschlechts- 
spezifisch geprägt sind und das gewohnheitsmäßige Handeln strukturieren. 
Untersuchungsgegenstand ist die Ausbreitung des Kleinanlegertums und ein 
damit einhergehendes neues gesellschaftliches Selbstverständnis. Die Gewinn- 
versprechen der Börse vermittelten die Illusion einer privatisierten Überwin- 
dung der Arbeitsgesellschaft, so Legnaro et al. Aktienbesitzer seien zwar nur 
wenige, diese würden aber gesellschaftlich zur pionierhaften Minderheit stili- 
siert, der es nachzueifern gelte. 

Börsianismus als Habitus untersuchen Legnaro et al. mit Hilfe von Interviews 
mit Kleinanlegern. Aus der Selbstbeschreibung der Einstellungen schließen die 
Autoren, dass in Börsenaktivität die Appelle an Figenverantwortung lustbe- 
setzt internalisiert würden. Als zentrale Stütze diene die Vorstellung, man 
könne durch richtiges Agieren auch als Kleinanleger reüssieren. Dieser Glaube 
setze Aktivitäten der Informationssuche und Arbeit am Selbst in Gang. Die 
Aktivitäten selbst bereiten Lust (an der eigenen Kontrollkompetenz), ebenso 
wie der Erfolg, so die Autoren. 

Soziale Differenzierung wird in diesem Ansatz als Unterschied zwischen „klei- 
nen“ und „großen“ Anlegern gefasst. Brüche und Widersprüche ergeben sich 
bei Legnaro et al. eher implizit. Die Autoren zielen augenscheinlich auf eine 
moralische Einbettung ökonomischen Handelns. Dies folgt aus ihrer kriti- 
schen Analyse des Selbstverständnisses der untersuchten Kleinanleger, aus der 
sie die Tendenz hervorheben, politische und ethische Einstellungen sowie ge- 
sellschaftliche Rahmenbedingungen vom eigenen Börsenhandeln abzuspalten. 


4. Perspektive Finanzbildungsbürgertum 


Die genannten Ansätze können Finanzbildungsoffensiven verstehen helfen - 
als Ideologien (mit Gramsci), als Anleitungen für Techniken des Selbst (mit 
Foucault), als Lust erweckende Vorgaben für Börsianismus als Habitus (mit 
Bourdieu). Die im ersten Abschnitt konstatierte Betonung von sozialer Ab- 


388 Beat Weber 


grenzung im Werben für Finanzbildung wird jedoch in den vorgestellten Kon- 
zeptionen nicht erwartet. 

Um dieses Merkmal zu berücksichtigen, muss auf einen anderen Aspekt 
Bourdieuscher Analysen rekurriert werden - das Konzept der Distinktion. In 
diesem Sinne können die Finanzbildungsoffensiven, die mit Abgrenzung ge- 
genüber „finanziellen Analphabeten“ werben, als distinktionsorientierter Dis- 
kurs begriffen werden, der in Deutschland im Kontext eines Kulturkampfs 
neuer Bürgerlichkeit zu verorten ist (Lessenich 2009). Initiativen zur Hebung 
der Finanzbildung transportieren ein Leitbild, das mit dem Begriff Finanzbil- 
dungsbürgertum charakterisiert werden kann. Dieser bezeichnet eine neuartige 
Aufladung des Bildungsbürgertums und seiner sozialen Mechanismen unter 
Bedingungen der Finanzialisierung. Dies ist angesichts des mit starken 
Abgrenzungs-Elementen aufgeladenen Diskurses um Finanzbildung im 
deutschsprachigen Raum besonders auffällig. 

Das traditionelle Bildungsbürgertum definierte sich über einen Kanon des 
Wissens als vermeintlich reinem Selbstzweck, der im Gegensatz zum instru- 
mentellen Wissen der ökonomischen Sphäre gesetzt wurde, wo sich das Be- 
sitzbürgertum verortete. Eine sich vorwiegend aus der Beamtenschaft rekrutie- 
rende Gruppe sprach sich damit eine moralische Führungsrolle in gesellschaft- 
lichen Fragen zu (Engelhardt 1986). Ein bildungsbürgerliches Selbstverständnis 
ist unter anderem ein Vehikel gesellschaftlicher Abgrenzung, die eine bestimm- 
te Klassenfraktion aufwerten soll. 

Finanzbildungsbürgerlich könnte eine Strategie genannt werden, die versucht, 
diese Merkmale programmatisch auf ein Umfeld zu übertragen, das von Fi- 
nanzialisierung geprägt ist. Das Vordringen einer ökonomischen bzw. wettbe- 
werblichen Logik in neue Gesellschaftsbereiche hat auch das Bildungswesen 
verändert. Das humanistische Bildungsideal weicht zunehmend einem An- 
spruch an unmittelbare wirtschaftliche Verwertbarkeit von Bildung (Schöller 
2004). Die wachsende Bedeutung, die der Finanzbildung zugeschrieben wird, 
fügt sich in diesen Prozess. 

Nach wie vor fungiert Bildung (zumindest dem meritokratischen Selbstver- 
ständnis der Gesellschaft nach) als zentrales Legitimationskriterium für soziale 
Selektion. Insofern erfüllt sie auch eine wichtige soziale Distinktionsfunktion 
in einer hierarchischen Gesellschaft. Bildungsstolz hat also einen ungebroche- 
nen gesellschaftlichen Platz, allerdings fungiert er kaum mehr als konkurrie- 
render Pol zu wirtschaftlicher Betätigung, sondern die beiden Bereiche werden 
heute unmittelbarer miteinander verknüpft. Als entscheidende Statusinstanz 
gilt heute mehr denn je der Markt. Unter Bedingungen der Finanzialisierung 
wird die Bewährung in Finanzmarktangelegenheiten (v.a. private Rentenvor- 
sorge) zu einem wichtigen Terrain. Finanzbildung verspricht, einen Schlüssel 
zu individuellem Erfolg auf diesem Terrain zu liefern. Der Glaube an dieses 
Versprechen macht finanziellen Erfolg zu einer individuellen Entscheidung, 
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und scheidet die Bevölkerung in jene, die die ihnen zugeschriebene Eigenver- 
antwortung wahrnehmen, folglich in Finanzbildung investieren und so ihre 
Anlageentscheidungen optimieren, und jene, die aus selbstverschuldeter Un- 
bildung Fehlentscheidungen treffen, die sie demnach auch selbst zu verant- 
worten haben. Das resultierende Leitbild Finanzbildungsbürgertum verspricht 
den Finanz-Gebildeten neben finanziellen Vorsprüngen auch soziale Distinkti- 
onsgewinne gegenüber den „finanziellen Analphabeten“. Dies hat eine Reihe 
von Implikationen für die Analyse von Finanzialisierung als sozialer Prozess. 
Im Gegensatz zu Ideologietheorien, die davon ausgehen, dass Kleingruppen- 
Interessen in verschleierter Form verallgemeinert werden, begreift das Konzept 
des Finanzbildungsbürgertums den Prozess der Ausbreitung anders: Das Elitä- 
re ist hier keine versteckte Eigenschaft, sondern ein Attraktionsmerkmal, mit 
dem der Diskurs operiert. Finanzbildung soll als Statussymbol betrachtet wer- 
den und Finanzmarktbeteiligung als Ausdruck sozialer Distinktion. Über Dis- 
tinktionsbestrebungen wirken die Subjekte an der gesellschaftlichen Veranke- 
rung von Finanzialisierung aktiv mit. Es geht um Identitätsangebote für die 
Mittelklasse, mit Hilfe derer gleichzeitig ein Negativbild versagender Subjekte 
konstruiert wird. Das sind jene, die dem Leitbild nicht entsprechen und somit 
der Solidarität für unwürdig erklärt werden. 

Es geht also nicht nur um die Schaffung eines Verhältnisses zum Selbst (wie in 
gouvernementalitätstheoretischen und dem angeführten Habitus-orientierten 
Ansatz) bzw. um die Durchsetzung einer uniformen Persönlichkeitsnorm, 
sondern um ein gesellschaftliches Verhältnis: ein Verhältnis zu anderen, um 
soziale Differenzierung - entlang von Klassengrenzen, aber auch entlang von 
Konstruktionen von Geschlecht, wie feministische Arbeiten gezeigt haben 
(Madörin 2000), oder auch ethnischen Zuschreibungen (vgl. Dymski 2008). 
Die Betonung von Wissen und darauf aufbauendem kompetenten Handeln 
für Erfolg auf Finanzmärkten suggeriert eine individuelle Kontrollierbarkeit der 
Ergebnisse von finanzmarktbezogenem Handeln und blendet systemische 
Probleme und Determinanten (Schwankungsanfälligkeit der Märkte, Informa- 
tionsasymmetrien, Größenvorteile etc.) auf diesem Sektor aus. Stattdessen 
werden an der positiven Konnotation von Bildung ansetzende Statusmecha- 
nismen für die Individualisierung von Verantwortung instrumentalisiert. Die 
vom Leitbild Finanzbildungsbürgertum gepflegte Kultivierung der Eigenver- 
antwortung und persönlichen Kompetenz trägt zu einer gesellschaftlichen 
Ordnungsvorstellung bei, in der gesellschaftliche Verantwortung und Lastentei- 
lung für Risikovorsorge delegitimiert wird. 

Anhand von Finanzbildungsprogrammen lässt sich auch gut zeigen, was in 
anderen Analysen zugunsten vorschneller Homogenisierung der Interessenzu- 
schreibungen ausgeblendet wird: Nämlich wie Akteure mit höchst unterschied- 
lichen Zielen zur Finanzialisierung beitragen. Finanzbildung wird unter ande- 
rem von Behörden betrieben, die systemgefährdendes Anlegerverhalten ver- 


390 Beat Weber 


hindern wollen, von Finanzdienstleistungsunternehmen, die damit Marketing 
machen wollen, von zivilgesellschaftlichen Einrichtungen, die Konsumenten 
gegen betrügerische Angebote wappnen wollen, und von politischen Akteuren, 
die finanzielle Eigenverantwortung propagieren. Der Glaube an die Bedeutung 
von Finanzbildung ist ihnen jedoch gemeinsam und macht sie zu potenziellen 
Koalitionspartnern bei der Erzeugung der Hegemoniefähigkeit des Leitbildes 
Finanzbildungsbürgertum. 

Ein Blick auf Finanzbildungsprogramme kann eine Reihe von potenziellen 
Brüchen und Problemen identifizieren: In Finanzbildungsprogrammen werden 
jene Modelle und Werkzeuge vermittelt, die im Zentrum poststrukturalisti- 
scher Analysen des „Social Studies of Finance“-Ansatzes stehen. Dass die 
Auswahl konkreter Modelle und Werkzeuge für diese Programme umstritten 
ist, verweist auf den politischen Charakter diesbezüglicher Entscheidungen, 
den eine Analyse der Logiken dieser Modelle und Werkzeuge berücksichtigen 
muss. Die Durchsetzung eines Finanzbildungsbürgertums ist keinesfalls gesi- 
chert, sondern in vielfacher Hinsicht umkämpft: Zunächst gibt es Auseinan- 
dersetzungen darüber, in wie weit Finanzbildung Regulierung und Umvertei- 
lung ersetzen kann. Weiter gibt es unterschiedliche Vorstellungen, was für 
Lehrinhalte Finanzbildungsprogramme haben sollen. Schließlich gibt es bisher 
erstaunlich wenig Belege dafür, dass Finanzbildung erfolgreich ist (Schürz/ 
Weber 2005). 


5. Finanzbildung nach der Krise 


Wären Finanzbildungsangebote als unpolitische, technische Maßnahme ge- 
dacht, dann müsste die jüngste Krise eigentlich die Plausibilität von Finanz- 
bildung als wichtige Vorsorgemaßßnahme gegen Fehlentscheidungen und Be- 
trug auf Finanzmärkten ın Frage stellen. Obwohl vielfach ein Mangel an 
Transparenz als Ursache für den massenhaften Aufkauf dubioser Wertpapiere 
durch professionelle Finanzakteure vor der Krise beklagt wird, ist unbestritten, 
dass in vielen Fällen die Informationen im Prinzip vorhanden waren. Sie wur- 
den bloß nicht genutzt. Die jüngste Finanzkrise hat gezeigt, dass gerade jene 
Akteure, die mit dem vermeintlich größten Finanzwissen ausgestattet sind, die 
folgenschwersten Fehler begangen haben: Professionelle Finanzmarktinstitute, 
Regulierungsbehörden und Aufsichtsorgane müssen sich mangelnde Überprü- 
fung der Güte von Wertpapieren, Fehleinschätzung bzw. Ignorieren von Risi- 
ken etc. vorwerfen lassen (IMF 2009). Zudem gilt seitens der Behörden als 
zentrale Lehre aus der Krise, dass sich die Aufsicht bislang zu sehr auf die In- 
dividualkalküle der Marktakteure konzentriert hat und dem Systemrisiko un- 
zureichende Beachtung geschenkt hat. 

Dies wirft ein schlechtes Licht auf die Strategie, Regulierungsziele mit Hilfe 
von Finanzbildungsprogrammen für die Bevölkerung erreichen zu wollen, wie 


Finanzbildungsbürgertum und die Finanzialisierung des Alltags 391 


das von internationalen Organisationen wie der EU-Kommission, dem IWF 
oder der OECD in den letzten Jahren empfohlen wurde. Wenn die Professio- 
nellen durch ihr berufliches Wissen nicht vor Krisen und Fehlentscheidungen 
geschützt sind, wie soll dann bruchstückhaft verbessertes Wissen den End- 
verbrauchern helfen? Wenn ein Ziel von Finanzbildungsoffensiven die Stär- 
kung von Figenverantwortung im Sinne einer Schuldzuweisung für finanzielle 
Misserfolge von Individuen an sich selbst war, dann waren sie darin zumindest 
bislang auch nicht sehr erfolgreich, sofern die Welle an Klagen als Indikator 
gewertet werden kann, die Kleinanleger infolge von finanziellen Verlusten ge- 
gen Finanzinstitute seit dem Jahr 2008 angestrengt haben. 

In der Tat rückt Finanzbildung in der Prioritätenliste der Behörden angesichts 
der Schwere der Krise zumindest kurzfristig zugunsten von Re-Regulierungs- 
debatten in den Hintergrund. Doch die Proponenten der Finanzbildungs- 
Offensive vermeiden jeden Hinweis auf die Tatsache, dass sich ihr Ansatz in 
der Krise blamiert hat. Diese Frage wird schlicht umgangen, und Finanzbil- 
dung hält sich auf der Agenda, wie eine Reihe von prominenten Beispielen 
verdeutlicht: Die OECD, die sich in den Vorjahren als führende Institution 
für die internationale Verbreitung von Finanzbildungsprogrammen profiliert 
hat, zählt Finanzbildung zu den sieben Hauptprioritäten zur Reform der Fı- 
nanzmärkte nach der Krise, wenngleich stärker als früher eingeräumt wird, dass 
auch die Anbieter stärker in die Pflicht genommen werden müssen (OECD 
2009: 64£.). Auch der scheidende EU-Binnenmarkt-Kommissar hielt bis zuletzt 
an der Bedeutung von Finanzbildung fest (McCreevy 2009). Die G 20 haben 
bei ihrem Gipfeltreffen in Pittsburgh am 24./25. September 2009 eine Arbeits- 
gruppe zur Hebung der Finanzbildung und des Zugangs zu Finanzierung ein- 
gesetzt, als zentralen Ansatzpunkt zur Bekämpfung der Armut im globalen 
Süden. In Österreich wurde im Dezember 2008 vom Sozialminister das Pro- 
jekt eines „Finanzführerscheins“ als „richtiges Projekt zum richtigen Zeit- 
punkt“ klassifiziert und mit offizieller Unterstützung versehen. Es war die erste 
veröffentlichte krisenbezogene Aktion des Sozialministers nach dessen Amts- 
antritt und seit Beginn der Hochphase der Krise im Herbst 2008 (BMASK 
2008). 

Auf der Angebotsseite scheint also - von selektiver taktischer Zurückhaltung 
abgesehen - keine Abkehr in Aussicht. Auf der Nachfrageseite könnte parado- 
xerweise gerade die Krise als Verstärker wirken: Angesichts von konkreten Kri- 
senerfahrungen und allgemeiner krisenbedingter Verunsicherung, die die Men- 
schen auf individualisierte Bewältigungsstrategien zurückwirft, steigt das Inte- 
resse an Finanzwissen in den Medien und der Bevölkerung (European Com- 
mission 2009). Aus der Blamage der Experten und dem daraus folgenden 
Misstrauen kann eine erhöhte Dringlichkeit zur persönlichen Wissensaneig- 
nung durch Verbraucher gefolgert werden, sofern keine staatlichen Maßnah- 
men zur glaubwürdigen Beseitigung der Unsicherheit getroffen werden. Und 
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der Distinktionseffekt von Finanzbildung wirkt jedenfalls konjunkturunabhän- 
gig. Er wird durch die kriseninduzierte Bedeutungssteigerung des Finanzthe- 
mas womöglich noch gestärkt.' Es ist deshalb bald damit zu rechnen, dass Fi- 
nanzbildung als Thema wieder in den Vordergrund rückt, sobald die unmit- 
telbaren Krisenbekämpfungsmaßnahmen abgearbeitet sind. Die Erfahrung der 
Krise wird dann als Argument benützt werden, um die Notwendigkeit von Fi- 
nanzbildung zu plausibilisieren, statt als Argument für ihre fragwürdige Wir- 
kungsmacht. 
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Martin Seeliger, Katharina Knüttel 


„Ihr habt alle reiche Eltern, also sagt nicht, 
‚Deutschland hat kein Ghetto!’”' 
Zur symbolischen Konstruktion von Anerkennung im Span- 
nungsfeld zwischen Subkultur und Mehrheitsgesellschaft 


Nachdem der Berliner Gangstarapper Anis Ferchichi, besser bekannt unter 
seinem Künstler-Pseudonym „Bushido“ Ende 2008 mit seiner Autobiografie 
innerhalb von nur einer Woche die Führung der Spiegel-Bestsellerliste über- 
nommen hatte, reagierte man sowohl im bundesdeutschen Feuilleton als auch 
in den subkulturspezifischen Fachmedien gelinde gesagt mit einiger Überra- 
schung. Dass ca. anderthalb Jahre nach seiner Erscheinung die Verfilmung des 
Buches am Tag ihrer Erstausstrahlung über 80.000 Besucherinnen und Besu- 
cher in die deutschen Kinos lockt, um kurz darauf mit „Avatar“ den erfolg- 
reichsten Film aller Zeiten von der Spitze der Kinocharts zu verdrängen, er- 
scheint angesichts des kommerziellen Erfolgs und der massiven Medienprä- 
senz, die der Rapper in den letzten zwei Jahren zu verbuchen hat, mittlerweile 
fast als logische Folge. Während diese Entwicklungen durch ein Spektrum an 
Massenmedien, welches vom einfachen Boulevardblatt über Spiegel-Online 
und verschiedene Fernsehnachrichtenformate bis hin zu Vertreterorganen eines 
„seriösen“ Kulturjournalismus ä la ZEIT und Frankfurter Rundschau mit gro- 
ßer Aufmerksamkeit - und einigem krisenhaften Bedauern über einen ver- 
meintlichen Untergang der abendländischen Hochkultur - verfolgt worden 
sind, hat sich die Soziologie in der Auseinandersetzung mit den kulturellen 
Formen des Gangstarap bisher weitestgehend bedeckt gehalten. Im Anschluss 
an eine knappe Darstellung der historischen Entwicklung von HipHop-Kultur 
wollen wir die Konstruktionsmodi der Symbolwelten des Gangstarap aus einer 
intersektionalen Perspektive rekonstruieren. Anschließend soll anhand des 
Konzeptes hegemonialer Männlichkeit nachvollzogen werden, wie Anerken- 
nung im Gangstarap hergestellt wird. Schließlich wird das Genre, ausgehend 
von einem im Feuilleton geführten Krisendiskurs um migrantische (kriminelle) 
Männlichkeiten, innerhalb des kulturellen Machtkampfs um die Legitimität 
der bundesdeutschen Sozialstruktur verortet werden. 


1 Das hier verwandte Zitat stammt aus dem Text eines Songs mit dem Titel „Ich rap für“ der 
Rapper Fler und Bushido aus dem 2009 erschienenen Album „Carlo, Coxxx, Nutten 2“. 
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Zur Entstehungsgeschichte von HipHop-Kultur 


Im Anschluss an Vertreter der einschlägigen kulturwissenschaftlichen Literatur 
lassen sich die Ursprünge des HipHop in den USA, genauer in der New Yor- 
ker Bronx der späten 1970er Jahre ansiedeln. Hier waren es vor allem Jugend- 
liche und junge Erwachsene aus der schwarzen Unterschicht, die im Rahmen 
sogenannter „urban dance parties“ (vgl. Friedrich/Klein 2003: 8ff.) einem 
Mangel an öffentlich zugänglichen Freizeitangeboten sowie der Tatsache be- 
gegneten, dass der Zugang zu privaten Bars und Tanzclubs - wenn überhaupt 
- erst ab dem Alter von 21 Jahren möglich war (vgl. Schröer 2009: 63). Diese 
neuen Kulturformen breiteten sich relativ rasch erst in den Metropolen des 
nordamerikanischen Raumes und kurze Zeit später auch in anderen Teilen der 
Welt aus.” Als charakteristische Bestandteile der HipHop-Kultur werden so- 
wohl in der Literatur als auch von ihren Vertretern in der Regel die vier „Säu- 
len“ Rap (Sprechgesang), DJing (das - häufig improvisatorische - Auflegen 
von Langspielplatten), Graffiti und Breakdance angeführt. Versteht man Kultur 
als dynamisches Set von Symbolen, Artefakten und sozialen Praktiken,? lassen 
sich innerhalb der sozialräumlichen Konstellation zum Entstehungszeitpunkt 
bereits neben den genannten vier Bestandteilen zahlreiche sozial aufgeladene 
Praktiken, Repräsentationen und Gegenstände identifizieren, denen in der wei- 
teren Entwicklung der HipHop-Kultur eine zentrale Bedeutung zukommt. So 
identifiziert Weinfeld (2000: 253) in den kulturellen Formen des HipHop die 
„Ausdrucksweisen eines Untergrundprotestes gegen das grundlegende Unrecht 
der Ausgrenzung“. Neben expliziten Bezügen in den Texten von Rappern 
können sich derartige Momente der Widerständigkeit etwa auch in der Aneig- 
nung öffentlichen Raumes oder in der Kultivierung und positiv konnotierten 
Repräsentation abweichender Praktiken wie dem offenen Konsum illegaler 
Drogen äußern. Zu einem ähnlichen Ergebnis gelangt auch Scharenberg (2001: 
247), indem er HipHop in seiner Frühphase als einen „symbolische[n] Angriff 
auf die dominanzkulturelle Hegemonie“ bezeichnet. Es erscheint weiterhin 
von Bedeutung, dass sich die Inszenierung HipHop-kultureller Formen in aller 


2 Im Zuge dieser Verbreitung kam es auch zu einer Ausdifferenzierung unterschiedlicher Stil- 
richtungen des Rap, der Klein und Friedrich (2003: 25ff) mit ihrer typologischen Unter- 
scheidung der Subgenres Party-, Pimp-, Polit- und Gangstarap Rechnung tragen. Während im 
Partyrap eher einfache, häufig humoristische Entertainmentangebote transportiert werden, 
spielt im Pimprap vor allem die Inszenierung von Sexualität und im Politrap die Thematisie- 
rung gesellschaftspolitischer Anliegen aus der Sicht der Sprecher eine Rolle. Dass die Kate- 
gorie des Gangstarap im Vergleich mit den ersten drei Genres eher hybrid erscheint, liegt da- 
ran, dass hier zwar auch humoristische, politische oder sexualisierte Themen angesprochen 
werden, dies geschieht allerdings in einer eher aggressiven und fatalistischen Art und Weise. 

3 Dieses Set unterliegt der fortdauernden Aushandlung unterschiedlicher Akteure mit spezifi- 
schen Interessen und Ressourcen innerhalb bestimmter institutioneller Kräftefelder und tritt 
in Verschränkung mit Teilsystemen moderner Gesellschaften auf - ausführlicher zum Kul- 
turverständnis Seeliger (2010; 2010a). 
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Regel im urbanen Kontext sozial benachteiligter Wohnquartiere vollzieht.‘ 
Dass HipHop in der Bundesrepublik zu Beginn der 1980er Jahre - dem US- 
amerikanischen Kontext nicht unähnlich - ebenfalls vorwiegend als Kultur- 
form aufgenommen wird, die anfänglich vor allem für junge Angehörige ethni- 
scher Minderheiten attraktiv erscheint (vgl. Loh/Güngör 2002: 91ff), liegt si- 
cherlich darin begründet, dass die Parallelen in der gesellschaftlichen Position 
der schwarzen Unterklassen in den USA ihnen einiges an Identifikationspo- 
tenzıal boten, das sich neben einer subjektiven Assoziation auch in den mate- 
rialen Lebensbedingungen äußert. 

So ist die Teilhabe an HipHop-Kultur auch im materiellen Sinne nicht sehr 
voraussetzungsreich, bestehen doch weder hohe finanzielle Fintrittsbarrieren, 
wie sie die Anschaffung teurer Instrumente oder Sportausrüstungen oder die 
Notwendigkeit spezifischer Räumlichkeiten darstellen.” Für die zweite Migran- 
tengeneration der BRD bot die HipHop-Kultur also nicht nur ein hohes Ge- 
staltungspotential gegenüber ihrer sozialen Umwelt, sondern auch attraktive 
Möglichkeiten zur Selbstverwirklichung. Dass der textliche Ausdruck beson- 
ders anfänglich vor allem in der Sprache der Eltern erfolgte (vgl. Loh 2005: 
114), lässt sich weiterhin als Verweis auf die Integrationssituation im Zeitraum 
der frühen 1980er Jahre lesen, der von Geißler (2006: 235f) auch als „Abwehr- 
phase“ der deutschen Migrationspolitik beschrieben wird. Wortschöpfungen 
wie die des „Asylanten“ (vgl. ebd.) bereichern einen Diskurs über „volle Boo- 
te“ und „Ausländerfluten“, die über „uns“ hereinbrechen (vgl. Weber-Menges: 
137). So führte auch nach Terkessidis (2000: 30) die „behördliche Übertrei- 
bung der negativen Folgen der Ansiedlung von Migranten [...] zusammen mit 
der Sorge über die angebliche Asylantenflut zu Beginn der achtziger Jahre zu 
einer allgemeinen Aufheizung der Stimmung in der Bundesrepublik.“ Es zeigt 
sich also, dass soziale Randständigkeit sowie Ressentiments von Seiten der 
Mehrheitsgesellschaft gegenüber Jugendlichen mit Migrationshintergrund als 
Ausgangspunkt einer Analyse HipHop-kultureller Formen in der BRD berück- 
sichtigt werden müssen. 


Gangstarap als Subgenre von HipHop 


Während sich die wachsende Präsenz HipHop-kultureller Formen in der deut- 
schen Entertainmentlandschaft relativ genau datieren lässt, erscheint eine klare 
zeitliche Verortung der deutschen Ursprünge des Gangstarap um einiges 


4 Zur eingehenderen Beschreibung der Lebensumstände in diesen Vierteln am Beispiel der 
USA siehe die umfassenden Sozialreportagen von Leblanc (2003) und Venkatesh (2008). 

5 Noch im Jahr 2000 waren nach Geißler (2006: 243) in deutschen Migrantenhaushalten pro 
Raum im Durchschnitt doppelt so viele Personen untergebracht wie in nicht-migrantischen 
Haushalten. 

6 Diese im Zeitraum um das Jahr 1980 entstandene Wortschöpfung dient der missbilligenden Ver- 
unklarung des Unterschieds zwischen Asylbewerbern und anerkannten politischen Flüchtlingen. 
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schwieriger. Identifiziert man Gangstarap dabei als Ausdrucksform, die durch 
fatalistisch-aggressiv anmutende Beschreibungen (und Glorifizierung) männli- 
cher Dominanz und offensiver Heterosexualität, rassistische Motive sowie so- 
zialdarwinistische Implikationen hinsichtlich eines „Recht des Stärkeren“ ge- 
kennzeichnet ist, so lassen sich diese Elemente relativ weit in der Geschichte 
des deutschen HipHop zurückverfolgen. Es erscheint aber auch sicher, dass 
sich mit der zunehmenden Popularität von Rappern, die die hier beschriebe- 
nen Aspekte vermehrt in ihre Darstellungen aufnehmen, die Herausbildung 
und Verdichtung eines Subspektrums deutschsprachiger Rapmusik vollzogen 
hat, das heute als Segment Gangstarap erfasst werden könnte. Die hier be- 
schriebene Wende in der Entwicklung deutscher HipHop-Kultur, die nach 
Loh und Verlan (2006: 20ff) mit dem Ende der 1990er Jahre einsetzt, zeichnet 
sich vor allem durch eine zunehmende Popularität von Musiklabels wie „Ers- 
guterjunge* oder dem mittlerweile geschlossenen „Aggro Berlin“ (vgl. Spiegel 
2009) aus, die aktuell als die bekanntesten Vertreter des Genres gelten (vgl. 
Wilke 2009: 168). Der Wertekodex des Ganstarap wird von Strick (2005: 116) 
folgendermaßen beschrieben: „Die charakteristische Formel des Gangstas - ‚do 
or die‘ - steht für eine sozialdarwinistische Gesellschaftsordnung, in der es 
einzig auf das Überleben des stärkeren und autonomeren Individuums an- 
kommt“. Entsprechend zeichnen sich die textlichen Motive des Genres auch 
durch die stetige Überhöhung der Sprecher aus, die sich meist über die Ab- 
wertung anderer Personen(gruppen) vollzieht. Gängige Projektionsflächen 
spannen sich hierbei entlang gesellschaftlich verbreiteter Differenzlinien wie 
der Stigmatisierung von (meist männlicher) Homosexualität oder Misogynie 
auf. Feindbildhafte Darstellungen finden sich auch in der Abwertung mittel- 
und oberschichtsspezifischer Lebensstile und Erwerbsverläufe. Auf der anderen 
Seite dient die sprachliche Inszenierung von Dominanz gegenüber einem fik- 
tiven oder persönlich kenntlich gemachten Dritten der Darstellung der eige- 
nen Überlegenheit. Ein weiterer wichtiger Aspekt liegt in der Ethnisierung von 
Gangstarap. So werden häufig lebensweltliche wie gesellschaftliche Probleme 
thematisiert, die nach Meinung der Sprecher auf die Diskriminierung von 
Menschen auf Grund ihres Migrationshintergrundes zurückzuführen sind. 
Gleichzeitig geht die Kritik an ethnisch bedingten Ungleichheiten häufig auch 
mit stereotypen Zuschreibungen an Vertreter „der Mehrheitsgesellschaft“ einher. 


Gangstarap-Images als intersektionale Repräsentationen 


Im Folgenden sollen die Konstruktionsmodi von Gangstarap einer genaueren 
Betrachtung unterzogen werden. Dabei greifen wir auf das Konzept der Inter- 
sektionalität zurück, das seit nunmehr 20 Jahren (nicht mehr nur) im Feld der 
Geschlechterforschung diskutiert wird und die Wechselwirkungen zwischen 
unterschiedlichen sozialen Kategorien (meist, aber nicht mehr ausschließlich 
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der Triade ‚race‘, class und gender) zum Thema macht. Um Missverständnis- 
sen des erstmals 1989 von Kimberle Crenshaw eingeführten Begriffs vorzubeu- 
gen, soll die intersektionale Analyse im Folgenden als die Betrachtung der 
Wechselwirkungen zwischen unterschiedlichen sozialen Kategorien bei der ge- 
sellschaftlichen Positionierung von Individuen und Gruppen definiert werden.’ 
Hinsichtlich der Auswahl der Kategorien für die von uns verfolgte intersektio- 
nale Analyse leiten wir aus unserer Beobachtung der kulturellen Formen des 
Gangstarap eine besondere Bedeutung der Dimensionen Geschlecht, Kör- 
per/Sexualität, Ethnizität und Klasse ab, die im Folgenden genauer erläutert 
werden soll. 

Die hierarchische Differenzierung zwischen Menschen männlichen und weib- 
lichen Geschlechts ist im Anschluss an Friedrich und Klein (2003: 24) struktu- 
rell verankert. So handelt es sich ihnen zufolge bei der HipHop-Kultur um ei- 
ne „Männerwelt, von Männern - für Männer. [...] HipHop ist nicht nur quan- 
titativ von Männern dominiert, er reproduziert einen Männlichkeitskult und 
eine traditionelle Geschlechterhierarchie, in der Frauen Männern un- 
tergeordnet sind“. Wie bereits weiter oben angeklungen, äußert sich das hier 
beschriebene Geschlechterverhältnis neben der schlichten Unterrepräsentation 
von Frauen auch in der expliziten Äußerung misogyner Textmotive. Von zent- 
ralem Interesse sind neben diesen expliziten und strukturell verfassten Diskri- 
minierungserscheinungen aber vor allem die Inszenierungen einer Form von 
Männlichkeit, die von Bereswill (2007) mit dem Begriff der „Hypermaskulini- 
tät“ bezeichnet wird und der nach außen hin dargestellten Ausgrenzung ver- 
meintlich weicher, verletzlicher Attribute aus der Persönlichkeit der Sprecher 
dient. Die „auf einer Verhüllung des eigenen Selbst, auch gegenüber Freun- 
den“ (Liell 2007: 279), beruhende Inszenierung von Härte der Akteure, die 
„als unverletzt und unverletzbar in einem psychischen wie physischen Sinne“ 
(ebd.) erscheinen, fungiert als geschlechterrelevante Konstruktionsressource der 
Gangstarap-Images. Da die Inszenierung der sexuellen Orientierung und Po- 
tenz im Rahmen von Gangstarap-Images meist durch den Körper selbst darge- 
stellt wird, lassen sich Körperlichkeit und Sexualität in diesem Zusammenhang 
in einer weiteren Dimension zusammenfassen. Hierbei sticht vor allem die in 
ihrer Wirksamkeit besonders ausgeprägte Heteronormativität heraus, die die 
Handlungsdarstellungen der Sprecher prägt (oder zu prägen scheint). Die se- 
xuelle Orientierung der Sprecher am „anderen Geschlecht“ wirkt - wenigstens 
im Rahmen der Darstellungen - als zentrales Moment der Subjektkonstitution. 
Dass die Inszenierung der Körperlichkeit der Sprecher hierbei auf der offensi- 


7 Einen neueren innovativen Ansatz liefern Gabriele Winker und Nina Degele (2009) mit ih- 
rem Vorschlag, drei Dimensionen gesellschaftlichen Seins (strukturell, symbolisch, subjektiv) 
im Rahmen einer intersektionalen Analyse zu berücksichtigen. Im Anschluss hieran sollen 
die Gangstarap-Images als zwischen Struktur- und Handlungsebene vermittelnd verstanden 
und im Zusammenhang mit sozialen Strukturphänomenen interpretiert werden. 
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ven Zurschaustellung physischer Durchsetzungsfähigkeit beruht, zeichnet mit 
Blick auf die Geschlechterverhältnisse in den Symbolwelten des Gangstarap 
das fast schon karikaturesk anmutende Bild williger Frauen, die sich dem vor 
sexueller Leistungsfähigkeit strotzenden Charme der Rapper einfach nicht ent- 
ziehen können. Den Frauen sollte aber klar sein, dass sie - wenn überhaupt - 
nur dann einen dieser Rapper zum kurzfristigen Sexualpartner bekommen 
(mehr ist nicht drin), wenn sie selbst ein wenigstens akzeptables, d.h. mit gän- 
gigen Schönheitsnormen übereinstimmendes Äußeres aufzuweisen haben. 

Hinsichtlich der ethnischen Dimension der intersektionalen Analyse lässt sich 
der bisweilen explizit geäußerte, häufig aber implizit mitschwingende Bezug 
auf den US-amerikanischen Ursprung von HipHop als Gegenkultur aus der 
schwarzen Unterschicht feststellen, der auf die Situation jugendlicher Migran- 
ten in der BRD übertragen wird. Hierbei kommt der rhetorischen Homogeni- 
sierung entlang ethnischer Gruppen eine wichtige Bedeutung zu. Darüber hin- 
aus spielt aber auch die Bedienung rassisierter Beurteilungsmuster auf der Re- 
zipientenseite eine Rolle. So dient etwa die Inszenierung als „bedrohlicher 
Schwarzer“ dem Berliner Rapper B-Tight als Quelle von (positiver wie negati- 
ver) Aufmerksamkeit (vgl. Greiner 2010). Die Darstellung der Klassendimensi- 
on im Gangstarap fußt auf der immer wieder geäußerten Annahme, dass es 
sich beim Glücksversprechen der flexiblen Sozialstruktur als moralische 
Grundlage der kapitalistischen Moderne um einen Mythos handelt, der tat- 
sächlich keine Chancengleichheit garantiert, sondern die Sprecher in ihrer Le- 
benslage determiniert. Die Ambivalenzen, welche diese Schilderungen ange- 
sichts der von den Sprechern häufig präsentierten Statussymbole (Schmuck, 
Autos, etc.) gewinnen, beschreibt auch Menden (2008): „Der Reiz von 
Gangstarap liegt |...] darin, dass das Genre die Ghettoexistenz zu spiegeln 
scheint, zugleich aber auch das Gefühl vermittelt, Musik sei ein möglicher 
Ausweg aus diesem Leben.“ Vor dem Hintergrund der Bildwelten sozialräum- 
lich verarmter Quartiere gewinnt diese Zurschaustellung ein besonders kon- 
trastreiches Gewicht. Dass dem urbanen Kontext als zentraler Bildfigur textli- 
cher wie auch visueller Motive eine grundlegende Bedeutung für die Inszenie- 
rung der Gangstarap-Images zukommt, wird an der Verschränkung der Klas- 
sen- und der Ethnizitätsdimension deutlich, die sich insbesondere bei der Seg- 
regation der Wohnquartiere findet. So konzentrieren sich nach Krummacher 
(2007: 109) Haushalte mit hohen Armutsrisiken in sozialräumlich benachtei- 
ligten Stadtteilen, bei denen es sich in fast allen Fällen um multiethnische 


8 Dass es hierbei auch Ausnahmen gibt, zeigen verschiedene Liebeslieder, die neben sexuali- 
sierten Darstellungen weiblicher Personen auch Motive beinhalten, die von einer romanti- 
schen Überhöhung gekennzeichnet sind. Eine ähnliche Ambivalenz spiegelt sich in der 
symbolischen Bedeutung von Mutterschaft, der im Feld des Gangstarap ein besonderer Stel- 
lenwert eingeräumt wird. Derartige Frauenbilder sowie die Idealisierung der eigenen Mutter 
beschreibt auch Güngör (2006: 81). 
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Wohnquartiere handelt, während sich hier gleichzeitig die Tendenz zur Ab- 
wanderung mittelständischer Haushalte abzeichnet. Der „Diskurs über die des- 
integrativen Prozesse innerhalb der marginalisierten Quartiere“, resümiert 
Schulze (2007: 102), erlange so „eine besondere Brisanz und Verstärkung, 
wenn er in den Kontext der Einwanderung gestellt wird“. 

Während die Darstellung des urbanen Raums demnach einerseits gesellschaft- 
liche Ungleichheitsverhältnisse versinnbildlicht, die entlang ethnischer und 
klassenspezifischer Grenzen organisiert sind, kommt „dem Ghetto“, „der Stra- 
ße“ oder „dem Block“ auch eine metaphorische Bezugsfunktion zu, die die 
Authentizität der Sprecherpositionen stützt. Die dargestellten Umgebungen 
stehen symbolisch für „das wirkliche Leben“, und dass das auf den Straßen 
deutscher Brennpunktstadtteile mitunter kein Zuckerschlecken ist, weiß auch 
der Neuköllner Bezirksbürgermeister Heinz Buschkowsky - ganz im Tonfall 
des weiter oben beschriebenen Krisendiskurses - der Süddeutschen Zeitung zu 
berichten: „Studenten, die der billigen Mieten wegen im Bezirk wohnen, be- 
richten, es sei absolut unangemessen, Gruppen von türkischen oder arabi- 
schen Jugendlichen nach Einbruch der Dunkelheit mit offenem Blick zu be- 
gegnen, man habe den Blick unbedingt zu senken“ (Meinhardt 2009). Und 
falls - wider Erwarten - keinerlei persönlichen Erfahrungswerte bestehen, ha- 
ben die preisbewussten Studenten ja nun die notwendigen Informationen aus 
der bürgerlichen Presse.’ 


Die Konstruktion von Anerkennung als Aktualisierungsversuch 
hegemonialer Männlichkeit 


Nachdem beschrieben wurde, wie sich der Bezug auf verschiedene Differenzka- 
tegorien im Gangstarap gestaltet, stellt sich die Frage, inwiefern die Gangsta- 
rapper in diesem Spannungsfeld Anerkennung und Legitimität erzeugen. Dies 
kann mit dem von Robert Connell entwickelten Konzept hegemonialer Männ- 
lichkeit verstanden werden: „Hegemoniale Männlichkeit kann man als jene 
Konfiguration geschlechterbezogener Praxis definieren, welche die momentan 
akzeptierte Antwort auf das Legitimitätsproblem des Patriarchats verkörpert 
und die Dominanz der Männer sowie die Unterordnung der Frauen gewähr- 
leistet (oder gewährleisten soll)“ (Connell 2006: 98). Neben der heterosozialen 
Dimension einer hierarchischen Differenzierung zwischen Männern und Frau- 
en spielt hierbei auch die homosoziale Dimension intrageschlechtlicher Diffe- 
renzen zwischen Männern eine Rolle. Hegemoniale Männlichkeit beruht 
demnach auf einem Streben nach Hegemonie in beiden Dimensionen. Zur 


9 Wie zu erwarten, bleiben derartige Darstellungen - freilich nicht nur - innerhalb des wissen- 
schaftlichen Diskurses nicht völlig unwidersprochen. So kann laut Dörre (2010: 50) trotz 
Hinweisen auf eine soziale Vererbung von Arbeitslosigkeit und Armut „von einer Herausbil- 
dung ghettoartiger Subgesellschaften hierzulande noch keine Rede sein“. 
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Konstruktion eines solchen hegemonialen Typs von Männlichkeit müssen 
notwendigerweise zunächst verschiedene Formen von Männlichkeit unter- 
schieden werden, wobei zur Differenzierung verschiedene weitere soziale Kate- 
gorien herangezogen werden. Im Gangstarap geschieht dies vor allem, wie zu- 
vor erläutert, über die Kategorien Klasse, Ethnizität und Körper/Sexualität. 

In ihren konkreten Ausprägungen unterliegen Konzepte hegemonialer Männ- 
lichkeit, die sich je nach soziokultureller Konstellation trotz zeitgleichen Be- 
stehens durchaus unterscheiden können, einem sozialen Aushandlungscharak- 
ter: „Hegemoniale Männlichkeit ist kein starr über Zeit und Raum unverän- 
derlicher Charakter. Es ist vielmehr jene Form von Männlichkeit, die in einer 
gegebenen Struktur des Geschlechterverhältnisses die bestimmende Position 
einnimmt, eine Position allerdings, die jederzeit in Frage gestellt werden kann“ 
(Connell 2006: 97). Der Repräsentationskraft kultureller Images und Idealbil- 
der kommt bei der gesellschaftlichen Konstruktion hegemonialer Männlich- 
keit eine zentrale Funktion zu (vgl. auch Connell/Messerschmidt 2005). 

In diesem Sinne lassen sich die Gangstarapimages als ein Versuch der Aktuali- 
sierung hegemonialer Männlichkeitsmuster verstehen. Identifiziert man den 
Topos der Leistungsfähigkeit (hierzu Degele/Winker 2010; Seeliger 2010b) als 
Kernelement der Erzeugung der Legitimität sozialer Ungleichheiten und damit 
als notwendigen Bestandteil (legitimer!) hegemonialer Männlichkeit, so lässt 
sich die Selbstdarstellung der Sprecher als Zurschaustellung der eigenen Ent- 
sprechung dieses Ideal verstehen. 

Die gefährlichen Brennpunktstadtteile werden dabei zum symbolischen Hin- 
tergrund, vor dem die Sprecher ihren sozialen Aufstieg vom Bildungsverlierer 
zum erfolgreichen Kulturunternehmer, vom ethnisch Ausgegrenzten zum Me- 
dienstar und vom triebhaften Fremden zum Sexsymbol inszenieren können. 
Wenn der Berliner Rapper Bushido bisweilen auf seine Tätigkeit im Immobi- 
liengeschäft oder als Chef seines eigenen Plattenlabels „Ersguterjunge“ ver- 
weist, spiegelt sich hierin das bürgerliche Ideal eines biografischen Unterneh- 
merprojektes. Indem sich nun der nicht nur klassenbedingt, sondern auch 
ethnisch (und damit auch qua Geschlecht als männlicher Gewalttäter) stigma- 
tisierte Sprecher dieses Ideal aneignet, verweist er in seiner Verwirklichung auf 
die eigene Leistungsfähigkeit. Wenn Josef Ackermann es als Vertreter einer 
„gegenwärtig vorherrschenden institutionellen Verkörperung hegemonialer 
Männlichkeit“ (Meuser 2009: 258) von oben nach ganz oben schafft, ist das 
beachtlich. Wenn Bushido dasselbe gelingt, er aber ganz unten anfangen muss, 
ist das natürlich noch viel beachtlicher.'” 


10 Dass Bushido dabei natürlich viel schöner und durch die harten Jahre der Ghettoexistenz 
um einiges kampferprobter ist und eine sexuelle Potenz aufweist, die die eines Josef Acker- 
mann um ein Vielfaches übersteigt, versteht sich von selbst. 
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Gangstarap als symbolischer Kampf 


Nachdem die Entstehung von Gangstarap skizziert ist und die Konstruktion 
hegemonial männlicher Gangstarapimages anhand ethnischer, klassenspezifi- 
scher, geschlechts- und körperbezogener Differenzlinien dargestellt wurde, sol- 
len diese Ergebnisse nun allgemeiner hinsichtlich ihrer Bedeutung für beste- 
hende soziale Ungleichheitsverhältnisse befragt werden. Aus den bisherigen 
Ausführungen ist bereits deutlich geworden, dass Gangstarap nicht zufällig 
und „aus sich selbst heraus“ in Erscheinung getreten ist, sondern nur im Ver- 
hältnis zu den bestehenden Macht- und Herrschaftsstrukturen verstanden werden 
kann. Deswegen scheinen als Ausgangspunkt für eine solche Analyse Pierre 
Bourdieus Konzepte symbolischer Macht, Gewalt und Herrschaftsverhältnis- 
se!! geeignet, dessen Ansatz vor allem das Verhältnis unterschiedlicher positio- 
nierter Akteure und Gruppen in den Vordergrund rückt (vgl. z.B. Bourdieu; 
Wacquant 2006: 34ff. oder Bourdieu 1998: 15ff.). Mit diesen Konzepten ant- 
wortet Bourdieu auf das Rätsel, „daß sich [...] die bestehende Ordnung mit ih- 
ren Herrschaftsverhältnissen, ihren Rechten und Bevorzugungen, ihren Privile- 
gien und Ungerechtigkeiten, von einigen historischen Zufällen abgesehen, letz- 
ten Endes so mühelos erhält und daß die unerträglichsten Lebensbedingungen 
so häufig als akzeptabel und sogar natürlich erscheinen können“ (Bourdieu 
2005: 7). Diese Paradoxie wird durch symbolische Macht, Gewalt und Herr- 
schaft abgesichert, die sich jeweils dadurch auszeichnen, dass sie die bestehen- 
den Ungleichheitsverhältnisse als legitim erscheinen lassen. Trotz dieser sym- 
bolischen Absicherung erhält sich eine einmal etablierte Ordnung nicht mühe- 
los oder von selbst, sondern „[dJie soziale Welt ist ein Ort ständiger Kämpfe 
um den Sinn dieser Welt“ (Bourdieu; Wacquant 2006: 101). Während Bour- 
dieu in seinen Ausführungen dazu insbesondere die Definitionsmächtigkeit 
des Staates hervorhob (vgl. z.B. Bourdieu 2001: 239ff.), gehen wir davon aus, 
dass im Zuge gesellschaftlicher Umstrukturierungsprozesse unter neoliberalen 
Vorzeichen die mediale und popkulturelle Darstellung zunehmende Bedeu- 
tung für die Gestaltung symbolischer Herrschaftsverhältnisse gewinnt. Deswe- 
gen lohnt sich hier nicht nur der isolierte Blick auf Gangstarap als popkultu- 
relles Phänomen, sondern für die Betrachtung der Machtverhältnisse soll die 
bisherige Darstellung in Beziehung zum öffentlichen (Feuilleton-)Diskurs ge- 
setzt werden. 


11 Während eine trennscharfe Definition der drei Begrifflichkeiten im Bourdieuschen Werk nur 
schwer auszumachen ist (vgl. Krais 2008: 53), bezeichnen wir im Anschluss an Schmidt und 
Woltersdorff (2008: 8) mit symbolischer Herrschaft die entsprechenden Herrschaftsverhält- 
nisse, mit symbolischer Gewalt die konkreten Praktiken zur Herstellung und Veränderung 
dieser Verhältnisse und mit symbolischer Macht schließlich die Möglichkeit zur Ausübung 
symbolischer Gewalt. 
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Gangstarap und Krisendiskurs 


Wie lässt sich also Gangstarap innerhalb der symbolischen Herrschaftsord- 
nung begreifen? Es spricht einiges dafür, dass sich in der weiter oben darge- 
stellten thematischen Ausrichtung von Gangstarap als zentraler Bezugspunkt 
der gesellschaftliche Krisendiskurs findet, der in der BRD seit einigen Jahren 
im Zusammenhang mit ethnisierter und vergeschlechtlichter (Gewalt-)Krimi- 
nalität von Jugendlichen und jungen Erwachsenen geführt wird. Huxel (2008: 
66) zu Folge werden hier „männliche Jugendliche mit Migrationshintergrund 
vor allem als ‚Problemfälle‘ thematisiert, als Verursacher von Gewalt und Kri- 
minalität, als Integrationsverweigerer oder als Schulversager.“ Populärwissen- 
schaftliche oder auch autobiografische Bücher und Filme sowie die mediale 
Berichterstattung tragen dazu bei, dieses Bild zu prägen, indem die dort be- 
schriebenen und oftmals unter künstlerischen oder journalistischen Gesichts- 
punkten dramatisierten Fälle als typische Formen migrantischer Männlichkeit 
diskutiert werden.'” Auf der Suche nach Materialien zur beispielhaften Darstel- 
lung des hier beschriebenen Stigmatisierungsdiskurses kommt dem „Spiegel“, 
als dem mit einer Auflage von einer Million Exemplaren am meisten verbreite- 
ten Nachrichtenmagazin des deutschen Sprachraums eine tragende Rolle als 
zuverlässiger Beispiellieferant zu. Nachdem man im Frühjahr des Jahres 2007 
(Ausgabe 13) bereits die „stille Islamisierung Deutschlands“ diagnostiziert hat- 
te, widmete man sich Anfang 2008 unter dem Titel „Migration der Gewalt. 
Junge Männer - die gefährlichste Spezies der Welt“ im Leitartikel der Ausgabe 
(2/08) dem Übergriff zweier Jugendlicher mit Migrationshintergrund auf einen 
Hauptschuldirektor im Ruhestand, der die beiden auf das Rauchverbot in den 
Anlagen der Münchner Stadtbahn hingewiesen hatte. Diesen - ohne Frage äu- 
ßerst brutalen und verurteilungswürdigen - Fall von Gewalthandeln nimmt der 
Spiegel nun zum Anlass für eine verallgemeinernde und essenzialistische Dar- 
stellung männlicher Gewaltfixiertheit, die besonders vor dem Hintergrund ei- 
ner dem deutschstämmigen Leser „fremden“ Kultur - so suggeriert der Artikel 
- mit großer Wahrscheinlichkeit Ausmaße annimmt, die die öffentliche Ord- 
nung nachhaltig einschränken könnten. Hiermit soll nicht gesagt sein, dass 
sich derartige Artikel nicht auf ein reales gesellschaftliches Problem richten. So 
besuchen - ebenfalls nach Angaben des Spiegel - im Berliner Stadtteil Neu- 
kölln, der im Zusammenhang mit dem hier behandelten Krisendiskurs wohl 
als besonders berüchtigt gelten kann, 58 % der Kinder mit Migrationshin- 


12 Neben der bereits eingangs erwähnten Lebensgeschichte des Rappers Bushido (Amend/ Bus- 
hido 2008) kann auch die autobiografische Erzählung „Türken-Sam“ (Gülay 2009) als Platzhalter 
für ein wachsendes Literaturgenre angeführt werden, das sich der reißerischen Darstellung 
männlicher (und häufig gleichzeitig migrantischer) Kriminellenbiografien widmet. Für eine 
Analyse populären Filmmaterials unter Aspekten ethnischer Stigmatisierung siehe außerdem 


Türkmen (2008). 
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tergrund die Hauptschule und verlassen sie häufig ohne Abschluss (Hüetlin 
2010). Weiterhin lebten im Jahr 2009 214 der 537 jugendlichen Berliner Inten- 
sivtäter in Neukölln, von denen 90 % einen Migrationshintergrund aufweisen 
(Meinhardt 2009). So erschreckend dieser statistische Ausschnitt aus dem 
Problemkomplex ethnisierter Jugendkriminalität auch wirken mag, so alarmie- 
rend erscheinen auch die immer wieder auftretenden Skandalisierungen, durch 
die sich ihre öffentlich-mediale Thematisierung auszeichnet. In der Darstellung 
der Protagonisten handelt es sich vor allem um die skandalträchtige Verqui- 
ckung ethnischer Differenz mit einer Unterschichtenzugehörigkeit und einem 
„männlichen“ Hang zur Ausübung krimineller (Gewalt-)Delikte. Bezogen auf 
den Diskurs über Gangstarap und Kriminalität identifizieren Loh und Verlan 
(2006: 28) die Verdichtung der Zuschreibungen, die mit der hier beschriebe- 
nen Akteursposition verbunden sind, treffend als „Rolle des Bürgerschrecks“, 
der als Projektionsfläche bürgerlicher Fremdzuschreibungen eine Symbolträ- 
gerfunktion erfüllt, die Inhabern etablierter gesellschaftlicher Positionen zur 
Herleitung eigener Integrität und Wertigkeit dient. Bezieht man dieses Stigma 
auf die konkrete Analyse der kulturellen Repräsentationen des Gangstarap, so 
stellen sich dabei bestimmte interpretatorische Schwierigkeiten ein, die darin 
begründet liegen, dass die Sprecher einerseits häufig vorgeben, lediglich ihre 
reale Lebenswirklichkeit wiederzugeben. Gleichzeitig implizieren ihre Äuße- 
rungen häufig die übertriebene Schilderung brutalen Gewalthandelns sowie 
weiterer, etwa sexualisierter Dominanzmotive, deren Kritik die Rapper mit 
dem Verweis begegnen, es handele sich ja nur um metaphorische Darstellun- 
gen, die schließlich in der Ausdrucksform des Rap gang und gäbe wären. In- 
dem die auf diese Weise entstehende Grauzone den interpretativen Spielraum 
bietet, innerhalb dessen die oben beschriebenen Projektionen erfolgen kön- 
nen, erfüllt sie für den hier beschriebenen Krisendiskurs um die kulturellen 
Formen des Gangstarap eine wichtige Funktion. 


Gangstarap zwischen Herrschaftskritik und Herrschaftsstabilisierung 


Abschließend soll die Frage geklärt werden, wie das Phänomen Gangstarap in 
den „symbolischen Kulturkampf“ einzuordnen ist. HipHop-Kultur und 
Gangstarap können aus dieser Perspektive in einer ersten Lesart zunächst als 
fast schon logische Konsequenz des weiter oben beschriebenen Hintergrundes 
materieller Prekarität und öffentlicher Diskurse über „Ausländerfluten“ be- 
zeichnet werden, da „die Durchsetzung von Prinzipien der Sichtung und 
Ordnung (Ethnie, Region, Nation, Klasse) [...] als selffulfilling prophecy dazu 
beitragen [kann], Gruppen ins Leben zu rufen“ (Bourdieu 2001: 236, Hervor- 
hebung i.O.). Insofern bedingen und befeuern sich gesellschaftlicher Krisen- 
diskurs um migrantische Männlichkeit und entsprechende medial verwertbare 
Identitätsinszenierungen wie ım Gangstarap gegenseitig: Gangstarap-Images 
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entfalten ihre Wirkung bei den Rezipienten nicht (allein) aus sich selbst her- 
aus. Vielmehr liegt im Moment der Skandalisierung durch die Medien, wie es 
anhand ausgewählter Beispiele nachgewiesen wurde, ein zentraler Bezugspunkt 
der Sprecher des Genres. Wenn Behrens (2004: 15) Rap und HipHop als die 
„heute lukrativsten Sparten der Popkulturindustrie“ identifiziert, die ihren Sta- 
tus „nicht zuletzt durch die Vermarktung des Rebellischen“ (ebd.) gewinnen, 
bezieht sich dies demnach nicht nur auf die Seite der Anbieter kulturindus- 
trieller Waren, sondern auf ein komplexes Wechselverhältnis, das von Simon 
(2002) auf den Begriff eines „interaktiven Beziehungsgeflecht[s] zwischen Ju- 
gendlichen, Öffentlichkeit und Politik“ gebracht wird. 

Vor dem Hintergrund seiner Entstehungsgeschichte kann Gangstarap damit 
zunächst durchaus als Empowermentstrategie begriffen werden: Die Rapper 
inszenieren ihre eigene Wertigkeit und stellen dabei (eher implizit) bestehende 
Machtverhältnisse, die sich auf die Akzeptanz migrantischer Ausgrenzung in 
Verbindung mit klassenspezifischer Deprivilegierung gründen, in Frage. Dass 
sich die Rapper dabei ebenfalls auf vorherrschende Differenzkategorien bezie- 
hen, ist wenig überraschend, denn im Verhältnis zwischen Beherrschten und 
Herrschenden verfügen auch die Beherrschten „zur Reflexion [ihrer] Bezie- 
hung |[...] nur über Erkenntnisinstrumente |[...], die [sie] gemein [haben] und 
die, da sie nichts als die einverleibte Form der Struktur der Herrschaftsverhält- 
nisse sind, diese Beziehung als natürliche erscheinen lassen“ (Bourdieu 2001: 
218). Diese implizite Herrschaftskritik richtet sich gegen Ideologien von 
Chancengleichheit angesichts ethnischer und klassenspezifischer Herrschafts- 
prinzipien. Das unseres Frachtens nach Besondere an diesem symbolischen 
Kampf, wie er sich im Gangstarap darstellt, ist hingegen, dass die eigene Wer- 
tigkeit ebenfalls über die vollkommene und grundsätzliche Akzeptanz sozialer 
Herrschaftsverhältnisse bis hin zur Verherrlichung erfolgt. Einerseits ist dies 
die Zurschaustellung von Leistungsfähigkeit und Konkurrenz, also der Aner- 
kennung kapitalistischer Logiken, und andererseits die Inszenierung männli- 
cher, heterosexueller Dominanz. Hier ergibt sich eine scheinbare Gegensätz- 
lichkeit hinsichtlich des Umgangs mit Klasse und Ethnie auf der einen Seite - 
hier steht die Ungerechtigkeit der sozialen Verhältnisse im Vordergrund - und 
Geschlecht und Konkurrenzlogik auf der anderen Seite, welche übertrieben 
positiv dargestellt werden. Diese Paradoxie entspringt dabei dem Versuch, die 
eigene Überlegenheit unter Rückgriff auf den verfügbaren Pool symbolischer 
Ressourcen herzustellen: Gangstarapimages entsprechen eben exakt dem medi- 
al konstruierten Bild des jungen männlichen Gewaltkriminellen mit Migrati- 
ons- und ohne Bildungshintergrund, der seine Frau(en) schlägt, Homosexuelle 
verachtet und überhaupt eine große Bedrohung für den moralisch integren 
Mehrheitsdeutschen darstellt. Erkennt man dieses Bild einmal als symbolische 
Ressource an, kann die Konstruktion der eigenen Wertigkeit der Rapper aus 
dieser Konstellation heraus schon fast gar nicht anders als über die Betonung 
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von Leistungsfähigkeit und heterosexueller Männlichkeit und die Infrage- 
stellung ethnischer und klassenspezifischer Machtverhältnisse erfolgen. Der 
Bezug auf die jeweiligen Herrschaftsprinzipien wird dabei aber nicht nur ak- 
zeptiert, sondern regelrecht auf die Spitze getrieben und gewinnt parodistische 
Züge: Gangstarap hält der bürgerlichen Medienlandschaft einen Zerrspiegel ih- 
rer eigenen Differenzkonstruktionen vor - und deutet diese in der Zurschau- 
stellung eigener Überlegenheit um. Die Einnahme von Sprecherpositionen 
und die Inszenierung der eigenen Wertigkeit trotz marginalisierter gesellschaft- 
licher Lage bleiben dabei aufgrund der vollkommenen Akzeptanz, mit denen 
vorherrschenden Herrschaftsprinzipien begegnet wird, als mindestens fragwür- 
dig einzustufen. Im Vordergrund steht hier nicht etwa die Kritik ungerechter 
Ungleichheitsverhältnisse in einem allgemeinen Verständnis, sondern der eige- 
ne (aufmerksamkeits-)Jökonomische Erfolg." 

Das führt zu den unserer Ansicht nach zwei großen Problemen des Phäno- 
mens Gangstarap: Der Erfolg des Genres bestätigt einerseits sowohl die Herr- 
schaftsmechanismen, auf die teilweise sehr positiv Bezug genommen wird, als 
auch andererseits besagten Krisendiskurs, der seine Entstehung erst ermöglich- 
te. Während Ersteres dazu führt, dass das herrschaftskritische Potential der 
Rapper als gering eingeschätzt werden muss, wird durch Letzteres den Argu- 
mentationen politischer Hardliner wie Heinz Buschkowsky oder Thilo Sarrazin, 
die nicht müde werden, vermeintliche Unzulänglichkeiten marginalisierter gesell- 
schaftlicher Gruppen anzuprangern, noch weitere Schubkraft verliehen. 
Interpretiert man Gangstarap als symbolischen Machtkampf, dann haben die 
Rapper in dieser Perspektive schon verloren: Die symbolischen Herrschafts- 
verhältnisse werden sich nicht dadurch grundlegend wandeln, dass männliche 
Migranten sich Aufmerksamkeit verschaffen, indem sie auf ihre sexuelle Po- 
tenz und heterosexuelle Dominanz, ihren stahlharten Körper, ihren popkultu- 
rellen Erfolg oder ihre teure Uhr verweisen, auch wenn hierin selbstermächti- 
gende Momente liegen, für die erfolgreichen Protagonisten tatsächliche Sta- 
tusverbesserungen die Folge sind und es damit immerhin zu Sinnverschiebun- 
gen kommen kann. Ganz im Gegenteil: Indem Gangstarapper auf z.B. die Fi- 
gur des männlichen (Haupt-)Schulabbrechers mit Migrationshintergrund, der 
sein Glück in kriminellen Halbwelten sucht, zurückgreifen, bestärken sie diese 
diskursive Konstruktion - mitsamt den ihr innewohnenden diskreditierenden 
und herabwürdigenden Momenten - noch und stützen so ihre eigene Instru- 
mentalisierung innerhalb des „symbolischen Klassenkampfes“. 


13 Was nicht als Vorwurf, sondern als Feststellung gemeint ist: Es liegt uns fern, moralisch- 
politische Anforderungen an Gangstarapper zu stellen bzw. die Erwartung zu formulieren, 
sie mögen bitte eine aufgeklärte und umfassende Gesellschaftskritik formulieren. Das Genre 
hat sich innerhalb des beschriebenen Krisendiskurses formiert und gewinnt, wie bereits aus- 
geführt, gerade durch diesen seinen aufmerksamkeitsökonomischen Erfolg. Ein nachdenkli- 
cher, herrschaftskritischer Impetus wäre hier wohl eher abträglich gewesen. 
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Fazit 


Angesichts des enormen Erfolgs des Genres Gangstarap haben wir im vorlie- 
genden Beitrag versucht, dem Phänomen machttheoretisch auf die Spur zu 
kommen. Nach einem knappen Umriss der Entwicklungsgeschichte von Hip- 
Hop-Kultur und Gangstarap in den USA und in Deutschland haben wir dazu 
zunächst aus intersektionaler Sichtweise rekonstruiert, wie die Protagonisten 
ihre eigene Wertigkeit unter Hinzuziehung verschiedener sozialer Kategorien 
herstellen. Gangstarap kann hier als selbstermächtigender Aktualisierungsver- 
such vorherrschender Muster hegemonialer Männlichkeit gelesen werden. Da- 
bei ist zunächst die Einnahme von Sprecherpositionen und die Umdeutung 
sozialer Macht- bzw. Sinnverhältnisse der Rapper aus einer randständigen Posi- 
tion heraus als Empowerment zu würdigen. In einem weiteren Schritt wurden 
das Verhältnis des Genres zu symbolischer Herrschaft und sein herrschaftskri- 
tisches Potential beleuchtet. Die zu Grunde liegende Akzeptanz von Herr- 
schaftsprinzipien führt hier trotz der festgestellten Empowermentmomente im 
Endergebnis zu einer eher negativen Bewertung. In der gegenseitigen Ermögli- 
chung und Bedingung von Gangstarap einerseits und Krisendiskursen um ju- 
gendliche migrantische Männlichkeiten andererseits liegt eines der großen 
Probleme dieses „symbolischen Klassenkampfs“: Der Bezug auf diesen Krisen- 
diskurs verspricht zwar zunächst eine erfolgreiche Nutzung durch die Rapper, 
führt aber gleichzeitig zu dessen Bestärkung. Es ergibt sich sozusagen ein 
symbolischer Kreislauf, der unserer Ansicht nach keine unmittelbare Verbesse- 
rung der sozialen Lage marginalisierter migrantischer Unterschichten ver- 
spricht, sondern im Endeffekt durch das herrschaftsunkritische Aufgreifen der 
vorherrschenden Diskurse ihrer Stigmatisierung weitere Schubkraft und Legi- 
timität verschafft. Dies ist nun allerdings keinesfalls die „Schuld“ der Gangsta- 
rapper, die sich immerhin eine Möglichkeit geschaffen haben, in der hegemo- 
nialen Differenzordnung trotz insgesamt randständiger Positionierung Aner- 
kennung zu erhalten. Statt einer solchen Kritik möchten wir abschließend da- 
für plädieren, sich nicht voll kritischen Eifers auf die dargebotenen Gangstarap- 
images zu stürzen und lediglich auf ihre Gewaltverherrlichung oder den Hete- 
rosexismus zu fokussieren, sondern vielmehr auch den sozialstrukturellen und 
diskursiven Entstehungshintergrund im Auge zu behalten, der die Möglichkei- 
ten der Gangstarapper zum Gewinn von Anerkennung stark beschränkt. 

Während Gangstarapper sich den herabwürdigenden Krisendiskurs immerhin 
aufmerksamkeitsökonomisch zunutze machten, sehen wir perspektivisch für 
die sozialstrukturelle Analyse dieser symbolischen Kämpfe um die (vermeintli- 
che) Legitimität sozialer Ungleichheit die Notwendigkeit, weitere solcher dis- 
kursiver „Figuren“ auszuleuchten. Über derartige Figuren werden gesellschaftli- 
che Deutungsmuster hervorgebracht und reproduziert, die über die Legitimität 
der bundesdeutschen Sozialordnung bestimmen und normative Auffassungen 


„Ihr habt alle reiche Eltern...“ 409 


über die Zumutbarkeit spezifischer Lebenslagen prägen. Weitere solcher Figu- 
ren wären beispielsweise in einer Analyse der Diskussion um die Angemessen- 
heit von Bonuszahlungen an Manager auszumachen, innerhalb der diskursiven 
Konstruktion einer Bedrohung deutscher Arbeitnehmer durch so genannte 
„Fremdarbeiter“, wie sie unlängst von Oskar Lafontaine angestellt wurde, oder 
auch in den Bildwelten übergewichtiger und selbstverständlich nicht erwerbs- 
tätiger Mütter, deren vernachlässigte Kinder sich von Knabbereien und Fast 
Food ernähren und den ganzen Tag Playstation spielen oder fernsehen. 
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Elemente neuer Bürgerlichkeit 
Bourgeois und Citoyen in der 
postdemokratischen Elitenherrschaft 


Bourgeois und Citoyen: Der Bürger und seine Gesellschaft 


Als CDU und FDP im Kontext der Bundestagswahlen des vergangenen Jahres 
erklärten, eine gemeinsame Regierung der bürgerlichen Parteien bilden zu wol- 
len, lösten sie eine breite politische Diskussion aus: „Eine ‚bürgerliche’ Koali- 
tion wollen sie sein, die neuen schwarz-gelben Regenten. Was dürfen denn 
dann, bitteschön die anderen sein, die Parteien der Opposition? Un-Bürger, 
Parias, Zaungäste der Republik?“ fragt etwa Thomas Meyer, Chefredakteur der 
Neuen Gesellschaft - Frankfurter Hefte, 2009 im Editorial der Dezemberaus- 
gabe der Zeitschrift. Die Antwort formuliert er wie folgt: „Das Wort ‚bürger- 
lich’ vereint ja im Deutschen irritierend zwei konträre Bedeutungen in sich, 
den Bourgeois als privilegierten Besitzbürger und den Citoyen als gleichbe- 
rechtigten Staatsbürger. Bürgerlich können beide sein. Ihre hartnäckige Ver- 
wechslung hatte bei vielen 68ern lange Zeit schwere Orientierungskrisen verur- 
sacht, als sei die bürgerliche Demokratie nichts anderes als eine Herrschafts- 
form des Kapitals. Doch diesmal ist die Sache klar: Schwarz-Gelb ist eine bür- 
gerliche Koalition, und zwar eine besitzbürgerliche. Soweit der Koalitionsver- 
trag zwischen diesen Repräsentanten des Besitzbürgertums echte Festlegungen 
enthält, interpretiert er seine exklusive Selbst-Etikettierung durchaus überzeu- 
gend: Es dominieren die Interessen des Bourgeois. Was liegt da für Mitte- 
Links näher, als sich eben zur ‚staatsbürgerlichen’ Opposition zu erklären. Mit 
dieser Ergänzung wäre der anmaßende Sprachgebrauch der Regierungsparteien 
zurechtgerückt, der auf nichts anderes zielte, als auf Ausgrenzung.“ (Meyer 
2009: 1) 

Für Meyer scheint der Staatsbürger, als den er den aus der französischen Revo- 
lution stammenden Begriff des Citoyen übersetzt, Gegenbild zum Bourgeois, 
der sich durch seinen Besitz (an Produktionsmitteln) bestimmt. Die Berufung 
auf den Bürger als Citoyen hat in der Tat in der deutschen Debatte und bezo- 
gen auf deutsche Zustände eine lange Tradition, wurde mit ihm doch stets die 
politische Selbstbefreiung des „dritten Stands“ im Kontext der großen franzö- 
sischen Revolution verbunden, während in Deutschland die bürgerliche Revo- 
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lution von 1848 gescheitert und die Nationalstaatsgründung 1871 als Vereini- 
gung zu einem Hohenzollernreich vollzogen wurde. Ganz in diesem Sinne 
konnte Heinrich Mann noch 1918 in seinem Essay „Kaiserreich und Repu- 
blik“ schreiben: „Unter uns Menschen des zwanzigsten Jahrhunderts lebt auf 
und handelt weiter die französische Revolution.“ (Mann 1960: 429) Der 
Mensch der bürgerlichen Revolution, der Citoyen, inkarniert im Emile Zola 
der Dreyfusaffäre, dient Mann als Antitypus zum deutschen „Junkerbour- 
geois“, dem Amalgam aus feudalabsolutistischem Privileg und kapitalistischem 
Produktionsmittelbesitz.! Die deutschen Ungleichzeitigkeiten, auf die Heinrich 
Mann reagierte, waren auch 1918 noch vergleichbar den anachronistischen 
Konstellationen, über die Marx über siebzig Jahre zuvor in der „Einleitung zur 
Kritik der Hegelschen Rechtsphilosophie“ schrieb: „Krieg den deutschen Zu- 
ständen! Allerdings! Sie stehn unter dem Niveau der Geschichte, sie sind unter 
aller Kritik, aber sie bleiben ein Gegenstand der Kritik, wie der Verbrecher, der 
unter dem Niveau der Humanität steht, ein Gegenstand des Scharfrichters 
bleibt.“ (MEW 1: 380) Doch was sich zur Polemik gegenüber Zuständen, die 
unter aller Kritik stehen, eignet, ist hierdurch noch keineswegs selbst der Kritik 
enthoben. Den Problemen bürgerlicher Gesellschaft und bürgerlicher Herr- 
schaft kommt nicht auf die Spur, wer - wie jüngst wieder Jürgen Habermas - 
aus Deutschland nach Westen blickt (Habermas 2010). Wer nach Elementen 
von alter und neuer Bürgerlichkeit fragt, muss vielmehr nach unten schauen, 
dorthin, wo nicht nur das Leben konkret ist, sondern sich auch die Grenzen 
bürgerlicher (Rechts)Gleichheit zeigten. Die Unzulänglichkeit des Staatsbür- 
gerschaftsbegriffs wird nicht erst dort sichtbar, wo etwa mit rassistischen Be- 
gründungen, großen Teilen der Bevölkerung der Staatsbürgerstatus vorenthal- 
ten und ihre Arbeitskraft hierdurch besonders scharfen Ausbeutungsformen 
unterworfen wird (vgl. Hirsch 2005: 66, Dörre 2010: 125f.), sondern bereits 
dort, wo gesellschaftliche Partizipation durch materielle Ungleichheit und un- 
terschiedliche Stellung im Produktionsprozess daran erinnern, dass bürgerliche 
Gesellschaft stets Klassengesellschaft ist. In bürgerlicher Gesellschaft und bür- 
gerlichem Staat sind Citoyen und Bourgeois identifiziert - beide unterstehen 
dem Prinzip der Kapitalverwertung. Die Fiktion der Rechtsgleichheit als der 
Freiheit von immer schon individualisierten Rechtssubjekten Arbeits- und Ge- 


1 „Die absolutistischen Klassen waren nicht, wie anderswo, als politische Macht beseitigt, be- 
vor neue Mächte sich durchsetzten. Der Adel und das Heer erwiesen sich als lebendig ge- 
nug, um alles, was vordrängte umzubiegen und sich nutzbar zu machen. Die Demokratie 
war lebensnotwendig, hier wie überall, und der Bürger, ob er wollte oder nicht, vertrat sie. 
Hier aber war die Demokratie in der Schuld des Absolutismus und ihm untergeben wie ei- 
nem Gläubiger. Die Demokratie hatte das Reich nur erstrebt, gemacht hatte es der Absolu- 
tismus. [...] Die Demokratie machte ihre Söhne zu Absolutisten. [...] Ein herrschender Typ 
entstand, der nicht Bürger, nicht Junker, aber beides in einem war, ein Wesen mit Sporen 
und einem Zahlenhirn, ein wandelndes Paradox, begabt, vor nichts zurückzuschrecken, was 
vergewaltigtes, ungerades Denken je ersinnen könnte.“ (Mann 1960: 399f.) 
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sellschaftsverträge zu schließen, ist die immer wieder erneuerte Lebenslüge des 
Liberalismus. Es ist daher keineswegs lediglich eine „hartnäckige Verwechs- 
lung“ vieler 68er, den Zusammenhang von Citoyen und Bourgeois zu beto- 
nen: Als Staatsbürger ist der Citoyen zunächst nichts anderes als das Rechts- 
bewusstsein der Bourgeoisie, die immer wieder erneuerte Firnis über der not- 
wendigen Ungleichheit bürgerlicher Verhältnisse. 

Zugleich ist dieses Rechtsbewusstsein mit all seinen Mängeln und Abstraktio- 
nen ständiger Quell von schlechtem Gewissen. Die bürgerliche Revolution 
hatte nicht nur die Produktivkräfte entfesselt, sondern zugleich ein Emanzipa- 
tionsversprechen formuliert, an dem bürgerliche Herrschaft, wenn sie sich ih- 
rer eigenen Emanzipationsgeschichte nicht mit faschistischen Mitteln entle- 
digt, gemessen werden kann. Diesen revolutionären Überschuss hatte Ernst 
Bloch vor Augen, als er den Citoyen als das „am stärksten offene Leitbild [...] 
der französischen Revolution“ bezeichnete, dem „als Zeichen seiner Leittafel 
die Trikolore Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit inhärent aufgegeben“ sei: 
„Die von ihm fordert, stets so zu handeln, daß die Maxime seines Handelns 
das Prinzip einer allgemeinen Gesetzgebung werden könnte. Dieser von Kant 
formulierte kategorische Imperativ ist allerdings konsequent erst möglich in 
einer klassenlosen Gesellschaft, auf sie hin ist daher das offene Leitbild des Ci- 
toyen gerichtet, bei Strafe des gekommenen Bourgeois.“ (Bloch 1977: 189) 
Folgt man Bloch, so wird der Citoyen nicht als Staatsbürger zum Gegenbild 
des Bourgeois, sondern dadurch, dass in ihm begrifflich die Überwindung des 
Bürgerlichen überhaupt angelegt ist. Wer den Zusammenhang von Bourgeois 
und Citoyen ignoriert, indem er vorschnell eine Klientelpolitik für Besitzbür- 
ger und staatsbürgerliches Gemeinwohl als Antithese behauptet, trägt dazu 
bei, bürgerliche Herrschaft als einzig rechtsförmige Herrschaftsform hegemo- 
niefähig zu halten und ihre inhärenten systemischen Widersprüche zu nivellie- 
ren: „Erst in der klassenlos gewordenen Gesellschaft hätte der kategorische 
Imperativ seine ideologiefreie Wahrheit. Desgleichen muß das Ideal des Citoy- 
en erst von den Hüllen des Bourgeois befreit werden, damit es als reifste 
Frucht antizipierter menschlicher Bebauung, nicht mehr zur Selbstverschöne- 
rung des Bourgeois brauchbar werden könnte. Was von der bürgerlichen Re- 
volution her als sein Inhalt in ihm steckt, ist deshalb genau zu prüfen; wie so 
viele andere Wunschbilder kommt der Citoyen |[...] aus sozialer Unzufrieden- 
heit.“ (Bloch 1977: 190) 

Es mag wirken, als wolle man mit Kanonen auf Spatzen schießen, wenn die 
Annäherung an Elemente neuer Bürgerlichkeit mit einem so grundsätzlichen 
Exkurs beginnt: Allein, ohne diese grundsätzliche Begriffsklärung wird man die 
Sprachverwirrung, die um den Begriff des Bürgerlichen im vergangenen Jahr 
vorherrschte, kaum verstehen. Die Vehemenz, mit der Sozialdemokraten und 
Grüne darauf bestanden, das Bürgerliche ebenso rechtmäßig zu vertreten wie 
CDU und FDP, ist ein Indikator dafür, wie stabil bürgerliche Hegemonie 
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auch in der aktuellen Krise geblieben ist. Tatsächlich war es in der Bundesre- 
publik spätestens seit den achtziger Jahren zunehmend gelungen, den Begriff 
des „Bürgers“ zu entpolitisieren, indem der Klassencharakter bürgerlicher Ge- 
sellschaft hinter „mündigen Bürgern“, „Bürgerinitiativen“ und „Wahlbürgern“ 
verschwand. Indem sie half dem fordistischen Kapitalismus den Schein einer 
„nivellierten Mittelstandsgesellschaft“ (Schelsky) zu geben, das Verhältnis zwi- 
schen Kapital und Arbeit als Sozialpartnerschaft bezeichnete und die „Mitte 
der Gesellschaft“ säuberlich von „den Extremen“ trennte, hatte die Sozialwis- 
senschaft in der BRD früh zur Ideologie einer Universalität des Bürgerlichen 
beigetragen und eine „Soziologie der Verdrängung“ (Fritz Sternberg) ermög- 
licht, die vorhergehende Nivellierungen von Herrschaft in den Schatten stellte. 
Indem der bürgerliche Staat nur mehr als unabhängige Moderationsinstanz 
zwischen „der Wirtschaft“ und „der Gesellschaft“ erschien und nicht als Ver- 
dichtung gesellschaftlicher Kräfteverhältnisse und mit einem Gewaltmonopol 
ausgestatteter Garant bürgerlicher Eigentumsverhältnisse begriffen wurde, 
konnte die Illusion gedeihen, dass „Volksparteien“ im Sinne des Gemeinwohls 
der „Staatsbürger“ agierten und „soziale Marktwirtschaft“ das Ende der Ge- 
schichte sei. Verdrängt wurde insbesondere, dass der Anstieg des Lebenshal- 
tungsniveaus und die Stabilität, die den Nachkriegskapitalismus zum „Golde- 
nen Zeitalter des Kapitalismus“ machten, „teils die Folge des sozialen Kamp- 
fes“ war, „den [... die Arbeitnehmerschichten] mittels ihrer Gewerkschaften ge- 
führt haben, teils ermöglicht durch das allgemeine Steigen des Produktivitäts- 
niveaus, das ein relativ normales Funktionieren der modernen Gesellschaft 
ohne diesen Anstieg, der durch ihren eigenen Klassenkampf vermittelt wurde, 
nicht zulassen würde, weil die moderne Gesellschaft auf die Arbeitnehmer als 
Konsumenten nicht verzichten könnte“ (Abendroth 1967a: 358). Die Stabilität 
dieser Verdrängungsprozesse zeigte sich nicht zuletzt in der postfordistischen 
Phase, für die sich inzwischen die Bezeichnung „Finanzmarktkapitalismus“ 
durchsetzen konnte. Erst als im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrhunderts die 
Krisenanfälligkeit des kapitalistischen Weltsystems offenbar wurde, betraten - 
unbeholfen und tapsig zumeist - auch „soziale Unruhen“ erneut die Welt- 
bühne. Mit ihnen trat auch die Kategorie des strukturellen gesellschaftlichen 
Konflikts wieder ins Möglichkeitsbewusstsein der Zeitgenossen. 


Krisenbewusstein und Restauration: 
Karen Horn und der neue alte Neoliberalismus 


Krisenzeiten sind zumeist Zeiten der Desillusionierung, wenn auch nicht im- 
mer Zeiten der Aufklärung: „[DJie Struktur der Krise erscheint bei näherer Be- 
trachtung als bloße Steigerung der Quantität und Intensität des Alltagslebens 
der bürgerlichen Gesellschaft. Daß der - in der Unmittelbarkeit des gedanken- 
losen Alltags - fest geschlossen scheinende Zusammenhalt der ‚Naturgesetz- 
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lichkeit” dieses Lebens plötzlich aus den Fugen geraten kann, ist nur darum 
möglich, weil das Aufeinanderbezogensein seiner Elemente, seiner Teilsysteme 
auch bei dem normalsten Funktionieren etwas zufälliges ist.“ (Lukäcs 1923: 
112f.) In Zeiten der Krise schwindet das Selbstverständlichkeitsbewusstsein, Al- 
ternativlosigkeitspostulate werden hilfloser. Die ökonomischen Krisen, die 
stets auch Krisen der Politik sind, stoßen Türen auf, die zuvor verschlossen 
schienen. Dass auch die aktuelle Krise den Kapitalismus verändern wird, ist 
wahrscheinlich. Ob sie - etwa in Gestalt eines „grünen Kapitalismus“ - zu ei- 
ner Formation führen wird, die den Finanzmarktkapitalismus hinter sich lässt, 
ist umstritten.” Doch auch gegenwärtig wird „Die Zukunft des Kapitalismus“ - 
so der Name einer Artikelserie in der FAZ? - diskutiert. Die „neue Bürgerlich- 
keit“, die im Bundestagswahlkampf 2009 insbesondere von der FDP verkör- 
pert wurde, ist Teil dieser Krisendebatte. Verbindet man die Frage nach dem, 
was im Wahlkampf insbesondere von Seiten der FDP bürgerliche Politik hieß, 
mit einigen Schlaglichtern auf das, was - neben der unmittelbaren Krisenbe- 
kämpfung - an bürgerlicher Politik seit September 2009 die Schlagzeilen be- 
stimmte, so mag nur schwerlich der Eindruck entstehen, es handele sich beim 
Projekt einer neuen Bürgerlichkeit um eine politische Erfolgsgeschichte: Steu- 
ersenkungsversprechen, von denen gegenwärtig kaum jemand mehr redet, nur 
halb versteckte Klientelpolitik zugunsten einzelner Branchen wie dem Hotel- 
gewerbe, die Diffamierung Langzeitarbeitsloser Hartz IV-Empfänger als Aus- 
druck „spätrömischer Dekadenz“ - die FDP erlebte mit ihren Vorstößen bis- 
lang eine Bauchlandung nach der anderen: Die Zustimmungsrate ist Umfragen 
zufolge im Tief, bei Sonntagsfragen ist sie vom Wahlergebnis der Bundestags- 
wahlen weit entfernt. 

Es wäre dennoch verfrüht das Thema einer neuen Bürgerlichkeit damit für er- 
ledigt zu halten. Interessanter - und auf lange Sicht hegemoniepolitisch be- 
deutsamer - als die Ebene unmittelbarer Tagespolitik sind die Debatten, die 
das politische Geschehen flankieren. So paradox es klingen mag, in ihnen wird 
eines deutlich: Gerade die Krise des Finanzmarktkapitalismus liefert das Mate- 
rial für ein neues Selbstbewusstsein der Bourgeoisie: „Der Kapitalismus ist das 
einzige System, das sich aufgrund der idealerweise von externen Eingriffen un- 
verzerrten, die individuellen Interessen abbildenden und koordinierenden 
Rückkopplungsprozesse immer wieder selbst korrigieren kann“, schreibt etwa 
Karen Horn, Leiterin des Berliner Hauptstadtbüros des Instituts der deutschen 
Wirtschaft in Köln, in ihrem Beitrag zur FAZ-Debatte: „Er ist das einzige Sys- 
tem, das einen Mangel an Moral oder an Regeln nach gewisser Zeit anzeigt 
und uns dazu bringt, Moral und Regeln neuerlich einzufordern. Nur in der 
Marktwirtschaft kann es solche Krisen überhaupt geben - und vor allem die 


2 Vgl. etwa die konträren Positionen von Karl Heinz Roth (2009) und Jörg Huffschmid (2009). 
3 Inzwischen liegen die Beiträge auch als Sammelband vor: Schirrmacher/Strobl (2010). 
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damit verbundene Selbstreinigung und Innovation.“ (Horn 2010: 22) Die Kri- 
se erscheint hier als karthatischer Wendepunkt, allerdings nicht zu einer neuen 
Zähmung oder Einhegung des Kapitalismus durch die Abwendung von neoli- 
beralen Regulierungsmodellen (denn in der Tat ist auch der „entfesselte“ Kapi- 
taliimus auf Regulation und Staatlichkeit angewiesen, ohne die die notwendige 
Rechtssicherheit zur Verfügung über Eigentum gar nicht möglich wäre), son- 
dern - im ursprünglichen Sinn von Katharsis - als moralische Läuterung, die 
auf den neoliberalen Pfad der Tugend zurückführen soll: „Die wahre neolibe- 
rale Schule aus den dreißiger Jahren versteigt sich gerade nicht zur Heiligspre- 
chung der individuellen Gier und der kollektiven Regellosigkeit. Sie entwirft 
vielmehr einen Ordnungsrahmen, der die Grundwerte der Freiheit und Ge- 
rechtigkeit, der Verantwortung und Solidarität auch in der Wirtschaft harmo- 
nisch zu verbinden erlaubt. Neoliberalismus ist eben nicht einseitig - und 
deswegen auch nicht ideologisch.“ (Ebd.: 18) Der Neoliberalismus in seiner 
reinen und wahren Gestalt erscheint somit als die eigentliche Verheißung einer 
„harmonischen Gesellschaft“ (auch außerhalb der Volksrepublik China). 

Die Stärke von Horns Artikel liegt darin, dass die Autorin - auch dies typisch 
für Krisenzeiten - ihre normativen Prämissen nicht hinter Zahlen und techno- 
kratischem Pragmatismus versteckt. Kapitalismus ist ihr „eine Wirtschaftsform, 
die zukunftsgerichtet durch Kapitalbildung, also Sparen und Investieren auf 
Wohlstandsmehrung zielt - ein ökonomisches Miteinander, das sich in freiwil- 
ligen Austauschbeziehungen auf der Basis von Privateigentum an den Produk- 
tionsmitteln konkretisiert“ (ebd.). Ganz in diesem Sinne betont sie: „Damit 
sich die deutsche Gesellschaft auch heute noch hinter der Sozialen Marktwirt- 
schaft versammeln kann, braucht es folglich mehr als ein Nützlichkeitsargu- 
ment. Es braucht eine philosophische Begründung. Entgegen dem kruden uti- 
litaristischen Materialiimus der Kapitalismuskritiker sind Märkte nämlich 
nicht nur Wohlstandsmaschinen. Sie sind als Plattform der Interaktion auch 
soziale Räume - Räume, in denen es wesentlich, wie in den anderen Sphären 
der Gesellschaft auch, um individuelle Würde, Selbstbestimmung und Freiheit 
geht, und darauf aufbauend um gegenseitig vorteilhafte Kooperation im Rah- 
men allgemeiner Regeln gerechten Verhaltens.“ (Ebd.: 19) Freie Märkte und 
kapitalistische Produktionsweise erscheinen somit als Höhepunkt einer moral- 
philosophischen Konstruktion, systemische Krisen als Zuchtmeister. Ihm ent- 
kommen zu wollen, bedeutet, auf den Hayekschen „Weg zur Knechtschaft“ zu 
geraten. Horn holt weit aus, wenn sie Thomas Hobbes bemüht, dessen „Aus- 
weg über einen Gesellschaftsvertrag“ bedeute, dass „alle Bürger ihre natürli- 
chen Rechte abtreten - an einen Staat mit unbegrenzter Herrschaftsgewalt“: 
„In einem ähnlichen Schwanengesang der bürgerlichen Kapitulation stimmen 


4  Unreflektiert bleibt indes das liberale Moment des Vertragstheoretikers Hobbes. Zum kom- 
plexen Verhältnis Hobbes’ zum Liberalismus vgl. insb. Macpherson (1973: 21ff.). 
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nun exakt 358 Jahre später die Kapitalismuskritiker mit dem Ruf nach einem 
massiv aufgerüsteten Primat der Politik mit ein.“ (Ebd.: 20) Bezug nehmend 
auf einen Allgemeinplatz des Bloggers Thomas Strobl, demzufolge die „Politik 
eine Verantwortung für die Gesellschaft habe“, der „sie nachkommen müsse“ 
(Strobl 2010), holt sie zum großen Gegenschlag aus: „So adrett gewandet sich 
heute der Abschied von Eigenverantwortung und Privatsphäre, der Freibrief 
für staatliche Bevormundung, zu Ende gedacht letztlich die totalitäre Versu- 
chung. Zwar wünscht sich niemand mehr einen absoluten Herrscher. An seine 
Stelle tritt deshalb eine zunehmend absolute Demokratie, die Herrschaft der 
Mehrheit über die Minderheit. Auf die Spitze getrieben, lässt uns diese Kollek- 
tivierung aber keine privaten Gärten mehr, die wir frei nach Voltaires Candide 
bebauen können.“ (Ebd.: 21) 

Die Bürgerlichkeit von Horns Artikel besteht folglich keineswegs in einer of- 
fenen Klientelpolitik zugunsten des Bourgeois und auf Kosten des Citoyen. 
Eine sich bloß „staatsbürgerlich“ formierende Opposition könnte der von Horn 
geforderten „philosophischen Begründung“ nicht beikommen, besteht doch 
für Horn die zentrale Aufgabe des Staates, ja im Kern politisches Handeln 
selbst, gerade darin, die „Spielregeln zu definieren“ (ebd.: 22), innerhalb derer 
private Initiative und individuelle Würde vermittelt durch Märkte allein gedei- 
hen können. Der Citoyen ist hier präzise jener Vertragsbürger, der sich mit 
anderen Vertragsbürgern in jenem „ökonomischen Miteinander“ befindet, „das 
sich in freiwilligen Austauschbeziehungen auf der Basis von Privateigentum an 
den Produktionsmitteln konkretisiert“. Der Kapitalismus erscheint hier gera- 
dezu als jene Verkörperung der sittlichen Idee, als die Hegel in seiner Rechts- 
philosophie den Staat begriff. Anders als der programmatische Citoyen Blochs 
ist der Vertragsbürger Horns mit einer Leittafel ausstaffiert, auf der die Marx- 
sche Parodie der revolutionären Trias „Freiheit, Gleichheit, Bentham“ offen- 
legt, wie man die uneingelösten Emanzipationsversprechen des Bürgertums 
dadurch entsorgt, dass sie im Sinne einer Soziologie der Verdrängung für ein- 
gelöst erklärt werden. Der Citoyen, als braver Gärtner im eigenen oder als auf 
strebender Unternehmer seiner Arbeitskraft im fremden Garten, ist vielmehr 
darum bemüht seine Eigenverantwortung wahrzunehmen und seine Privat- 
sphäre zu schützen - nicht zuletzt vor den Zumutungen absoluter Demokra- 
tie. 

Ebenso wie auch der alte Neoliberalismus, der in jeder Sentenz hinter Horns 
Argumentation steht, ist ihr Artikel freilich durch und durch ideologisch - 
nicht bloß im Sinne einer deskriptiven, das politisch-reflexive selbst bezeich- 
nenden Wortbedeutung, sondern auch im Sinne des pejorativen Ideologiebe- 
griffs, den Horn zurecht als den Vorwurf von Einseitigkeit rekonstruiert. Denn 
von den Akteuren selbst und ihrer Lebenslage ist in Horns normativ aufgela- 
denem Lob der Vertragsfreiheit so wenig die Rede wie in ihrer Angstvision von 
einer absoluten Demokratie. Wo sich „Gesellschaften“ hinter einer wie auch 
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immer „sozialen“ Marktwirtschaft versammeln können, als seien sie opake 
Kollektive, kann noch so viel von individueller Würde die Rede sein: Konkrete 
Individuen kommen genaugenommen gar nicht vor.’ Die Auskunft darüber, 
von welcher Freiheit und welcher Gerechtigkeit hier die Rede ist, bleibt Horn 
ebenso schuldig wie eine Reflexion über jene, denen der durch die Spielregeln 
angestrebte „Wohlstand der Nationen“ nicht zugutekommt.° Diesen Aspekten 
widmen sich freilich andere Beiträger der Debatte. 


Kapitalismus und Demokratie 
oder „Probleme des Klassenkampfs” 


„Die Stadt hat einen produktiven Kreislauf von Menschen, die Arbeit haben 
und gebraucht werden, ob es Verwaltungsbeamte sind oder Ministerialbeamte. 
Daneben hat sie einen Teil von Menschen, etwa zwanzig Prozent der Bevölke- 
rung, die nicht ökonomisch gebraucht werden, zwanzig Prozent leben von 
Hartz IV und Transfereinkommen; bundesweit sind es nur acht bis zehn Pro- 
zent. Dieser Teil muß sich auswachsen. Eine großes [Fehler im Original! DS] 
Zahl an Arabern und Türken in dieser Stadt, deren Anzahl durch falsche Polı- 
tik zugenommen hat, hat keine produktive Funktion, außer für den Obst- und 
Gemüsehandel, und es wird sich auch keine Perspektive entwickeln. Das gilt 
auch für einen Teil der deutschen Unterschicht, die einmal in den subventio- 
nierten Betrieben Spulen gedreht oder Zigarettenmaschinen bedient hat. Diese 
Jobs gibt es nicht mehr. Berlin hat wirtschaftlich ein Problem mit der Größe 
seiner Bevölkerung. |[...] Meine Vorstellung wäre: generell kein Zuzug mehr 
und perspektivisch keine Transferleistungen mehr für Einwanderer. [...] Ich 
würde aus Berlin eine Stadt der Elite machen. [...] Dazu gehört, den Nichtleis- 
tungsträgern zu vermitteln, daß sie ebenso gerne woanders nichts leisten soll- 
ten.“ Die Thesen des ehemaligen Berliner Finanzsenators und heutigen Bun- 
desbankers Thilo Sarrazin (2009) sind bekannt und wurden in den Medien 
vielfach diskutiert. Zu seinen Verteidigern gehörte der Philosoph Peter Sloter- 
dijk, der in für ihn ungewöhnlicher Klarheit in der Zeitschrift „Cicero“ Stel- 
lung bezog: „Weil er so unvorsichtig war, auf die unleugbar vorhandene Integ- 


5 Dies könnte daran liegen, dass Karen Horn vermutlich ebenso wie weiland Margaret That- 
cher nur solche Individuen kennt, die es für erfüllend halten, nach ausgiebiger und langan- 
haltender Arbeit sich als „mündiger Kunde“ befreit darum zu kümmern, bei welchem Ener- 
gieanbieter oder bei welcher Telefongesellschaft sie den günstigsten Vertrag erhaschen kön- 
nen und mithin nicht der totalitären Versuchung unterliegen, ihre Privatsphäre in Arbeits- 
zeitverkürzung geschützt und ihre Eigenverantwortung durch Mindestlöhne gestärkt zu se- 
hen. 

6 Sicher, Fragen dieser Art stammen aus dem Arsenal des „kruden utilitaristischen Materialis- 
mus der Kapitalismuskritiker“, der mit Dietmar Dath sagt: „Moral ist Glückssache und setzt 
Deckung der wichtigsten Lebensverhältnisse voraus; meistens hat man andere Sorgen.“ (Dath 


2008: 14) 
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rationsscheu gewisser türkischer und arabischer Milieus in Berlin hinzuweisen, 
ging die ganze Szene der deutschen Berufsempörer auf die Barrikaden, um 
ihm zu signalisieren: Solche Deutlichkeiten sind unerwünscht. Man möchte 
meinen, die deutsche Meinungs-Besitzer-Szene habe sich in einen Käfig voller 
Feiglinge verwandelt, die gegen jede Abweichung von den Käfigstandards kei- 
fen und hetzen. Sobald einmal ein scharfes Wort aus einem anderen Narrenkä- 
fig laut wird, bricht auf der Stelle eine abgekartete Gruppendynamik los. Da- 
bei geht es zu, als gelte es, einen Wettbewerb in Empörungsdarstellung zu ge- 
winnen: Wer schafft es, seine Konkurrenten an Würdelosigkeit beim Eifern 
und Geifern zu übertreffen? Einigermaßen fassungslos sieht man mit an, wie 
dann die Mechanismen der Trivialmoral in endlosen Schleifen abgespult wer- 
den - bis hinauf in die Spitzen der ‚Gesellschaft’.“ (Sloterdijk 2009). Die von 
Sloterdijk entworfene Choreographie - hie der einsame Wahrheiten kundtu- 
ende Unvorsichtige, da die wilde, trivialmoralistische Meute - ist instruktiv für 
seine Argumentation. Spätestens seit der Schrift „Zorn und Zeit“ besteht Slo- 
terdijks intellektuelles Projekt darin, das Verhältnis von „Elite“ und „Masse“ 
neu zu justieren und bürgerlicher Herrschaft neue Legitimationsquellen zu er- 
schließen: In Anknüpfung an die klassische griechische Philosophie fordert 
Sloterdijk, die „Leistungsträger“ der Gesellschaft müssten die Tugend des Stol- 
zes (thymös) wiedergewinnen, den eine psychoanalytisch-„erotische“ und 
strukturell sozialdemokratische Moderne ihnen ausgetrieben hätte: „Während 
die Erotik Wege zu den ‚Objekten’ zeigt, die uns fehlen und durch deren Be- 
sitz oder Nähe wir uns ergänzt fühlen, erschließt die Thymotik den Menschen 
die Bahnen, auf denen sie geltend machen, was sie haben, können, sind und 
sein wollen.“ (Sloterdijk 2008: 30) Wie Horn nähert sich auch Sloterdijk den 
Zeitfragen normativ. Bei ihm freilich steht nicht die Setzung, nur der Markt- 
mechanismus garantiere menschliche Würde und Freiheit am Anfang, sondern 
die „psychopolitische“ Diagnose unterdrückten Stolzes auf Seiten der Eliten. 
In Sloterdijks großer Erzählung zeichnet insbesondere der linke Flügel der Ar- 
beiterbewegung verantwortlich für das strukturell schlechte Gewissen der 
Bourgeoisie: „Die strategischen Erfolge des Marxismus beruhten, wie man 
rückblickend feststellen kann, auf dessen Überlegenheit bei der Formulierung 
eines hinreichend präzisen Modells für das potentiell und aktuell geschichts- 
mächtige Zornkollektiv des damaligen Zeitalters. Die maßgebliche thymoti- 
sche Wir-Gruppe sollte von da an das Proletariat, genauer das Industrieprole- 
tariat heißen.“ (Ebd.: 196) Dem thymotischen Projekt der Arbeiterbewegung 
entsprach Sloterdijk zufolge, eine chronische Defensivposition der „Leistungs- 
träger“. 

Entscheidend für sein politisches Projekt ist letztendlich, dass er einen histori- 
schen Rollentausch propagiert, demzufolge nicht die Eigentümer von Produk- 
tionsmitteln, sondern die Bezieher von Transfereinkommen als eigentliche 
Ausbeuter erscheinen. Es geht dem Nietzscheaner Sloterdijk um nichts gerin- 
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geres als um eine „Umwertung der Werte“, auf dass vielleicht nicht die blonde 
Bestie, wohl aber der Leistungsträger sein gesundes (Raubtier)Gewissen zu- 
rückerlange. Ein solches Umwertungsprojekt setzt zunächst die Nivellierung 
tradierter Kategorien voraus. Folgerichtig liest man in „Zorn und Zeit“ über 
Klassen: „Wer nach Stalin und Mao weiter von Klassen spricht, macht eine 
Aussage über die Täter- und die Opfergruppe in einem potentiellen oder aktu- 
ellen (Klassen-J)Genozid. ‚Klasse’ ist, wie klügere Marzisten seit jeher wußten, 
nur an der Oberfläche ein beschreibender Begriff der Soziologie. In Wahrheit 
kommt ihm hauptsächlich eine strategische Realität zu, da sich sein Inhalt al- 
lein durch die Formierung eines kämpfenden Kollektivs [...] materialisiert. Wer 
ihn affırmativ, und eo ipso performativ benutzt, trifft letztlich eine Aussage 
darüber, wer wen unter welchem Vorwand auszulöschen berechtigt sein soll.“ 
(Ebd.: 256) Und an anderer Stelle heißt es: „Authentisches Klassenbewußstsein 
bedeutet Bürgerkriegsbewußtsein.“ (Ebd.: 200) Nun ist fraglos richtig, dass der 
Klassenbegriff in marxistischer Tradition stets ein Begriff an der Grenzscheide 
von Sozialstruktur und politischer Kollektivsubjektivität war, der soziale Lage 
und soziale Kämpfe in ihrem Verhältnis zueinander fassen sollte. Die Identifi- 
zierung solcher Kämpfe mit genozidalen Praktiken verfolgt indes lediglich den 
Zweck mit Schockeffekten eine zentrale Kategorie des politischen und theore- 
tischen Gegners zu diskreditieren: „Noch hat das Publikum nicht zur Kennt- 
nis genommen, wieweit der Klassismus vor dem Rassismus rangiert, was die 
Freisetzung genozidaler Energien im 20. Jahrhundert anging.“ (Ebd.: 256) Für 
Sloterdijk wird Lenin zum „linksfaschistischen Original“ (ebd.: 231), das von 
den „rechtsfaschistischen“ Bewegungen lediglich „national-sozialistisch“ ko- 
piert worden sei. 

Totalitarismustheoretische Plattitüden dieser Art sind fraglos nicht neu. Zu- 
recht verweist Axel Honneth darauf, dass man meine, „das alles schon zu 
kennen“ und glaube „ein Amalgam aus Gehlen und Ernst Nolte vor sich zu 
haben, nur dass die Gleichsetzung von Faschismus und Sozialismus und deren 
gemeinsame Rückführung auf Motive der Gier und des Ressentiments hier 
hemdsärmeliger, ja protziger daherkommt“ (Honneth 2009). Die Nivellierung 
des Unterschieds von Faschismus und Sozialismus - mit dem entlastenden 
Kollateraleffekt, dass der Faschismus nicht mehr als Form bürgerlicher Herr- 
schaft thematisierbar wird - sowie der Nivellierung der Kategorie „Klasse“ als 
Keimform „(links)faschistischer“ Ideologie, ist indes nur der erste Schritt in 
Sloterdijks großer Erzählung. Den Nivellierungen klassischer Kollektive folgt 
die Rekonstruktion neuer Großgruppen. Im bereits zitierten Aufsatz für Cice- 
ro befindet sich eine aussagekräftige Auswertung der Bundestagswahl, in der 
der Philosoph im Wahlergebnis der Linken und der Liberalen die eigentliche 
Sensation ausmacht. Hier zeige sich eine zukunftsentscheidende Antithese: 
„Zum ersten Mal in der Geschichte der neueren deutschen Demokratie treten 
sich in den Gewinnern des 27. September zwei Gruppen gegenüber, die man 
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so noch nicht miteinander konfrontiert sah. Man möchte fast an einen ‚Klas- 
sen’gegensatz unbekannten Typs glauben, der bisher nicht bis zur offenen Kol- 
lision herangereift war. Definiert man jedoch den Begriff der ‚Klasse, dem 
Marxschen Sprachgebrauch gemäß, durch die Stellung im ‚Produktionspro- 
zess’, so sind die neuen Kontrahenten keine Klassen. [...] An der neuen politi- 
schen Front stoßen [...] zwei finanzpolitische Großgruppen aufeinander: hier 
die Transfermassengeber, die aufgrund von unhintergehbaren Steuerpflichten 
die Kassen füllen, dort die Transfermassennehmer, die aufgrund von sozialpo- 
litisch festgelegten Rechtsansprüchen die Kassen leeren.“ (Sloterdijk 2009) Nur 
unschwer erkennt man hier den intellektuellen Bezugspunkt für Westerwelles 
Diagnose „spätrömischer Dekadenz“. Bedenkt man freilich die im gleichen 
Artikel geäußerten Sympathien für Sarrazin, der immerhin empfahl die „Un- 
produktiven“ möglichst aus der Stadt zu treiben, und erinnert sich dessen, 
dass Sloterdijk meint, der Klassenbegriff laufe in letzter Instanz auf die Legiti- 
mierung genozidaler Auslöschungspraktiken hinaus, so erschließt sich erst im 
Textvergleich die mögliche Konsequenz des Sloterdijkschen Programms. Ge- 
naugenommen läuft es auf die potentielle Rehabilitierung bürgerlicher Herr- 
schaftsformen heraus, die in zentralen Aspekten an den deutschen Faschismus 
und seine Mordprogramme erinnern. 

Sloterdijk freilich denkt seine Konzeption (vorerst) nicht in dieser Richtung zu 
Ende. Wenige Monate vor der Bundestagswahl war ım Juni 2009 auch sein 
viel diskutierter Beitrag zur „Zukunft des Kapitalismus“ in der FAZ erschie- 
nen. Schon in seinem Essay „Die Revolution der gebenden Hand“ hatte er 
seine neue Ausbeutungslehre unterbreitet und - ganz im Sinne Karen Horns - 
gegen Rousseauistische und Marzistische Traditionen den „privaten Garten“ 
der Eigentümer verteidigt. Gegenwärtig lebten wir keineswegs im Kapitalismus, 
sondern in einem „massenmedial anımierten, steuerstaatlich zugreifenden Se- 
mi-Sozialismus auf eigentumswirtschaftlicher Grundlage“ (Sloterdijk 2010: 67), 
dessen „keynesianisch vergiftete Staaten“ (ebd.: 69) die Zukunft des Systems 
wirklich gefährdeten. Seinerzeit schlug er als Ausweg die Installierung einer 
souveränen Mäzenatenherrschaft (vgl. Salomon 2010) vor, in der an die Stelle 
von Zwangssteuern „Geschenke an die Allgemeinheit treten“ sollten, „ohne 
dass der öffentliche Bereich deswegen verarmen müsste“ (ebd.: 69f.). Der neu 
gewonnene Stolz der „Leistungsträger“ werde es schon richten. Im Cicero- 
Aufsatz wird die Vision einer Neuerfindung der Gesellschaft präzisiert: „Es gilt 
eine Integrationsformel höherer Stufe zu finden, kraft welcher eine zunehmend 
heterogene Staatsbevölkerung als Leistungsträgergemeinschaft jenseits der di- 
vergierenden Herkunftskulturen bestimmt wird. Diese Formel kann nur durch 
einen neuen ‚Gesellschaftsvertrag’ zustande kommen, der die Leistungsträger 
aller beteiligten Seiten in die Mitte der sozialen Synthesis rückt.“ (Sloterdijk 
2009). Was hier so nebulös allgemein daherkommt, ist nichts anderes als die 
Aufforderung zur Abschaffung institutionalisierter Solidarsysteme und Rechts- 
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ansprüche für jene „Nicht-Leistungsträger“, die notwendig an die Peripherie 
der sozialen Synthesis geraten, wenn die „Leistungsträger“ in die Mitte rücken. 
Fraglos ist Axel Honneth zuzustimmen, wenn er die Sloterdijksche Argumen- 
tationsweise als „die intellektuelle Ausgeburt eines Klassenkampfs von oben“ 
(Honneth 2009) charakterisiert. 

Wie schon Karen Horn in ihrer Polemik gegen „absolute Demokratie“ ist Slo- 
terdijks Gesellschaftsvertrag der Leistungsträger die vulgarisierte Ideologie einer 
postdemokratischen Elitenherrschaft, die freilich ihrerseits durchaus in einer 
klassischen Tradition liberaler Einschränkung demokratischer Partizipation 
steht (vgl. hierzu Canfora 2006, Losurdo 2008). Was Sloterdijk - ebenso wie 
Horn - verdrängt, ist, dass kapitalistische - also notwendig auf Profitmaximie- 
rung gerichtete - Ökonomie stets Surplusbevölkerung produziert, die von der 
Teilhabe am ökonomischen Leben der Gesellschaft temporär oder „ewig“ aus- 
geschlossen bleibt. Doch auch diejenigen doppeltfreien Lohnarbeiter, die 
nicht in die Reihen der Reservearmee gezwungen oder dauerhaft aus dem Pro- 
duktionsprozess abgedrängt werden, bleiben in „Abhängigkeit von fremder 
Willensmacht“ (Abendroth 1967b: 141) gefangen. Es ist dieser Grundwider- 
spruch von Einschluss und Ausschluss, von formaler Freiheit und materialer 
Abhängigkeit, der innerhalb der bürgerlichen Gesellschaft notwendig bestehen 
bleibt. Das Sloterdijk-Projekt versteht sich als langfristige hegemoniale Strate- 
gie, als „Reformation“ (Sloterdijk 2009). Sein Aufruf zum „antifiskalischen 
Bürgerkrieg“ (Sloterdijk 2010: 67) ist - in der Terminologie Gramscis gespro- 
chen - weit eher als Stellungs- denn als Bewegungskrieg konzipiert. Auch des- 
halb sollte man nicht, bloß weil erste Versuche der FDP, Elemente aus ihm in 
praktische Politik umzusetzen, vorerst zu scheitern scheinen, vorschnell auf 
seine Wirkungslosigkeit vertrauen. In der Konsequenz der Sloterdijkschen, wie 
der Hornschen, Politik liegt die Begrenzung des Citoyens auf jene, die eine 
Stellung im Produktionsprozess innehaben. Die Zahnlosigkeit einer bloß 
staatsbürgerlichen Opposition, die den Begriff des Citoyens a priori als dem 
des Bourgeois überlegen und entgegengesetzt begreift, liegt auf der Hand. Die 
Widersprüche antagonistischer Gesellschaften zu fassen und substantielle De- 
mokratie (als unter kapitalistischen Bedingungen stets nur partiell zu verwirk- 
lichendes Projekt, das auch eine weitgehende Wirtschaftsdemokratie ein- 
schließt) zu verfolgen, macht die Kategorie der Klasse ebenso notwendig wie 
die Orientierung auf soziale Kämpfe. In diesem Sinne freilich könnte der 
Blochsche Citoyen, dessen Versprechen nur jenseits von alter wie neuer Bür- 
gerlichkeit eingeholt werden kann, durchaus als Leitbild aktuell bleiben. 
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Matthias Schnath 


Hartz IV oder: Armut anerkannt, gefördert 


und gefordert 


Man mag Armutsbegriffe definieren, Ar- 
mut messen, ihre Auswirkungen proble- 
matisieren, Gegenkonzepte 
Armut in der Bundesrepublik ist eine ge- 
sellschaftliche Tatsache. Die Betroffenen, 
die von Hartz IV „leben“, d.h. ihre Exis- 
tenz fristen müssen, wissen das ohnehin; 
und wenn in dieser oder jener gesell- 
schaftlichen Nische die Lebensweise sub- 


kulturell rationalisiert wird, ändert das an 


entwerfen: 


den gesellschaftlichen Umständen nichts 
- dass nämlich die Nation reich ist. Und 
nicht nur das: ökonomisches Wachstum, 
die Vermehrung von Reichtum, ist ihr 
A&O. Auch wenn die breite öffentliche 
Diskussion sich der Einsicht „Kapitalis- 
mus!“ nicht mehr so recht verschließen 
mag, sich zugleich damit tröstet, dass al- 
lenfalls das Kasino der Finanzabteilung, 
wenn nicht gar nur die Gesinnung von 
deren Akteuren gemeint ist, so ist es Lin- 
ken aus guten Gründen klar, dass jene 
Produktionsweise ganz elementar mit 
Armut einher geht, in der die Akkumula- 
tion von Werten Bedingung des gesell- 
schaftlichen Arbeits- und Lebensprozes- 
ses ist. Diese Gründe hat Marx auf eine 
theoretisch strenge und nahezu akade- 
misch elaborierte Art im Ersten Band des 
Kapitals systematisch dargestellt; erste 
Erkenntnisse lassen sich unschwer durch 
einen nüchternen Blick auf die der Er- 
fahrung bekannten Logiken des (Arbeits-) 
Marktes gewinnen: 


- Eine umfassend tauschvermittelte Öko- 
nomie schließt ihrer ökonomischen Lo- 
gik nach zunächst diejenigen selbst vom 
Allernotwendigsten aus, die keine markt- 
gängige Gegenleistung erbringen können. 
In der Bundesrepublik sind das grob ge- 
schätzt bei einer angenommenen Erwerbs- 
tätigenquote von 50 v.H. vierzig Millio- 
nen Menschen: Kinder, Alte, Behinderte, 
Familienarbeiter/innen. Mit ihrem Le- 
bensunterhaltsinteresse sind sie gesell- 
schaftlich auf ihre Familie verwiesen; die 
Familie verfügt aber im marktwirtschaft- 
lich-arbeitsteiligen Zusammenhang als 
reine Reproduktionsgemeinschaft selbst 
über keine Mittel, ihrem Bedarf entspre- 
chend zu reagieren. 

- Hinzu tritt Arbeitslosigkeit, die nach 
Maßgabe der Marktlogiken eine zusätzli- 
che Eigentümlichkeit aufzeigt: Arbeitslo- 
sigkeit beinhaltet den Ausschluss sogar 
von gegenleistungsfähigen Erwerbsfähi- 
gen von Einkommen. Einkommenslosig- 
keit aufgrund von Arbeitslosigkeit grün- 
det in dem Umstand, dass der geldver- 
mittelte Tausch des Marktes die Konkur- 
renz um Vermögensvergrößerung durch 
Einsatz rentabler, gewinnbringender frem- 
der Arbeit beinhaltet. Arbeitslosigkeit ist 
also nicht nur Folge der Marktlogik, 
sondern kapitalistisch produktiv: Sie er- 
höht den Konkurrenzdruck auf dem Ar- 
beitsmarkt, wirkt darüber für Unterneh- 
men und Unternehmer zusätzlich Kosten 
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senkend. Die Marktfreiheit der einzelnen 
Unternehmen schließt gesamtgesellschaft- 
lich die Macht ein, durch Einsatz mo- 
dernerer Technologie und Entlassungen 
die Produktionskosten zu senken und 
damit den Konkurrenzdruck auf dem 
Arbeitsmarkt erneut so zu verstärken, 
dass Lohnkosten in jedem Falle rentabel 
sind - in der Marx’schen Diktion im 23. 
Kapitel des Ersten Bandes des Kapitals 
„das allgemeine Gesetz der kapitalisti- 
schen Akkumulation“. 

Jedermann ist klar, dass eine solcherma- 
ßen „wachstumsorientierte“ Ökonomie 
ohne politische, also herrschaftliche Ge- 
währleistungen und Eingriffe in die Re- 
sultate der Einkommenskonkurrenz „nicht 
geht“. Das umfasst nicht nur die auch 
von Liberalen beschworene „Ordnung 
des Wettbewerbs“, die sich zu allererst 
dem Schutz der Freiheit von Person und 
Eigentum der „Wettbewerber“ und der 
Geltung ihrer Verträge, darüber hinaus 
der endlosen rechtlichen „Regulierung“ 
der Wettbewerbsbedingungen widmet. 
Verlangt ist vielmehr massive Staatsakti- 
on, die über die ordnungspolitischen Re- 
gelsetzungen hinaus im Wege der hoheit- 
lichen Verpflichtung und Beschlagnahme 
von marktwirtschaftlichen Einkommen 
sich der Ökonomie in großem Umfang 
widmet; er reicht - unter Einbeziehung 
privatwirtschaftlicher Unternehmen in 
öffentlicher Hand - durchaus in die Nä- 
he von Staatsquoten ehemals realsozialis- 
tischer Staaten. Die Sozialausgaben in 
den Haushalten der Gebietskörperschaf- 
ten und der Sozialversicherungen bilden 
darunter den größten Posten. 

Diese Tatsache freilich ist allzu leicht ge- 
eignet, den Blick zu trüben. Dass näm- 
lich der Lebensunterhalt der Bevölkerung 
zu einem großen Umfang (nur) im Wege 
verpflichtender und enteignender politi- 
scher Umverteilung zu sichern ist, be- 
gründet die abstrakte Erwartung guter 
Politik - „gut“ darin, dass sie für Gerech- 


tigkeit, sozialen Ausgleich sorge und so 
individuelles Wohl ermögliche. Genau 
damit wird aber die zu Grunde liegende 
Marktlogik, die Gefährdungen des Le- 
bensunterhalts bewirkt und benötigt, an- 
erkannt. Gemessen an Inhalt und Wirk- 
geschichte der Marx’schen Erkenntnisse 
liegt in dieser abstrakt-politischen Be- 
trachtungsweise eine gewisse doppelte 
Ironie: 

Marx hatte - zum einen - längst vor Be- 
ginn seiner systematischen politisch-öko- 
nomischen Studien ausgiebig den Stand- 
punkt des politischen Idealismus kriti- 
siert. Die Schriften in Band 1 der Marx- 
Engels-Werke sind voll davon, darunter 
aus dem Jahre 1844 „Kritische Randglos- 
sen zu dem Artikel ‚Der König von 
Preußen und die Sozialreform. Von ei- 
nem Preußen’“, in dem es heißt: „Den 
Widerspruch zwischen der Bestimmung 
und dem guten Willen der Administrati- 
on einerseits, und ihren Mitteln wie ih- 
rem Vermögen andererseits, kann der 
Staat nicht aufheben, ohne sich selbst 
aufzuheben, denn er beruht auf diesem 
Widerspruch. Er beruht auf dem Wider- 
spruch zwischen dem öffentlichen und 
dem Privatleben, auf dem Widerspruch 
zwischen den allgemeinen Interessen und 
den Sonderinteressen. Die Administrati- 
on muss sich daher auf eine formelle und 
negative Tätigkeit beschränken, denn wo 
das bürgerliche Leben und seine Arbeit 
beginnt, eben da hat ihre Macht aufge- 
hört. Ja, gegenüber den Konsequenzen, 
welche aus der unsozialen Natur dieses 
bürgerlichen Lebens ..., dieses Privatei- 
gentums, dieses Handels, dieser Industrie, 
.. entspringen, diesen Konsequenzen ge- 
genüber ist die Ohnmacht das Naturge- 
setz der Administration. Denn diese Zer- 
rissenheit, ... dies Sklaventum der bürger- 
lichen Gesellschaft ist das Naturfunda- 
ment, worauf der moderne Staat ruht. ... 
Je mächtiger der Staat, je politischer da- 
her ein Land ist, um so weniger ist es ge- 


Hartz IV oder: Armut anerkannt, gefördert und gefordert 413 


neigt, im Prinzip des Staats, also in der 
jetzigen Einrichtung der Gesellschaft, de- 
ren tätiger, selbstbewusster und offizieller 
Ausdruck der Staat ist, den Grund der 
sozialen Gebrechen zu suchen und ihr 
allgemeines Prinzip zu begreifen. Der po- 
litische Verstand ist eben politischer 
Verstand, weil er innerhalb der Schran- 
ken der Politik denkt. Je geschärfter, je 
lebendiger, desto unfähiger ist er zur 
Auffassung sozialer Gebrechen. ... Das 
Prinzip der Politik ist der Wille. Je einsei- 
tiger, das heißt also, je vollendeter der 
politische Verstand ist, umso mehr 
glaubt er an die Allmacht des Willens, 
umso blinder ist er gegen die natürlichen 
und geistigen Schranken des Willens, 
umso unfähiger ist er also, die Quelle so- 
zialer Gebrechen zu entdecken.“ (MEW 
1: 401f.). 

Zum anderen, und diese Ironie ist bitter, 
hat die Sozialdemokratie in ihrer politi- 
schen Entwicklung ausgerechnet der 
Marx’schen Klassenanalyse, nämlich der 
Analyse der entwickelten Formen der 
Ökonomie des Privateigentums mit ihren 
gegensätzlichen bürgerlichen Erwerbs- 
quellen, letztendlich eine Wendung ge- 
geben, die alle Belange der Arbeiterschaft 
und sonstiger „sozialer Fragen“ auf jenen 
„politischen Standpunkt“ und die Prin- 
zipien der bürgerlichen Gesellschaft und 
des Staates verpflichtet. Die letztlich sys- 
tematischen Gegensätze der gesellschaftli- 
chen Interessen hat sie schlussendlich end- 
gültig aus dem öffentlichen Bewusstsein 
getilgt - und dafür steht u.a. „Hartz IV“. 
Im Vordergrund stand dabei zunächst 
die Interpretation der Marx’schen Klas- 
senanalyse als eine Frage gleicher Rechte, 
als Frage politischer und ökonomischer 
Gleichberechtigung. Seit Bismarck hat 
die Politik das darin liegende Angebot 
zur Integration in die bürgerliche Kon- 
kurrenzgesellschaft aufgegriffen und nach 
nationalökonomischen Notwendigkeiten 
ausgestaltet: politische Zulassung der So- 


zialdemokratie, Anerkennung der Ge- 
werkschaften nach Maßgabe einer gere- 
gelten, friedlichen Konkurrenz der Ver- 
bände des Kapitals und der Arbeit, be- 
gleitet von einer Sozialgesetzgebung, die 
soziale Risiken zuerst sporadisch im Inte- 
resse der Spaltung der Arbeiterschaft, 
dann zunehmend umfassend als „indivi- 
duelle Lebensrisiken der Wettbewerbsge- 
sellschaft“ in den Blick genommen hat. 
Insofern hat die politische Entwicklung 
Marx in dem Ausspruch, die Administra- 
tion müsse sich auf eine „formelle und 
negative Tätigkeit beschränken“, auf ihre 
Weise korrigiert - staatliche Sozialpolitik 
in der Bundesrepublik bemächtigt sich 
mittels ihrer „formellen“ = gesetzgeben- 
den Tätigkeit der Einkommen der bür- 
gerlichen Gesellschaft, und wird positiv: 
Sie bestimmt weitgehend die Einkom- 
men - zumindest die der „sozial Schwa- 
chen“. In der Ausgestaltung der entspre- 
chenden Sozialleistungen gibt sie Marx 
damit Recht: Die „positive“ Staatstätig- 
keit verpflichtet die von ihr Abhängigen 
auf Wettbewerb und Familie - und damit 
auf ihre ökonomische Abhängigkeit von 
den „arbeitgebenden“ Unternehmen. Die 
Gesetze der sozialen Sicherheit lassen 
nämlich die Absicherung als Verpflich- 
tung auf Konkurrenzinteressen und -not- 
wendigkeiten, auch und gerade in der 
Arbeiterschaft, in nahezu jeder Regelung 
erkennen: 

- Die Sozialversicherungen mit ihren 
Lohnersatzleistungen (Altersrente, Ar- 
beitslosen- und Krankengeld, Unfallren- 
ten) auferlegen den aktuell in der Ein- 
kommensklasse „abhängige 
beit“ aktiv Beschäftigten mittels Zwangs- 
umlagen die Lebensunterhaltskosten für 
deren „passiven“ Mitglieder, formieren 
sie insgesamt zum Stand der „Sozialver- 
sicherten“, dehnen zugleich die mit den 
Lohnformen der kapitalistischen Betriebe 
ins Werk gesetzte Leistungskonkurrenz 
auf das ganze Leben aus. 


Erwerbsar- 
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- Die familienstützenden Leistungen 
(Kinder-, Wohngeld, BAföG, Erziehungs- 
bzw. Elterngeld) kompensieren nur teil- 
weise die Gleichgültigkeit des marktwirt- 
schaftlichen Leistungslohns gegen die 
Bedarfe derer, die davon leben müssen, 
und beinhalten deswegen die (An-)For- 
derung, die Funktionalität der Privat- 
sphäre für die Bedarfe der bürgerlichen 
Wettbewerbsgesellschaft allein aus unmit- 
telbarer gegenseitiger Verantwortung, also 
idealistisch, zu organisieren. 

Auf der Grundlage der politischen Aner- 
kennung des Gegensatzes von Kapital 
und Arbeit, gleichbedeutend mit der na- 
tionalen Vereinnahmung der Arbeiterbe- 
wegung, verfolgte eine Politik der „sozia- 
len Sicherheit“ also den Gesichtspunkt, 
die Interessen der abhängig Beschäftigten 
in einem nur bürgerlichen Sinne zu wah- 
ren: Ausbau der Sozialversicherungen 
und von familienstützenden Leistungen 
in einer Weise, die durch Umverteilung 
von Lohnbestandteilen und Steuermit- 
teln die Lohnunterschiede des Arbeits- 
marktes sozialrechtlich auf das gesamte 
Leben erstreckt, in diesem Sinne einen 
Arbeiterstand 
ermöglichte und verlangte - nach Maß- 
gabe der kapitalistischen Bedingung, dass 
Rentabilität, also das Wachstum der Un- 
ternehmen, die stets erweiterte Macht des 
produktiven Eigentums über die Arbeit 
gewahrt bleiben. 

Seitdem die Wachstumsraten zu wün- 


konkurrenzorientierten 


schen übrig lassen, hat die Politik von 
der umfassend gesteigerten Abhängigkeit 
des Lebensunterhalts von staatlichen Re- 
gelungen tatkräftig im Interesse eines 
rentablen nationalen Lohnniveaus 
Gebrauch gemacht. Unter den Stichwor- 
ten „Sozialhaushalte* und „Lohnneben- 
kosten“ wurden zunächst Beitragszahler 
und Leistungsempfänger über Jahrzehnte 
so gegeneinander ausgespielt, dass Kran- 
ke, Arbeitslose und Rentner mit niedrige- 


ren Leistungen und aktiv Beschäftigte 


mit höheren Beiträgen gleichermaßen für 
ein rentables nationales Lohnniveau zu 
haften hatten. Zugleich, erstmals durch- 
gesetzt mit der Einführung der Pflegever- 
sicherung 1994, ersonn die Sozialpolitik 
die Idee „aktivierender“ Sozialleistungen, 
also solcher Transferleistungen, die nicht 
mehr der - wenn auch relativierten - Ab- 
sicherung eines Lebensstandards, sondern 
der Rückgabe der Risiken an die Betrof- 
fenen, „der Stärkung von Eigenverant- 
wortung“ dienten. Tatkräftig unterstützt 
von der Partei der „Neuen“ sozialen Be- 
wegungen, den Grünen, machte sich die 
deutsche Sozialpolitik daran, die in der 
„alten“ Sozialen Frage enthaltene Würdi- 
gung des Umstands, dass die Erwerbs- 
quelle abhängige Arbeit mit System ge- 
fährdet ist, zu überwinden. In Arbeits- 
marktreform und Hartz-Gesetzgebung 
schließlich bekennt sie sich auf ihre Wei- 
se zum „allgemeinen Gesetz der kapitalis- 
tischen Akkumulation“: staatlich regu- 
lierte Armut plus Deregulierung im Ar- 
beitsrecht als Hebel zur produktiven 
Senkung des nationalen Lohnniveaus. 

So gesehen, sind die Hartz-IV-Reformen 
ein großer Erfolg: „Armut per Gesetz“ 
plus erweiterte rechtliche Freiheiten beim 
„Arbeitgeben“ haben die Konkurrenz am 
Arbeitsmarkt derartig verschärft, dass die 
deutsche 
Anspruch widmen kann, den gesamten 
Weltmarkt mit Hightech- 
Produkten zu beherrschen, 
zugleich Berechnungen ihrer abhängig 
Beschäftigten mit einem kalkulierbaren 
Verhältnis von Leistung und Lebensun- 
terhalt radikal relativiert werden. Das 


Nationalökonomie sich dem 
rentablen 
indem 


findet sich anteilnehmend umschrieben 
in den Stichworten „prekäre Beschäfti- 
gungsverhältnisse“ und „Flexibilisierung“, 
bezeichnet tatsächlich die verschärfte 
Unterordnung von Lebensunterhalt und 
Lebenszeit der Bevölkerung unter die 
Wettbewerbskonjunkturen der Unter- 


nehmen. Der Erfolg ist aber nicht nur 
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ein politisch-ökonomischer, sondern 
auch ein ideologischer: Ausgerechnet zu 
dem Zeitpunkt, an dem die Nation sich 
zu ihrem Kapitalismus selbst noch in 
Fragen der Sozialpolitik bekennt, wird 
kaum noch über die Natur der kapitalis- 
tischen Einkommensquellen, sondern 
abstrakt über „Zumutbarkeit“, „Gerech- 
tigkeit“ und „sozialen Zusammenhalt“, 
in Marx’ Worten: rein „politisch“ gestrit- 
ten. Die politischen Parteien können es 
sich sogar leisten, bei der öffentlichen 
Erörterung anstehender Weiterentwick- 
lungen diese ideologische Seite ganz in 
den Vordergrund zu stellen: 

Das Koalitionsprogramm der schwarz- 
gelben Regierung sorgt sich um die Pfle- 
ge des Aufstiegswillens, also der individu- 
ellen Konkurrenzbemühungen an der 
Schnittstelle zwischen Hartz-IV-Leistun- 
gen und Niedriglöhnen. Es bekennt sich 
damit 

- zu einem Lohnniveau, das im „Niedrig- 
lohnsektor“ nicht einmal die Reproduk- 
tion gewährleistet, ebenso 

- zu dem Druck, der von Arbeitslosen 
ausgehen soll, und 

- entwickelt anhand der Zuverdienst- 
und Vermögensfreigrenzen für Hartz-IV- 
Empfänger Regeln, die unter den Armen 
hinreichende Unterschiede der Lebensla- 
gen normieren, auf dass aus Not gebore- 
ne Strebsamkeit zum Sachzwang der Ar- 
menexistenz werde: Niemand soll sich 
mit Hartz-IV-Leistungen „einrichten“. 
Von dem so erzwungenen Aufstiegswil- 
len, Konkurrenzanstrengungen in allen 
Teilen der Gesellschaft, erwartet die Koa- 
lition gesellschaftlichen „Zusammenhalt“. 
Die Sozialdemokratie sorgt sich unter 
dem Stichwort „Gerechtigkeit“ im We- 
sentlichen um ihre eigene Glaubwürdig- 
keit, fordert im Übrigen Mindestlöhne, 
die sich in ihrer Höhe an der staatlichen 
Existenzsicherung orientieren, also er- 
kennbar eher das Ziel einer Entlastung 
des Bundeshaushalts von aufstockenden 


Sozialleistungen denn Teilhabe am wach- 
senden Reichtum verfolgen. Das Bundes- 
verfassungsgericht, 50 Jahre lang im An- 
blick früherer sozialdemokratischer Ver- 
heißungen von allgemein wachsendem 
Lebensstandard zurückhaltend 
Anerkennung entsprechender individuel- 
ler sozialer Rechte, vollzieht eine Wende 
zum „Grünen“ und begründet ein indi- 
viduelles Grundrecht auf - das „Exis- 
tenzminimum“, also rechtlich abgesicher- 
te Armut. Der Vorsitzende der Liberalen 
Partei bringt daraufhin im Namen der 
Nation in Erinnerung, dass für Liberale 
die Freiheit der Armen zu allererst Pflicht 
zur Anstrengung bedeutet - fällt damit 
freilich aus der Rolle im Anblick der na- 
tionalen Zufriedenheit mit deren Pflicht- 
bewusstsein. Einigkeit besteht, wegen 
„unserer“ Zukunft, in der ernsten Sorge 
um die wachsende Kinderarmut, denen 
die Lebenslage ihrer Eltern die Bedin- 
gungen „Persönlichkeitsentwick- 
lung“ verwehrt, die die Heranwachsenden 
in die Lage versetzt, „ihren Lebensunter- 
halt zukünftig aus eigenen Mitteln zu 
bestreiten“ (Bundesverfassungsgericht). 
Weil das Existenzminimum, soll es denn 
zur Existenz in der Wettbewerbsgesell- 
schaft befähigen, individuellen Unter- 
schieden Rechnung tragen muss, wird ein 
Verfassungsgebot zur Individualisierung 
erlassen - beschränkt auf extreme Fälle. 
Und so ist den politischen Bürokratien 
in den kommenden Monaten aus Grün- 
den der Staatsräson die nicht ganz einfa- 
che Aufgabe gestellt, willkürfrei ein Exis- 


in der 


einer 


tenzminımum zu definieren, das der 
„marktwirtschaftlichen Eigenverantwor- 
tung und Leistungsgerechtigkeit“ genüge 
tut, deswegen die Leistungen an Kinder 
zu erweitern, ohne die Eltern aus dem 
Lohnabstandsgebot zu entlassen. Und 
parallel bemüht sich die Koalition, die 
nivellierende Wirkung der Beitragsbemes- 
sung in der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung aufzuheben, also auch unter den 
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aktiv Beschäftigten die Lohndifferenzen 
mit den Hebeln des Sozialrechts zu er- 
höhen. 

Eine wie auch immer motivierte Opposi- 
tion gegen die gesellschaftliche Tatsache 
Armut tut deswegen gut daran, nicht nur 
die in jeder Empörung bekundete Ge- 
wissheit zum Ausdruck zu bringen, dass 
Armut gemacht und gewollt ist - sie ist 
mit System, nämlich aus ökonomischen 
Gründen gewollt. Sie sollte sich dem stel- 
len, dass Armut in der Bundesrepublik 
obendrein auf eine grundsätzliche Weise 
gesellschaftlich akzeptiert ist; das zeigen 
die Maßstäbe, an denen sie im allgemei- 
nen allenfalls problematisiert wird (etwa 


Gleichheit, Gerechtigkeit, Zusammenhalt, 
ja sogar Menschenwürde): Diesen Ideen 
ist durchweg gemeinsam, dass der soziale 
Charakter der Erwerbsquelle Lohnarbeit 
als systematischer Armutsgrund durch- 
weg nicht (mehr) zur Sprache kommt. 
Wer sich ihrer ohne Rekurs auf die bür- 
gerliche Organisation der Arbeit bedient, 
befördert die mit der Hartz-Gesetzge- 
bung erreichte Politisierung: er schärft 
den abstrakt „politischen“ auf Kosten 
des „sozialen“ Verstandes. Solch politi- 
scher Idealismus liefert sich selbst noch 
im Denken dem Realismus der sozialen 
Verhältnisse aus: In denen aber ist Armut 
nützlich. 
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3. Kapitalistische Industrialisierung, Materie, Energie und Entropie 


Thermodynamische Überlegungen zu Fragen der Energieerhaltung, der entro- 
pischen Dissipation durch Reibung sowie zur Wechselwirkung physikalischer 
Kräfte spielen im ersten Band des Kapital eine zentrale Rolle. Sie finden sich 
vor allem im Kapitel über Maschinerie und große Industrie, das den zentralen 
Teil der Marxschen Untersuchung der industriellen Entwicklung im Kapita- 
lismus darstellt. 


3.1 Energie, Reibung und biochemische Prozesse 
in der kapitalistischen Industrie 


Bei der Beschreibung der industriellen Revolution geht Marx davon aus, dass 
das Maschinensystem „aus drei wesentlich verschiednen Teilen [besteht], der 
Bewegungsmaschine, dem Transmissionsmechanismus, endlich der Werk- 
zeugmaschine oder Arbeitsmaschine* (MEW 23: 393). Danach zeichnet sich 
die auf Maschinen basierende Produktion durch die Übertragung von Kräften 
von einem Teil des Systems auf einen anderen aus - beginnend mit der Bewe- 
gungsmaschine, die „als Triebkraft des ganzen Mechanismus“ wirkt, über den 
Transmissionsmechanismus, der die Bewegung regelt und sie auf die Werk- 
zeugmaschinerie überträgt, welche „den Arbeitsgegenstand anpackt und 
zweckgemäß verändert“ (ebd.). Dieses Modell ist stark von Marx’ Auseinan- 
dersetzung mit Problemen der Energieerhaltung und der Mechanik der Ener- 
gieübertragung geprägt (Baksi 1996: 274-278). 

In einem Brief an Engels, in dem er seine Recherchen für das Kapitel über die 
Maschinerie beschrieb, schrieb Marx 1863, dass er nicht nur seine Hefte mit 
Auszügen über technische Literatur nachgelesen, sondern auch einen prak- 
tisch-experimentellen Kurs bei Prof. Willis belegt habe, den dieser für Arbeiter 
hielt (MEW 30: 320). Der Dozent, den er hier erwähnt, war Reverend Robert 
Willis (1800-1875), ein brillanter britischer Architekt und Ingenieur, der ab 
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1837 eine Professur für Natur- und Experimentalphilosophie an der Universi- 
tät Cambridge innehatte. Betrachtet man die Arbeitsmodelle, die Willis selbst 
entwickelt und in seinen Unterricht integriert hat, ist klar, dass die Mechanik 
der Energietransmission ein zentrales Thema seiner Vorträge bildete (Willis 
1851). Der Technologiepädagoge Eric Parkinson schreibt dazu: „Willis entwi- 
ckelte einen speziellen Konstruktionsbausatz, um seinen Studenten bestimmte 
mechanische Prinzipien zu demonstrieren. Die verschiedenen Komponenten 
des Bausatzes ließen sich während des Vortrags schnell und präzise zusam- 
menzufügen, einzeln wieder entfernen oder umbauen.“ (Parkinson 1999: 67)! 
Diese praktischen Vorträge und Experimente führten Marx vor dem Hinter- 
grund seiner theoretischen und historischen Studien zu der Auffassung, dass 
die industrielle Revolution nicht mit dem Antriebsmechanismus und dessen 
Energiequellen begann, sondern mit der Werkzeugmaschine - insbesondere 
mit der Mechanisierung derjenigen Arbeiten, die die Bearbeitung der für die 
Industrialisierung zentralen Materialien betraf. Im Kapital stellt Marx fest: 

„Die ganze Maschine [ist] nur eine mehr oder minder veränderte mechanische Ausgabe des alten 
Handwerksinstruments (...). Die Werkzeugmaschine ist also ein Mechanismus, der nach Mittei- 
lung der entsprechenden Bewegung mit seinen Werkzeugen dieselben Operationen verrichtet, 


welche früher der Arbeiter mit ähnlichen Werkzeugen verrichtete. Ob die Triebkraft nun vom 
Menschen ausgeht oder selbst wieder von einer Maschine, ändert am Wesen der Sache nichts.“ 


(MEW 23: 393£.) 

Diese ganzen Überlegungen stellen einen „Zusammenhang menschlicher Ge- 
sellschaftsverhältnisse mit der Entwicklung dieser materiellen Produktionswei- 
sen“ (MEW 30: 321) her. Die Tatsache, dass der Kapitalist das Werkzeug vom 
Arbeiter trennt und in eine Maschine einfügt - und die daran anschließende 
wissenschaftliche Verbesserung der Maschinerie zum Zwecke der Profitmaxi- 
mierung - setzt jedoch voraus, dass die soziale Trennung des Arbeiters von 
den Produktionsmitteln bereits vollzogen ist.° Die historische Bedeutung der 
Veränderung der sozialen Beziehungen und der damit korrespondierende Vor- 
rang der Werkzeugmaschinen gegenüber Energiequellen und mechanischen 
Konstruktionen, hielt Marx jedoch nicht davon ab, die zentrale Rolle der Ener- 
gieversorgung und -übertragung für die industrielle Revolution zu betonen. 
Der Mechanisierungsprozess bedeutete, dass die Werkzeuge von der Begrenzt- 
heit der Arbeitskraft des einzelnen Arbeiters befreit wurden. „Vorausgesetzt, 
daß er (der Arbeiter) nur noch als einfache Triebkraft wirkt, also an die Stelle 
seines Werkzeugs eine Werkzeugmaschine getreten ist, können Naturkräfte ihn 


1 Parkinson fügt hinzu, dass Willis modellbasierter Zugang „neue Standards in der Mechanik- 
ausbildung gesetzt hat. Willis war ganz klar ein führender Vertreter seines Fachs, etablierte 
eine neue, praxisorientierte Lehrmethode und erreichte mit seinen Ideen viele zukünftige 
und einflussreiche Ingenieure“ (ebd. 67). 

2 Eine genauere Auseinandersetzung mit Marx’ Analyse der kapitalistischen Entwicklung und 
Anwendung der Wissenschaften als einer Form der Entfremdung der Arbeiter von ihren 
Produktionsmitteln findet sich bei Burkett (1999: 158-163). 
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jetzt auch als Triebkraft ersetzen“ (MEW 23: 396). Ist das Werkzeug erst ein- 
mal in einer Maschine installiert, kann es durch unterschiedliche Energiequel- 
len und auf viel höherem Energieniveau angetrieben werden. In der Tat geht 
der wachsende Maschineneinsatz Hand in Hand mit der Einschränkung der 
Anwendung menschlicher Arbeitskraft als Antriebskraft: 

„Die Erweitrung des Umfangs der Arbeitsmaschine und der Zahl ihrer gleichzeitig operierenden 
Werkzeuge bedingt einen massenhafteren Bewegungsmechanismus, und dieser Mechanismus zur 
Überwältigung seines eignen Widerstands eine mächtigere Triebkraft als die menschliche, abge- 
sehn davon, daß der Mensch ein sehr unvollkommnes Produktionsinstrument gleichförmiger 
und kontinuierlicher Bewegung ist.“ (MEW 23: 396) 

Der Ersatz der Arbeitskraft durch andere Antriebskräfte beginnt mit der „An- 
wendung von Tieren, Wasser, Wind“ als Bewegungskräfte und führt zur Ent- 
wicklung der kohlegetriebenen Dampfmaschinen (MEW 23: 395). Im Zusam- 
menhang mit der Entwicklung des Motors und seiner Antriebsquellen als 
Antwort auf den wachsenden Energiebedarf (der wiederum auf zunehmend 
komplexe und große Systeme von Werkzeugmaschinen zurückzuführen ist) 
betont Marx auch die Rolle der Reibung als fundamentalen entropischen Pro- 
zess.’ Fr stellt fest, dass „die Erweitrung des Umfangs der Arbeitsmaschine und 
der Zahl ihrer gleichzeitig operierenden Werkzeuge (...) einen massenhafteren 
Bewegungsmechanismus“ sowie eine Erweiterung der Motorenstärke bedingt 
(MEW 23: 397). Im Zuge des Industrialisierungsprozesses stellte sich daher die 
Frage, wie der wachsende Energiebedarf befriedigt werden konnte. Denn die 
Wasserkraft, welche in England bis dahin als Hauptenergiequelle genutzt wor- 
den war, erwies sich zunehmend als unzureichend: 

„Die Anwendung der Wasserkraft überwog (...) schon während der Manufakturperiode. Man hat- 
te bereits im 17. Jahrhundert versucht, zwei Läufer und also auch zwei Mahlgänge mit einem 
Wasserrad in Bewegung zu setzen. Der geschwollne Umfang des Transmissionsmechanismus ge- 
riet aber jetzt in Konflikt mit der nun unzureichenden Wasserkraft, und dies ist einer der Um- 
stände, der zur genauem Untersuchung der Reibungsgesetze trieb“ (MEW 23: 397). 

An dieser Stelle zeigt sich Marx’ akkurates Verständnis davon, wie Wasser und 
Dampf als zeitgenössische Energietechnologien die frühe Geschichte der In- 
dustrialisierung beeinflussten. Obwohl der Beginn der industriellen Revolution 
für gewöhnlich mit den Jahren 1760 oder 1780 assoziiert wird, blieb Wasser- 
kraft in der britischen Industrie noch bis weit ins 19. Jahrhundert hinein die 
Hauptantriebskraft. Im 18. und frühen 19. Jahrhundert erforschten Wissen- 
schaftler und Ingenieure wie Parent, Smeaton, Deparcieux, Lazare Carnot die 
Effizienzanforderungen an die Wasserkraft, das Reibungsproblem und - im 


3 Dass Engels ebenfalls ein großes Interesse an der Reibung hatte, allerdings stärker theoretisch 
motiviert war, geht aus etlichen Passagen in der Dialektik der Natur hervor. Dies erklärt viel- 
leicht auch, warum Georgescu-Roegen diese Arbeit sehr schätzte (Martinez-Alier 1997: 231). 
Kaum verständlich ist allerdings, wie Georgescu-Roegen die praktischen Abhandlungen über 
das Problem der Reibung im Kapital übersehen konnte. 
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Fall von Lazare Carnot - auch die maximale Effizienz unter idealen Wasser- 
flussbedingungen. Trotz der Verbesserung von Watts’ Dampfmaschine, bot 
das Wasserrad zu dieser Zeit noch die weitaus beste Form der Antriebskraft. 
Die Dampfmaschine wurde dagegen eher ergänzend zur Wasserkraft eingesetzt. 
Nichts desto trotz führte die zunehmende Effizienz der Dampfmaschine zu- 
sammen mit ihrer flexiblen Einsatzmöglichkeit (die Regionen, in denen Was- 
serkraft überhaupt zur Verfügung stand, vor allem in Schottland und im Nor- 
den Englands, waren bereits weitgehend industriell erschlossen) im Laufe des 
19. Jahrhunderts zur Verdrängung der Wasserkraft (Cardwell 1971: 67-88; 
Lindley/Kelvin 2004: 64-65). 

Nicht nur war Marx sich dieser Entwicklungen bewusst, in seinen Überlegun- 
gen scheint er auch die Tatsache zu reflektieren, dass der schottische Physiker 
James Thomson und sein Bruder William Thomson (der spätere Lord Kelvin) 
erst über ihre praktischen Experimente mit Wasserreibung zur Erforschung der 
Thermodynamik kamen (Smith 1998: 39, 48). Es war William Thomson, der 
Sadı Carnots bis dahin weitgehend unbekannte Arbeit über die Thermodyna- 
mik im Jahr 1824 entdeckte und dann verbreitete. Der eigentliche Begriff der 
„Ihermodynamik“ (der sich zunächst auf die Gesetze der Wärme als Energie- 
quelle bezog) wurde 1849 von Thomson eingeführt. 

Trotz der gern falsch verstandenen Polemik, die Marx mit Proudhon führte, 
und in der er schlagfertig feststellte, dass „die Handmühle (...) eine Gesell- 
schaft mit Feudalherren (ergibt), die Dampfmühle eine Gesellschaft mit indus- 
triellen Kapitalisten” (MEW 4: 130), war Marx ganz eindeutig nicht der Mei- 
nung, dass die Dampfmaschine für die Entstehung des Kapitalismus oder der 
Industrialisierung verantwortlich war (siehe Foster 2000: 280). Er erkannte, 
dass es die Wasserkraft gewesen war, die die frühe Periode des Merkantilismus 
und der Manufaktur dominiert hatte, der Industrialisierung vorausgegangen 
war und den Weg in die Anfangsphase der Industrialisierung geebnet hatte 
(die Zeit der „Maschinofaktur“). Tatsächlich betont Marx in seiner Analyse, 
dass Dampfkraft erst zu einem Zeitpunkt die Wasserkraft ersetzte, als die Me- 
chanisierung der Produktion (die selbst ein Ergebnis der sich entwickelnden 
sozio-ökonomischen Beziehungen war) zunehmend große Konzentrationen 
und den flexiblen Einsatz von Energie erforderte. 

Insbesondere beobachtete Marx, dass „nachdem erst die Werkzeuge aus Werk- 
zeugen des menschlichen Organismus in Werkzeuge eines mechanischen Ap- 
parats (...) verwandelt“ worden waren, „nun auch die Bewegungsmaschine eine 
selbständige, von den Schranken menschlicher Kraft völlig emanzipierte 
Form“ erhielt. Damit wurde es möglich, „die einzelne Werkzeugmaschine (...) 
zu einem bloßen Element der maschinenmäßigen Produktion“ zu machen. 
Dies setzte jedoch voraus, dass die „Bewegungsmaschine (...) jetzt viele Ar- 
beitsmaschinen gleichzeitig treiben [konnte]. Mit der Anzahl der gleichzeitig 
bewegten Arbeitsmaschinen wächst die Bewegungsmaschine und dehnt sich 
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der Transmissionsmechanismus zu einem weltläufigen Apparat aus“ (MEW 23: 
398F.). Insofern „der Arbeitsgegenstand eine zusammenhängende Reihe ver- 
schiedner Stufenprozesse durchläuft, die von einer Kette verschiedenartiger, 
aber einander ergänzender Werkzeugmaschinen ausgeführt werden“, muss die 
Energiequelle dem erforderlichen Bedarf und den Anforderungen an Flexibili- 
tät und Transmission gerecht werden (MEW 23: 400). Vor allem in den In- 
dustrien, in denen Präzisionsmaschinen maschinell gefertigt werden, „war eine 
jeder Kraftpotenz fähige und doch zugleich ganz kontrollierbare Bewegungs- 
maschine (...) die wesentlichste Produktionsbedingung“ (MEW 23: 405). Die 
materiellen Bedingungen der Anwendung von Wasserkraft, also z.B. der Rei- 
bungsverlust, die Kontrollierbarkeit und die Transportmöglichkeit von Wasser, 
schloss deren Nutzung über ein gewisses Niveau und bestimmte Orte und Re- 
gionen hinaus aus. 

„Indes war auch der Gebrauch der Wasserkraft als herrschender Triebkraft mit erschwerenden 
Umständen verbunden. Sie konnte nicht beliebig erhöht und ihrem Mangel nicht abgeholfen 
werden, sie versagte zuweilen und war vor allem rein lokaler Natur. Erst mit Watts zweiter, sog. 
doppelt wirkender Dampfmaschine war ein erster Motor gefunden, der seine Bewegungskraft 
selbst erzeugt aus der Verspeisung von Kohlen und Wasser, dessen Kraftpotenz ganz unter 
menschlicher Kontrolle steht, der mobil und ein Mittel der Lokomotion (...), und universell in 
seiner technologischen Anwendung, in seiner Residenz verhältnismäßig wenig durch lokale Um- 
stände bedingt. “ (MEW 23: 397f.) 

Offensichtlich spielen bei der Betrachtung der Energetik der kapitalistischen 
Industrialisierung im Kapital auch die Stoffe eine wichtige Rolle („matter mat- 
ters“). Vor diesem Hintergrund wird auch verständlich, warum Marx der phy- 
sikalischen Abnutzung der Maschinerie so viel Aufmerksamkeit schenkte. Im 
Kapitel über Maschinerie und große Industrie heißt es: 

„Der materielle Verschleiß der Maschine ist doppelt. Der eine entspringt aus ihrem Gebrauch, 
wie Geldstücke durch Zirkulation verschleißen, der andre aus ihrem Nichtgebrauch, wie ein un- 
tätig Schwert in der Scheide verrostet. Es ist dies ihr Verzehr durch die Elemente. Der Verschleiß 
erster Art steht mehr oder minder in direktem Verhältnis, der letztre zu gewissem Grad in umge- 
kehrtem Verhältnis zu ihrem Gebrauch.“ (MEW 23: 426) 

Dieser materielle Verschleiß ist zentral für die Analyse der Kosten, die durch 
den Ersatz und die Reparatur des fixen Kapitals entstehen (siehe das achte 
Kapitel im zweiten Band des Kapital). Marx unterscheidet hierbei zwischen 
Verschleiß durch „täglichen Gebrauch“ und durch „Naturkräfte“ und zeigt 
entlang zahlreicher realer Beispiele, wie die notwendige Arbeit durch unter- 
schiedliche Arten von Verschleiß in Warenwert verwandelt wird. 

Neben dem Reibungsargument gibt es einen weiteren wichtigen Grund dafür, 
dass Marx in seiner Analyse der Industrie nicht dem Energiereduktionismus 
verfällt: Er war sich bewusst, dass die fortschreitende „Vervollkommnung der 
gesellschaftlichen Kräfte der Arbeit“ im Kapitalismus nicht nur Maschinen 
und ihre Antriebskräfte betraf, sondern auch die „Anwendung chemischer und 
andrer natürlicher Kräfte“ - und zwar in einer Art und Weise, die nicht auf 
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reine Energieübertragung reduzierbar ist (MEW 16: 127; Hervorh. i. O.). Am 
deutlichsten wird dies in Marx’ Analyse der kapitalistischen Landwirtschaft, in 
der die „bewußte, technologische Anwendung der Wissenschaft“ zum Zwecke 
der Profitmaximierung auf die Grenzen der „ewige(n) Naturbedingung dau- 
ernder Bodenfruchtbarkeit* und deren notwendige Basis stößt, den „Stoff- 
wechsel zwischen Mensch und Erde“ (MEW 23: 527f.). Allerdings gibt es in 
jedem Produktionsprozess einen biochemischen Anteil, insofern etwas „dem 
Rohmaterial zugesetzt [wird], um darin eine stoffliche Veränderung zu bewir- 
ken, wie Chlor zur ungebleichten Leinwand, Kohle zum Eisen, Farbe zur Wol- 
le“ (MEW 23: 197). „In allen diesen Fällen“, wie Marx es im Zuge seiner Über- 
legungen zur Wertakkumulation ausdrückt, „besteht also die Produktionszeit 
des vorgeschoßnen Kapitals aus zwei Perioden: Einer Periode, worin das Kapi- 
tal sich im Arbeitsprozeß befindet; einer zweiten Periode, worin seine Fxistenz- 
form - die von unfertigem Produkt - dem Walten von Naturprozessen überlas- 
sen ist, ohne sich im Arbeitsprozeß zu befinden“ (MEW 24: 242). Derartige bio- 
chemische Produktionsprozesse reduzieren offensichtlich die Relevanz von Ana- 
lysen, die sich ausschließlich auf der energetischen Ebene bewegen.‘ 

Für Podolinsky bestand das Hauptziel des Sozialismus darin, die Akkumulati- 
on von Energie auf der Erde durch eine möglichst effiziente Nutzung der per- 
fekten ‚menschlichen Arbeitsmaschine’ zu maximieren - eine Analogie, die 
von Carnots idealem Kreislaufprozess abgeleitet war (Carnot 1977). Carnots 
Modell war jedoch ein abstraktes und isoliertes System - ein rein theoretisches 
Konstrukt, das dazu diente, die maximale Effizienz thermischer Maschinen 
unter idealen Bedingungen zu erforschen. Obwohl es sich dabei um den 
Grundstein zur Entwicklung der Thermodynamik handelte, war sein Idealmo- 
dell auf der Grundlage umkehrbarer Prozesse entwickelt worden. Carnots Zyk- 
lus abstrahierte also gerade von irreversiblen Prozessen wie Leitung, Reibung, 
Erschütterung etc., die später als besondere Erscheinungen der Entropie ange- 
sehen werden sollten (der zweite Hauptsatz der Thermodynamik). Podolinskys 
Fehler bestand also darin, das Modell eines isolierten Systems auf die mensch- 
liche Produktion anwenden zu wollen, welche vielmehr als offenes und dissi- 
patives System verstanden werden muss. Indem Podolinsky der menschlichen 
Arbeit die Charakteristika von Carnots perfekter Maschine zuschrieb (kom- 
plette Umkehrbarkeit von Prozessen und daher die Abwesenheit von Entro- 
pie), negierte seine Analyse gerade die Relevanz des zweiten Hauptsatzes der 
Thermodynamik für die menschliche Produktion. Podolinskys Modell scheint 


4 Ted Benton hat diese Art von Prozessen als „eco-regulated“ bezeichnet (Benton 1989: 51-86). 
Eine detaillierte Entgegnung auf Bentons Behauptung, Marx beziehe solche Prozesse nicht 
in seine Analyse sein, findet sich bei Burkett (1998: 125-133; 1999: 41-47). Es sollte darauf 
hingewiesen werden, dass komplexe energetische Ansätze die qualitativen Aspekte biochemi- 
scher Prozesse zwar nicht leugnen, jedoch ebenfalls einer Art Energiereduktionismus neigen, 
Für ein zeitgenössisches Beispiel siehe etwa die Arbeit von Smil (1991). 
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zuweilen sogar über Carnots idealen Kreislauf hinauszugehen, wenn er nahe- 
legt, dass Menschen durch die einfache Verausgabung ihrer Arbeitskraft (also 
ohne zusätzliche Energiezufuhr abgesehen von ihrer eigenen) einen Nettozu- 
wachs an Arbeit erzeugen können, also sozusagen ihre eigene Maschine befeu- 
ern könnten. Dies wäre ein perpetuum mobile, eine Situation, die auch Car- 
not nicht für möglich hielt, da hier alle physikalischen Gesetze gebrochen 
würden (vgl. z.B. Giampietro/Mayumi 2004: 617-631). 

Angesichts der Tatsache, dass Podolinskys Analyse der Arbeit die entropischen 
Prozesse der Produktion unter realen Bedingungen ignoriert, ist es alles andere 
als überraschend, dass seine Berechnungen der Energieausgaben extrem verein- 
facht waren, insbesondere an den Stellen, an denen er sie auf die Industrie 
anwandte. Engels schrieb: 

„Bei der Industrie hört vollends alle Berechnung auf: die dem Produkt hinzugefügte Arbeit läßt 
sich meist gar nicht mehr in WE [Wärmeeinheiten] ausdrücken. Wenn dies z.B. bei einem Pfund 
Garn allenfalls noch angeht, indem dessen Zähigkeit und Widerstandsfähigkeit sich mit Ach und 
Krach noch in einer mechanischen Formel wiedergeben läßt, so erscheint es hier doch schon als 
reine nutzlose Pedanterie und wird schon bei einem Stück Rohtuch, noch mehr beim gebleich- 
ten, gefärbten, gedruckten, absurd. Der Energiewert, den Produktionskosten nach, eines Ham- 
mers einer Schraube, einer Nähnadel ist eine unmögliche Größe.“ (Engels am 19. Dezember 
1882 an Marx, MEW 35: 134). 

Ähnlich wie Marx argumentiert Engels also gegen einen Energiereduktioni- 
mus. Er betont den irreduziblen biochemischen Charakter der menschlichen 
Arbeit und ihrer Produkte sowie die Tatsache, dass Gebrauchswert nicht auf 
reine Energie reduziert werden kann. Die Stoffwechselprozesse im menschli- 
chen Körper, die auf die Interaktionen des Menschen mit seiner physischen 
Umwelt zurückwirken, sind qualitativer Natur und können nicht einfach in 
Energiebilanzen aufgerechnet werden. Hierin stimmt Engels mit vielen späte- 
ren Ökologischen Ökonomen überein (vgl. etwa Georgescu-Roegen 1975; Da- 
ly 1981; für eine weiterführende Diskussion siehe Burkett 2003: 140-141). 

Eine weitere wichtige Beziehung zwischen Marx’ Analyse und der Ökologi- 
schen Ökonomie - insbesondere der Entropie-Schule - betrifft deren Feststel- 
lung, dass die menschliche Produktion in dem Moment die Nachhaltigkeits- 
grenze verletzte, als sie das „solare Energieeinkommen“ überschritt (Daly 1992: 
23). Doch obwohl Daly das post-solare Finkommensregime auf die „vergan- 
genen 200 Jahre“ beschränkt, liefern weder er noch Georgescu-Roegen eine 
strukturelle Erklärung dafür - d.h. eine Erklärung, welche die spezifischen 
Produktionsverhältnisse mit der Entwicklung bestimmter Technologien kom- 
biniert, die auf fossilen Brennstoffen oder anderen Formen des „geologischen 
Kapitals“ beruhen (ebd.; Burkett 2005: 117-153). Wie wir gesehen haben, leis- 
tet Marx’ Analyse der Maschinerie und der großen Industrie (und der indust- 
rialisierten Landwirtschaft im Kapitalismus) genau diese Erklärung für die 
wachsende Gier der industriellen Mechanisierung nach Materie und Energie. 
Neben der Standardinterpretation der Podolinsky-Debatte waren es vielleicht 
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Passagen wie die folgende, die - wenn sie aus dem Kontext gerissen werden - 
die Fehlwahrnehmung, die Marx durch die Ökologischen Ökonomen erfahren 
hat, befördert haben: 

„Zunächst verselbständigt sich in der Maschinerie die Bewegung und Werktätigkeit des Arbeits- 
mittels gegenüber dem Arbeiter. Es wird an und für sich ein industrielles Perpetuum mobile, das 
ununterbrochen fortproduzieren würde, stieße es nicht auf gewisse Naturschranken in seinen 
menschlichen Gehilfen: ihre Körperschwäche und Ihren Eigenwillen.“ (MEW 23: 425) 

Der Begriff „Perpetuum mobile“, den Marx hier benutzt, bezieht sich, wenn 
man den Ausdruck im Kontext betrachtet, auf den gesamten sozialen Mecha- 
nismus hinter der Produktion. Marx beschreibt hier die Entfremdung des Ar- 
beiters von den Produktionsmitteln, wie sie sich aus dessen individueller Per- 
spektive darstellt. „Perpetuum mobile“ meint also die materiell-soziale Klas- 
senbeziehung und keine physische Eigenschaft. Es handelt sich um eine Me- 
tapher, die mit den Gesetzen der Thermodynamik nichts zu tun hat. Marx 
Hauptargument zielt darauf ab, dass „die große Industrie“ im Maschinensys- 
tem „einen ganz objektiven Produktionsorganismus (besitzt), den der Arbeiter 
als fertige materielle Produktionsbedingung vorfindet“ (MEW 23: 407). 

„Als gegliedertes System von Arbeitsmaschinen, die ihre Bewegung nur vermittelst der Transmis- 
sionsmaschinerie von einem zentralen Automaten empfangen, besitzt der Maschinenbetrieb seine 
entwickeltste Gestalt. An die Stelle der einzelnen Maschine tritt hier ein mechanisches Ungeheu- 
er, dessen Leib ganze Fabrikgebäude füllt und dessen dämonische Kraft, erst versteckt durch die 
fast feierlich gemeßßne Bewegung seiner Riesenglieder, im fieberhaft tollen Wirbeltanz seiner zahl- 
losen eigentlichen Arbeitsorgane ausbricht.“ (MEW 23: 402) 

Marx’ Verweis auf die „Arbeitsorgane“ der Maschinenmonster geht zurück auf 
den griechischen Begriff organon, der sich sowohl auf Werkzeuge als auch auf 
körperliche Organe bezieht und somit auf eine Theorie der Naturtechnologie 
hinausläuft. Aus dieser - von Marx aufgenommenen und weitergedachten - 
Perspektive sind Werkzeuge im Prinzip anorganische Erweiterungen der Orga- 
ne des Körpers (Foster/Burkett 2000: 412-413). Die Unterscheidung zwischen 
Organen des menschlichen Körpers und deren instrumentellen Erweiterungen 
hat auch in der Ökologischen Ökonomie eine lange Tradition - allerdings haben 
die Ökologischen Ökonomen diese Begrifflichkeit im Gegensatz zu Marx nie 
in eine Klassenanalyse der Produktion integriert (Daly 1968: 396ff.; Fos- 
ter/Burkett 2001: 452; Foster 2000: 200ff.). Zumindest fällt es nicht schwer, 
sich angesichts der oben zitierten Passage vorzustellen, was Marx wohl über 
Podolinskys Beschreibung des Arbeiters als „perfekte Maschine“, d.h. als idea- 
lisierte Dampfmaschine gedacht haben muss. Podolinsky ist vor allem deshalb 
„auf Abwege gekommen“, weil er den entfremdeten Charakter der Maschinerie 
und mechanisierten Arbeit im Kapitalismus ignorierte und stattdessen, wie es 
Engels in seinem Brief an Marx vom 19. Dezember 1882 formulierte, „einen 
neuen naturwissenschaftlichen Beweis für die Richtigkeit des Sozialismus finden 
wollte und daher Physikalisches und Ökonomisches vermengt hat“ (MEW 35: 
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135). Auch wenn die zeitgenössische Ökologische Ökonomie im Gegensatz zu 
Podolinsky (überwiegend) keine Vertreterin des Sozialismus ist, leidet sie unter 
einem ähnlichen Problem: Sie verwechselt die Physik mit der Ökonomie und 
macht sich keinen Begriff von den tiefgreifenden materiell-sozialen Widersprü- 
chen der kapitalistischen Produktion und der monetären In-Wert-Setzung 
(Burkett 2006). Mit unserer Kritik an der „Podolinsky-Geschichte“ hoffen wir 
den Weg zu einem produktiven Dialog zwischen Marxismus und Ökologi- 
scher Ökonomie zu ebnen, der sich mit den für das zukünftige Überleben der 
Menschheit notwendigen Veränderungen der sozio-ökonomischen Verhältnisse 
auseinandersetzt. Ein wichtiger Punkt dieses Dialogs betrifft den „Durchsatz“ 
(d.h. die in einem Zeitraum verbrauchte oder bearbeitete Menge) von Stoff 
und Energie der durch die kapitalistischen Industrie erzeugt wird. 


3.2 Der Durchsatz von Stoff und Energie im Kapitalismus 


Marx betont, dass die kapitalistische Entwicklung der „Produktivkraft der Ar- 
beit“ abhängig ist „von den Naturbedingungen der Arbeit, wie Fruchtbarkeit 
des Bodens, Ergiebigkeit der Minen usw.“ (MEW 16: 127). Kapitalistische In- 
dustrialisierung ist ein Prozess, in dem „die Wissenschaft Naturkräfte“ unter 
dem Druck von Profitwirtschaft und Wettbewerb „in den Dienst der Arbeit 
zwingt“ (ebd.). Die Natur liefert dem kapitalistischen Unternehmen Gebrauchs- 
werte, die nicht nur als Träger von Wert fungieren, sondern auch als „Gratis- 
naturproduktivkraft der Arbeit” (MEW 25: 754; siehe auch Burkett 1999, Ka- 
pitel 6). Beide Aspekte werden von Marx’ in seiner Analyse der Verarbeitung 
von Rohstoffen im kapitalistischen Akkumulationsprozess behandelt. 

Marx’ Hauptinteresse gilt in diesem Zusammenhang der kapitalistischen Ent- 
wicklung der maschinenbasierten Produktion: Die komplexe Arbeitsteilung 
zwischen konkurrierenden Unternehmen bringt eine historisch einmalige Zu- 
nahme der Arbeitsproduktivität hervor, welche notwendiger Weise mit einer 
beispiellosen Nachfrage nach Rohstoffen einhergeht. Marx stellt fest, dass sich 
„..die wachsende Produktivität der Arbeit gerade in dem Verhältnis aus[drückt], worin ein größe- 
res Quantum Rohstoff ein bestimmtes Quantum Arbeit absorbiert, also in der wachsenden Mas- 
se Rohstoff, die z.B. in einer Arbeitsstunde in Produkt verwandelt, zu Ware verarbeitet wird.“ 
(MEW 25: 118) „Die Vergrößerung der Maschinerie sowohl wie der Arbeitsteilung zieht nach 
sich, daß in kürzerer Zeit ungleich mehr produziert werden kann“, so dass „sich notwendig der 
in Rohstoff verwandelte Teil des Kapitals“ vergrößert (MEW 6: 550) 

In dem Maße, in dem die Arbeitsproduktivität wächst, nimmt auch die Men- 
ge an Materialien zu, die das Kapital sich aneignen und verarbeiten muss, um 
die jeweilige Expansion an Werten zu realisieren. 

Wie wir bereits gesehen haben, war Marx sich auch der zentralen Bedeutung 
der Energieversorgung für die kapitalistische Industrie bewusst. Die Frage der 
Energiequellen behandelt er im Rahmen der wachsenden Nachfrage nach 
„Hilfsstoffen“, die laut Marx zwar nicht „die Hauptsubstanz eines Produkts 
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bilden“, jedoch „vom Arbeitsmittel konsumiert“ werden oder „die Verrichtung 
der Arbeit selbst“ unterstützen (MEW 23: 196)? Sie produzieren Wärme, 
Licht, chemische und andere notwendige Produktionsbedingungen, die von 
der unmittelbaren Verarbeitung der Hauptmaterialien zu unterscheiden sind. 
Die Konsumtion von Energiequellen („Kohle von der Dampfmaschine, Öl 
vom Rade, Heu vom Zugpferd“ oder „Beleuchtung und Heizung des Arbeits- 
lokals“) betrifft einen erheblichen Teil der Nutzung der Hilfsstoffe (MEW 23: 
196). „Nachdem der Kapitalist ein größeres Kapital in Maschinen gesteckt hat, 
ist er gezwungen, ein größeres Kapital auf den Ankauf des Rohstoffs und des 
zur Treibung der Maschinen nötigen Rohstoffs zu verwenden.“ (MEW 6: 550) 
Im Zuge der kapitalistischen Industrialisierung „wird in derselben Zeit mehr 
Rohmaterial verarbeitet, tritt also größere Masse von Rohmaterial und Hilfs- 
stoffen in den Arbeitsprozeß ein“ (MEW 23: 650). 

Das bedeutet nicht etwa, dass es das Ziel der kapitalistischen Produktion wäre, 
den Durchsatz von Stoff und Energie einfach nur zu maximieren. Der Kapita- 
lismus ist ein Konkurrenzsystem, in dem die einzelnen Unternehmen einem 
konstanten Druck zur Kostensenkung ausgesetzt sind. Auf seine eigene und 
historisch begrenzte Art und Weise bestraft der Kapitalismus sogar die Ver- 
schwendung von Materialien und Energie. Marx stellt fest, dass „der wirkliche 
Wert einer Ware (...) nicht durch die Arbeitszeit gemessen (wird), die sie im 
einzelnen Fall dem Produzenten tatsächlich kostet, sondern durch die gesell- 
schaftlich zu ihrer Produktion erheischte Arbeitszeit“ (MEW 23: 336). Die 
Konkurrenz bestraft also exzessiven Durchsatz von Stoff und Energie, indem 
sie die im Produkt tatsächlich vergegenständlichte Arbeitszeit nicht als not- 
wendige und wertschaffende Arbeit anerkennt. In diesem Sinne „darf kein 
zweckwidriger Konsum von Rohmaterial und Arbeitsmitteln stattfinden, weil 
vergeudetes Material oder Arbeitsmittel überflüssig verausgabte Quanta verge- 
genständlichter Arbeit darstellen, also nicht zählen und nicht in das Produkt 
der Wertbildung eingehn“ (MEW 23: 210). Dieser „zweckwidrige Konsum“ 
schließt auch alle Formen von Abfällen (bei Marx: Exkrementen) ein, die 
„wieder neue Produktionsmittel und daher neue selbständige Gebrauchswerte 
bilden“ können - zumindest insoweit Konkurrenten in der Lage sind, die dazu 


5 „Unter Rohstoff werden hier auch die Hilfsstoffe einbegriffen, wie Indigo, Kohle, Gas etc. 
Ferner, soweit die Maschinerie in dieser Rubrik in Betracht kommt, besteht ihr eigner Roh- 
stoff aus Eisen, Holz, Leder etc. (...) Selbst in Industriezweigen, worin kein eigentlicher Roh- 
stoff eingeht, geht er ein als Hilfsstoff oder als Bestandteil der Maschine usw.“ (MEW 25: 
116). 

6 In diesen Zusammenhang diskutiert Marx auch die für den Kapitalismus spezifische „Vor- 
ratsbildung“. Sie betrifft das „Arbeitsmaterial auf den verschiedensten Stufen der Verarbei- 
tung und aus Hilfsstoffen. Mit der Stufenleiter der Produktion und der Steigerung der Pro- 
duktivkraft der Arbeit durch Kooperation, Teilung, Maschinerie usw. wächst die Masse des 
Rohmaterials, der Hilfsstoffe etc., die in den täglichen Reproduktionsprozeß eingehn“ 
(MEW 24: 143). 


Stoffwechsel, Energie und Entropie in Marx‘ Kritik der politischen Ökonomie 427 


notwendigen Recyclingtechnologien einzusetzen (MEW 23: 220). „Mit der ka- 
pitalistischen Produktionsweise“, so Marx Argument, „erweitert sich die Be- 
nutzung der Exkremente der Produktion und Konsumtion“ (MEW 25: 110). 
Allerdings findet die konkurrenzvermittelte Ökonomisierung und das Recyc- 
ling unter den Bedingungen wachsender Arbeitsproduktivität statt, d.h. bei 
stetig zunehmender Menge von Materie und Energie, die in Waren verwandelt 
wird. Denn „für jeden einzelnen Kapitalisten“ existiert „das Motiv, die Ware 
durch erhöhte Produktivkraft der Arbeit zu verwohlfeilern“ (MEW 23: 336). 
Indem sie die Kosten für die produzierte Ware senken, können diese Kapitalis- 
ten einen Extraprofit und/oder größere Marktanteile realisieren. Obgleich die 
Unternehmen unter dem Druck stehen den Durchsatz von Stoff und Energie 
auf oder möglichst unter den normalen Stand zu senken, wächst dieser norma- 
le Stand, da der Output pro Stunde beständig steigt. 

Darüber hinaus kommt es zur Steigerung dieses Durchsatzes auf Grund des 
„moralischen Verschleißes“ des fixen Kapitals. Dieser hat seinen Grund in der 
Weiterentwicklung von Produktionstechnologien oder in der wachsenden Ar- 
beitsproduktivität der Industrien, in denen diese hergestellt werden (MEW 23: 
426f.). Durch den moralischen Verschleiß „zwingt der Konkurrenzkampf“ die 
einzelnen Kapitalisten „die alten Arbeitsmittel vor ihrem natürlichen Lebens- 
ende durch die neuen zu ersetzen“ - eine ökologisch höchst bedenkliche Be- 
schleunigung des Stoffdurchsatzes (MEW 24: 171) siehe auch (Horton 1997). 
Die ständige Bedrohung durch moralischen Verschleiß verleitet individuelle 
Unternehmen dazu, den Umschlag ihres fixen Kapitals durch die Verlängerung 
von Betriebszeiten und die Intensivierung des Arbeitsprozesses zu beschleuni- 
gen, was wiederum den normalen Durchsatz von Stoff und Energie weiter er- 
höht (MEW 25: 120ff.). Im fortgeschrittenen Kapitalismus wird die Beschleu- 
nigung des Umschlags auch auf Konsumgüter (PCs, Fernseher, Audio- und 
Küchengeräte, etc.) ausgedehnt und die entropischen Dynamiken wird noch 
schlimmer (Huws 1999: 29-55; Strasser 1999). 

Vor diesem Hintergrund wird auch Engels Kritik an Podolinskys Versuch, die 
Energieproduktivität der landwirtschaftlichen Arbeit zu berechnen, besser ver- 
ständlich. Aus der Marxschen Perspektive übersetzt sich die kapitalistische 
Entwicklung der Produktivkräfte in einen wachsenden Durchsatz von Stoff 
und Energie pro Arbeitsstunde. In seiner Antwort auf Podolinsky stellte En- 
gels fest: „Ob nun die durch Aufwendung der 10.000 WE [Wärmeeinheiten] 
der täglichen Nahrung fixierten neuen 5.000, 10.000, 20.000 oder eine Million 
betragen, das hängt allein von dem Entwicklungsgrad der Produktionsmittel 
ab“ (MEW 35: 134, Hervorh. i. O.). Mit anderen Worten: Die Menge an E- 
nergie, die in jeder Arbeitsstunde (zeitweilig) stabilisiert wird, hängt von der 
gesamten Menge an Stoff und Energie ab, die pro Stunde verarbeitet wird, so- 
wie von der Menge an Hilfsenergie, die pro Output-Einheit verbraucht wird - 
beide Werte wiederum korrelieren mit dem Entwicklungsstand der Produkti- 
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on. Angesichts der Tatsache, dass das Wachstum der Arbeitsproduktivität im 
Kapitalismus generell mit einem Wachstum des stofflichen Durchsatzes einher 
geht, stellt Podolinskys Versäumnis, neben der Arbeit noch andere Inputs in 
seine Kalkulation aufzunehmen, in der Tat einen schwerwiegenden Fehler dar. 
Denn „der Energiewert der Hülfsstoffe“ (ebd.) muss ebenfalls berücksichtigt 
werden - und das sogar mit wachsender Bedeutung. Das Fazit besteht darin, 
so Engels an Marx, „dass der arbeitende Mensch nicht nur ein Fixierer gegen- 
wärtiger, sondern ein noch viel größerer Verschwender vergangner Sonnen- 
wärme ist. Was wir in Verschleuderung von Energievorräten, Kohlen, Erze, 
Wälder usw. leisten, kennst Du besser als ich“ ebd., Hervorh. i. O.).’ 


4. Der Riss des Stoffwechsels und die Entropie 


Engels Kritik an Podolinskys energiereduktionistischem Ansatz ist absolut 
konsistent mit Marx’ komplexen Überlegungen zum Energiestoffwechsel von 
Lohnarbeit und kapitalistisch-industrieller Akkumulation. Für Marx ist die ka- 
pitalistische Ökonomie ein offenes System, das auf Inputs in Form von Ar- 
beitskraft und nicht-menschlicher Materie und Energie beruht. Marx betont 
die Tendenz des Kapitalismus, Land und Boden zu erschöpfen und auszu- 
plündern und den Arbeiter auszubeuten. Anders ausgedrückt argumentiert 
Marx, dass das Stoffwechselsystem, welches die produktiven Kapazitäten der 
Arbeit und des Bodens reproduziert, für negative Schocks durch die mit ihm 
eng verbundene industrielle Kapitalakkumulation hoch empfänglich ist. 

Es ist daher kein Zufall, dass Marx den letzten Abschnitt des Kapitels über 
Maschinerie und große Industrie wählt, um die These zu entwickeln, dass der 
Kapitalismus „zugleich die Springquellen alles Reichtums untergräbt: die Erde 
und den Arbeiter“ (MEW 23: 530). Für Marx war der systematische und in- 
tensive Raubbau am Boden und die Ausbeutung des Arbeiters eine zentrale 
Konsequenz der Industrialisierung der Landwirtschaft. Marx bezieht sich dabei 
auf Liebigs Theorie der biochemischen Reproduktionszyklen und argumen- 
tiert, dass der Kapitalismus „den Stoffwechsel zwischen Mensch und Erde“ 
stört (MEW 23: 528). Vor allem führt die kapitalistische Entwicklung zu einer 
Konzentration der Bevölkerung und der Industrie in urbanen Zentren, was 
„die Rückkehr der vom Menschen in der Form von Nahrungs- und Kleidungs- 


7 Energetische Überlegungen wurden von Engels alles andere als ignoriert. Er orientierte sich 
eng an Marx’ Analyse des kapitalistischen Produktivitätswachstums und entwickelte eine große 
Sensibilität dafür, dass eine fehlerhafte Spezifikation der relevanten Dimensionen des Ener- 
gieverbrauchs zu irreführenden Ergebnissen führen kann. In diesem Sinne betonen Giam- 
pietro und Pimentel, zwei führende Experten auf diesem Gebiet, dass die Bedeutung „der 
Auswahl von Raum- und Zeitbezügen für die Feststellung des Energiebedarfs der menschli- 
chen Arbeit“ kaum zu überschätzen ist (Giampietro/Pimentel 1991: 119). Engels Methode 
der Energiekalkulation umfasst im Gegensatz zu der von Podolinsky die gesamte Energie, die 
auf einer gesellschaftlichen Ebene benötigt wird, damit die Arbeiter arbeiten können. 
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mitteln vernutzten Bodenbestandteile zum Boden, also die ewige Naturbedin- 
gung dauernder Bodenfruchtbarkeit“ verhindert (ebd).® Die kapitalistische Tei- 
lung von Stadt und Land stört den reproduktiven Zyklus des Bodens. 

Im dritten Band des Kapital nimmt Marx dieses Thema in seinen Überlegun- 
gen über die Ursprünge der landwirtschaftlichen Grundrente wieder auf und 
kritisiert den mit der kapitalistischen Industrialisierung verbundenen „Riss“ 
des Stoffwechsels. Dort argumentiert er: 

„Auf der anderen Seite reduziert das große Grundeigentum die agrikole Bevölkerung auf ein be- 
ständig sinkendes Minimum und setzt ihr eine beständig wachsende, in großen Städten zusam- 
mengedrängte Industriebevölkerung entgegen; es erzeugt dadurch Bedingungen, die einen un- 
heilbaren Riß hervorrufen in dem Zusammenhang des gesellschaftlichen und durch die Naturge- 
setze des Lebens vorgeschriebnen Stoffwechsels, infolge wovon die Bodenkraft verschleudert und 
diese Verschleuderung durch den Handel weit über die Grenzen des eignen Landes hinausgetra- 
gen wird.“ (MEW 25: 821) 

Der Stoffwechselriss zwischen Stadt und Land, der durch das industrie- 
kapitalistische System erzeugt wird, zerstört sowohl die Arbeitskraft als auch 
den Boden, zwei Elemente, die - obwohl der Kapitalismus sie als voneinander 
zu trennende externe Produktionsbedingungen behandelt - ein gemeinsames 
Stoffwechselsystem konstituieren. Um noch einmal Marx zu zitieren: 

„[D]as große Grundeigentum [untergräbt] die Arbeitskraft in der letzten Region, wohin sich ihre 
naturwüchsige Energie flüchtet, und wo sie als Reservefonds für die Erneuerung der Lebenskraft 
der Nationen sich aufspeichert, auf dem Lande selbst. Große Industrie und industriell betriebene 
große Agrikultur wirken zusammen. Wenn sie sich ursprünglich dadurch scheiden, daß die erste 
mehr die Arbeitskraft und daher die Naturkraft des Menschen, die letztere mehr direkt die Na- 
turkraft des Bodens verwüstet und ruiniert, so reichen sich später im Fortgang beide die Hand, 
indem das industrielle System auf dem Land auch die Arbeiter entkräftet und Industrie und 
Handel ihrerseits der Agrikultur die Mittel zur Erschöpfung des Bodens verschaffen.“ (MEW 23: 
821) 

Marx’ Analyse stimmt mit dem zentralen Konzept des agrarwirtschaftlich- 
chemischen Paradigmas von Liebig vollständig überein: der Idee eines „Zyklus 
der für die Reproduktion organischer Strukturen konstitutiver Prozesse“ 
(Krohn/Schäfer 1983: 32). Dieses Konzept ist nicht energiereduktionistisch 
und befindet sich im Einklang mit dem ersten und zweiten Hauptsatz der 
Thermodynamik. Mit Krohn und Schäfer lässt sich feststellen, dass „pflanzli- 
ches und tierisches Leben zusammen mit metereologischen Prozessen be- 
stimmte ‚Substanzen’ zirkulieren; neben den irreversiblen Transformationen 
von Wärme und Energie ‚brauchen’ Lebensprozesse die Natur nicht ‚auf, 
sondern reproduzieren die Bedingungen für ihr Fortbestehen“ (ebd.). 

Der kapitalistische Angriff auf die biochemischen Prozesse, die notwendig 


8  „Exkremente der Konsumtion sind die natürlichen Ausscheidungsstoffe der Menschen, 
Kleiderreste in Form von Lumpen usw. Die Exkremente der Konsumtion sind am wichtigs- 
ten für die Agrikultur. In Beziehung auf ihre Verwendung findet in der kapitalistischen Wirt- 
schaft eine kolossale Verschwendung statt“ (MEW 25: 110). 
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sind, um das Mensch-Boden-System zu erhalten, erzeugt keine Materie oder 
Energie und vernichtet sie auch nicht, aber er beeinträchtigt den reprodukti- 
ven Stoffwechsel. Diese zerstörerische Tendenz kann als eine Form der Dissi- 
pation von Stoff und Energie betrachtet werden. Aus Marx’ Perspektive stellt 
sich dieses Phänomen - das in gewissem Maße der Produktion inhärent ist - 
noch dramatischer dar, und zwar auf Grund der spezifisch kapitalistischen 
Form der Industrie, die auf der sozialen Trennung der Produzenten vom Land 
und anderen notwendigen Produktionsbedingungen basiert. Umgekehrt be- 
deutet dies, dass es eine gesellschaftliche Perspektive gibt, die systemische 
Wiederherstellung des reproduktiven Stoffwechsels auf der Grundlage des Bo- 
dens als „regelndes Gesetz der gesellschaftlichen Produktion und in einer der 
vollen menschlichen Entwicklung adäquaten Form“ zu erreichen (MEW 23: 
528). Dazu jedoch bedürfte es der „Kooperation und des Gemeinbesitzes der 
Erde und der durch die Arbeit selbst produzierten Produktionsmittel“ basie- 
rend auf der „Verwandlung (...) kapitalistischen Eigentums in gesellschaftli- 
ches“ (MEW 23: 791). 


5. Schlussfolgerungen 


„Die Idee einer Naturgeschichte als integralem Bestandteil des Materialismus“, 
so Ilya Prigogine, Chemienobelpreisträger von 1977, 

„wurde von Marx und mehr noch von Engels vertreten. Die aktuellen Entwicklungen der Physik 
und insbesondere die Entdeckung der konstruktiven Rolle der Irreversibilität haben innerhalb 
der Naturwissenschaften die Frage aufkommen lassen, die von den Materialisten schon seit lan- 
gem gestellt wurde. Die Natur zu verstehen bedeutete für den Materialismus stets, sie in ihrer 
Fähigkeit zu begreifen, den Menschen und die menschlichen Gesellschaften zu produzieren. Da- 
rüber hinaus schienen die physikalischen Wissenschaften zu der Zeit als Engels seine Dialektik 
der Natur schrieb, eine mechanische Weltanschauung mehr und mehr abzulehnen. Stattdessen 
wendeten sie sich verstärkt der Idee einer historischen Entwicklung der Natur zu. Engels erwähnt 
drei fundamentale Entdeckungen: Energie und die Gesetze ihre qualitativen Transformationen, 
die Zelle als die Basiskonstituente des Lebens, und Darwins Entdeckung der Evolution der Arten 
und Gattungen. Engels kam zu der Überzeugung, dass das mechanistische Weltverständnis am 
Ende war.“ (Prigogine/Stengers 1984: 252f.) 

Leider sträubten sich viele Materialisten und Sozialisten des 19. Jahrhunderts 
dagegen, sich von einem mechanistischen Weltbild zu verabschieden. Im Ge- 
gensatz zu Marx und Engels waren sie sich nicht darüber im Klaren, dass das 
rigide, mechanistische Naturverständnis mittlerweile von einer Naturwissen- 
schaft abgelöst worden war, die zunehmend historische Züge trug (sich also 
mit der Irreversibilität von Naturprozessen beschäftigte). Dem sogenannten 
„wissenschaftlichen Materialismus“ mangelte es an einem dialektischen Ver- 
ständnis. Der kartesische Dualismus hatte zum einen rationalistische und idea- 
listische Konzepte des Geistes und zum anderen ein mechanistisches Ver- 
ständnis der Tierwelt und des Körpers befördert. Es kann daher nicht überra- 
schen, dass eine der ersten Reaktionen auf Carnots Fortschritte in der Ther- 
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modynamik - sein ideales Kreislaufmodell, das von einem geschlossenen und 
reversiblen System ausgeht - darin bestand, die Tätigkeit von Menschen und 
Tieren mit dem Wirken einer Dampfmaschine gleichzusetzen. Dies war in vie- 
len vergleichenden Studien über menschliche Arbeit, Pferde- und Dampfkraft 
der Fall, mit denen sich Marx und Engels beschäftigten (siehe Morton 1859: 
53-68, vgl. MEW 23: 396f,, Fußnote 96). 

Podolinsky übertrug Carnots Modell unmittelbar auf die soziale Welt und be- 
hauptete kühn, dass menschliche Arbeit eine „perfekte Maschine“ sei - eine 
Art Dampfmaschine, die sich selbst in Gang zu setzen vermag. Obwohl er mit 
seinem Vergleich auf eine Reihe wichtiger Aspekte hinweisen konnte, fiel er 
einer kruden Mechanik und einem Energiereduktionismus anheim. Die Frage 
der Arbeitskraft wurde aus ihrem historischen und sozialen Kontext, aus allen 
qualitativen Transformationen der Natur, sowie aus dem Beziehungskomplex 
zwischen Mensch und Natur herausgelöst, und wurde aus einer rein mechanis- 
tischen und quantitativen Perspektive betrachtet. Im Glauben, den Schlüssel 
zu einer physikalischen Untermauerung der Arbeitswerttheorie gefunden zu 
haben, verlor Podolinsky den Blick für die qualitativen Beziehungen zwischen 
Natur, Arbeit und Gesellschaft, die der Marxschen Werttheorie zu Grunde lie- 
gen. Indem Podolinsky Carnots geschlossenes und reversibles Maschinenmo- 
dell auf die wirkliche Welt der menschlichen Arbeit anwandte, leugnete er, 
dass Arbeit in irreversible Prozesse eingebunden ist, bzw. dass Entropie auch 
für die menschliche Arbeit eine Rolle spielt. Gleichzeitig vernachlässigte er in 
seiner Analyse die Komplexität der Transformationen von Mensch und Natur 
und sogar viele quantitative/energetische Aspekte, zum Beispiel das solare E- 
nergieeinkommen und die Nutzung von Kohle und Düngemitteln. 

Für Podolinsky war die Produktion und Akkumulation von Wert im Prinzip 
das gleiche wie die Akkumulation von terrestrischer Energie durch die Veraus- 
gabung menschlicher Arbeit - die Verhinderung der Zerstreuung von Wärme 
und Energie zurück in den Raum. Podolinsky wusste nicht (und man kann 
das rückblickend auch nicht von ihm erwarten), was Wissenschaftlern heute 
klar ist: „Es besteht ein Gleichgewicht zwischen den Energiemengen, die die 
Erde absorbiert und die sie zurück in den Weltraum reflektiert. Wenn der Pla- 
net weniger Energie zurückstrahlt als er aufnimmt, dann erwärmt er sich. Er 
beginnt stärker zu ‚leuchten’ und strahlt mehr Energie ab, bis ein neues 
Gleichgewicht entsteht“ (Alley 2000: 132). Genau das ist gegenwärtig bei der 
globalen Erderwärmung der Fall. Durch den Ausstoß von Kohlenstoff und 
andere Treibhausemissionen in die Atmosphäre hat die Menschheit genau das 
erreicht, was Podolinsky vorschwebte: eine zunehmende Speicherung von E- 
nergie auf der Erde. Die Folgen dieses Prozesses bedrohen heute freilich das 
gesamte Leben. 

Die Tatsache, dass Marx und Engels Podolinskys mechanistischer und reduk- 
tionistischer Anwendung quantitativer Energetik auf die menschliche Arbeit 
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(und implizit damit auch auf die Schaffung von Wert) nicht folgten, bedeutet 
nicht, dass sie die Thermodynamik ablehnten oder in Energiefragen nicht 
kundig waren. Im Gegenteil: Die Begründer des historischen Materialismus 
verfolgten die Entwicklung der physikalischen Wissenschaften sehr genau und 
achteten darauf, dass ihre Analysen mit den neuesten Entwicklungen der 
Thermodynamik, Evolutionstheorie usw. im Einklang standen. Ihr dialekti- 
sches Denken und ihre Betonung des qualitativen Charakters von Energie- 
transformationen (zusammen mit ihrem Stoffwechselansatz im weiteren Sinn) 
verhinderten, dass sie sich einer kruden Energetik hingaben. Mit Blick auf den 
irreversiblen Charakter des Produktionsprozesses kritisierte Engels, dass Podo- 
linsky die Verschwendung von Kohle und anderer begrenzter Ressourcen 
durch die kapitalistische Industrialisierung nicht erfasst hatte. Der sowjetische 
Physiker und Wissenschaftssoziologe Boris Hessen stellte schon früh fest, dass 
„Engels’ Anwendung des Gesetzes der Energieerhaltung und -umwandlung 
dessen qualitativen Aspekt betont. Im Unterschied dazu herrscht in der mo- 
dernen Physik ein Verständnis vor, welches das Gesetz auf den rein quantitati- 
ven Aspekt der Transformation von Energie reduziert“ (Hessen 1931: 203). 

Was Marx und Engels mit ihrem historisch-dialektischen Materialismus ge- 
schaffen haben, ist eine Theorie des kapitalistischen Arbeits-, Produktions- und 
Akkumulationsprozesses, die nicht nur mit den Haupterkenntnissen der ther- 
modynamischen Debatten ihrer Zeit konsistent ist, sondern auch außerge- 
wöhnlich offen ist gegenüber ökologischen Gesetzen. Obwohl sie den quanti- 
tativen Aspekten des Energietransfers Aufmerksamkeit schenkten, betonten sie 
auch die qualitativen Transformationen, die mit solchen Transfers einherge- 
hen. Ihre Analysen sind frei von mechanistischen oder reduktionistischen 
Modellannahmen. Gleichzeitig entwickelte Marx eine komplexe Theorie des 
Stoffwechselcharakters des menschlichen Arbeitsprozesses und des Stoffwech- 
selrisses, der innerhalb des Kapitalismus entsteht. Auf Grund seiner Analyse 
erkannte er nicht nur, dass auch Stoffe eine Rolle spielen („matter matters“), 
sondern zeigte sich aufgeschlossen gegenüber biochemischen Prozessen des 
Lebens und der damals entstehenden Evolutionstheorie. Im Gegensatz zu den 
gängigen Vorurteilen steht der klassische Marxismus der Ökologischen Öko- 
nomie also sehr nahe und ist in vielerlei Hinsicht ein Vorläufer der führenden 
Tradition der Umweltsoziologie in den Vereinigten Staaten: der neo- 
marxistischen „treadmill of production“-Perspektive, die insbesondere mit der 
Arbeit von Alan Schnaiberg verbunden ist. In der Tat ist Marx’ Analyse von 
Stoffwechsel und Energie ein Wegbereiter und in verschiedener Hinsicht eine 
tiefer gehende theoretische Ausarbeitung des Tretmühlenmodells. Marx selbst 


9 Die grundlegende Arbeit über das Konzept der „Tretmühle der Produktion“ stammt von 
Alan Schnaiberg (1980). Für aktuellere Beiträge zu dieser Strömung der Umweltsoziologie 
siehe etwa York/Foster (2004/2005). 
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hatte über die „Tretmühle“ im Bezug auf die Arbeitsstandards seiner Zeit ge- 
schrieben, den Begriff aber auch im Sinne einer Metapher benutzt: Dabei ging 
es ıhm um Formen der Produktion, unter denen sich die menschlichen Le- 
bensbedingungen verschlechtern, und die, da sie dem Fortbestehen unver- 
zichtbarer Lebensgrundlagen entgegenwirken, aus ökologischer Sicht nicht 
nachhaltig sind. Für Marx war dies ein Bestandteil der „Barbarei“, die inner- 
halb der bürgerlichen Gesellschaft fortexistierte (MEW 6: 151f.,; 553; Foster 
2005: 7-18). Die Ökologischen Ökonomen - und die Umweltsoziologen mit 
ihrem neo-marxistischen Tretmühlenmodell - betonen, dass das gegenwärtige 
Wachstumsmodell die solaren Grenzen (und generell die Grenzen der Umwelt) 
im Hinblick auf eine nachhaltige menschliche Produktion verletzt. In ver- 
schiedener Hinsicht hat Marx dies bereits im Rahmen seiner komplexen The- 
orie des Stoffwechselrisses erkannt. Der britische Umweltsoziologie Peter Di- 
ckens schreibt: 

„Marx leistete nicht weniger als eine Analyse dessen, was heute als ‚ökologische Nachhaltigkeit‘ 
bezeichnet wird. Insbesondere entwickelte er die Idee, dass die kapitalistische Gesellschaft einen 
„Riss“ in den Stoffwechselbeziehungen zwischen Menschheit und Natur hervorbringt. (...) Der 
Begriff des ökologischen Risses, der Menschheit und Natur voneinander trennt und die Prinzi- 
pien ökologischer Nachhaltigkeit verletzt, ist nach wie vor hilfreich für das Verständnis aktueller 
sozialer und ökologischer Risiken. Diese Risiken nehmen immer mehr globale Dimensionen an. 
Der Grund dafür ist, dass sie direkt ökologische Zusammenhänge betreffen, die auf der globalen 
Ebene wirken.“ (Dickens 2004: 80f.)! 

Der Kontrast zu Podolinskys Vision der Energieakkumulation als Schlüssel zur 
menschlichen Produktivität - eine extreme Version des „Produktionismus“, 
die ihren Ursprung in einer mechanistischen Weltanschauung hat - könnte 
kaum stärker sein. Obwohl Marx die Notwendigkeit sah, die produktiven Fä- 
higkeiten des Menschen weiter zu entwickeln, erkannte er, dass der Kapitalis- 
mus den Riss zwischen Menschheit und Natur vergrößert. Sowohl Marx als 
auch Engels waren sich in hohem Maße ökologischen Problemen wie des 
Raubbaus am Boden, der Übernutzung natürlicher Ressourcen und der Pro- 
duktion von Abfall bewusst - also des Zeitpfeils der Umwelt. Sogar die Mög- 
lichkeit des Klimawandels auf Grund von Naturzerstörung durch den Men- 
schen zogen sie in Betracht. Für Marx waren Umweltprobleme nicht mecha- 
nisch zu lösen (so wie etwa im Konzept der „perfekten Maschine“), sondern 
nur sozial - vor allem durch die Schaffung einer Gesellschaft assoziierter Pro- 
duzenten, die in der Lage sind, den Stoffwechsel zwischen Gesellschaft und 
Natur rational zu regulieren. Marx’ organische Synthese eines Materialismus, 
der auf dem Modell eines offenen Systems beruht, und einer Klassenanalyse 


10 Richard York, Eugene Rosa und Thomas Dietz integrieren Marx’ Konzept des Stoffwechsel- 
risses und das Tretmühlenmodell in eine Analyse des Klimawechsels (York, et al. 2003: 31- 
51). Für eine allgemeinere theoretische Analyse der Beziehung zwischen dem Stoffwechsel- 
riss und globaler Erwärmung siehe Clark/York (2005a: 391-428). Zum Zusammenhang zwi- 
schen Stoffwechselriss und ökologischem Imperialismus siehe Foster/Clark (2004: 186-201). 
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kann uns helfen, die Kritik der aktuellen Ökologischen Ökonomie und der 
radikalen Umweltsoziologie zu verbreitern und zu vertiefen. 
Wie lassen sich die bemerkenswerten ökologischen Einsichten von Marx erklä- 
ren? Letztendlich mag es daran liegen, dass die Dialektik für die ökologischen 
Wissenschaften von so großer Bedeutung ist (siehe dazu Levins/Lewontin 
1985; Olark/York 2005b: 13-22). Eine auf dem historisch-dialektischen Marx- 
schen Fundament beruhende ökologische Kritik der existierenden Ökonomie 
geht tiefer; zugleich weist sie allen Mechanismus und Reduktionismus sowie 
alle Formen einer rigiden Trennung von Natur und Gesellschaft zurück. Viele 
Fragen, mit denen sich die Ökologische Ökonomie und die Tretmühlentheo- 
retiker in der Umweltsoziologie derzeit beschäftigen - vor allem im Hinblick 
auf die soziale Dynamik, die der kapitalistischen Umweltzerstörung zugrunde 
liegt - lassen sich im Rahmen des klassischen Marxismus und seiner theoreti- 
schen Weiterentwicklungen beantworten. 

Übersetzung aus dem Englischen von Henrik Lebuhn 
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Sonja Mangold 


Arbeitsrecht unter Druck 


Der neoliberale Umbau des „Europäischen Sozialmodells“ in den letzten Jahr- 
zehnten hat nicht zuletzt die Rechte von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mern unterminiert. Historische Errungenschaften auf dem Gebiet des Arbeits- 
schutzes und der Mitbestimmung wurden zunehmend in Frage gestellt und 
teilweise zurückgenommen. In diesen Kontext lassen sich auch zahlreiche 
Rechtsänderungen der letzten zwanzig Jahre in Deutschland einordnen, die 
unter dem Stichwort „Flexibilisierung“ und „Deregulierung von Arbeitsverhält- 
nissen“ vorgenommen wurden. Genannt sei hier nur exemplarisch die massive 
Förderung atypischer und prekärer Beschäftigungsverhältnisse durch die sog. 
Hartz- Gesetze. Die Gefährdungen, die im Bereich rechtlicher Standards für 
ArbeitnehmerInnen bestehen, zeigten sich zu Beginn des Jahres erneut an den 
Diskussionen um die Einführung der Datenbank ELENA, in der Einkom- 
mensdaten der gesamten abhängig beschäftigten Bevölkerung zusammenge- 
führt und für staatliche Sozialverfahren bereitgehalten werden sollen. Insbe- 
sondere die geplante umfassende Speicherung sensibler Informationen aus 
dem Arbeitsverhältnis wie Abmahnungen und Teilnahme an Streiks auf Vorrat 
rief die Kritik von Gewerkschaften und Datenschutzbeauftragten hervor.! 

Den allgemeingesellschaftlichen Klimawandel reflektieren auch seit einigen 
Jahren in juristischen Fachzeitschriften geführte Debatten um die „Sozialro- 
mantik“ der deutschen Arbeitsrichterschaft. Insbesondere das Bundesarbeitsge- 
richt sah sich dabei - oftmals von einer entsprechenden Medienberichterstat- 
tung begleitet - wiederholt harschen Vorwürfen ausgesetzt, eine unzulässige 
„arbeitnehmerprivilegierende“ Rechtsfortbildung zu betreiben und so der 
Volkswirtschaft Schaden zuzufügen.” Ende 2006 geriet mit dem Grünbuch 
zum Arbeitsrecht der Europäischen Kommission das gesamte Arbeitsrecht als 
kodifiziertes Recht der abhängig Beschäftigten in den Fokus rechtspolitischer 


1 ELENA ist Gegenstand einer Verfassungsbeschwerde und wurde mittlerweile „aus Kosten- 
gründen“ von der Bundesregierung vorübergehend ausgesetzt. 

2 Häufig vorgebrachtes Argument war der angebliche Zusammenhang zwischen hohen Ar- 
beitslosenzahlen und „bestandsschützender“ Rechtsprechung, vgl. bspw. Hümmerich (1996: 
1289 ff.). Einzelne Stimmen warfen den Richtern des Bundesarbeitsgerichts gar vor, eine am 
NS- Recht orientierte Auffassung vom Arbeitsverhältnis als „unauflösbarem Lebensbund“ zu 
haben (so Rüthers 1999: 32). 
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Diskussionen. Darin formulierten die Verfasser im Rahmen der „Flexicurity“- 
Debatte Fragen an die Mitgliedstaaten und präsentierten Lösungsansätze, wie 
das Arbeitsrecht europaweit „moderner“ und „beschäftigungsfreundlicher“ ges- 
taltet werden könne. Auch wenn die Autoren des Grünbuchs vorgaben, den 
Balanceakt zwischen „größerer Flexibilität“ für Unternehmen und „größtmög- 
licher Sicherheit“ für ArbeitnehmerInnen anzustreben, war das Dokument von 
einer Reihe neoliberaler Prämissen durchzogen (vgl. Pfarr 2007: 416). So wur- 
den die „starren“ Kündigungsschutzregeln in den Mitgliedstaaten als entschei- 
dendes „Beschäftigungshemmnis“ identifiziert und weitere Deregulierungen 
des Normalarbeitsverhältnisses (unbefristeter Vollbeschäftigung) gefordert.’ 
Ende 2007 musste die EU-Kommission schließlich das (vorläufige) Ende der 
Debatte zum Grünbuch verkünden. Trotz der darin enthaltenen neoliberalen 
Rhetorik scheiterte das Projekt in erster Linie am Widerstand europäischer Ar- 
beitgeberverbände. Diese kritisierten v.a. den Ansatz der Kommission, einen 
einheitlichen Arbeitnehmerbegriff zu schaffen und befürchteten, der Vorstoß 
könnte in einer EU-Richtlinie mit rechtlichen Mindeststandards einmünden 
(vgl. Handelsblatt vom 21.11. 2007). 

Die Diskussionen um das Arbeitsrecht, in juristischen Diskursen in seinem 
Kern als „Beschränkung klassisch-liberaler Vertragsfreiheit“ charakterisiert, rei- 
ßen indessen nicht ab. Betonte der als „Vater des europäischen Arbeitsrechts“ 
geltende sozialdemokratische Rechtswissenschaftler der Weimarer Republik, 
Hugo Sinzheimer, noch den „sozialen Gedanken“ eines kodifizierten Beschäf- 
tigtenrechts, in dem er einen Meilenstein zur für ihn unaufhaltsam voran- 
schreitenden Selbstbefreiung der Arbeiterschaft auf reformerischem Weg sah 
(Sinzheimer: 1921: 57), so zeigt die Tendenz momentan in eine ganz andere 
Richtung. Das Arbeitsrecht ist sowohl national wie auch auf europäischer Ebene 
unter Druck geraten. Aktuelle Veränderungen dieser Rechtsmaterie in den 
Blick zu nehmen, lohnt sich dabei aus mehreren Gründen. Das Arbeitsrecht 
steht seit jeher „im Zentrum“ gesellschaftlicher Konflikte (Hensche 2009). Sei- 
ne Genese ist eng verknüpft mit historischen Kämpfen der ArbeiterInnen- und 
Gewerkschaftsbewegung um menschenwürdige Lebens- und Arbeitsbedingun- 
gen und soziale Emanzipation. Die Wurzeln der Arbeitsgesetzgebung liegen in 
der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts, als die schrankenlose Ausbeutung in 
den Fabriken erste Selbsthilfeorganisationen der Arbeiterschaft und staatliche 
Schutzbestimmungen zu Kinderarbeit, Löhnen und Arbeitszeit erzwangen. Bis 
heute ist das Arbeitsrecht Gegenstand heftiger Auseinandersetzungen und in 
besonderem Maße Parameter sozialer Kräfteverhältnisse. Die Ursache liegt in 


3 Dass der von Unternehmerverbänden stets ins Feld geführte Zusammenhang zwischen recht- 
lichen Schutzstandards und Einstellungsbereitschaft von ArbeitgeberInnen eher dem Reich 
der „Ideologie“ zuzuordnen ist, zeigen eine Reihe empirischer Untersuchungen, z.B. das sog. 
REGAM-Projekt der Hans-Böckler-Stiftung zur Abschaffung des Kündigungsschutzes in 
Kleinbetrieben (vgl. Höland/ Kahl u.a. 2004: 151). 
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der Natur des Rechtsgebiets selbst. Arbeitsrechtliche Regulierungen setzen der 
Profitlogik Grenzen und befinden sich damit zwangsläufig im Spannungsfeld 
zur Eigentumsordnung und kapitalistischer Vergesellschaftung. Die Entwick- 
lung des Arbeitsrechts ist dabei nicht als isolierter Prozess, sondern vielmehr 
stets im Kontext der „allgemeinen gesellschaftlichen Entwicklung“ (Marx) zu 
betrachten. 

In diesem Rahmen sollen im folgenden zwei Vorgänge der jüngeren Vergan- 
genheit kritisch beleuchtet werden, die einer sich andeutenden frühliberalen 
„Restauration“ (Bourdieu 1998) auf dem Gebiet des Arbeitsrechts eine neue 
Dynamik geben und eine substantielle Wende in der Rechtsentwicklung ein- 
läuten könnten. 

1) In der rechtspolitischen Diskussion steht der im Auftrag der Bertelsmann- 
Stiftung erarbeitete Entwurf eines „Arbeitsvertragsgesetzes“, der Vorschriften 
aus ca. 30 Einzelgesetzen zusammenführen und damit zu größerer „Rechts- 
klarheit“ beitragen will. Das erneute Tätigwerden des Bertelsmann-Medien- 
imperiums auf dem Feld der Legislative ist nicht nur symptomatisch für eine 
fortschreitende Entdemokratisierung und „Privatisierung der Politik“ (Böckel- 
mann 2004). Der Normentwurf birgt darüberhinaus - und darauf soll näher 
eingegangen werden - die regressive rechtspolitische Tendenz einer Rücknah- 
me des Arbeitsrechts in die Privatrechtsordnung in sich. 

2) Anhand von vier Urteilen des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) der letz- 
ten Zeit zu grenzüberschreitenden Arbeitskonflikten lässt sich eine neue Qua- 
lität marktradikaler Rechtsprechung aufzeigen, die kollektive Arbeitsrechts- 
normen in den Mitgliedstaaten in bisher nicht gegebenen Maß in Frage stellt. 
In den besagten Urteilen entschied der EuGH erstmals über das Verhältnis der 
wirtschaftlichen Grundfreiheiten zum nationalen Streik- und Tarifrecht und 
postulierte einen Vorrang des europäischen Rechts. Die „neoliberale Radikalı- 
sierung der Binnenmarktintegration“ (Scharpf 2009) durch den EuGH ist 
nicht zuletzt als Kampfansage an die „institutionelle Macht“ (Silver 2005) der 
Gewerkschaften zu verstehen. 

3) Möglichkeiten und Perspektiven einer europäischen Gewerkschaftspolitik 
im Anschluss an die neueren Entwicklungen im Arbeitsrecht sollen im dritten 
Teil kurz diskutiert werden. 


1. Ein „Arbeitsvertragsgesetz” durch Bertelsmann? 


Seit dem 19. Jahrhundert gab es (gescheiterte) Versuche, das auf eine Vielzahl 
von Einzelgesetzen verstreute und durch Richterrecht geprägte deutsche Ar- 
beitsrecht in einer Gesamtkodifikation zusammenzufassen. Schon Hugo Sinz- 
heimer beklagte das „Wirrwarr“ und die „Rückständigkeit“ der uneinheitlichen 
Rechtsgestaltung (Sinzheimer 1921: 54). Der in der Weimarer Reichsverfassung 
enthaltene Auftrag, ein Arbeitsgesetzbuch zu schaffen, wurde indessen nie um- 
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gesetzt. Nach dem zweiten Weltkrieg‘ kam lediglich in der DDR ein einheitli- 
ches Regelungswerk zustande. In der Bundesrepublik blieben mehrere Kodifi- 
kationsvorhaben in Ansätzen stecken. Neben eher rechtstechnischen Schwie- 
rigkeiten bei der Systematisierung der umfangreichen Materie war das ent- 
scheidende Hindernis, dass es nie gelang, einen korporatistischen Konsens 
zwischen Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden herzustellen. In den sieb- 
ziger Jahren unternahm die sozialliberale Koalition unter Willy Brandt den 
Versuch, zumindest das Individualarbeitsrecht’ einer Teilkodifizierung‘ zuzu- 
führen. Die in diesem Zusammenhang geführte fachwissenschaftliche Debatte 
(vgl. dazu Römer 1970) lässt die im Vergleich zu heute zugunsten der Arbeit- 
nehmerseite verschobenen Kräfteverhältnisse erkennen. So stand ein Abbau 
von Rechten für Beschäftigte im parteipolitischen Einvernehmen nicht zur 
Diskussion. Auf linker Seite wurde außerdem die Frage erörtert, ob eine mög- 
lichst weitgehende Kodifikation zu einer Bewahrung errungener Rechtspositi- 
onen beitragen könne oder nicht eher als Hemmschuh für den weiteren Lauf 
der gesellschaftlichen Entwicklung wirke. 

Die Pläne der damaligen Bundesregierung führten jedoch nicht zu einem ab- 
geschlossenen Normgebungsverfahren. Ebensowenig erfolgreich waren Geset- 
zesinitiativen der Bundesländer Sachsen und Brandenburg in den 1990er Jah- 
ren. Die in Art. 30 des Einigungsvertrags 1990 ausgehandelte Verpflichtung 
des gesamtdeutschen Gesetzgebers, „baldmöglichst“ ein Arbeitsgesetzbuch zu 
erlassen, harrt somit bis heute der Umsetzung. 

Dabei war es v.a. die deutsche ArbeiterInnen- und Gewerkschaftsbewegung, 
die die Forderung nach einem vereinheitlichten und für den juristischen Laien 
verständlich abgefassten Recht der abhängigen Arbeit vertreten hatte. Dies be- 
greiflicherweise verbunden mit der Hoffnung, durch eine übersichtliche und 
transparente Kodifikation bestehende Nachteile von Beschäftigten und Beleg- 
schaftsvertretern bei der Wahrnehmung von Rechten zu beseitigen. Bereits auf 
dem Gründungskongress des DGB 1949 wurde das Ziel der Schaffung eines 
Arbeitsgesetzbuchs beschlossen und in das Grundsatzprogramm aufgenom- 
men. 

Vor diesem Hintergrund ist es nicht ohne eine gewisse fatale Symbolik, dass 
die Bertelsmann-Stiftung, Hauptanteilseigner des gleichnamigen Medienkon- 


4 In der NS- Zeit galt das Gesetz der nationalen Ordnung der Arbeit (AOG), welches durch 
Arbeitskampfverbot, „Führerprinzip“ im Arbeitsverhältnis und „Betriebsgemeinschaft“ ge- 
kennzeichnet war. 

5 Das Individualarbeitsrecht umfasst nach der juristischen Definition alle Normen, die den 
Einzelarbeitsvertrag regeln. Im Gegensatz dazu ist kollektives Arbeitsrecht das Recht der Ko- 
alitionen und Belegschaftsvertretungen, insbesondere Tarif- und richterrechtlich geprägtes 
Arbeitskampfrecht. 

6 Die ursprünglich vorgesehene Kodifikation arbeitskampfrechtlicher Fragen lehnten die Ge- 
werkschaftsvertreter in der Gesetzbuchskommission ab. 
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zerns sowie Ideengeber der Hartz-Gesetze und anderer neoliberaler Legislativ- 
projekte der jüngeren Vergangenheit, die Initiative ergriffen hat, um ein „Ar- 
beitsvertragsgesetz“ zu entwickeln. 

Im Jahr 2007 präsentierten die beiden Kölner Arbeitsrechtsprofessoren Ulrich 
Preis und Martin Hensseler die aktuelle Version ihres im Rahmen des Stif- 
tungsprojekts „Agenda Moderne Regulierung“ entstandenen, 150 Paragraphen 
umfassenden Normentwurfs, der nach eigenen Angaben das individuelle Ar- 
beitsverhältnis von der „Wiege bis zur Bahre“ regeln soll. 

Um das Gesetzesvorhaben entstand in den letzten drei Jahren eine rege Debat- 
te, die allerdings vorwiegend in juristischen Fachzeitschriften und an der brei- 
ten Öffentlichkeit weitgehend vorbei, geführt wurde. Mit eigenen Veranstal- 
tungen und auf Tagungen von Verbänden - bspw. der Bundesvereinigung 
Deutscher Arbeitgeberverbände (BDA), der christlich-demokratischen Arbeit- 
nehmerschaft (CDA), des Deutschen Anwaltsvereins (DAV) sowie dem 67. Ju- 
ristentag 2008 - lancierte die Bertelsmann-Stiftung ihr Projekt. Dabei war das 
Vorgehen der Initiatoren von Beginn an darauf ausgerichtet, Unterstützung für 
den Kodifizierungsvorschlag bis in die SPD und die DGB-Gewerkschaften 
hinein zu gewinnen. So traten die Verfasser explizit mit der Behauptung auf, 
ein zentrales Anliegen der Gewerkschafts- und Arbeiterbewegung aufzugreifen. 
Bei einem Symposium der Friedrich Ebert Stiftung beschwor Ulrich Preis das 
Bild eines volkstümlichen Arbeitsrechts und pries das „Arbeitsvertragsgesetz“ 
ob seiner „Einfachheit“ und „Übersichtlichkeit“ als Chance für Beschäftigte 
und Betriebsräte an, dem mächtigeren Arbeitgeber die Stirn zu bieten (vgl. den 
Tagungsbericht der Friedrich Ebert Stiftung 2008: 13). 

Der Wind für eine Gesetzwerdung des „Jahrhundert-Projekts“ Arbeitsrechtsko- 
difikation schien zunächst günstig. Auf große Resonanz stieß die Initiative 
insbesondere bei Parteienvertretern von CDU/CSU, dem Deutschen Anwalts- 
verein (DAV), einzelnen Stimmen aus der Arbeitsrichterschaft sowie Bundes- 
präsident Horst Köhler. Im April 2007 erhielt das Vorhaben zudem den mit 
5000 Euro dotierten „Preis für gute Gesetzgebung“, der während eines Festakts 
im Deutschen Bundestag verliehen wurde. Paradoxerweise lobte die Jury, die 
u.a. mit dem Präsidenten des Bundesverfassungsgerichts prominent besetzt 
war, die besondere „Offenheit des Diskussionsprozesses*“ um den am demo- 
kratisch legitimierten Parlament vorbei entwickelten Entwurf, bei dem „zwei 
Professoren von ihren Lehrstühlen herabgestiegen“ seien und „sich unter das 
Volk gemischt“ hätten (vgl. Sittard 2007: 253). Auch der ehemalige Bundesar- 
beitsminister Olaf Scholz (SPD) bezog sich positiv auf das Projekt und stellte, 
vorbehaltlich einer Einigung zwischen DGB und BDA, die Einleitung eines 
Gesetzgebungsverfahrens in Aussicht. 

Massive Kritik an dem Regelungswerk übten hingegen nach anfänglicher Zu- 
rückhaltung VertreterInnen von DGB, IG Metall sowie Arbeitnehmeranwälte 
(vgl. Wroblewski 2008: 622 ff., Schubert 2009: 71 ff. sowie die Erklärung der 
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Vereinigung Demokratischer Juristinnen und Juristen, Januar 2009). Dies nicht 
ohne Grund, denn der Inhalt des Normtextes erweist sich bei näherem Hinse- 
hen für Beschäftigte als veritables „Danaergeschenk“ (Schubert/Hjort 2009). 
Entgegen der Angabe der Verfasser, lediglich die bestehende Gesetzeslage und 
gefestigte Rechtsprechung „mit wenigen ausgewogenen Änderungen“ abbilden 
zu wollen, enthält das „Arbeitsvertragsgesetz“ (ArbVG) weitergehende Deregu- 
lierungen und einen Abbau arbeitnehmerschützender Bestimmungen. Die fol- 
gende Aufzählung greift dabei nur einige signifikante Punkte heraus. 
Abweichungen von der derzeitigen Gesetzeslage finden sich insbesondere in 
den Regelungen des Entwurfs zum Kündigungsschutz. Ähnlich wie das Grün- 
buch zum Arbeitsrecht der EU-Kommission dem Paradigma folgend, dass eine 
Verkürzung des Bestandsschutzes „beschäftigungsfördernd“ sei, dehnen die 
Autoren des ArbVG die Frist, in der noch kein Kündigungsschutz besteht, 
von momentanen sechs Monaten auf „optional“ bis zu zwei Jahren Beschäfti- 
gungsdauer aus. Dies hätte in der Praxis zur Folge, dass weitere Millionen von 
Lohnabhängigen dem Prinzip des „hire and fire“ ausgesetzt wären. Zusätzlich 
sollen Arbeitnehmerlnnen die „Möglichkeit“ erhalten, nach drei Jahren gegen 
Abfindung ganz auf ihren Kündigungsschutz zu verzichten. Die Freiwilligkeit 
derartiger künftiger Vereinbarungen, insbesondere vor dem Hintergrund einer 
hohen Arbeitslosigkeit darf allerdings bezweifelt werden. 

Auch ältere und schwerbehinderte Beschäftigte hätten im Fall der Realisierung 
des Bertelsmann-Vorhabens Nachteile zu erwarten. Im Widerspruch zur aktuel- 
len Gesetzeslage und der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts sollen 
nach dem ArbVG bei der sog. Sozialauswahl im Falle der betriebsbedingten 
Kündigung „Schwerbehinderung“ und „Alter“ als Gesichtspunkte, die einer 
Entlassung entgegenstehen, nicht mehr berücksichtigt werden. Letzteres prie- 
sen die Verfasser des Entwurfs obendrein als Umsetzung europarechtlicher An- 
tidiskriminierungsvorgaben und Erhöhung von Beschäftigungsschancen für äl- 
tere Menschen an. 

Weiter soll das sog. Anschlussverbot bei befristeten Arbeitsverhältnissen entfal- 
len d.h. nach einer Pause soll eine erneute sachgrundlose Befristung beim glei- 
chen Arbeitgeber möglich sein. Wie Kritiker des Entwurfs zu recht monierten, 
wird damit Kettenbefristungen im Beschäftigungsverhältnis Tür und Tor ge- 
öffnet. 

Auch die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall, eine zentrale Errungenschaft 
der Gewerkschaftsbewegung, wird erheblich beschnitten. Sie soll auf maximal 
sechs Wochen im Jahr begrenzt sein, was neben Einkommensverlusten für Be- 
schäftigte auch Belastungen für die gesetzliche Krankenversicherung bedeuten 
würde. Eine eindeutige Orientierung an Arbeitgeberinteressen weisen ferner 
Vorschriften auf, die, wie es die Autoren beschönigend formulierten, die „Bin- 
nenflexibilität im Arbeitsverhältnis stärken“. So ist ein gesetzliches Recht des 
Arbeitgebers vorgesehen, Überstunden und Kurzarbeit anzuordnen. Die Dauer 
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der Arbeitszeit wird weitgehend zugunsten betriebswirtschaftlicher Erwägungen 
dereguliert. Würde das ArbVG in geltendes Recht implementiert, müssten die 
Beschäftigten in diesem Kontext empfindliche Gehaltskürzungen sowie Ver- 
längerungen der Arbeitszeit um bis zu 25 % ohne entsprechenden Lohnaus- 
gleich in Kauf nehmen. Außerdem werden die Möglichkeiten des Unterneh- 
mers, Arbeitsort und Tätigkeit einseitig und ohne nach derzeitiger Gesetzesla- 
ge erforderliche Änderungskündigung abzuändern, erheblich ausgeweitet. 

Im Bereich der Leiharbeit enthält das „Arbeitsvertragsgesetz“ ebenfalls Ver- 
schlechterungen des status quo. Der Grundsatz des equal pay wird weiter aus- 
gehöhlt. Der Entwurf sieht ferner vor, dass der Lohnanspruch für Leiharbeit- 
nehmerInnen bei Leistungsverweigerung während eines Arbeitskampfs, wenn 
keine anderweitige Einsatzmöglichkeit besteht, entfällt. Damit wird der Druck 
zum Streikbruch auf prekär Beschäftigte erhöht. Angesichts dieser Demontage 
von ArbeitnehmerInnenrechten in bedeutenden Regelungsbereichen muten die 
Änderungen zugunsten von Beschäftigten fast zynisch an. So vermag etwa die 
Verlängerung der Frist zur Erhebung einer Kündigungsschutzklage von bislang 
drei Wochen auf einen Monat (!) die vorhandenen Nachteile kaum ernsthaft 
aufzuwiegen. 

In der Gesamtschau stellt der Gesetzesvorschlag der Bertelsmann-Stiftung 
nicht nur mühsam in Kämpfen errungene Rechtspositionen der Gewerk- 
schaftsbewegung zur Disposition. Er befördert überdies, was die Rechtsent- 
wicklung angeht, substantiell regressive Tendenzen. Der Vorschlag gründet - 
gleich zu Beginn - das Arbeitsverhältnis auf den Vertrag und verweist explizit 
auf das Bürgerliche Gesetzbuch (BGB). Eine Erwähnung von Arbeitnehmer- 
grundrechten hingegen unterbleibt. Diese systematische Konzeption - mit Si- 
cherheit nicht zufällig gewählt - legt, wie Kritiker mit Recht bemerkten, den 
Schluss nahe, dass die Verfasser eine schrittweise Rücknahme des Arbeitsrechts 
in das bürgerliche Recht anstreben (Wroblewski 2008: 624). 

Ein Verständnis vom Arbeitsvertrag als „normalem“ zivilrechtlichen Kontrakt 
bricht allerdings mit der im Rechtsdiskurs momentan (noch) vorherrschenden 
Ansicht. Nach der dort geläufigen Definition ist Arbeitsrecht zivilrechtliches 
Sonderrecht der abhängigen Arbeit. In der Regel wird in diesem Zusammen- 
hang auf die besondere Schutzbedürftigkeit der Arbeitnehmer sowie die histo- 
rische Entwicklungslinie des Arbeitsrechts neben und im Gegensatz zum BGB 
verwiesen, welches lediglich frühliberales Dienstvertragsrecht ohne Bestands- 
schutz und Belegschaftsvertretung enthält, (vgl. Söllner 1976: 18 ff). Zahlreiche 
Beschreibungen in der Arbeitsrechtsliteratur stellen das moderne Arbeitsrecht 
zudem in den Kontext des soziale Antagonismen ausgleichenden „Erfolgsmo- 
dells“ Soziale Marktwirtschaft. Zuweilen findet sich allerdings auch die wenig 
trennscharfe - neoliberalen Einflüssen eine offene Flanke bietende - tautologi- 
sche Formel, Arbeitsrecht sei „die Summe der Bestimmungen, die die Bezie- 
hungen zwischen Arbeitgebern und Arbeitnehmern normieren“. Nichtsdesto- 
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trotz kann es nach wie vor als überwiegender Konsens in der Rechtsdiskussion 
angesehen werden, dass Arbeitsrecht nicht als „gewöhnliches“ Privatrecht, 
sondern vielmehr als Einhegung klassisch-liberaler Vertragsfreiheit aufgefasst 
wird. Vielzitiert in diesem Zusammenhang ist die Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts, der zufolge arbeitsrechtliche Regelungen dort, wo „die Pri- 
vatautonomie ihre regulierende Kraft nicht zu entfalten vermag, weil ein Ver- 
tragspartner kraft seines Übergewichts Vertragsbestimmungen einseitig setzen 
kann“ und angesichts des „faktischen Machtverhältnisses“ und der „Situation 
struktureller Unterlegenheit im Arbeitsverhältnis“ zugunsten der Grundrechte 
von ArbeitnehmerInnen von Verfassung wegen „ausgleichend eingreifen müs- 
sen“ (vgl. BverfG-Beschluss vom 23.11.2006). Gemeinhin anerkannt und einer 
Eingliederung des Arbeitsrechts in die Zivilrechtsordnung ebenfalls entgegen- 
stehend ist, dass es sich seit jeher um einen aus privatrechtlichen, öffentlich- 
rechtlichen und kollektivrechtlichen Elementen bestehenden Normenkomplex 
handelt. 

Ungeachtet dessen melden sich in der jüngeren juristischen Debatte vermehrt 
Stimmen zu Wort, die eine liberale Arbeitsrechtskodifikation fordern. Teilwei- 
se wird dabei direkt das BGB als „ richtiger Standort“ vorgeschlagen (so z.B. 
Löwisch 2007: 98). Der rechtspolitische Gehalt derartiger Ansinnen, die auf 
den ersten Blick als „unpolitische“ systematische Auffassungen erscheinen, 
wird deutlich, wenn man sich vor Augen führt, dass damit implizit der histori- 
sche Kerncharakter des Arbeitsrechts als einer marktregulierenden und Wirt- 
schaftsmacht sozialpolitisch beschränkenden Größe, negiert wird. Die Rich- 
tung, die die weitere Rechtsentwicklung nehmen soll, ist programmatisch vor- 
gegeben: sie zielt auf eine Rücknahme jener die Privatautonomie und „wahre 
Vertragsfreiheit“ einschränkenden Normen und somit des Arbeitsrechts als 
Arbeitnehmerschutzrecht an sich. Auch wenn die Verfasser des Bertelsmann- 
Entwurfs nicht derart weit gehen und eine Kodifikation im BGB anstreben: 
die ausdrückliche Hervorhebung der Vertragsfreiheit im Arbeitsverhältnis weist 
in dieselbe Richtung. Der in Rede stehende Gesetzesentwurf ist nicht zuletzt 
unter diesem Aspekt den in einer frühliberalen Tradition stehenden Strömun- 
gen ım rechtspolitischen Diskurs zuzurechnen. 

Auf Initiative des damaligen Bundesarbeitsministers Scholz hin erklärte sich 
der Deutsche Gewerkschaftsbund schließlich bereit, Verhandlungen mit der 
Bundesvereinigung der Arbeitgeberverbände (BDA) über eine Zusammenfas- 
sung des Individualarbeitsrechts aufzunehmen, allerdings auf der Basis einer 
Erhaltung des status quo und eines Ausschlusses weiterer sozialer Rückschritte. 
Nachdem die BDA, die im übrigen die Regelungen des Bertelsmann- 
Vorschlags als „nicht durchgreifend genug“ kritisiert hatte, keinerlei Ge- 
sprächsbereitschaft signalisierte, entwarf eine Arbeitsgruppe von Gewerkschaf- 
tern unter Beteiligung des Bremer Arbeitsrechtsprofessors Wolfgang Däubler 
einen am Arbeitnehmerschutz orientierten „Diskussionsentwurf eines Arbeits- 
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verhältnisgesetzes“, der 2009 im Rahmen einer Veranstaltung der Friedrich E- 
bert Stiftung vorgestellt wurde. Auch bei der Partei DIE LINKE wurde mitt- 
lerweile in Reaktion auf das Bertelsmann-Projekt eine „Arbeitsgemeinschaft 
Arbeitsgesetzbuch“ gegründet, die mit Unterstützung der Rosa Luxemburg 
Stiftung an einer einheitlichen, privatrechtliche, öffentlichrechtliche und kol- 
lektivrechtliche Regulierungen umfassenden Kodifikation arbeitet (vgl. Boerner 
2009: 234 ff.). 

Das Vorhaben der Bertelsmann-Stiftung ist indessen v.a. angesichts der jüngs- 
ten Entwicklung der arbeitsrechtlichen Rechtsprechung des EuGH etwas in 
den Hintergrund getreten. Als sich abzeichnete, dass das Projekt in der letzten 
Legislaturperiode nicht mehr zu realisieren war, kündigten die Initiatoren an, 
den Entwurf „bis auf weiteres zurückzustellen“. 

Die Gefahr eines „Arbeitsvertragsgesetzes“ A la Bertelsmann ist dennoch kei- 
neswegs gebannt. Unter einer schwarz-gelben Koalition, die mehr noch als die 
Regierungen zuvor auf die Transformation des Sozialstaats nach neoliberalen 
Konzepten setzt, muss jedenfalls damit gerechnet werden, dass die Pläne einer 
tiefgreifenden neoliberalen Arbeitsrechts,reform“ erneut aufgegriffen werden. 
Dass der Koalitionsvertrag in dieser Hinsicht keine konkreten Aussagen trifft, 
sollte da nicht allzu optimistisch stimmen. Ob dem Bertelsmann-Entwurf das 
gleiche Schicksal wie seinen geschichtlichen Vorläufern zuteil wird, ist nicht 
entschieden. 

Positiv gewendet könnte die mit der Wirtschaftskrise einhergehende gesell- 
schaftliche Diskreditierung marktliberaler Leitbilder allerdings auch neue 
Handlungsspielräume für einen Ausbau und eine Weiterentwicklung von Be- 
schäftigtenrechten eröffnen. Zu hoffen bleibt, dass es gelingt, dies im Sinne 
einer Verschiebung der momentanen Kräfteverhältnisse zu nutzen und in die- 
sem Kontext auch progressive Arbeitsrechtsalternativen zum Gegenstand einer 
breiten Diskussion zu machen. 


2. Angriffe auf Streikrecht und Tarifautonomie - die neue 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 


Die Rechtsordnungen in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union werden 
seit einigen Jahrzehnten in zunehmenden Maße durch europäisches Recht über- 
formt. In diesem Kontext bedeutsam ist der in den 1960er Jahren vom EuGH 
aufgestellte Grundsatz des Vorrangs des europäischen Rechts (Urteil C-6/46 
vom 15.7. 1964). Die Richter in Luxemburg entschieden, dass im Fall der Kol- 
lision die nationalen Normen nicht mehr angewendet werden dürfen. 

Auch das deutsche Bundesverfassungsgericht hat dieses Prinzip grundsätzlich 
anerkannt und es sich in einer Art „Selbstzurückhaltung“ versagt, Gemein- 
schaftsrecht am Grundgesetz zu prüfen, es sei denn, die europäische Rechts- 
entwicklung einschließlich der Rechtsprechung des EuGH gebe Anlass zur 
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Annahme, dass ein unabdingbarer Grundrechtsstandard generell unterschrit- 
ten“ werde (sog. Maastricht- Urteil). 

Die europäische Wirtschaftsgemeinschaft wurde ursprünglich mit dem Ziel ge- 
gründet, den gemeinsamen Binnenmarkt herzustellen. Ein „soziales Europa“ 
mit einer einheitlichen Arbeits- und Sozialverfassung stand von Beginn an 
nicht auf der politischen Agenda. Diese „Asymmetrie zwischen Marktintegra- 
tion und sozialer Integration“(Scharpf 2009) spiegeln die rechtlichen Grundla- 
gen der Europäischen Union wider. Die Gemeinschaftsverträge beinhalten als 
programmatisches „Herzstück“ die wirtschaftlichen Grundfreiheiten, insbesonde- 
re Warenverkehrs-, Niederlassungs-, Dienstleistungs- und Kapitalverkehrsfrei- 
heit. Die soziale Dimension nimmt hingegen im Gesamtgefüge des EU-Rechts 
kaum mehr als eine Randstellung ein. Auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes 
und der Arbeitnehmerkonsultation wurden erst in den 1990er Jahren arbeits- 
rechtliche Kompetenzen eingefügt. Weiteren Regelungsbereichen wie Kündi- 
gungsschutz und Mitbestimmung stehen mit dem Erfordernis der Einstim- 
migkeit aller 27 Länder hohe institutionelle Hürden entgegen. Im Bereich der 
Sozialpolitik bestehen europäische Legislativbefugnisse im wesentlichen bei der 
Diskriminierung als Annexkompetenz zur Wirtschaftsfreiheit, was seinen Nie- 
derschlag im Erlass der vieldiskutierten europäischen Antidiskriminierungsvor- 
gaben gefunden hat. Durch letztere werden freilich die Arbeitsbeziehungen le- 
diglich in einem Randbereich tangiert und das gesellschaftliche Kräfteverhält- 
nis zwischen Beschäftigten und Arbeitgeberseite nicht relevant verschoben. 
Die Unterrepräsentanz des Arbeits- und Sozialrechts stellt sich vielmehr als 
Konstante des europäischen Einigungsprozesses dar, welche auch im Lissa- 
bonner Vertrag eine Fortsetzung gefunden hat. Letzterer bietet mit dem Uni- 
onsziel einer „sozialen Marktwirtschaft“ in dieser Hinsicht wenig mehr als 
„hübsche Verfassungslyrik“ (Rödl 2009). 

Dessen ungeachtet kamen in den letzten Jahren einige europäische Richtlinien 
zustande, die arbeitsrechtliche Mindeststandards festschreiben. Zu nennen 
sind hier bspw. die Regelwerke zur Teilzeit- und Zeitarbeit, zur Information 
und Konsultation von Betriebsräten und zur Arbeitnehmerentsendung. Ge- 
schuldet war dies im konkreten Fall korporatistischen Arrangements zwischen 
Gewerkschaftsverbänden und Kapital auf europäischer Ebene sowie teilweise 
einer besonderen politischen Konstellation innerhalb der Europäischen 
Kommission. 

Obwohl die besagten arbeitsrechtlichen Bestimmungen die Spirale eines race 
to the bottom an einigen Stellen auffangen und partiell sogar ein höheres 
Schutzniveau gegenüber dem jeweiligen nationalen Recht normieren: in der 
Gesamtbetrachtung sind die festgelegten Standards niedrig und lassen im eu- 
ropaweiten Vergleich eine Nivellierungstendenz nach unten erkennen. Sie bie- 
ten zudem oftmals Ausstiegsoptionen. Hinzu kamen europäische Rechtsakte, 
die weitergehende Deregulierungen vorsehen. So hatten bspw. die Richtlinie 
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zum Mutterschutz sowie die rechtliche Aufweichung des Verbots der Kinder- 
arbeit die Aufkündigung entsprechende ILO-Übereinkommen, die höhere An- 
forderungen an den Arbeitnehmerschutz normierten, durch die Mitgliedstaa- 
ten zur Folge. 

Das kollektive Arbeitsrecht, insbesondere das Streik-und Koalitionsrecht wird 
nach den Grundverträgen explizit aus dem Kompetenzbereich der EG heraus- 
genommen. Bislang ging auch die Mehrheitsmeinung im Rechtsdiskurs davon 
aus, dass die historisch gewachsenen und nach unterschiedlichen Mechanis- 
men austarierten nationalen Regelungen der kollektiven Arbeitsbeziehungen 
dem europarechtlichen Einfluss weitgehend entzogen sind. Dieser Auffassung 
hat die jüngste Rechtsprechung des EuGH nunmehr eine klare Absage erteilt 
und kollektives Arbeitsrecht in den Mitgliedstaaten auf seine Vereinbarkeit mit 
den EG-Wirtschaftsfreiheiten hin überprüft. Sämtliche Urteile betrafen dabei 
Fälle des europaweit stattfindenden Lohn- und Sozialdumpings. 

Der sog. Viking-Entscheidung aus dem Jahr 2007 (Rs. C-438/05) war voraus- 
gegangen, dass ein finnisches Fährunternehmen („Viking Line“) ein Schiff von 
Finnland nach Estland ausflaggen wollte, um die finnische Besatzung durch 
niedriger entlohnte estnische Arbeitskräfte zu ersetzen. Die finnische Seeleute- 
Gewerkschaft drohte mit Unterstützung der Internationalen Transportarbeiter- 
Föderation (ITF) Streikmaßnahmen an. Die ITF forderte zudem erfolgreich die 
estnischen Gewerkschaften auf, keine Tarifverhandlungen mit der finnischen 
Reederei aufzunehmen. Viking-Line brachte den Fall daraufhin vor Gericht 
und klagte auf Unterlassung. Der EuGH wertete das Gewerkschaftshandeln in 
seinem Urteil als Eingriff in die Niederlassungsfreiheit des Unternehmens, wel- 
ches durch die Arbeitskampfandrohung abgehalten werden könnte, von sei- 
nem Recht Gebrauch zu machen, den Standort in einen anderen Mitgliedstaat 
zu verlegen. Zwar stellten die europäischen Richter - keine Selbstverständlich- 
keit - fest, dass das Streikrecht ein Grundrecht und als solches fester Bestand- 
teil des europäischen Rechts sei. Dieses wird allerdings erheblich einge- 
schränkt. Nur nach einer gerichtlichen Prüfung im Einzelfall und unter be- 
stimmten vom EuGH aufgestellten Voraussetzungen soll ein das Niederlas- 
sungsrecht tangierender Arbeitskampf gerechtfertigt sein. 

Eine besondere Brisanz gewinnt dieses Urteil insbesondere in Hinblick auf 
künftige Gewerkschaftsmaßnahmen gegen transnationale Produktionsverlage- 
rungen. Indem es die Möglichkeit eröffnet, dem Ausgangsfall vergleichbare 
Arbeitskämpfe für rechtlich unzulässig zu erklären, verkürzt es die Mittel der 
Beschäftigten, sich gegen drohende Standortschließungen und Massenentlas- 
sungen zur Wehr zu setzen. Ein weiterer vieldiskutierter Prozess (Rs. C- 
341/05) betraf das lettische Bauunternehmen Laval, welches überwiegend mit 
eigenen Arbeitnehmern beim Bau einer Schule in Schweden tätig war. Die Ar- 
beitskräfte wurden nach lettischen Tariflöhnen bezahlt, welche nicht einmal 
halb so hoch waren wie die schwedischen Entgelte. Die ansässige Bauarbeiter- 
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gewerkschaft nahm daraufhin Tarifverhandlungen mit Laval auf, um die in der 
Region üblichen Löhne durchzusetzen und blockierte nach dem Scheitern der 
Gespräche die Baustelle. Dem Arbeitskampf schloss sich die schwedische Elek- 
trikergewerkschaft mit einem Sympathiestreik an. Nach nationalem Recht war 
das Gewerkschaftshandeln dabei legal, da in Schweden die einheimischen Tari- 
fe vor einem Unterbietungswettbewerb durch ausländische Arbeitgeber, gesetz- 
lich besonders geschützt sind (sog. Lex Britannica). Das Unternehmen, unter- 
stützt vom schwedischen Arbeitgeberverband, verklagte die Gewerkschaften 
auf Schadensersatz. Der EuGH entschied, dass der Arbeitskampf gegen die eu- 
ropäische Dienstleistungsfreiheit verstoße und rechtswidrig sei. Zentrale 
Grundlage des Urteils war eine restriktive Auslegung der Richtlinie über die 
Entsendung von Arbeitnehmern, deren Mindestschutzbestimmungen die Rich- 
ter im Sinne einer Obergrenze für die Zulässigkeit eines Streiks interpretierten. 
Die juristische Argumentation des EuGH bemüht in diesem Fall recht gewagt 
anmutende Rechtskonstruktionen - eine Besonderheit die im übrigen das Eu- 
roparecht generell auszuzeichnen scheint. Den Wortlaut der Entsenderichtli- 
nie, demzufolge die dort festgelegten Mindestvorschriften einer „Anwendung 
von für die Arbeitnehmer günstigeren Beschäftigungs- und Arbeitsbedingun- 
gen“ am Leistungsort nicht entgegenstehen, versteht das Gericht so, dass es 
sich hier ausschließlich um die (seltene) Konstellation handele, dass ein aus- 
ländischer Unternehmer „aus freien Stücken“ beschließt, die höheren Entgelte 
des Aufnahmestaats zu zahlen. Ähnlich wie im Fall „Viking“ beschneidet das 
Urteil gewerkschaftliche Durchsetzungsfähigkeit und nationale Tarifsysteme. 
Eine besondere Tragweite gewinnt es zusätzlich dadurch, dass mit der Miss- 
achtung der schwedischen Gesetzeslage, welche die einheimischen Arbeitsbe- 
dingungen besonders schützt, ein historischer Grundpfeiler des skandinavi- 
schen Sozialstaatsmodells zur Disposition gestellt wird. 

Für Aufsehen sorgte auch die sog. Rüffert-Entscheidung (Rs. C- 346/06), wel- 
che das Handelsblatt euphorisch als „Revolution für die öffentliche Auftrags- 
vergabe“ bezeichnete. Der EuGH erklärte hierbei die niedersächsischen Tarif- 
treueregelungen, welche ausländische Unternehmer auf Einhaltung ortsübli- 
cher Tarifverträge bei der Erfüllung öffentlicher Aufträge verpflichteten, für 
rechtlich unzulässig.” Dem lag der Sachverhalt zugrunde, dass ein polnisches 
Subunternehmen beim Bau eines Gefängnisses in Göttingen Arbeitskräfte ein- 
gesetzt hatte, die weit unter dem vorgesehenen Mindestlohn vergütet wurden. 
Der Rechtsstreit über die vom Land Niedersachsen infolgedessen verhängte 
Vertragsstrafe landete schließlich beim EuGH. Dieser sah die landesrechtlichen 
Vorgaben mit Blick auf den freien Dienstleistungsverkehr als unvereinbar mit 


7 Dies vor dem Hintergrund, dass das deutsche Bundesverfassungsgericht erst 2006 Tariftreue- 
gesetze mit Verweis auf ihre Bedeutung für den Erhalt der Sozialversicherungssysteme als 
grundgesetzkonform gebilligt hatte. 
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dem Europarecht an. Die Richter argumentierten, dass die Tariftreueverpflich- 
tung nicht mit dem Zweck des Arbeitnehmerschutzes gerechtfertigt werden 
könne, da sie nur im öffentlichen Sektor gelte und nicht erkennbar sei, warum 
ein im Rahmen eines privaten Auftrags tätig werdender Arbeitnehmer weniger 
des Schutzes bedürfe (!). Zwar belässt das Urteil begrenzte Möglichkeiten, Ta- 
riftreueregelungen künftig auf nationaler Ebene einzuführen. Diese dürfen - 
und diese politisch aufschlussreiche Wertung durchzieht auch andere Ent- 
scheidungen des EuGH - nicht durch arbeitskampfförmige Aktionen gegen- 
über dem jeweiligen Unternehmer durchgesetzt werden, sondern müssen über 
den staatlichen Akt der sog. Allgemeinverbindlichkeitserklärung erfolgen. Ein 
weiterer Aspekt, unter dem gewerkschaftliche Handlungsspielräume eingeengt 
werden. 

Die unmittelbaren Auswirkungen des Rüffert-Urteils in Deutschland waren 
verheerend. Alle acht Bundesländer, in denen entsprechende Tariftreuegesetze 
bei der öffentlichen Auftragsvergabe existierten, erklärten diese für ungültig 
und setzten sie in Gänze außer Kraft. Dies nicht zuletzt deshalb, um einer 
drohenden Staatshaftung - ein effektives Druckmittel des EuGH - zu entge- 
hen. Entsprechende Legislativvorhaben in anderen Bundesländern wurden zu- 
rückgezogen. Mehrere Unternehmen nutzten unverzüglich die Gunst der 
Stunde, um sich im Unterbietungswettbewerb Marktvorteile zu verschaffen. 
Der Vorstand der Bahn AG kündigte bspw. sogleich an, sich mit nicht tarif 
gebundenen Subunternehmen an öffentlichen Ausschreibungen beteiligen zu 
wollen. 

Die Linie der europäischen Richter, Arbeitsrecht über den Binnenmarkt aus- 
zuhebeln, setzte sich auch im darauffolgenden Fall „Luxemburg“ (Rs. C- 
341/05) fort. Gegenstand des Verfahrens, das die Kommission gegen das 
Großherzogtum Luxemburg eingeleitet hatte, waren nationale Vorschriften, die 
in Umsetzung der Entsenderichtlinie erlassen worden waren. Der EuGH kons- 
tatierte hier ein zu hohes, dem Gemeinschaftsrecht widersprechendes Arbeit- 
nehmerschutzniveau. In Rede standen insbesondere Vorschriften die eine au- 
tomatische Anpassung der Löhne und Gehälter nach Luxemburg entsendeter 
Arbeitnehmer an die Lebenshaltungskosten vorsahen. Außerdem hielt das Ur- 
teil fest, dass Luxemburg als Aufnahmeland für die Erbringung von Dienstleis- 
tungen nicht berechtigt sei, seine einheimischen Regeln für Teilzeitarbeit und 
befristete Arbeitsverträge auf ausländische Unternehmen auszudehnen. 

Die vier Entscheidungen des EuGH lösten eine kontroverse Debatte, nicht 
nur innerhalb der Rechtswissenschaften, sondern auch in Politik und Verbän- 
den der Mitgliedstaaten aus. Nicht zuletzt in gewerkschaftsnahen Publikatio- 
nen wurden Konsequenzen, Übertragbarkeit der Urteile auf künftige Fälle so- 
wie politische Reaktionsmöglichkeiten erörtert. Kritik an der europäischen 
Rechtsprechung kam von verschiedenen Seiten, mit - akteursbezogen - unter- 
schiedlichen Konnotationen. So äußerten sich Stimmen aus der deutschen 


450 Sonja Mangold 


Richterschaft ablehnend gegenüber der Tendenz des EuGH, national gewach- 
sene Arbeitsrechtsprechung an sich zu ziehen und zogen die Vereinbarkeit der 
Entscheidungen mit dem Grundgesetz, mit Blick auf die dort garantierte Koa- 
litionsfreiheit, in Zweifel (vgl. Zwanziger 2009). Auch das handwerklich- 
juristische Vorgehen der Richter aus Luxemburg stieß teilweise auf Wider- 
spruch. Insbesondere die auch rechtspolitisch bedeutsame Frage, ob die vom 
EuGH aufgemachte Prüfungs- und Wertungshierarchie zwischen Wirtschafts- 
freiheiten und Grundrechten, die nationaler Verfassungsrechtsdogmatik zuwi- 
derläuft, legitim sei, war in der Rechtslehre nicht unumstritten. Einige politik- 
wissenschaftliche Stellungnahmen fokussierten ihre Kritik auf die durch die 
Urteile forcierte Verengung nationaler Handlungsspielräume für einen sozial 
eingebetteten Kapitalismus und die damit einhergehende Gefährdung sozialer 
Demokratie (Höpner 2007: 411; Rödl 2009). Dies mit Recht, zumal sich in 
der Aushöhlung nationaler Arbeitsrechts- und Verfassungsnormen durch die 
europäischen Judikative einmal mehr das generelle Demokratidefizit der Eu- 
ropäischen Union manifestiert, welche in ihrer strukturellen Verfasstheit weit 
hinter das Modell der nationalstaatlichen repräsentativen Demokratie zurück- 
fällt (vgl. Fisahn: 2009: 126 f). 

Vor allem in gewerkschaftsnahen Veröffentlichungen wurde ferner Gegenmaß- 
nahmen und Handlungsoptionen im Anschluss an die Urteile diskutiert. Sie 
reichten von einer Aufforderung an die Regierungen der Mitgliedstaaten, dem 
Gericht in Luxemburg vorerst den Rechtsgehorsam zu verweigern, bis geklärt 
sei, ob dessen Handeln vom europäischen Gesetzgeber gedeckt ist (Scharpf 
2009), über einen Ruf nach stärkeren Kontrollmechanismen für Besetzung und 
Rechtsprechung des EuGH (Monks 2009) bis hin zu auf den nationalstaatlı- 
chen Rahmen verweisende Handlungsstrategien, um die nationalen Arbeitsrechts- 
und Sozialsysteme vor weiteren Beschädigungen zu schützen (Rödl 2009). 
Einige Kommentare konzentrierten ihre Analyse der neuen Rechtsentwicklung 
auf die marktradikale „Überinterpretation der Europäischen Verträge“ durch 
die Richter in Luxemburg. In diesem Kontext wurde argumentiert, dass sich 
der EuGH, - einer stringenten und in sich logischen Rechtsprechungslinie fol- 
gend - mit den Jahren immer mehr Kompetenzen angemaßt und Zuständig- 
keiten zulasten des nationalen Rechts usurpiert habe. Die richterliche Rechts- 
fortbildung wird auf diese Weise besonders in das Blickfeld gerückt und als 
entscheidende Ursache der jüngsten Urteile dargestellt. Als Konsequenz dieser 
Betrachtung wird u.a. eine politisch überwachte, die nationalstaatlichen Ar- 
beits- und Sozialverfassungen schonende „Selbstzurückhaltung des EuGH“ 
vorgeschlagen (vgl. Höpner 2009). 

Zwar soll hier nicht in Abrede gestellt werden, dass die europäischen Richter 
bei den besagten Fällen einer eigenen Rechtsprechungstradition folgten und 
auch im Sinne eines gewissen „Interesses an sich selbst“ entschieden haben. 
Die Fokussierung auf die richterliche Rechtsfortbildung vermag jedoch nicht 


Arbeitsrecht unter Druck 451 


zu erklären, weshalb der EuGH jahrzehntelang kollektives Arbeitsrecht nicht 
auf seine Vereinbarkeit mit den Wirtschaftsfreiheiten hin überprüfte. Indem 
die sich „verselbständigende“ Richterpraxis in den Mittelpunkt der Kritik ge- 
stellt wird, droht der politische Inhalt der jüngsten EuGH-Utrteile in den Hin- 
tergrund zu treten. Dieser Inhalt ist ziemlich eindeutig. Sämtliche Entschei- 
dungen lassen eine einseitige Orientierung an Unternehmens- und Wettbe- 
werbsinteressen zulasten von ArbeitnehmerInnrechten erkennen. Die erhobe- 
nen Klagen wurden teilweise von nationalen Arbeitgeberverbänden mitgetra- 
gen und bewusst lanciert, um ein entsprechendes, den gewerkschaftlichen Ar- 
beitskampf einschränkendes Resultat der Rechtsprechung zu erreichen. Die 
rechtspolitische Diskussion in den Mitgliedstaaten um Bewertung und Trag- 
weite der EuGH- Urteile ist indessen nicht abgeschlossen. Ob sie dazu beitra- 
gen kann, die europäische Rechtsprechung zu korrigieren und in „gemäßigte- 
re“ Bahnen zu lenken, wird sich zeigen. 


3. Arbeitnehmerlnnenrechte in Europa verteidigen! 


Die mit den Entscheidungen des EuGH einhergehende Beschränkung des 
Streik- und Tarifrechts stellt nicht zuletzt eine Kampfansage an historisch er- 
rungene Rechtspositionen der europäischen Gewerkschaften dar. Diese sind 
vor die Herausforderung gestellt, neue Formen grenzüberschreitender Solidari- 
tät und gemeinsame Handlungsstrategien zu entwickeln, um kollektive Ar- 
beitsrechte in Europa zu verteidigen und einer weiteren Erosion eigener Ver- 
handlungsmacht und politischer Einflussmöglichkeiten entgegenzuwirken. Die 
ersten Reaktionen der Gewerkschaftsverbände auf die neoliberale Rechtspre- 
chung des EuGH fielen allerdings eher verhalten und wenig offensiv aus. So 
hoben GewerkschaftsvertreterInnen, wohl in der Hoffnung zu retten, was zu 
retten ist, neben grundsätzlicher Kritik an den Urteilen, positiv hervor, dass 
der EuGH das Streikrecht auf europäischer Ebene als Grundrecht anerkannt 
habe (vgl. die Stellungnahme des EGB vom 4.3. 2008). Um das soziale Defizit 
des EG-Rechts künftig zu korrigieren, wurde von Seiten des Europäischen Ge- 
werkschaftsbundes (EGB) insbesondere die Implementierung einer „sozialen 
Fortschrittsklausel“ in einem Zusatzprotokoll zum Lissabonner Vertrag gefor- 
dert. Ob sich dieses Ziel in naher Zukunft realisieren lässt, erscheint jedoch 
eher unwahrscheinlich, da eine Änderung des europäischen Primärrechts die 
Zustimmung aller 27 Mitgliedstaaten erfordern würde. Ferner wurde eine No- 
vellierung der Entsenderichtlinie vorgeschlagen, um den Arbeitnehmerschutz 
zu stärken und der richterlichen Interpretation künftig Grenzen zu setzen. 
Repräsentanten des EGB warnten überdies davor, die Verschiebung der Kräfte- 
verhältnisse zulasten von Gewerkschaftsrechten durch die europäische Recht- 
sprechung mit „Europaskepsis“ und „protektionistischen Lösungen“ zu be- 
antworten, was insbesondere den legitimen Aufholinteressen der osteuropäi- 
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schen Beitrittsländer nicht gerecht werde. Auch andere europäische Gewerk- 
schaftsverbände beschränkten sich in offiziellen Stellungnahmen vorwiegend 
auf ein Einfordern institutioneller Reformen auf europäischer Ebene und posi- 
tionierten sich dementsprechend im Europawahlkampf 2009. Eine Initiative 
für eine gewerkschaftliche Offensive zur Verteidigung von Arbeitnehmerrech- 
ten ging hingegen 2008 vom Schweizer Gewerkschaftsbund (SGB) aus. Dieser 
setzte sich für eine europaweite gewerkschaftliche Kampagne gegen Lohn- und 
Sozialdumping unter dem Motto „Gleicher Lohn für gleiche Arbeit am glei- 
chen Ort“ ein und versuchte - vorerst ohne Erfolg - ein entsprechendes Posi- 
tionspapier auf die politische Agenda des EGB zu setzen (vgl. Rechsteiner 
2009: 117 £.). 

Angesichts der neuen Qualität der EuGH-Rechtsprechung erscheinen gewerk- 
schaftliche Reaktionen und Gegenstrategien, die über eine Politik der „sozialen 
Rhetorik“ und „normativen Appelle an europäische Entscheidungseliten“ (Ur- 
ban 2009) hinausweisen, dringend vonnöten, um Arbeitnehmerrechte in Eu- 
ropa zu wahren. 

An dieser Stelle sei an einen Gedanken Pierre Bourdieus erinnert, der nichts 
an Aktualität eingebüßt hat. Bourdieu betonte schon früh die Notwendigkeit 
einer europaweiten sozialen Bewegung und übernationalen Gewerkschaftspoli- 
tik, um sowohl dem von oben in Gang gesetzten Lohn- Sozialdumping wie 
auch dem dadurch wiedererstarkenden Rechtspopulismus etwas wirksames 
entgegenzusetzen. Er plädierte in diesem Zusammenhang für ein sog. „Regres- 
sionsverbot“, das jeden weiteren „Rückschritt im Bereich der sozialen Errun- 
genschaften europaweit verbietet“, als Grundlage gemeinsamen Denken und 
Handelns (Bourdieu, 2004: 17). 

Eine in diesem Sinne, auf der Basis geteilter sozialer Werte und Gerechtig- 
keitsvorstellungen, international vernetzte und koordinierte Gewerkschaftsbe- 
wegung, könnte eine Kraft darstellen, die dem gegenwärtigen Europa des De- 
mokratie- und Sozialabbaus wirksam entgegentritt. 

Allerdings würde dies - auch da sei an Bourdieu erinnert - vor dem Hinter- 
grund der geschichtlichen Erkenntnis, dass es „keine Sozialpolitik ohne soziale 
Bewegung zu deren Durchsetzung gibt“, Aktionsformen und Mobilisierungs- 
strategien erfordern, die mehr beinhalten als geschicktes Verhandlungslobby- 
ing und eine Politik der Symbolik. 

Erste Ansätze einer solchen europaweit agierenden sozialen Bewegung gab es 
bereits mit den gesellschaftlichen Protestbewegungen gegen die sog. Bolkestein- 
richtlinie oder den gemeinsamen Protesten europäischer Hafenarbeiter 2006, 


8 Die auf den EU- Kommissar Bolkestein zurückgehende Dienstleistungsrichtlinie sah u.a. vor, 
dass private Dienstleistungsunternehmen bei Aufträgen ausschließlich die Bestimmungen ih- 
res Heimatlandes einhalten müssen. Die Proteste der Hafenarbeiter 2006 richteten sich ge- 
gen die mit der „Port Package II* Richtlinie geplante Liberalisierung von Hafendienstleis- 
tungen und die damit verbundene Gefährdung von Arbeitsplätzen. 
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die den europäischen Gesetzgeber zu Korrekturen zugunsten des Arbeitneh- 
merschutzes bewegten. Daran anzuknüpfen wäre notwendig, um Arbeitnehme- 
rInnenrechte in Europa - und auch das Arbeitsrecht - vor weiteren Angriffen 
zu verteidigen. 
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Jan Schlemermeyer 


Kritik der Politik als Politikwissenschaft? 
Zur Aktualität der Staatstheorie von Johannes Agnoli 
und den Chancen einer kategorialen Marxrezeption 


In den letzten Jahren wurde in den akademischen Debatten der materialisti- 
schen Staatstheorie eine klare Perspektive auf die Transformationen des Staates 
etabliert: Die Ansicht, dass Staatlichkeit im Kapitalismus als die „materielle 
Verdichtung eines Kräfteverhältnisses“ (Poulantzas 2002:159) zu begreifen und 
also auch die historische Entwicklung von politischen Apparaten und Strate- 
gien wesentlich als das Produkt sozialer Kämpfe zu analysieren ist, hat sich 
hier weithin als der - der Treppenwitz sei erlaubt - hegemoniale Untersu- 
chungsansatz durchgesetzt'. Trotz aller Verdienste, die dieses Paradigma insbe- 
sondere bei der Beschreibung der jüngsten Transformationsprozesse von Staat- 
lichkeit und der Überwindung eines funktionalistischen Seminarmarxismus 
erworben hat, ging damit jedoch eine gesellschaftstheoretische Unschärfe ein- 
her. Kapitalistische Herrschaftsverhältnisse erscheinen aus dieser hegemonie- 
theoretischen Perspektive, entweder als äußere, statische Grenzen von sozialen 
Kämpfen oder nur noch als das Ergebnis von eingeschliffenen Handlungsrou- 
tinen. Motor der Geschichte im Kapitalismus sind demnach in jedem Fall die 
tendenziell kontingenten, politischen Kämpfe sozialer Akteure; die systemi- 
schen Dynamiken kapitalistischer Entwicklung können so kaum gedacht wer- 
den. Beispielhaft kommt dies etwa in der populären Diagnose zum Ausdruck, 
dass Globalisierung als wesentlich „politische Strategie entschlüsselt werden 
[kann], mit der die im Fordismus erkämpften Klassenkompromisse aufgebro- 
chen werden konnten“ (Wissel/Wöhl 2008: 9). Damit ergibt sich zumindest 
die Gefahr, entgegen dem Anspruch materialistischer Theorie, bei der bloßen 
Deskription gesellschaftlicher Prozesse stehen zu bleiben. 

Im Folgenden wird daher zunächst ein Blick auf dieses problematische Para- 
digma geworfen. Anknüpfend an eine Systematisierung von Johannes Agnolis 
Überlegungen zur „Kritik der Politik“ soll dann aufgezeigt werden, dass eine 
andere, materialistische Staatstheorie möglich ist, die versucht soziale Kämpfe 


1 Eine andere materialistische Perspektive auf den Staat haben demgegenüber Teile der außer- 
universitären Linken entwickelt (vgl. Ums Ganze 2009). 


PROKLA. Zeitschrift für kritische Sozialwissenschaft, Heft 160, 40. Jg., 2010, Nr. 3, 455-472 


456 Jan Schlemermeyer 


als Momente der kapitalistischen Reproduktion durch Transformation zu be- 
greifen. Gerade für die Frage nach den emanzipatorischen Perspektiven eines 
„radikalen Reformismus“ in der aktuellen Krise (vgl. Candeias 2009, Demiro- 
vic 2009) beanspruchen diese theoretischen Überlegungen auch eine prakti- 
sche Relevanz. Darüber hinaus verweisen sie auf divergierende Interpretationen 
einer materialistischen Gesellschaftstheorie als Ganzer, die diesem staatstheore- 
tischen Disput offensichtlich zugrundeliegen. Das verdeutlicht die Notwen- 
digkeit, bei der Analyse der historischen Transformationsprozesse der politi- 
schen Ökonomie (wieder) eine Diskussion darüber zu führen, was eigentlich 
gemeint ist, wenn von Kapitalismus die Rede ist. Dafür bietet sich abschlie- 
ßend der, bisher in der staatstheoretischen Diskussion vernachlässigte, Ansatz 
einer kategorialen Marxrezeption an. Schließlich beansprucht dieser nicht we- 
niger, als den „im Grunde metaphysischen Gegensatz von Determinismus und 
Kontingenz“ (Postone 2008: 21) zugunsten einer Analyse zu überwinden, die 
kapitalistische Herrschaft als eine qualitativ neue soziale Form und historisch- 
dynamisch begreift, d.h. als eine, die selbst „eine historische Dynamik hervor- 
bringt“ (ebd.: 20). 


Risse im Paradigmakern der materialistischen Staatstheorie 


Ein Blick auf die neueren Veröffentlichungen der materialistischen Debatte 
über den Staat vermittelt den Eindruck, als sei - zumindest auf der Ebene des 
Analyserahmens - das Gröbste geschafft. Natürlich gibt es nach wie vor unter- 
schiedliche Schwerpunkte und partielle Differenzen, etwa in Bezug auf die 
Frage nach dem Stellenwert der Marxschen Formanalyse (z.B. Demirovic 
2007: 238, Kannankulam 2008: 51 ff., Hirsch/Kannankulam/Wissel 2008: 18). 
Insgesamt aber scheint der Staat als einstmals weißer Fleck der kritischen Gesell- 
schaftstheorie theoretisch durchdrungen. Basierend auf einem handlungstheoreti- 
schen Verständnis der kapitalistischen Gesellschaft und einem entsprechendem 
Begriff des Staates als der materiellen Verdichtung gesellschaftlicher Kräftever- 
hältnisse (Hirsch 2005, Bretthauer/Gallas/Kannankulam/Stützle 2006) steht 
demnach nun vor allem die empirische Erforschung der politischen Auseinan- 
dersetzungen um konkrete Transformationsprozesse sowie die Erklärung der Un- 
gleichzeitigkeit und Multiskalarität der Entwicklung von Staatlichkeit im globa- 
len Maßstab auf der Tagesordnung (Wissel 2007, Brand/Görg/Wissen 2007). Bei 
einem genaueren Blick auf den theoretischen Rahmen fällt jedoch auf, dass die 
Vermittlungsweise der strukturellen Zwänge kapitalistischer Gesellschaft mit den 
Handlungen von sozialen Akteuren unklar bleibt. Stattdessen scheinen die ange- 
botenen Lösungen auf eine unvermittelte Ambivalenz oder gleich auf deren Ve- 
reinseitigung zugunsten einer reinen Akteurszentrierung hinaus zu laufen. 

Beispielhaft lässt sich diese Zwickmühle der materialistischen Staatstheorie an- 
hand der Überlegungen von Alex Demirovic und Joachim Hirsch aufzeigen. 
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Sie unterscheiden sich zwar teilweise deutlich in ihrer Konzeption von Staat- 
lichkeit, vertreten aber beide eine „eher handlungsorientierte Variante der ma- 
terialistischen Theorie“ (Hirsch 2005: 18). Mithin gehen sie beide, wenngleich 
mit unterschiedlicher Akzentuierung, von dem klassischen Problem aus, das 
ein Autorenkollektiv (darunter Joachim Hirsch) schon in der Staatsableitungs- 
debatte der 1970er Jahre treffend als „analytischen Zirkel“ bezeichnet hat. 
Gemeint ist damit, dass der Zusammenhang zwischen polit-Skonomischen 
Formzwängen und sozialen Kräfteverhältnisse auf der empirischen Ebene nur 
mit Hilfe eines Zirkelschlusses analysiert werden könne: „Kräfteverhältnisse 
und die Entwicklung von Klassenkämpfen müssen - vermittelt über die objek- 
tiven Gesetzmäßigkeiten des Reproduktionsprozesses - mit Kräfteverhältnissen 
und dem Ergebnis von Klassenkämpfen erklärt werden“ (Autorenkollektiv 
1976: 62). Dieser analytische Zirkel müsse eintreten, „wenn man versucht, 
nicht ökonomistisch zu argumentieren und wenn man ein differenziertes 
Konzept vom Basis-Überbau Verhältnis entwickelt“ (ebd.). 

Hier wird deutlich, dass das Problem, das Hirsch und Demirovi6 dann mit 
Blick auf die historischen Entwicklungen von Staatlichkeit auf unterschiedli- 
che Weise zu lösen versuchen, bereits in einer, ihnen gemeinsamen, transhisto- 
risch-handlungstheoretischen Konzeption sozialer Herrschaft im Kapitalismus 
begründet liegt. Das berühmte Marx-Diktum nachdem die Menschen ihre Ge- 
schichte machen, aber „nicht aus freien Stücken, nicht unter selbstgewählten, 
sondern unter unmittelbar vorgefundenen, gegebenen und überlieferten Um- 
ständen“ (MEW 8: 115) scheint hier dahingehend verstanden zu werden, dass 
soziale Praxis zwar von strukturellen Machtverhältnissen (etwa Klassenwider- 
sprüchen) evoziert, aber nicht selbst von diesen strukturiert wird. Die kapita- 
listischen Strukturen sind demnach dem Handeln sozialer Akteure äußerlich 
entgegengesetzt oder gehen ganz in ihm auf. Die Praxis der Akteure wird als 
tendenziell kontingent und als immanenter Gegensatz zur Herrschaft des kapi- 
talistischen Reproduktionsprozess gedacht. Eine Analyse der historisch- 
spezifischen Formen und Dynamiken, welche die sozialen Praxen der Akteure 
unter der gesellschaftlichen Vermittlungsweise des Kapitalismus annehmen 
und antreiben, gerät so quasi automatisch unter Ökonomismusverdacht. Im 
Ergebnis ist diese materialistische Theorie ständig damit beschäftigt, das Of 
fensichtliche nachzuweisen und aufzudecken, dass hinter den „Sachzwängen“ 
des Kapitalismus doch tatsächlich reale Menschen mit politischen Strategien 
stecken, die auf der Grundlage ihrer meist partikularen (Klassen-)Interessen agie- 
ren. Das ist nicht falsch. Allerdings ist es erstens auch für den sogenannten 
Alltagsverstand nicht besonders überraschend. Denn dass es selbst im Kapita- 
lismus Menschen (und nicht beispielsweise „Märkte“) sind, die handeln - wer 
würde das, abgesehen von Guido Westerwelle vielleicht, bestreiten? Zudem 
lässt sich zweitens die Frage, warum die Menschen sich eigentlich auf eine be- 
stimmte Art und Weise verhalten, mit dem Verweis auf politische Strategien, 
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welche die Akteure in überlieferten Verhältnissen durch kontingente soziale 
Auseinandersetzungen hindurch eben mal so oder so entwickeln, nicht hinrei- 
chend beantworten. Gerade mit Blick auf die globalen historischen Transfor- 
mationen des Kapitalismus stellt sich ja die Frage unter welchen Bedingungen, 
d.h. innerhalb welcher „Muster der historischen Entwicklung“ (Postone 2008: 
26) die Menschen ihre Strategien entwickeln und gegebenenfalls revidieren. 
Und hier stößt die Erklärungskraft einer transhistorisch-handlungstheore- 
tischen Analyse sozialer Herrschaft im Kapitalismus offensichtlich an ihre 
Grenzen. Denn „mit Politik allein, beispielsweise den Unterschieden zwischen 
konservativen und sozialdemokratischen Regierungen, lässt sich nicht erklären, 
warum beispielsweise überall im Westen unabhängig von der jeweiligen Regie- 
rungspartei die Institutionen des Wohlfahrtstaates in den 1950er, 1960er und 
1970er Jahren gestärkt und ausgebaut wurden, nur um in den darauffolgenden 
Jahrzehnten zurück gestutzt zu werden. Die politischen Strategien der ver- 
schiedenen Regierungen unterschieden sich natürlich, doch nur graduell, nicht 
qualitativ“ (ebd.). Gleiches gilt für die Krise der fordistischen Akkumulation. 
Hier hat beispielsweise Robert Brenner gezeigt, dass die sozialen Kämpfe von 
1968-1972 der globalen Krise des fordistischen Akkumulationsregimes nicht 
vorhergingen, sondern ihr vielmehr nachfolgten (Brenner 1999). Dem traditio- 
nellen transhistorischen Materialismus, nach dem - mit einigen Modifikatio- 
nen - „alle Geschichte eine Geschichte von Klassenkämpfen“ sei, ist daher die 
im Rahmen der Neuen Marxlektüre (Elbe 2008, Elmers 2007, Heinrich 2004, 
Jappe 2005, Postone 2003) aufgeworfene Frage entgegen zu halten, ob nicht 
die im Kapitalismus auf ganz spezifische Art und Weise konstituierten, gegen- 
sätzlichen Interessen und Praxisfelder selbst ein Teil des Problems kapitalisti- 
scher Heteronomie sind. Auch bei Hirsch und Demirovic stehen zwar stets 
historisch-konkrete Kämpfe und Kräfteverhältnisse im Focus - nur haben sie 
immer die gleiche, übergeschichtliche Rolle. Das Verständnis der Geschichte 
sozialer Herrschaft wird im Sinne einer transhistorischen Handlungstheorie 
begriffen: Ob Feudalismus oder Kapitalismus - Geschichte machen die Kräfte- 
verhältnisse der Akteure; die Spieler mögen wechseln, das Spiel bleibt gleich. 

Ausgehend von diesem transhistorisch-handlungstheoretischen Verständnis der 
Geschichtlichkeit sozialer Herrschaft im Kapitalismus verfolgt nun Demirovic 
das Ziel, gleich alle Kategorien der materialistischen Theorie handlungstheore- 
tisch zu fassen (Demirovic 2007: 238 ff.). Bezogen auf die Frage nach den 
Gründen der Transformationen von Staatlichkeit bedeutet diese hegemonie- 
theoretische Dechiffrierung kapitalistischer Herrschaft nicht weniger, als dass 
die Frage nach den historischen Transformationen des Kapitalismus sich auf 
die Frage nach den (Klassen-)Kämpfen verschiebt. „Dabei wird Gramscis He- 
gemoniebegriff von einer Bereichstheorie zur Konstitutionstheorie des Sozia- 
len schlechthin radikalisiert“ (Elbe 2008: 418). Ohne Ontologisierung der 
Kämpfe kommt dieser Ansatz dementsprechend nicht aus. Denn auch wenn 
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der Staat „immer schon“ (beispielsweise durch das Recht) in den Kämpfen der 
Akteure anwesend sein soll, gehen diese ihm doch voraus. Die besondere Qua- 
lität des Kapitalismus wird damit unklar. Denn die Menschen machen hier im 
Kapitalismus ihre eigene Geschichte, wenn auch unbewusst und unter der 
Herrschaft von Machtverhältnissen, die sie sich nicht ausgesucht haben (vgl. 
DemiroviC 2010: 160) - und in welcher Gesellschaft wäre das bisher nicht so 
gewesen? Auch wenn es historisch richtig ist, dass politische (absolutistische) 
Herrschaft und Klassenspaltung dem Kapitalismus voraus gingen, übersieht 
Demirovic doch die „prinzipielle Differenz zwischen der Ursprungsdynamik 
(dem ‚Werden‘) und der immanenten Reproduktionsdynamik (dem ‚Dasein‘) 
[des Kapitalismus]“ (Elbe 2008: 400). Das kapitalismustheoretische Problem 
von Struktur und Handlung löst er elegant dadurch, dass er es einfach hand- 
lungstheoretisch auflöst. 

Die staatstheoretischen Konsequenzen dieser gesellschaftstheoretischen Un- 
schärfe sind nicht weniger wichtig. Denn im Ergebnis liegt es hier doch an 
den Subalternen, in wie fern sie ihre Anwesenheit im Staat richtig entziffern 
und seine spezifische „Rationalität“ (Demirovi& 2007: 243) für sich nutzen. 
Schließlich werden soziale Strukturen insgesamt nur als das Ergebnis des idea- 
len Durchschnitts kollektiver Handlungen verstanden (vgl. Demirovic 2010: 
168). Daher wird auch das Theorem einer eigenen Logik bzw. Selektivität 
staatlicher Strukturen als strategisch irreführend und konsequenterweise gar als 
das Ergebnis einer „antietatistischen Ideologie“ (Demirovic 2007: 243) be- 
zeichnet. So kann aber nicht mehr konsistent erklärt werden, warum sich 
staatliche Strukturen bisher doch auf eine ganz bestimmte, gesetzmäßige Art 
und Weise in den unterschiedlichsten kapitalistischen Gesellschaften reprodu- 
zieren - und dabei zugleich einem durchaus qualitativ-historischen Wandel 
unterworfen sind. Zudem wird unklar, wofür materialistische Staatstheorie ü- 
berhaupt noch betrieben werden soll. Wie Alan Wolfe bereits 1977 anmerkte: 
„Ihe point is that these tendencies (...) refuses to take the state seriously as an 
entity in its own right. Half of the profession sublimates the state into some 
other form of activity“ (Wolfe 1977: xiv, Hervh. i.O.). Auch wenn Demirovie 
zurecht gegen abstrakt anti-etatistische Vorstellungen, wie sie in Teilen der 
(post-Jautonomen Linken immer noch verbreitet sind, darauf hinweist, dass es 
ein einfaches Jenseits - nicht nur - des Staates nicht gibt, erkauft er dies mit 
einem Staats- und Gesellschaftsbegriff, der sich von traditionell (konflikt-)so- 
ziologischen Vorstellungen nicht mehr groß unterscheidet. 

Hirsch entwirft hingegen ein komplexes Modell der Vermittlung von Form- 
analyse, Regulations- und Hegemonietheorie, in dem er versucht die Berück- 
sichtigung von Akteuren mit einer gesellschaftstheoretischen Perspektive auf 
die strukturellen Zwänge von Politik und Ökonomie im Kapitalismus zu ver- 
binden (Esser/Görg/Hirsch 1994: 213). Gleichwohl hat auch dies einen „Pri- 
mat der Politik bei der Analyse gesellschaftlicher Prozesse“ (Hirsch 2005: 57, 
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Hervh. J.S.) zur Folge. Die wesentliche Eigenschaft des Staates analysiert 
Hirsch zunächst treffend als die Institutionalisierung der „politischen Form“ 
der bürgerlichen Gesellschaft durch das Gewaltmonopol, mit dem der Staat, 
u.a. über die rechtliche Garantie des Privateigentums, die Funktionsfähigkeit 
der kapitalistischen Reproduktion der Gesellschaft sicherstellen muss. Die 
Trennung der politischen Herrschaft von der Ökonomie ist insofern nur die 
Form ihrer Verbindung: „Es ist daher unmöglich, dieses Produktionsverhältnis 
mittels des Staates im Kern zu verändern“ (ebd.: 26). Da diese Funktion des 
Politischen zwar für die Reproduktion des Kapitalismus notwendig, aber nicht 
im Vorhinein gewährleistet ist, macht Hirsch dann allerdings einen Sprung 
und führt die sozialen Kämpfe politischer Akteure doch als die finale Erklä- 
rung kapitalistischer Entwicklung ein. Denn aufgrund der Widersprüche der 
kapitalistischer Herrschaft, z.B. der Spaltung in verschiedene Klassen, sei diese 
selbst Gegenstand sozialer Auseinandersetzung: Die „Besonderung des Staates, 
die Trennung von Staat und Gesellschaft bildet sich in politischen und sozia- 
len Kämpfen heraus und wird von diesen zugleich immer wieder in Frage ge- 
stellt“ (ebd.: 28). Insofern seien auch alle Klassen in unterschiedlichem Maße 
in den Staatsapparaten präsent und könnten die jeweils hegemoniale Politik 
mitunter entscheidend beeinflussen. Daher bleibe die konkrete Art und Weise 
der politischen Regulation des Kapitalismus, trotz dessen „permanenter Ten- 
denz, sich mittels der Krise aus seinen politischen Fesseln zu befreien“ (Hirsch 
1990: 190), doch „handlungsabhängig, durch politische Kämpfe und Strate- 
gien bestimmt und daher prinzipiell offen“ (Hisch 2005: 57). Dass sich die 
Beteiligung der Linken an den politischen Kämpfen um die Staatstätigkeit 
lohnt, ergibt sich dabei auch als eine Lehre aus der Vergangenheit. Denn „zum 
Sozialstaat wurde der Staat im 20. Jahrhundert nicht kraft einer ihm innewoh- 
nenden Logik, sondern weil bestimmte Kräfteverhältnisse eine auf materielle 
Konzessionen gestützte soziale Kompromissbildung erzwungen haben“ (ebd.: 
45). Überhaupt dient der fordistische Wohlfahrtsstaat bei Hirsch als Beispiel 
für die Möglichkeit, historische Entwicklung auch im Kapitalismus durch po- 
litische Kämpfe, zumindest vorübergehend, zu steuern. 

Insgesamt ist Hirschs Ansatz geprägt von der unvermittelten Ambivalenz, erst 
die existentiellen Zwänge und Eigenlogiken des Kapitalismus heraus zu arbei- 
ten und dann seine historischen Verlaufsformen zum Ergebnis von weitgehend 
kontingenten Handlungen zu erklären. Zwar umgeht er durch den Verweis auf 
kapitalistische Formprinzipien einerseits die Fallstränge der politizistischen Ve- 
reinseitigung, andererseits bestimmt er jedoch das konkrete Verhältnis von ka- 
pitalistischer Dynamik, staatlichen Strukturen und dem Handeln sozialer Ak- 
teure gerade nicht. Letzteres scheint vielmehr tendenziell im Gegensatz zur 
Formbestimmtheit zu stehen, die gegenüber den sozialen Kämpfen zwar eine 
eigene Dichte, aber keinerlei eigene Dynamik aufweist. Geschichte wird mithin 
von Kämpfen gemacht, die sich zwar unter gewissen statischen Zwängen ım 
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Staat niederschlagen - ansonsten aber davon nicht beeinflusst sind; schlimms- 
tenfalls werden sie „zurücknormalisiert und reintegriert“ (Hirsch 1996: 185, 
Hervh. J.S.). Unter den Tisch fällt dabei die Frage nach den polit- 
ökonomischen Reproduktionsbedingungen auch einer im besten Sinne demo- 
kratischen Politik. Dadurch bleibt im Dunkeln, wie die sympathischen Vor- 
schläge eines radikalen Reformismus umsetzbar sein könnten und mit welchen 
Widersprüchen sie umzugehen haben. „Damit wird die (...) am Anfang der 
Ableitungsdebatte gestellte Frage nach den Grenzen von Reformen in Bezug 
auf jeweils neue Hegemonieprojekte aber nicht nur nicht beantwortet, sondern 
erneut nicht einmal gestellt“ (Gerstenberger 2007: 182). Mithin werden gesell- 
schaftstheoretisch anspruchsvolle Erklärungen der Strukturprinzipien der kapi- 
talistischen Gesellschaft formuliert, die dann in den speziellen regulations- und 
hegemonietheoretischen Analysen konkreter Transformationsprozesse nicht 
mehr systematisch ausgewiesen werden (Hirsch 2005: 114 ff.). Die anvisierte 
Staatstkritik (Hirsch/Kannankulam/Wissel 2008:15) wird so aber schnell zum 
informierten Plädoyer für den besseren Gebrauch von Staatlichkeit, die Kritik 
der politischen Ökonomie zur Kritik der Ökonomie aus der Warte fortschritt- 
licher Politik (vgl. Fisahn 2008: 183). 

Mit Blick auf die historische Entwicklung von Staatlichkeit im Kapitalismus 
bleibt sowohl bei Demirovic wie bei Hirsch offen, wie der „strukturelle Zwang 
methodisch so berücksichtigt werden [kann], so dass er weder bloße Behaup- 
tung bleibt, noch als funktionalistisches Element in die Analyse eingeht“ 
(Werner 2007: 133). Für ein materialistisches Konzept staatlicher Transforma- 
tionen wäre schließlich genauer zu klären, inwieweit die „Transformation auch 
vom ‚Zwang der Form‘ geprägt ist und welche Effekte dies mit sich bringt“ 
(ebd.). 


Kritik der Politik als Alternative? 


Mit den staatstheoretischen Überlegungen von Johannes Agnoli lässt sich die- 
ses ‚Transformationsproblem‘ materialistischer Staatstheorie in mehreren 
Schritten angehen. An die Stelle der analytisch langfristig irreführenden Tren- 
nung von statisch-abstrakten, sozialen Formen auf der einen und dynamıi- 
schen, historisch-konkreten Kämpfen um Transformationsprozesse auf der an- 
deren Seite, tritt hier der Begriff der Reproduktion. Dieser zielt darauf, die 
immanente Dynamik der strukturellen Zwänge und Widersprüche kapitalisti- 
scher Reproduktion von Gesellschaft, die immer auch die materiellen Exis- 
tenzbedingungen der Akteure betreffen, fassbar zu machen (Agnoli 2004: 186). 
Mit anderen Worten geht es hier darum, den Prozess der Reproduktion des 
Kapitalismus als einen zugleich politischen und ökonomischen ernst zu neh- 
men und folglich diese Bereiche als unterschiedliche Momente desselben Pro- 
zesses zu dechiffrieren. Die kapitalistische Gesellschaft ist demnach entlang 
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des Gesamtprozesses ihrer Reproduktion, dem historische Transformationen 
nicht abstrakt entgegengesetzt, sondern vielmehr immanent sind, zu analysie- 
ren.? 

In den aktuellen Debatten und Beiträgen der materialistischen Staatstheorie 
sind die Überlegungen von Johannes Agnoli trotzdem kaum noch Thema. Ein 
Grund dafür dürfte sein, dass er im Verdacht steht, ein Anhängsel der Staats- 
ableitungsdebatte der 1970er Jahre zu sein und deren Funktionalismus zu tei- 
len (Sauer 2003: 162). Darüber hinaus hat Agnoli sich aber auch selbst nie 
darum bemüht, seine Arbeiten für wissenschaftliche Debatten aufzubereiten 
und zu systematisieren (Grigat 2000). Gleichwohl lassen sich seine Überlegun- 
gen für die aktuellen Fragen der materialistischen Staatstheorie nutzbar ma- 
chen. Denn Agnoli setzte sich nach seinem Bestseller „Die Transformation der 
Demokratie“ explizit mit der Frage auseinander, was die von ihm dort be- 
schriebene Involution demokratischer Mitbestimmungsformen zu Institutio- 
nen autoritärer Herrschaft und Manipulation eigentlich evoziert (Agnoli 1995: 
198). Schließlich blieb auch hier unklar, ob eine politisch umkehrbare Ent- 
wicklung beschrieben oder die Analyse eines sozialstrukturellen Zusammen- 
hangs geliefert werden soll. 

Aber der Reihe nach: Agnoli geht aus von einem Begriff von Theorie als einer 
Kritik in emanzipatorischer Absicht. Kritik bestimmt er als eine notwendiger- 
weise negative Denkbewegung, die im Bestehenden die immanenten Potentiale 
zu dessen Überwindung aufdeckt. Politikwissenschaft kann demnach nur hei- 
ßen, die Form des Politischen selbst einer Kritik zu unterziehen, die dessen 
Rolle im Gesamtprozess gesellschaftlicher Reproduktion analysiert. 

Mit diesem Verständnis von Zweck und Methode der Politikwissenschaft ana- 
lysiert Agnoli nun den Staat als die Institutionalisierung einer spezifischen 
Funktion des auf fortgesetzte Verwertung angewiesenen kapitalistischen Re- 
produktionsprozesses.' Eine kapitalistische Reproduktion der Gesellschaft, die 
nicht auf bewusster Vermittlung menschlicher Bedürfnisse beruht, sondern 
diese nur als Mittel zum Zweck bedient und insofern auch kein allgemeines 
Interesse formulieren kann, tendiert stets dazu ihre eigenen (sozialen und na- 
türlichen) Grundlagen zu zerstören. Daher, so stellt Agnoli in Bezug auf Marx 
heraus, ist es „eine unumgängliche Bedingung der Kapitalreproduktion, dass 


2 Von den prominenten Überlegungen Althussers zur Reproduktion des Kapitalismus (Althus- 
ser 1977) unterscheidet sich Agnoli u.a. dadurch, dass er diesen Begriff nicht transhistorisch 
und strukturalistisch gebraucht, sondern zur Beschreibung einer spezifisch kapitalistischen, 
sozialen Dynamik verwendet. 

3 Dabei folgt Agnoli der Marxschen Programmatik: „Die Kritik des Himmels verwandelt sich 
in die Kritik der Erde, die Kritik der Religion in die Kritik des Rechts und die Kritik der 
Theologie in die Kritik der Politik“ (MEW 1: 379). 

4 Zu den Überlegungen von Joachim Hirsch steht dieser Ansatz keineswegs im direkten Wi- 
derspruch (Hisch/Kannankulam/Wissel 2008: 17). Die politischen Kämpfe werden hier je- 
doch konsequent in Bezug auf die Bedingungen ihrer Existenz gedacht. 
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‚das Kapital endlich an die Kette der Regulation gelegt‘ wird“ (Agnoli 1995: 
31). Politisch ist diese Regulation, weil sie kraft des - sich maßgeblich in der 
Fähigkeit, allgemeine Gesetze zu erlassen, ausdrückenden - staatlichen Ge- 
waltmonopols eine Letztverantwortung für alle gesellschaftlichen Fragen postu- 
liert. Schon damit erübrigt sich die orthodoxe Frage nach dem Verhältnis von 
„Basis und Überbau“. Denn: „Ohne die organisatorische Einwirkung des Staa- 
tes findet Kapitalreproduktion nirgends statt - es sei denn man nehme an, die- 
se ereigne sich gewissermaßen ohne die physische Reproduktion der Gesamt- 
bevölkerung“ (ebd.: 82). Dabei ist die politische Regulation des kapitalisti- 
schen Verwertungsprozesses aber nicht als „autonom“, sondern vielmehr als 
dessen integraler Teil zu begreifen. Weil die materielle Reproduktion von Ge- 
sellschaftlichkeit im Kapitalismus an der Fortdauer des Verwertungsprozesses 
hängt, ist die politische Regulation auf ihn als ihre eigene Existenzbedingung 
verwiesen. Politik ist demnach die Form, in der sich die in Konkurrenten ge- 
spaltene und von der Dynamik der Verwertung getriebene kapitalistische Ge- 
sellschaft über die allgemeinen Angelegenheiten ihres Überlebens verständigen 
muss - „die politische Seite der Entfremdung“ (ebd.: 38). 

Staatlichkeit lässt sich mit Agnoli also denken als eine soziale Logik, die ein 
Ensemble von Institutionen und Apparaten durchzieht, das auf politische, 
d.h. entfremdet-allgemeine, Weise „den objektiven Zwangscharakter der gesell- 
schaftlichen Reproduktion“ (Mandel/Agnoli 1980: 19) ausdrückt.’ Der Staat 
ist demnach weder bloß „Überbau“ noch „steuerndes Zentrum“, sondern ein 
zentraler Knotenpunkt in der so dynamischen wie krisenhaften Reproduktion 
des Kapitalismus (Agnoli 1995: 30). Als solcher ist der Staat aber auch mehr 
als ein leeres strategisches Feld. Er ist aus institutionellem Eigeninteresse die 
spezifische Form eines gesellschaftlich bestimmten Inhalts: Der „Garantie der 
Reproduktion“ (Agnoli 2004: 172). 

Um dieser Logik, welche die Grünen im Koalitionspoker in NRW wieder so 
treffend „Staatsräson“ genannt haben, entsprechen zu können, muss Staatlich- 
keit je spezifische Formen institutioneller Selektivität (Agnoli 2004: 176, vgl. 
auch Offe 2006: 95) ausbilden. Diese zielt darauf ab eine flexible Politikformu- 
lierung zu ermöglichen, in dem sie die Interessen filtert, die sich aus der gan- 
zen Gesellschaft auf den Staat als Knotenpunkt politischer Regulation richten. 
Wahlrecht und Parlamentarismus, aber auch Eigentumsgarantie und Steuer- 
staat (um nur einige Beispiele zu nennen) können insofern als historisch inno- 
vative Formen teilweise gegenläufiger institutioneller Selektivitäten gelesen 
werden, welche die Berücksichtigung der für die kapitalistische Reproduktion 


5 Aus dem Doppelcharakter „des Staates“, d.h. eine bestimmte, politische Form sozialer Logik 
(Staatlichkeit) einerseits und ein Ensemble konkreter Apparate (Staat) anderseits zu sein, er- 
klärt sich auch der muntere Wechsel in den Begrifflichkeiten in diesem Artikel. Er soll dar- 
auf hinweisen, dass „Staat“ immer ein historisch-konkretes Ensemble von Institutionen ist, 
in denen sich die Logik des Politischen auf je spezifische Weise ausformt. 
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der Gesellschaft wesentlichen Interessenartikulation verbürgen und diese zu- 
gleich kanalisieren sollen. Inwiefern diese Interessen in den Staatsapparaten 
ankommen, hängt nicht nur von der Konfliktbereitschaft ihrer Vertreter ab, 
sondern auch davon, dass diese Interessen auf die eine oder andere Weise eine 
Bedeutung für den Verwertungsprozess nachweisen. 

Politische Souveränität lässt sich insofern als die Fähigkeit eines Staates ver- 
stehen, seine verschiedenen Apparate und ihre Selektionsmechanismen, vor 
dem Hintergrund der gegensätzlichen Interessen in seinem Machtbereich, so 
zu konfigurieren - dass er auch in Zukunft die Mittel dazu hat dies selbst zu 
tun. Eine kohärente Konfiguration der institutionellen Selektionsmechanismen 
bezeichnet Agnoli dann als eine „institutionelle Strategie“ (Agnoli 2004: 172), 
die sich allerdings nicht automatisch ergibt. Ausgehend vom widersprüchli- 
chen gesellschaftlichen Prozess versuchen unterschiedliche staatliche Apparate 
- aus ihrem Interesse an sich selbst - stets die institutionalisierten Selektions- 
mechanismen neu zu strukturieren, um eine flexiblere Politikformulierung zu 
ermöglichen. Dies geschieht in einem komplexen sozialen Aushandlungspro- 
zess, indem auf unterschiedlichen Ebenen, sowie unter Zugeständnissen an 
andere gesellschaftliche Akteure eine neue institutionelle Strategie (Agnoli 
2004: 170 ff.) formuliert wird. Zur Debatte steht auch auf dem Feld „souverä- 
ner Politik“ also nur wie - nicht ob - die kapitalistische Reproduktion der Ge- 
sellschaft zu verbürgen ist. Dass es gleichwohl einen Unterschied macht, „wo“ 
dieses „wie“ ausgehandelt wird, zeigen die Beispiele von Staaten, die entweder 
wie Griechenland ihre Souveränität wegen akutem „Staatsversagen“ (Initiative 
Neue Soziale Marktwirtschaft)‘ abtreten müssen, oder Formen peripherer 
Staatlichkeit, die nie dazu gekommen sind überhaupt eine (relative) Souveräni- 
tät auszubilden (Atag/Lenner/Schaffar 2008: 10 ff.). 

Mit diesem Konzept entwirft Agnoli auch ansatzweise ein Modell des Verhält- 
nisses von Struktur und Handlung. Denn die Imperative des kapitalistischen 
Reproduktionsprozesses sind natürlich das Ergebnis von sozialen Handlungen 
und setzen sich nicht automatisch in diese um. Nicht zuletzt, da aufgrund des 
gespaltenen und entfremdeten Charakters der kapitalistischen Gesellschaft 
nicht klar ist, was die jeweils erfolgversprechendste Variante der Institutionali- 
sierung des Politischen ist. Auch für Agnoli scheidet zur Erklärung der histori- 
schen Entwicklung von Staatlichkeit eine ‚Verschwörung‘ von sozialen Macht- 
gruppen genauso aus, wie die Vorstellung, dass Staatlichkeit sich ohne Akteure 
aus den Reproduktionszwängen des Politischen einfach selbst bilde. Gleich- 
wohl umgeht er das Problem nicht einfach, in dem er es handlungstheoretisch 
in Richtung sozialer Kontingenz auflöst. Vielmehr nimmt er das Bedingungs- 
verhältnis von Ökonomie und Politik im Kapitalismus ernst. Noch für die 
günstigsten politischen Kräfteverhältnisse bleibt demnach „durchgängig kon- 


6 Vgl. http://www.insm-oekonomenblog.de/wirtschaft/euro-krise-ist-staatsversagen/ 
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stitutiv, was für jede Form kapitalistischer Reproduktion der Gesamtgesell- 
schaft gilt: Dass die Erfordernisse der Kapitalverwertung - die gerade nicht 
unbedingt identisch sind mit der Summe der Einzelforderungen ‚der Kapitalis- 
ten‘ - sich durchsetzen“ (Agnoli 1997: 103). Denn sie müssen sich durchset- 
zen, sonst gerät die gesellschaftliche Reproduktion (auch der Akteure) in die 
Krise. Die Kontingenz sozialer Praxis findet ihren Platz folglich in einem je- 
weils historisch-spezifischen Möglichkeitskorridor, der den Strategien einzelner 
Akteure nur eine gewisse Spannbreite von Adaptionsmöglichkeiten an den je- 
weiligen Stand des Verwertungsprozesses lässt und die Realisierung davon ab- 
weichender Strategien mittelfristig mit der Krise der gesellschaftlichen Repro- 
duktion ‚belohnt‘. 

So lässt sich auch dem Funktionalismus-Vorwurf begegnen. Denn mit Funkti- 
onalismus hat dies wenig zu tun, wenn unter Funktionalismus verstanden 
wird, dass „unzulässigerweise aus einem funktionalen Defizit auf die faktische 
Existenz [eines Phänomens geschlossen wird]“ (Kannankulam 2008: 55). Be- 
stimmt wird hier schließlich zunächst nur, welchen Bedingungen gesellschaft- 
licher Reproduktion im Kapitalismus entsprochen werden muss. Agnoli selbst 
hat bei zahlreichen Gelegenheiten auf die Unvorhersehbarkeit sozialer Prozes- 
se hingewiesen und vor der „Mystik allgemeiner Ableitung“ (Agnoli 1995: 48) 
gewarnt. Es ist aber doch Ausdruck eines großzügigen Fortschrittbegriffs, 
wenn etwa Birgit Sauer meint, Agnoli habe die Möglichkeit eingeräumt, dass 
der Staat zum Mittel für „fortschrittliche Politik“ (Sauer 2003: 163) werden 
könne. Denn jede realistische demokratische Politik setzt ja gerade voraus, 
dass mit den kapitalistischen Verwertungszwängen Schritt gehalten wird. Sozia- 
le Kräfteverhältnisse materialisieren sich daher in staatlichen Apparaten lang- 
fristig nur im Rahmen der spezifischen Funktion des Politischen im kapitalis- 
tischen Reproduktionsprozess’. Obwohl Ungleichzeitigkeiten und Spielräume 
immer bestehen können, stehen diese nicht nur unter schnödem Finanzie- 
rungsvorbehalt, sondern sind stets auch Teil der, auf die Sicherung der politi- 
schen Regulation der kapitalistischen Reproduktion der Gesellschaft zielenden, 
institutionellen Suchbewegung. So werden Studiengebühren abgeschafft und 
gleichzeitig die autoritäre Stiftungsuniversität durchgesetzt oder auch das 
Staatsbürgerschaftsrecht modernisiert und die europäischen Außengrenzen 
dicht gemacht. All das verweist auf das reproduktionslogische Dilemma jeder 
‚fortschrittlichen Regulation‘ des Kapitalismus: keine Politik ohne Verwertung 
- und umgekehrt. 


7 Mit Agnolis Worten: „Gegen das rationale Programm des Kapitals kann jeder, auch ein Par- 
teiführer und ein Staatsdiktator spinnen. Die Frage ist nur, wie lange man ihn spinnen lässt“ 
(Agnolı 1995: 49). 
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Reproduktion durch Transformation 


Nun stellt all dies zugegebenermaßen noch keine Absage an die Vorstellung 
dar, dass es wesentlich die sozialen Kämpfe sind, die die Transformationen 
von Staatlichkeit bestimmen. Denn auch wenn man diese mit Agnoli als Aus- 
druck einer notwendigerweise auf die politische Sicherung der kapitalistischen 
Reproduktion zielenden, institutionellen Suchbewegung liest, bleibt doch of 
fen welche Dynamik eigentlich den kapitalistischen Verwertungsprozess an- 
treibt. Denkbar wäre etwa, dass die Art und Weise der Akkumulation, der 
Technologienutzung, des Konsums, etc. durch soziale Auseinandersetzungen 
hindurch so transformiert werden kann, dass dies demokratischere Formen der 
politischen Regulation kapitalistischer Gesellschaften ermöglichen könnte. Die 
linke Debatte um Alternativen zum „Green Capitalism“, z.B. in Form einer 
„sozioökologischen Transformation“ (Kaufmann/Müller 2009: 177 f£., 185 ff.), 
zielt genau darauf ab. Spätestens hier wird deutlich, dass die Frage nach den 
Faktoren der Transformation von Staatlichkeit den Rahmen einer staatstheore- 
tischen Diskussion transzendiert. 

In seinen ‚Frühschriften‘ identifizierte auch Agnoli noch die Klassenbewegun- 
gen als Grund der gesellschaftlichen Dynamik. Später bezeichnete er diese 
Vorstellung als oberflächlich (Agnoli 1998: 146) und erklärte, dass die Trans- 
formationen von Staatlichkeit als Momente einer „inneren Veränderung“ der 
kapitalistischen Reproduktion der Gesellschaft zu begreifen seien (Agnoli 
1995: 190) - einer gesellschaftlichen Dynamik also, die sich durch das Han- 
deln der Akteure hindurch als zweckrationale Notwendigkeit geltend macht, in 
dem sie diesen immer wieder neue Kriterien ihrer eigenen Reproduktion prä- 
sentiert.° Wie diese Dynamik allerdings bestimmt werden kann, hat Agnoli 
nicht ausgeführt. 

Hier bietet sich die kategoriale Marx-Rezeption, wie sie insbesondere von 
Moishe Postone formuliert worden ist, an. Denn zum einen geht er in seiner 
Reinterpretation der Marxschen Gesellschaftstheorie von einem ähnlich repro- 
duktionslogischen Modell des historisch-spezifischen Charakters der gesell- 
schaftlichen Vermittlung von Handeln und Strukturzwängen aus. Nach diesem 
wäre jeder Versuch einer nachhaltigen Einschränkung der expansiven Dynamik 
kapitalistischer Vergesellschaftung „wahrscheinlich wirkungslos (...) - nicht nur 
aufgrund entgegenstehender Interessen der Kapitalisten oder staatlicher Ent- 
scheidungsträger, sondern vor allem weil das Misslingen weiterer Mehrwert- 
steigerung tatsächlich schwierige ökonomische Probleme und erhebliche sozia- 
le Kosten nach sich zöge* (Postone 2003: 471). Postones Focus liegt dabei 
nicht auf der historischen Genese dieser Gesellschaft, sondern auf der Existenz 


8 Das Argument, dass der Fordismus u.a. deshalb in die Krise geraten sei, da sich seine „Pro- 
duktivitätsreserven“ aufgebraucht hätten (Hirsch 2005: 125) deutet implizit eine ähnliche 
Konzeption an. 
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einer Logik gesellschaftlicher Reproduktion im entwickelten Kapitalismus, der 
sich von früheren Gesellschaften durch eine spezifische Form gesellschaftlicher 
Vermittlung, die zugleich eine soziale Dynamik evoziert, qualitativ unterschei- 
det. Dessen wesentliches Attribut sieht Postone in der Existenz strukturierter 
Praxisformen, welche die Menschen mit „einer gesellschaftlichen konstituierten 
Form historischer Notwendigkeit“ konfrontieren (Postone 2003: 453). Diese 
bestimmt er als „den Drang zu ständig steigenden Produktivitätsniveaus“ 
(ebd.: 452), der eine gesellschaftliche Dialektik von Transformation und Re- 
konstitution ins Werk setzt, die fortwährend alle sozialen Bereiche umwälzt. 
Daher bezeichnet Postone die Marzsche Kapitalismustheorie auch als eine kri- 
tische Theorie der gesamten modernen Gesellschaft (Postone 2008: 9). 

Zum anderen bestimmt Postone auch genauer die Art und Weise der gesell- 
schaftlichen Reproduktionsdynamik im Kapitalismus. Gesellschaftliche Repro- 
duktion und die Logik von Produktivitätssteigerung und Rationalisierung 
hängen demnach im Kapitalismus zusammen und sind nur gemeinsam zu rea- 
lisieren. Damit übersetzten sich die (von Hirsch als wesentlich statisch be- 
schriebenen) Formzwänge in eine Dynamik gesellschaftlicher Entwicklung, die 
einen ständigen Transformationsdruck auf alle sozialen Akteure sowie deren 
Beziehungen und Identitätskonzepte ausübt. Diese Dynamik zeichnet sich da- 
durch aus, dass sie sich selbst beschleunigt und den grundlegenden Wider- 
spruch des Kapitalismus auf erweiterter Stufenleiter rekonstituiert.” Die zwang- 
hafte Entwicklung der Produktivität ergibt sich für Postone mit der, u.a. durch 
die gesetzliche Begrenzung des Arbeitstages forcierten, Produktion von relati- 
vem Mehrwert.'' Denn angesichts der zeitlichen Bestimmung des Werts kann 
hier „die Vermehrung von Mehrwert - das heißt das systematische Produkti- 
onsziel im Kapitalismus - nur erreicht werden, wenn sich das Verhältnis von 
Mehrarbeitszeit zur notwendigen Arbeitszeit verändert“ (Postone 2003: 466). 
Die Erhöhung der Produktivität aber führt nicht nur zu einer Zunahme von 
stofflichem Reichtum, sondern auch zu einem sogenannten Tretmühleneftekt: 
„Zunehmende Produktivität vergrößert die pro Zeiteinheit produzierte Wert- 


9 Dies bedeutet dabei übrigens weder - wie häufige Missverständnisse lauten - eine Zusam- 
menbruchstheorie noch Geschichtsteleologie. Denn die Feststellung, dass die Widersprüch- 
lichkeit der kapitalistischen Gesellschaft zunimmt, schließt nicht ein, dass sie sich notwendi- 
gerweise (zum Guten oder Schlechten hin) auflöst. Auch grenzt sich diese Analyse einer 
Entwicklungslogik im Kapitalismus von einem teleologischen Geschichtsverständnis ab. An- 
statt, wie z.B. Althusser, die spezifisch gesellschaftliche Dynamik des Kapitalismus transhisto- 
risch zu hypostasieren, zielt Postone auf einen Begriff der kapitalistischen Gesellschaft, der 
selbst „elementar historisch ist“ (Postone 2005: 118) und daher keine Aussagen über die 
menschliche Geschichte „an sich“ trifft. 

10 Eine andere Möglichkeit wäre allein die (Weltmarkt-)Konkurrenz als Grund der gesellschaft- 
lichen Dynamik auszumachen (vgl. Ums Ganze 2009). Allerdings behandelt schon Marx die 
Konkurrenz nur als Ausdruck einer tieferliegenden Dynamik der Wertform (vgl. MEW 25: 
860 ff.), da sie etwas voraussetzt, um das überhaupt konkurriert werden kann. 
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menge - bis diese Produktivität verallgemeinert wird“ (ebd.: 436). Mit dieser 
Verallgemeinerung sinkt die pro Zeiteinheit produzierte Wertmenge wieder auf 
das ursprüngliche Niveau ab. Dies hat eine Beschleunigung der Produktivitäts- 
steigerungen zur Folge, denn „je höher die allgemeine Stufe der Mehrarbeits- 
zeit und damit zusammenhängend der Produktivität ist, desto höher muß die 
Produktivität steigen, um eine bestimmte Zunahme der Mehrwertmasse pro 
bestimmtem Kapitalanteil zu realisieren“ (ebd.: 468). 

Wichtig ist dieser Ausflug in die Untiefen der Marxschen Werttheorie hier, da 
mit dieser im Innern der kapitalistischen Reproduktionslogik identifizierten 
Dynamik einer zwanghaften Produktivitätssteigerung und Rationalisierung zu- 
gleich die Widersprüchlichkeit des Kapitalismus zunimmt. Denn dessen 
grundlegenden Widerspruch verortet Postone nicht zwischen Besitzenden und 
Subalternen, auch wenn er diesem als Binnenkonflikt im Rahmen der Produk- 
tion des relativen Mehrwerts eine wichtige Bedeutung zuschreibt. Vielmehr be- 
steht für ihn der grundlegende Widerspruch des Kapitalismus in der zuneh- 
menden „Diskrepanz zwischen der tatsächlichen Strukturierung von Arbeit 
und des gesellschaftlichen Lebens und ihrer in Abwesenheit des Kapitals mög- 
lichen Strukturierung“ (Postone 2008: 16). Denn die im Kapitalismus den 
Produzenten entfremdete Logik gesellschaftlicher Reproduktion setzt mit der 
Dynamik der zwanghaften Produktivitätssteigerung auch „einen Prozess der 
historischen Konstitution von Wissen und Erfahrung in Gang, die umfassen- 
der sind als die Fertigkeit und das Wissen der unmittelbaren Produzenten“ 
(Postone 2003: 495). Damit vergrößert sich einerseits die Möglichkeit einer 
nicht mehr entfremdeten Reproduktion der Gesellschaft. Anderseits wird die 
kapitalistische Reproduktion der Gesellschaft in Wirklichkeit immer prekärer, 
da die Produktivität der Arbeit diese tendenziell unrentabel macht, gleichwohl 
aber die entfremdete gesellschaftliche Vermittlung weiterhin über die Produk- 
tion von Wert (abstrakte Arbeit) organisiert ist (ebd.: 451). 

Die staatstheoretische Bedeutung dieser Überlegungen liegt nun darin, dass 
dieser Widerspruch der kapitalistischen Reproduktion einerseits die immanen- 
te Geschichtlichkeit des Kapitalismus ausdrückt und zugleich eine Erklärung 
der zunehmenden Krisen der kapitalistischen Verwertung anbietet. Deren ge- 
nauerer Verlauf kann zwar auch mit diesem Konzept nicht bestimmt werden, 
gleichwohl bietet es ein Modell davon, wie sich die dynamischen Imperative 
der kapitalistischen Reproduktion durch die sozialen Kämpfe von Akteuren 
hindurch durchsetzen. Nicht geleugnet werden muss damit, dass soziale 
Kämpfe stattfinden und ihre Ergebnisse sich (auch im Staat) materialisieren. 
Die Perspektive verschiebt sich aber - gewissermaßen von der „Oberflächen- 
zur Tiefenstruktur“ (Postone 2008: 8) - auf die Frage danach, welche Verände- 
rungszwänge die polit-ökonomische Struktur des Kapitalismus aus sich selbst 
heraus setzt und was dies für die Erfolgsbedingungen der Interessenartikulati- 
onen sozialer Akteure im Staat bedeutet. Mit anderen Worten: „The vast his- 
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torical changes in capitalism from liberal, to fordist to neo-liberal modes of 
capitalism are driven by this dialectic between increases in productivity and 
the reconstitution of the standards of the labour hour. Specifically, as produc- 
tivity and the speed of production increases it causes crisis (...). To deal with 
such crisis states often initiate new forms of political organization“ (Murthy 
2009: 18). 

Mit diesem Verständnis der historischen Dynamik einer kapitalistischen Re- 
produktion von Gesellschaft könnte Agnolis staatstheoretisches Konzept so 
ergänzt werden, dass sich ein Modell der Transformationen von Staatlichkeit 
ergibt, das soziale Kämpfe nicht einfach voraussetzt, sondern sie gesellschafts- 
theoretisch einholt. Die Transformationen von Staatlichkeit wären dann zu 
begreifen als, auf die politische Garantie der kapitalistischen Reproduktion zie- 
lende, institutionelle Suchbewegungen, die in historischen Möglichkeitskorri- 
doren stattfinden, welche von einer zwanghaften Dynamik gesellschaftlicher 
Rationalisierung immer wieder neu konstituiert werden. Die von der hegemo- 
nietheoretischen Variante der materialistischen Staatstheorie analysierten Kräf- 
teverhältnisse können insofern die Auseinandersetzung um die Suchbewegung 
und Variationsmöglichkeiten beschreiben, erklärt werden müssen sie aber mit 
ihren eigenen, dynamischen Reproduktionsbedingungen.'! Diese Perspektive 
weist Geschichte unter kapitalistischen Bedingungen als eine spezifisch gesell- 
schaftliche Form von Unfreiheit aus. Damit stellt sie auch eine Kritik derjeni- 
gen materialistischen Ansätze dar, die Politik wesentlich als das Ergebnis sozia- 
ler Auseinandersetzungen verstehen wollen. Gegen diese wäre Politik als inte- 
graler Teil der kapitalistischen Reproduktion von Gesellschaft durch ihre his- 
torische Transformation zu begreifen. 

Für die Analyse von Staatlichkeit im Kontext der kapitalistischen Globalisie- 
rung bedeutet dies, dass die Inter- und Supranationalisierungstendenzen der 
politischen Regulation nur insofern als Ausdruck bewusster Strategien verstan- 
den werden können, als sie Lösungsversuche für die - dank der Produktiv- 
kraftentwicklung zunehmende - Verwertungskrise des Kapitals im nationalen 
Rahmen sind. Nicht die neoliberale Politik von Privatisierung und Deregulie- 
rung hat demnach „die Globalisierung“ verursacht. Vielmehr muss sie selbst 
als Ausdruck einer strukturellen Krisentendenz der kapitalistischen Gesell- 
schaft verstanden werden. Das heißt: Die weithin festgestellte Aushöhlung 
demokratischer Mitbestimmungsformen im (trans-Jnationalen Wettbewerbs- 


11 In eine ähnliche Richtung argumentiert auch Emmerich Nyikos bei seiner Analyse der ge- 
schichtlichen Tendenz des Kapitalismus: „Es versteht sich von selbst, dass die historische 
Notwendigkeit nie Ereignisse, sondern immer nur gesellschaftliche Tendenzen betrifft. So 
war der Erste Weltkrieg natürlich als solcher kein notwendiges, d.h. unvermeidliches Faktum, 
was keineswegs heißt, dass das Monopolstadium des Kapitalsystems (bis hin zu seiner Trans- 
nationalisierung) nicht imperialistische Kriege hervorbringen würde“ (Nyikos 2010: 616, 
Herh. i. O.). 
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staat (Hirsch 1996: 136) und die neoliberale „Neuerfindung des Sozialen“ 
(Lessenich 2008) sind so auch im post-fordistischen Kapitalismus natürlich 
nicht alternativlos. Aber die Frage, auf die diese Maßnahmen Antwortversuche 
darstellen, nämlich wie die soziale Konditionierung und politische Regierung 
des „Humankapitals“ mit dem rationalisierten Verwertungsprozess Schritt hal- 
ten kann, stellt sich dem politischen Personal als Existenzfrage. Agnoli hat in 
diesem Kontext eine „Verhärtung der politischen Form“ (Agnoli 2003) und 
deren Abkoppelung von liberaldemokratischen Legitimationsverfahren prog- 
nostiziert. 


Perspektiven 


Vieles muss hier offen bleiben. Denn auch wenn man dem bisher skizzierten 
etwas abgewinnen kann, fehlt von einer konkreten Operationalisierung der 
Analyse „historischer Möglichkeitsräume“ bis zu einer fundierten Konzeption 
des spezifisch kapitalistischen Charakters des Struktur-Handlungsverhältnisse 
noch einiges. Gerade deshalb wäre es aber lohnend, die Diskussion über die 
gesellschaftlichen Bedingungen politischer Transformationen wieder aufzu- 
nehmen und die in den letzten Jahren bloß implizit thematisierten gesell- 
schaftstheoretischen Annahmen in Bezug auf zentrale Kategorien wie Klassen, 
Politik, Geschichte und soziale Dynamik zu explizieren - anstatt diese weiter- 
hin als geklärt vorauszusetzen. Denn im staatstheoretischen Rahmen allein 
werden sich die Transformationen von Staatlichkeit wohl auch weiterhin an- 
schaulich beschreiben, aber nicht erklären lassen. 

Für die Frage einer linken Praxis sind die Konsequenzen dieser Überlegungen 
zunächst einfacher zu benennen, aber schwerer umzusetzen. Eine emanzipato- 
rische Perspektive muss dann mit dem Dilemma umgehen, dass es nicht ein- 
mal ‚nur‘ eine Frage von harten Auseinandersetzungen und Kräfteverhältnissen 
ist (Stützle 2009), ob sie ihre Ziele politisch verwirklichen kann, sondern dass 
es vielmehr in der Logik der staatlichen Reproduktion selbst liegt, emanzipati- 
ve Potentiale in die Reproduktionsdynamik des Kapitalismus einzupassen. 
Will ein radikaler Reformismus mehr bringen, als eine Verschiebung der Op- 
fergruppen im Rahmen dieser Dynamik, wird er daher am Aufbau eigener In- 
stitutionen zur Initialisierung einer neuen Logik gesellschaftlicher Reprodukti- 
on nicht vorbei kommen. Realpolitische Abstinenz bedeutet das nicht. Die 
aktuellen Krisenlösungsstrategie mit Widerstand zu konfrontieren, würde die 
Krise überhaupt erst als Strukturkrise des Kapitalismus (und nicht des „Hu- 
mankapitals“) auf die Agenda setzen. Die Krise der Gesellschaft wäre aber 
dann gleichwohl als Ziel und nicht als das, durch neue Formen demokrati- 
scher Regulierung zu lösende Problem (vgl. Wahl 2009) anzugehen. Denn 
solch eine „demokratische Politik“ setzte ja gerade die weitere (und nicht be- 
sonders demokratische) Unterordnung der Gesellschaft unter die Rationalisie- 
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rungsdynamik des Kapitalismus voraus. Erst wenn sich eine neue Form der ge- 
sellschaftlichen Reproduktion der institutionellen Strategie kapitalistischer Po- 
litik entgegenstellt und diese auch eine adäquate, „organisatorische Form ge- 
funden hat, halten das Kapital und sein Staat die neue Wirklichkeit nicht 
mehr aus“ (Agnoli 1995: 82). Wie diese Organisationsform aussehen könnte, 
wäre übrigens auch noch so eine offene Forschungsfrage. 
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